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Einleitung 


Die am 15. September 1935 in Nürnberg durch den Reichstag be- 
ſchloſſenen Grundgeſetze haben einige der weſentlichſten Punkte des 
Programms der Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiterpartei zu all⸗ 
gemein gültigen Rechtsſatzungen des Deutſchen Reiches erhoben. Da das 
Parteiprogramm faſt auschließlich ſolche Forderungen enthält, die 
volks⸗ und ſtaatsgefährdende Zuſtände von der Wurzel an beſeitigen 
ſollen, ſo liegt die Bedeutung des Reichsbürgergeſetzes und 
des Geſetzes zum Schutz des deutſchen Blutes und 
der deutſchen Ehre (beide im Reichsgeſetzbl. 1935 I S. 1146) 
weniger in ihrer ſofortigen als in ihrer tiefgreifenden Wirkung auf 
weite Sicht. Sie ſtehen in der erſten Reihe der Maßnahmen eines 
Führers, dem die kommenden Geſchlechter wichtiger ſind als die Gegen⸗ 
wart und das lebende Geſchlecht; das letztere muß Opfer bringen, damit 
= bt . verfällt, ſondern künftig ſtärker und geſünder wird, als 
es jetzt iſt. 

Land, Volk und Führung ſowie eine anerkannte, 
notfalls erzwingbare Lebensordnung (Recht) machen nach 
der Rechtslehre einen Staat aus. Der wichtigſte dieſer vier 
Pfeiler des Staates iſt aber das Volk. Der Nationalſozialismus hat 
dieſe Tatſache in ihrer entſcheidenden Bedeutung erkannt und ſie in 
den Mittelpunkt alles politiſchen Denkens geſtellt „Das Volk als 
ſolches, das iſt die ewige Quelle und der ewige 
Brunnen, der immer wieder neues Leben gibt, und 
dieſe Quelle muß geſund erhalten werden“ (Adolf 
Hitler). Einem ſolchem Volke entſpringt Kultur; das ihm nicht 
Weſens⸗ und Artgerechte kann es wohl als Ziviliſation an⸗ 
nehmen, doch wird dies niemals Kultur, denn Kultur iſt lebendiger 
Ausdruck des Blutes. 

Volksgenoſſen ſind alle, die gleichen Blutes ſind. Dieſe 
Auffaſſung war in den Zeiten, als unſer Volk in die Geſchichte eintrat, 
ſelbſtverſtändlich. So gab es ein germaniſches Volk, ehe es einen ger⸗ 
maniſchen Staat gab. „Aber das Volk ſtrebt zum Staat. 
Denn erſt im Staat weiß das Volk, was es will.“ 
(Hegel.) Ein Staat, der aus einem blutmäßig einheitlichen Volk er⸗ 
wachſen iſt, hat nur ſolche Rechtsſatzungen, die dem Leben des Volkes 
wahrhaft dienen. Ein echter Staat iſt nicht eine bloße Organiſations⸗ 
form, die von dem Volke gewechſelt werden kann wie ein Gewand, 
ſondern er iſt der äußere Ausdruck des Volkes, der ihm in dem je⸗ 
weiligen Stadium ſeiner Entwicklung entſpricht. Der Staat iſt nicht 
Gewand, ſondern Körper, und ſo kann ein beſtimmtes Volk auch nur 
einen beſtimmten Staat als ſeine einzig wirklich entſprechende Geſtalt 
beſitzen. Die innenpolitiſche Geſchichte iſt immer das 
Suchen und Ringen um dieſe ideale Form. 


I. Staatsangehörigfeit und Reichsbürgerrecht 
als Probleme der Politik 


Die urſprüngliche Übereinſtimmung von Volk und Staat, alſo auch 
von Volksgenoſſen, und Staatsangehörigen iſt im Lauf der deutſchen 
Geſchichte allmählich geſchwunden. Der Grundſatz, wonach nur die 
durch gemeinſames Blut Verbundenen, alſo die Volksgenoſſen, allein 
die vollen 9 Rechte beſaßen, überdauerte zwar die Völker⸗ 
wanderung und ſetzte ſich noch durch, als die Germanen neue Staaten 
im Donauraum, in Italien, Spanien und Nordafrika errichteten. Der 
damals auf italieniſchem Boden unternommene Verſuch, aus politiſchen 
Gründen allmählich die unterworfenen Römer mit den herrſchenden 
Goten zu verſchmelzen, ſcheiterte an dem widerſprechenden Bluts⸗ 
empfinden des Eroberervolkes. Doch das ſpätere Mittelalter mit ſeiner 
unſeligen Kleinſtaaterei zerbrach die Einheit. „Die Hunderte von 
kleinen Staaten waren weit davon entfernt, Volksſtaaten wie einſt zu 
ſein in dem Sinne, daß ein blutmäßig abgeſchloſſener Volksſtamm einen 
Staat bildete. Die politiſche Ohnmacht des „Römiſchen Reiches deut⸗ 
ſcher Nation“ ſtachelte die Begehrlichkeit der weltlichen und geiſtlichen 
kleinen Herren in Deutſchland an, ſtückweiſe nach und nach ihre Macht 
zu vergrößern. Die Stammesherzogtümer ſchwanden, und die landes⸗ 
herrliche Gewalt der Fürſten und Reichsſtädte nahm zu. Als der 
Reichsdeputationshauptſchluß von 1803, der praktiſch das Ende des 
erſten deutſchen Reiches bedeutete, die Vernichtung von 112 Staaten 
aussprach, blieben immer noch mehr als drei Dutzend übrig! Alle jene 
Landesherren fühlten ſich ſouverän auf ihrem Staatsgebiet, das viel⸗ 
fach nur von wenigen tauſend Menſchen bevölkert wurde, und im 
Abglan ei Herrlichkeit fühlte fih auch die Bevölkerung als 
elbſtändige Nation, ſei es auch nur eine bückeburgiſche oder reußiſche 

ation geweſen!).“ Mit dieſem traurigen Niedergang gewann der 
Rechtsbegriff der Staatsangehörigkeit erhöhte Bedeutung, während in 
leichem a die Bedeutung der Volkszugehörigkeit ſchwand. Die im 
erfolg der franzöſiſchen Revolution von 1789 ſich durchſetzenden Ideen 
von der „Gleichheit alles deſſen, was Menſchenantlitz trägt“ und der 
e aller vor dem Geſetz“ traten an die Stelle der blutmäßigen 
indungen. 


Die politiſche Zerſplitterung in Deutſchland iſt zum erſten Male 
mit nachhaltigem Erfolge durch Bismarcks Wirken bekämpft worden. 
Das von ihm geſchaffene zweite Deutſche Reich beruhte auf 
der ſog. „kleindeutſchen Löſung“ der geſchichtlich entſtandenen ſtaats⸗ 
politiſchen und dynaſtiſchen Probleme. Dieſe kleindeutſche Löſung war 
die im 19. Jahrhundert allein mögliche und war überhaupt auch 


1) Löſener, Staatsangehörigkeit (in: Die Verwaltungsakademie Bd. I, 
Gruppe 2, Nr. 12), Berlin 1934, S. 5. 
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damals nur deshalb möglich, weil Deutſchland einen Mann wie 
Bismarck hatte. Es mußten notgedrungen viele Millionen Volksdeutſche 
unter fremder Staatshoheit unmittelbar jenſeits der Grenzen des 
kaiſerlichen Deutſchen Reiches bleiben. Deutſchland war daher zwar ein 
Deutſches Reich, aber nicht ein Reich der Deutſchen geworden. Zudem 
waren die Folgen der Kleinſtaaterei nicht ſo schnell zu überwinden; ſi 
wirkten nach in der politiſchen Haltung der Bevölkerung und in den 
Auffaſſungen des öffentlichen Rechtes. Die Menſchen waren durch die 
unſelige gaben Entwicklung vieler Jahrhunderte unſicher, inſtinktlos 
und in hohem Grade politiſch gleichgültig geworden. Das Reich war 
ein Bundesſtaat, und das öffentliche Recht war faſt ausſchließlich das 
Recht der Einzelſtaaten. Ein eil es Reichsrecht auf dem Gebiete der 
Staatsordnung war erſt in Anſätzen vorhanden. Jeder Reform aus 
110 Willen zum Reich ſtellte ſich der Eigenwille der Bundesſtaaten 
entgegen. 

„Reich und Volk, die noch nicht zu einer Einheit hatten werden 
können, wurden der übermenſchlichen Belaſtungprobe des Weltkrieges 
ausgeſetzt. Sie unterlagen, aber ſie zerbrachen daran noch nicht. Die 
innere Kriſis entwickelte ſich völlig erſt nach dem vierjährigen Kriege, 
als land⸗ und raſſefremde Elemente ſich in die führenden Stellen des 
Staates eindrängten und von dort das deutſche Volk und ſein Volks⸗ 
tum zerſetzten. 

Den letzten Zuſammenbruch, das Erlöſchen des deutſchen Volkes 
als eines Wertes in dieſer Welt, den Millionen mit Grauen kommen 
ſahen, hat Adolf Hitler abgewendet. Er hat dazu den Weg gewieſen, 
den die geſchichtliche Erkenntnis lehrt: Die Wiederherſtellung eines 
reinen Volkstums durch reines Blut, einen Weg, der nicht von heute 
auf morgen zurückgelegt werden kann. Entſcheidend iſt, daß der Weg 
nunmehr begonnen iſt: „Im Anfang war die Tat!“ 

Der erſte Schritt war die Ausſchaltung der blutsfremden Menſchen 
aus den Stellen, die den Staat lenken oder ihn in Ordnung zu halten 
haben, alſo aus dem Berufsbeamtentum?). Es folgte der Aus⸗ 
ſchluß aus den weiteren für das öffentliche Leben, für die Volksgeſund⸗ 
heit und für die deutſche Kultur maßgebenden Stellungen. Das Geſetz 
über den Widerruf von Einbürgerungen und die Ab⸗ 
erkennung der deutſchen Staatsangehörigkeit vom 
14. Juli 1933 — RöGBl. I S. 480 — zog dann den Trennungs⸗ 
ſtrich gegenüber denen, die ſich ohne inneres Anrecht in die förmliche 
Zugehörigheit zum Staatsvolk hineingedrängt hatten, und denen, die 
in verbrecheriſcher Form den Staat, dem ſie angehörten, vor der Welt 
in den Schmutz gezerrt hatten. 

Nach der Wiederherſtellung der Wehrhoheit führte das Wehr⸗ 
geſetz vom 21. Mai 1935 — RGBl. I S. 609 — den Grundſatz 
der blutmäßigen Einheit der Wehrmachtsangehörigen ein (8 15 


2) Vgl. Geſetz zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums vom 
7. April 1933 (RGBl. I S. 175). — Abgedruckt im Anhange XI Nr. 2. 
Vgl. unten S. 137. (In feinen letzten Vorſchriften — 88 5, 6 — mit dem 
Inkrafttreten des Deutſchen Beamtengeſetzes — DBG. vom 26. Januar 1937 
— RGBl. I S. 39 — gegenſtandslos geworden.) Vgl. jetzt §8 25, 59 DBG. 
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des Wehrgeſetzes i. d. F. des Geſ. vom 26. Juni 1936 — RGBl, f 
S. 518). Dieſelbe Regelung traf das Reichsarbeitsdien ſt⸗ 
geſetz vom 26. Juni 1935 — RG Bl. I S. 769 — (vgl. 8 7 u. g 11 
Abſ. 2 i. d. F. des Geſ. vom 19. März 1937 — RGBL. 1 S. 325). Es 
fehlte aber noch die geſetzliche Feſtlegung des Grundſa th es, 
daß nur die im Staatsvolk zuſammengeſchloſſenen Volksgenoſſen 
allein auf die politiſche Geſtaltung des Reiches Einfluß haben dürften. 

Kam es bislang nur darauf an, daß jemand dem Deutſchen Rei 
nach formalem Rechte als Staatsangehöriger angehörte, um der 
politiſchen Rechte teilhaftig zu ſein, ſo ſtellt das Reichsbürgergeſetz vom 
15. September 1935 (ROBL. I S. 1146) die notwendige Über⸗ 
einſtimmung zwiſchen Volksgenoſſen und alleinigen Trägern der poli⸗ 
tiſchen Rechte in verfaſſungsrechtlicher Hinſicht auch dem geſchriebenen 
Recht nach wieder her und beſeitigt den Gegenſatz zwiſchen formalem 
und 1 Volksbegriff. Schon mittelalterliche deutſche Stadt⸗ 
rechte hatten eine ähnliche Scheidung zwiſchen den vollberechtigten 
politiſchen Trägern des Stadtregimentes, den burgenses und den min⸗ 
derberechtigten cives. Eine ſolche Scheidung findet ſich z. B. auch im 
Staatsgrundgeſetz für die ehemaligen Herzogtümer Coburg und Gotha 
vom 3. Mai 1852: „als Staatsangehörige der vereinigten 
Herzogtümer find diejenigen anzusehen, welche in einem derſelben ihren 
bleibenden Wohnſitz haben“ (§ 23). „Staatsbürger find bie 
jenigen, wee in einem derſelben Heimatrecht haben“ (J 24) ). 
In gleicher Weiſe macht die Deutſche Gemeindeordnung vom 30. Januar 
1935 (RGBl. 1 S. 49) den Unterſchied zwiſchen Einwohnern und 
Bürgern: „Bürger der Gemeinde find die deutſchen Staatsbürger... 
(§ 19 Abi. 1). 

Das Reichsbürgergeſetz, das innerhalb des Kreises der 
Staatsangehörigen einen engeren reis von politiſch allein vollberech⸗ 
tigten Volksgenoſſen ſchafft, mußte auch zunächſt einmal die bisher 
fehlende materielle Vegriffsbeftimmung des Staatsange⸗ 
höri ge n bringen. Es bezeichnet ihn als den, „der dem Schutzver⸗ 
band des Deutſchen Reiches angehört und ihm dafür beſonders ver⸗ 
pflichtet iſt.“ Die Grundſätze über Erwerb und Verluſt der 
Staatsangehörigkeit des Reichs⸗ und Staatsangehörigkeits⸗ 
geſetzes vom 22. Juli 1913?) werden dadurch in keiner Weiſe berührt. 

Deutſcher Reichsbürger iſt nur der deutſche 
Staatsangehörige, der deutſchen oder artver⸗ 
wandten Blutes iſt, und der durch ſein Verhalten 
beweiſt, daß er gewillt und geeignet iſt, in Treue 
dem Deutſchen Volk und Reich zu dienen. Das Reichs⸗ 
oürgerrecht wird durch Verleihung des Reichsbürgerbriefes erworben. 
Der Reichsbürger iſt der alleinige Träger der 
vollen politiſchen Rechte nach Maßgabe der Geſetze 
(§ 2 des Reichsbürgergeſetzes). N 


3) Abgedruckt bei Lichter-Knoſt, Deutſches und ausländiſches Staats- 
angehörigkeitsrecht (Berlin 1935) S. 260. 

a) In der gegenwärtig gültigen, ſtark veränderten Faſſung zu finden bei 
Lichter⸗Knoſt a. a. O. S. 58. 
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Damit verwirklicht das Reichsbürgergeſetz eine grundſätzliche For— 
derung der nationalſozialiſtiſchen Bewegung, die, in den Punkten 4 bis 6 
des Parteſprogramms erftmalig niedergelegt, ihre Vertiefung und ein— 
gehende „Begründung in einem beſonderen Kapitel des 19 5 in 
einem Werke „Mein Kampf“ (II. Band, 3. Kapitel) erfahren hat. Der 
Führer deckt darin die Schäden der Vergangenheit, insbeſondere die 
Fehler der Einbürgerungspraxis auf, weiſt den richtigen Weg und 
bringt die Konzeption des jetzt erlaſſenen Reichsbürgergefetzes. 

Die Mängel im Staatsangehörigkeitsrecht wird man bei ihrer 
Betrachtung gliedern müſſen in ſolche, die als unvermeidlich hingenom⸗ 
men werden müſſen, weil das Zusammenleben der Völker auf dieſer 
Erde es unmöglich macht, daß jedes feinen Wünſchen ohne Rückſicht 
folgt, und in ſolche, die Fehler darſtellen und daher je eher deſto beſſer 
abzuſtellen ſind. 

1. Ein Mangel der erſten Art iſt eine 1 Folge der 
Entwicklung der äußeren deutſchen Geſchichte, den durch einen Geſetz⸗ 
gebungsakt zu beſeitigen nicht in deutſcher Macht liegt. Es iſt dies 
der Zuſtand, daß nicht alle Volksgenoſſen die förmliche Reichsangehörig⸗ 
keit beſitzen. So gibt es in Hfterreich, in Rußland, in Ungarn, der 
Tſchechoſlowakei, Polen und vielen anderen Ländern Millionen Men⸗ 
ſchen deutſcher Volkszugehörigkeit, noch vermehrt durch die großen 
deutſchen Gebietsabtretungen nach dem Weltkriege. Die Zahl dieſer 
Volksgenoſſen macht zuſammen mehr als die Hälfte der Reichs⸗ 
ao aus, 

Umgekehrt find viele Menſchen im Beſitz der Reichsangehörigkeit, 
und beſaßen damit bisher das Recht zur Mitgeſtaltung des Puder 
öffentlichen Lebens, obwohl fie nicht deutſchen Blutes waren. Sie be⸗ 
ſaßen damit Rechte, die vielen Millionen treueſter Söhne der deutſchen 
Heimat verſagt ſind. 

Hält man dieſe beiden Tatſachen gegeneinander, ſo ergeben ſich aus 
dieſem Zuſtande zweierlei gefährliche Folgend). 

a) Der Beſitz von Rechten iſt nicht lediglich von äußerlicher Be⸗ 
deutung. Er beeinflußt das Gefühl des Trägers dieſer Rechte, wandelt 
es und reißt damit eine Kluft zwiſchen ihm und allen jenen auf, die 
dieſe Rechte nicht beſitzen. Auch die Staatsangehörigkeit iſt ein ſolches 
Recht, eine ſubjektive Berechtigung ihres Inhabers, die freilich 
zugleich auch Verpflichtungen gegenüber dem Staat enthält. Die 
Rechtswiſſenſchaft umſchreibt den Begriff der Staatsangehörigkeit 
formell als das Rechtsverhältnis der Zugehörigkeit zu einem 
beſtimmten Staat und zugleich materiell als den öffent⸗ 
lichen Rechte⸗ und Pflichtenkreis in dem gegenſeitigen Verhältnis 
wiſchen dem Staat und 11 Angehörigen‘). Das Reichsbürgergeſetz 

rückt das in § 1 wie folgt aus: „Staatsangehöriger iſt, wer dem 


5) Die nachſtehenden Darlegungen folgen den Ausführungen bei Löſener, 
Die Hauptprobleme der Nürnberger Grundgeſetze und ihrer erſten Ausfüh- 
rungsverordnungen, Reichsverwaltungsblatt 1935, S. 929. 

6) Lichter⸗Knoſt: Staatsangehörigkeitsrecht, Berlin 1935, S. 10. Vgl. 
dazu Höhn: Staatsangehöriger und Reichsbürger (in „Deutſches Recht“ 
1936 S. 20). 
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Schutzverband des Deutſchen Reiches angehört und ihm oh beſonders 
verpflichtet iſt.“ Hier wird der Inhalt beſtimmt als Recht auf Schutz 
des Staates und als Verpflichkung des Geſchützten gegenüber dem 
Schutz gewährenden Staate. Früher ſpielten im Bewußtſein des Staats⸗ 
angehörigen die Rechte eine vorherrſchende Rolle. Gegenüber dem 
Pflichtbegriff und der Verpflichtung, die vom neuen Deutschen Reich 
in den Vordergrund gerückt werden, hatte die im Anſchluß an die 
franzöſiſche Revolution entwickelte Jurisprudenz vornehmlich die Rechte 
hervorgehoben entsprechend ihrer vermeintlichen Aufgabe, die Rechte des 
Individuums gegenüber der ſtaatlichen Gemeinſchaft, die leider oft 
nur als Feind des einzelnen angeſehen wurde, zu ſichern und zu 


ſchützen. = 

So hatte ſich ein juriftifcher Begriff der Staatsangehörigkeit 
entwickelt, der den Zuſammenhang mit dem Begriff der Volksgenoſſen⸗ 
ſchaft, von dem er hergekommen war, verloren hatte. Seine Ent⸗ 
wicklung ging parallel der politiſchen Zerklüftung in die Unzahl 
ſelbſtändiger Kleinſtaaten und „Völker“. Der Begriff hatte angefangen 
ein unberechtigtes Eigenleben zu führen, entfernt von ſeinem lebendigen 
Sinn und Urſprung. Dieſe Kluft zwiſchen geſundem Empfinden und 
formalem Recht war die eine Gefahr, die bereits innerhalb des Deutſchen 
Reiches einer lebendigen Entwicklung des völkiſchen Zuſammengehörig⸗ 
keitsgefühls entgegenſtand. 

bp) Ebenſo gefahrbringend wie die Wirkung der formalen Über⸗ 
ſpitzung des Begriffs der Staatsangehörigkeit innerhalb der Reichs⸗ 
grenzen iſt aber die Wirkung auf das Auslanddeutſchtum. Der Volks⸗ 
zugehörige außerhalb der Reichsgrenzen kann leicht ſeinem Volkstum 
entfremdet werden, wenn er ſeinem Stammvolk nicht mehr förmlich 
und rechtlich zugehört. Man ſoll dieſe Gefahr nicht gering achten. Es 
iſt eine alte Erfahrung, daß das Gefühl des Fremdſeins in einem 
fremden Lande von dem Augenblick an zu ſchwinden beginnt, in dem 
die Staatsangehörigkeit dieſes fremden Landes erworben iſt. Und kommt 
dann noch hinzu, daß nunmehr auch die alte Heimat einen Volks⸗ 
u deshalb als fremd betrachtet, weil er die Staatsangehörigkeit 
es Heimatlandes nicht oder nicht mehr beſitzt, dann geht das Gefühl 
der Zugehörigkeit zur alten Heimat und den dort verbliebenen Volks⸗ 
genoſſen leicht gänzlich verloren. Geſetzliche Maßnahmen des Heimat⸗ 
ſtaats können hier freilich nicht unmittelbaren Wandel ſchaffen, da eine 
ſolche Entwicklung anderen Geſetzen als den geſchriebenen folgt. Die 
Stärke des völkiſchen Zuſammengehörigkeitsgefühls wird vielmehr 
immer in Wechſelwirkung mit der politiſchen Stärke des Vaterlandes 
und ſeiner Geltung in der Welt ſtehen. 

2. Der Punkt, den die nationalſozialiſtiſche Kritik des Staats⸗ 
angehörigkeitsrechtes von Anfang an als Fehler bezeichnete, war die 
bisherige Gleichheit, d. h. grundſätzliche Gleichberechtigung 
aller Staats angehörigen bei der Geſtaltung der 
politiſchen Geſchicke des Deutſchen Reiches. Sie war 
die politiſche Durchführung der Auffaſſung von der „Gleichheit alles 
deſſen, was e trägt“. Dieſe Auffaſſung hat der National⸗ 
ſozialismus erſetzt durch die grundlegende Erkenntnis von der Un⸗ 
gleichheit der Menſchenraſſen. Die bisherige Gleichheit der 


13 


Rechte aller Staatsangehörigen ſteht aus zweierlei Gründen in un- 
vereinbarem Gegenſatz zu den Zielen der Staatsführung, die den Boden 
für das Gedeihen des deutſchen Volkes auch in kommenden Zeiten 
bereiten will. 

a) Der erſte Grund iſt der, daß kein Unterſchied gemacht wurde, 
ob der Staatsangehörige auch nach Blut und Abſtammung zum Staats⸗ 
volk gehörte oder nicht. Die Gefahren für die Entwicklung, ja für den 
Beſtand unſeres Volkes, die das Eindringen von Juden in alle öffent⸗ 
lichen Machtpoſitionen mit ſich gebracht hatte, ſind bereits angedeutet 
worden und im übrigen noch in friſcher Erinnerung. Dieſer ſchlimmſten 
Gefahr iſt zwar bald nach der Machtübernahme durch den National⸗ 
ſozialismus ein geſetzlicher Riegel vorgeſchoben worden. Es iſt ferner 
ſchon längſt mit der Einbürgerungspraxis vergangener Zeit gebrochen 
worden, die den ſtändigen Zuſtrom von 1 in das Deutſche Reich 
nicht nur zuließ, ſondern ihn in einzelnen Ländern geradezu begünſtigte. 
Die Notwendigkeit aber, durch Staatsgrundgeſetz ein für allemal zum 
Ausdruck zu bringen, daß den Angehörigen des jüdiſchen Volkes nicht 
nur die Bekleidung öffentlicher Amter, ſondern überhaupt jeglicher 
Einfluß auf die politiſhe Geſtaltung des Staates zu verwehren iſt, 
war noch beſtehen geblieben. Hierher gehört das Recht, in Angelegen⸗ 
heiten des Staates mitabzuſtimmen oder ein Wahlrecht auszuüben. 

b) Ebenſo unhaltbar war der bisherige Zuſtand, daß das Recht 
zur Mitbeſtimmung der ſtaatlichen Geſchicke den meiſten Staats⸗ 
angehörigen gleichſam in den Schoß fiel ohne Rückſicht auf Raſſe, Ge⸗ 
innung und Tüchtigkeit. Die Fälle, in denen ein neuer Staatsbürger 

adurch „geſchaffen“ wird, daß ein bisheriger Ausländer eingebürgert, 
alſo durch einen Staatshoheitsakt zum Reichsangehörigen gemacht wird, 
treten zahlenmäßig in den Hintergrund gegenüber der Regel, daß die 
Staatsangehörigkeit im Augenblick der Geburt erworben wird, weil die 
Eltern des Neugeborenen die deutſche Staatsangehörigkeit beſitzen ($ 3 
Ziffer 1 RuStAGeſ.). Während vor der Einbürgerung eines Ausländers 
die Raſſe, die Erbgeſundheit und die Würdigkeit des Bewerbers und 
feiner Ghefrau auf das genaueſte geprüft werden, erwerben die meiſten 
Reichsdeutſchen ihre Staatsangehörigkeit und erwarben damit bisher 
auch die ſtaatsbürgerlichen Rechte automatiſch ohne Prüfung von Ver⸗ 
dienſt und Würdigkeit. Die Befugnis zur Ausübung der mit der Staats⸗ 
angehörigkeit verbundenen Rechte, z. B. des Wahl⸗ und Stimmrechts, 
war bis jetzt nur geknüpft an den einfachen Ablauf einer Friſt von 
20 Jahren ſeit der Geburt”). Von da an konnte der Reichsangehörige 
jene politiſchen Rechte ohne weiteres ausüben, wenn er nicht gerade 
durch den Spruch eines Gerichts, der ihn entmündigte oder ihn wegen 
einer ſchweren Straftat der bürgerlichen Ehrenrechte entkleidete, jene 
Rechte verloren hatte. N 

Um hierin Wandel zu ſchaffen, war es unabweisbar geworden, 
innerhalb der Geſamtheit der Staatsangehörigen einen engeren Kreis 
ſolcher Perſonen zu ſchaffen und ihnen allein die Mitwirkung und Mit⸗ 
beſtimmung in politiſchen Dingen jeder Art vorzubehalten. Das Weſen 
der Staatsangehörigkeit ſelbſt, die Gründe für ihren Erwerb und 


7) Art. 22 der Weimarer Verfaſſung. 
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Verluſt ſowie der mit der Staatsangehörigkeit verbundene Schutz des 
Reiches werden durch die neue Regelung nicht berührt. Das Statusrecht 
iſt geblieben, aber es wird nicht mehr mit den bisherigen politiſchen 
efugniſſen ausgefüllte). Dieſe letzteren können fortan nur noch von 
olchen Staatsangehörigen ausgeübt werden, die die Vorausſetzungen des 
Reichsbürgergeſetzes erfüllen. Ob die Vorausſetzungen vorliegen, wird 
nach einem objektiven und einem ſubjektiven Maßſtab feſt⸗ 
geſtellt. Der objektive iſt der, daß fie dem Blute nach zu dem deutſchen 
Staatsvolk gehören oder ihm dem Blute nach ſo verwandt ſind, daß ſie 
feinen Angehörigen gleichzuachten find. Der ſubjektive Maßſtab wird 
angelegt an ihren Charakter, ihre Leiſtungen für das Volk, kurz an 
ihre perſönliche Würdigkeit. „Denn der Staat muß einen 
ſcharfen Unterſchied machen Mahn denen, die als 
olksgenoſſen Urſache und Träger ſeines Daſeins 
und feiner Größe ſind, und ſolchen, die nur als „ver- 
dienende“ Elemente innerhalb eines Staates ihren 
Aufenthalt nehmen.“ (Adolf Hitler, Mein Kampf.) 
Seine Beſtätigung für den einzelnen wird das Reichsbürgerrecht 
im Reichsbürgerbrief erhalten, der nach dem Willen des Führers die 
wertvollſte Urkunde ſein ſoll, die ein Deutſcher erwerben kann. 


II. Naſſenbiologiſche Probleme 
1. Die Bevölkerungspolitik 

Der Kampf in politiſcher Richtung bedarf der Ergänzung 
durch den Kampf in erb⸗ und raſſeblologiſcher Richtung. 
Der eine wäre eg den anderen zum Scheitern verurteilt. Daher iſt 
auch der Kampf gegen Geburtenrückgang, Entartung und Raſſen⸗ 
miſchung, den der Staat im Wege der ſtaatlichen Bevölkerungspolitik 
Polit vom Nationalſozialismus in den Vordergrund der inneren 

olitik gerückt worden. 

a) Der Kampf gegen Geburtenrückgang und Ent⸗ 
artung. 

Der Förderung auf dieſem Gebiete gilt 

1. die beſondere Fürſorge für die kinderreiche erb⸗ 

eſunde deutſche Familie, auf das Deutlichſte unter⸗ 

ſtrichen durch die am 15. September 1935 zu Nürnberg erlaſſene Ver⸗ 
ordnung über die Gewährung von Kinderbeihilfen an kinderreiche 
Familien (RGBl. I S. 1160), i. d. F. der Verordnung vom 24. März 
1936 (RGBl. I S. 252) )). 

2. der Kampf gegen die Erbkrankheiten und ihre 
übertragung. on 

Bereits am 1. Juni 1933 (RGBl. I S. 323, 326) erging im 
Abſchnitt V des Geſetzes zur Verminderung der Arbeitsloſigkeit das 
„Geſetz über Förderung der Eheſchließungen“, nach dem ſolchen Reichs⸗ 

8) Dazu Stuckart⸗Globke, Kommentare zur deutſchen Raſſengeſetzgebung, 


Bd. 1 S. 50, 51. 
1) Vgl. insbeſondere Dritte KFV. DB. (RGBl. I S. 252). 
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angehörigen, die nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes eine Ehe 
miteinander eingehen, unter beſtimmten Vorausſetzungen auf Antrag 
ein Eheſtandsdarlehn gewährt werden kann, das bei Geburt 
von Kindern nach beſonderen Vorſchriften teilweiſe oder ganz erlaſſen 
wird. Wenige Wochen ſpäter erging am 14. Juli 1933 (RGBl. I S. 529) 
das „Geſetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes“, 
deſſen für das Geſamtvolk ſegensreiche Auswirkungen vorläufig kaum 
abzuſehen ſind. 

Schon das Geſetz über die Förderung der Eheſchließungen ver⸗ 
langte vor der Eheſtandsdarlehnsgewährung eine ärztliche Unter⸗ 
ſuchung der Verlobten, daß keiner von ihnen an vererblichen geiſtigen 
oder körperlichen Gebrechen leidet, die ſeine Verheiratung als nicht 
im Intereſſe der Volksgemeinſchaft liegend erſcheinen laſſen ($ 5 der 
2. Durchführungsverordnung vom 26. Juli 1933 — RGBl. I S. 540). 
Darüber hinaus aber beſtand bei Eheſchließungen keinerlei Zwang 
zur Vorlage ärztlicher Geſundheitszeugniſſe und erſt recht keinerlei 
Möglichkeit für den Standesbeamten, die Mitwirkung bei einer Ehe⸗ 
ſchließung abzulehnen, ſelbſt wenn einer der Verlobten an einer Krank⸗ 
heit litt, die in dem Geſetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes auf⸗ 
895 iſt. Ein Ehehindernis im Sinne des Bürgerlichen Rechts ſtellte 
das Vorhandenſein dieſer Krankheiten nicht dar. Zwar ſollte der 
Standesbeamte z. B. in Preußen die Verlobten beim Aufgebot unter 
eien me d Belehrung fragen, ob Geſundheitszeugniſſe ausgetauſcht 
eien, wie dies von zuſtändiger Stelle empfohlen ſei, die Antwort ſollte 
auch in jedem Falle in die Niederſchrift aufgenommen werden (Ziffer 336 
Abſ.? des „Amtlichen Handbuches für die ger Standesbeamten 
und ihre Aufſichtsbehörden [1932] “), aber dieſes Zeugnis hatte ſich nur 
in wenigen Bezirken des Deutſchen Reiches durchgeſetzt. Hier ſind nun⸗ 
mehr durch das Geſetz zum Schutze der Erbgeſundheit des deutſchen 
Volkes (Ehegeſundheitsgeſetz) vom 18. Oktober 1935 (RGBl. I 
S. 1246)') die notwendigen Vorſchriften erlaſſen, die die Möglichkeit 
bieten, blologiſch unerwünſchte 1 zu verhindern und 
damit oft unſagbares Elend nicht nur von den unvernünftigen Ehe⸗ 
luſtigen, ſondern vornehmlich von ihrer Nachkommenſchaft und damit 
nicht zuletzt auch von Staat und Volk abzuwenden. Das bisher in 
Preußen empfohlene Geſundheitszeugnis iſt nunmehr als Ehetaug⸗ 
lichkeitszeu Ale für das geſamte Reichsgebiet zwingend (vergl. 
einſtweilen N 8 Abſ. 2 des Geſetzes) eingeführt worden. 

Die Gründe, die unter allgemein⸗biologiſchen Geſichtspunkten eine 
Eheſchließung für Volk und Staat als unmöglich erſcheinen laſſen, find 
in § 1 des Geſetzes erſchöpfend aufgezählt?): 

Eine Ehe darf nicht geſchloſſen werden, 

a) wenn einer der Verlobten an einer mit Anſteckungsgefahr ver⸗ 

bundenen Krankheit leidet, die eine erhebliche Schädigung der 

1) Das Geſetz iſt nebſt ſeiner Begründung in dieſem Buche S. 113 
abgedruckt. 

2) Raſſenbiologiſch unerwünſchte Ehen ſind durch das Nürnberger Geſetz 


zum Schutz des deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre verboten worden. 
Vgl. des Näheren unten S. 16, 63. 


Geſundheit des anderen Teiles oder der Nachkommen befürchten 


b) wenn einer der Verlobten entmündigt iſt oder unter vorläufiger 
Vormundſchaft ſteht, 

e) wenn einer der Verlobten, ohne entmündigt zu ſein, an einer 
geiſtigen Störung leidet, die die Ehe für die Volksgemeinſchaft 
unerwünſcht asien läßt, 

d) wenn einer der Verlobten an einer Erbkrankheit im Sinne des 
Geſetzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes leidet. 

Vor der Eheſchließung haben die Verlobten durch ein Zeugnis des 
Geſundheitsamtes (Ehetauglichkeitszeugnis) nachzuweiſen, daß ein Ehe⸗ 
hindernis der oben aufgezählten Arten nicht vorliegt. Lediglich das 
unter d genannte Ehehindernis ſteht einer Eheſchließung dann nicht 
im Wege, wenn der andere Verlobte unfruchtbar iſt. Ein geſunder 
fortpflanzungsfähiger und ein erbkranker Partner dürfen aber nicht an⸗ 
einander gefeſſelt werden, ſelbſt dann nicht, wenn der letztere unfrucht⸗ 
bar gemacht iſt. Vornehmſtes volkspolitiſches Ziel der Ehe iſt die Er⸗ 
zeugung und Erziehung von Kindern. Iſt dieſes Ziel von vornherein 
unmöglich, ſo verdient eine erſtrebte Gemeinſchaft keine ſtaatliche Billi⸗ 
gung (vgl. im einzelnen die Begründung zu dem Geſetz zu 8 1 Buchſt. d, 
unten abgedruckt S. 116). 

Ehenichtigkeitsvorſchriften und Strafvorſchriften ſtellen den Erfolg 
des Geſetzes ſicher. Doch iſt das Ehetauglichkeitszeugnis vorläufig noch 
nicht allgemein eingeführt worden. Der Zeitpunkt des Inkraft⸗ 
tretens der einſchlägigen Vorſchrift wird vom Reichs miniſter des Innern 
beſtimmt werden. Einſtweilen ſoll der Standesbeamte das Zeugnis 
nur fordern, wenn er begründete Zweifel daran hat, daß die Ehe nach 
8 1 des Chezeſundheitsgeſetzes zuläſſig iſt. Einzelheiten ergeben ſich aus 
der Erſten Verordnung zur Durchführung des Ehegeſundheitsgeſetzes 
vom 29. November 1935 (RGBl. I S. 1419; in dieſem Buche abgedruckt 
S. 117) ſowie aus dem Runderlaſſe des Reichs⸗ und Preuß. Miniſters 
59 * vom 19. Oktober 1935 — IV A 8080/1075 a (abgedruckt 


Die notwendigen Weiſungen an die Standesbeamten ſind durch die 
Runderlaſſe des Reichs⸗ und Preuß. Miniſters des Innern vom 
18. Oktober 1935 — I B 3/345 — (MBliv. S. 1295) und vom 
12. Dezember 1935 — IB 3/428 — (MBliV. S. 1489) ergangen (beide 
abgedruckt im Anhange dieſes Buches S. 128, 132). 

Das Ehegeſundheitsgeſetz iſt eine entſcheidende Stufe der geſund⸗ 
heitspolitiſchen Beſtrebungen des nationalſozialiſtiſchen Staates. Im 
letzten Grunde aber ſind nicht ſeine Eheverbote das Entſcheidende, 
ſondern die geſetzlich vorgeſchriebene Eheberatung. Sie ſoll zur 
Selbſtverantwortung der Ehewilligen, zur Verantwortung gegenüber 
dem anderen Verlobten, gegenüber der Nachkommenſchaft und damit 
gegenüber der Zukunft des Volkes erziehen. 

b) Der Kampf gegen die Raſſenmiſchung. 

Raſſenbiologiſch unerwünſchte Ehen find durch 
das Nürnberger Geſetz zum Schutz des deutſchen Blutes und der 
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deutſchen Ehre (Blutſchutzgeſetz) verboten worden. In der Präambel 
dieſes Geſetzes iſt auch das Gesamte programmatiſch umriſſen: 

„Durchdrungen von der Erkenntnis, daß die Reinheit des deutſchen 
Blutes die Vorausſetzun für den Fortbeſtand des deutſchen Volkes iſt, 
und beſeelt von dem unbeugſamen Willen, die deutſche Nation für alle 
beschr. zu ſichern, hat der Reichstag einſtimmig das folgende Geſetz 
beſchloſſen.“ 

Nach dieſem Geſetz ſind es Eheſchließungen zwiſchen Juden und 
Staatsangehörigen deutſchen oder artverwandten Blutes verboten. 
Trotzdem geſchloſſene Ehen ſind nichtig, auch wenn ſie zur Umgehung 
dieſes Geſetzes im Ausland geſchloſſen find. Die Nichtigkeitsklage kann 
indes nur der Staatsanwalt erheben. In der Vergangenheit ge⸗ 
ſchloſſene Ehen bleiben unberührt. Genau entſprechend iſt außerehe⸗ 
licher Geſchlechtsverkehr zwiſchen Juden und Staatsangehörigen deutſchen 
Blutes verboten worden“). Jede Zuwiderhandlung wird ſtreng beſtraft. 
Über Einzelheiten vgl. S. 71 (Anm. zu 82). 


III. Volks⸗ und raſſenkundliche Begriffe 


1. Deutſches und artverwandtes Blut; ariſche Abſtammung 
„Die hier behandelten beiden Nürnberger Geſetze prägen den Be⸗ 
griff des deutſchen oder artverwandten Blutes. Er 
ſoll den bisherigen Begriff der ariſchen Abſtammung erſetzen)). 
Der Begriff des Ariers war aus der Sprachforſchung ent⸗ 


3) Wegen des Schutzes Staatenloſer vgl. § 15 der erſten VO. z. Blut⸗ 
ſchutzgeſetz. 

1) Die nachſtehende Darſtellung folgt den Ausführungen bei Löſener, 
Die Hauptprobleme der Nürnberger Grundgeſetze und ihrer erſten Ausfüh⸗ 
rungsverordnungen (Reichsverwaltungsblatt 1935, S. 929). 

Löſener⸗Knoſt, Die Nürnberger Geſetze. 2. Aufl. 2 
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nommen. Zwar hatte er urſprünglich die Angehörigen einer beſtimmten 
Raſſe bezeichnet, war dann aber nur noch für An ehörige beſtimmter 
Sprachgruppen verwandt worden. Die Völker, die einſtmals ihre ar! che 
Sprache in irgendein Land der Erde getragen hatten, ſind vielfach 
völlig 1 während Blutsfremde ſich heute dieſer Sprache 
bedienen und ſie als ihre Mutterſprache ſprechen. Daraus ergibt ſich, 
daß aus der Tatſache, daß ein Meuſch eine ariſche Mutterſprache ſpricht, 
noch nicht darauf geſchloſſen werden kann, daß er auch blutmäßig zu 
einer Menſchengruppe gehört, die einſtmals wegen ihrer Abſtammung 
als Arier bezeichnet wurden. Ebenſo iſt umgekehrt aus der Tatſache, 
daß heute ein Menſch eine nichtariſche Mutterſprache ſpricht, keineswegs 
zwingend zu entnehmen, daß er nicht doch ſeinem Blute nach Arier iſt. 

Dies gilt z. B. für die Angehörigen der finniſch⸗ugriſchen Sprach⸗ 
gruppe in Europa, alſo vor allem für die Ungarn und die Finnen. 
Unter dieſen mag ausnahmsweiſe mancher reinblütige Nachkomme bon 
denen ſein, die dieſe Sprache einſt aus ihrer aſiatiſchen Heimat nach 
Europa gebracht haben, aber die überwiegende Mehrzahl der heute 
lebenden Angehörigen dieſer Völker iſt „ariſchen“ Blutes, da die Nach⸗ 
kommen der alten Eroberer oder Einwanderer durch tauſendjährige 
Blutmiſchung und Zuchtwahl größtenteils in europäiſchem Blut auf⸗ 
gegangen ſind. 

Der Begriff des Ariers genügte alſo nicht, um deutlich zu bezeich⸗ 
nen, was bezeichnet werden ſollte. Die häufig gehörte Frage, ob 
dieſes oder jenes Volk als „ariſch“ zu betrachten 
ſei, war ſchon in der Frageſtellung fal ſch. Sie beruhte auf 
einer Verwechſelung von Volkstum und Raſſe. Es gibt 
wohl kaum ein Volk auf der Erde, daß ſich ausſchließlich aus Ange⸗ 
hörigen derſelben Raſſe zuſammenſetzt. Um bei dem Nächſtliegenden 
zu bleiben, ſetzt ſich das deutſche Volk aus Angehörigen der nordiſchen, 
der fäliſchen, der dinariſchen, der weſtiſchen, der oſtiſchen und oſtbal⸗ 
tiſchen Raſſe zuſammen. Ob die Raſſeforſchung den einen oder anderen 
dieſer Namen einmal ändern oder ergänzen wird, ſpielt für die grund⸗ 
ſätzliche Richtigkeit der Erkenntnis keine Rolle. Die übrigen Völker 
Europas weiſen im weſentlichen eine Zuſammenſetzung aus denſelben 
Raſſen auf. 

„Die einzelnen Völker erhalten aber ihre unterſchiedliche typiſche 
Prägung dadurch, daß jeweilig die eine oder die andere jener 
Raſſen überwiegt und damit dem betreffenden Volke den Stempel 
gerade ihrer körperlichen und ſeeliſchen Merkmale aufdrückt, während 
die Merkmale der anderen Raſſen im Geſamtbild mehr oder weniger 
zurücktreten. Daneben gibt es aber in allen europäiſchen Völkern 
Menſchen, die außereuropäiſchen Raſſen entſtammen und noch einen 
ſtarken Einſchlag davon im Erſcheinungsbild oder Weſen aufweiſen: ſo 
z. B. in Süditalien Menſchen aus afrikaniſchem Blut, in den Balkan⸗ 
ländern und im Oſten Europas Menſchen mit vorder⸗ oder inner⸗ 
aſiatiſchem Blut uſw. Man darf daher die Frage nicht Jo ſtellen, wel⸗ 

cher Raſſe dieſes oder jenes Volk angehört, ſondern man kann 
ö beſt ku immer nur fragen, welcher Raſſe dieſer oder jener 
beſtimmte Angehörige eines Volkes angehört. Die Erörterung 
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zeigt gleichzeitig, daß als dem deutſchen Blute artverwandt 
regelmäßig die Angehörigen der Völker zu betrachten ſind, in denen 
die Raſſen, die für das Blut des deutſchen Volkes beſtimmend ſind, in 


ähnlicher oder anderer Zu ammenſetzung maßgebend für den Volkstyp 
ſind. Das ſind im 1 1 alſo die europäiſchen' 


Völker und ihre reinraſſigen Nachkommen außer- 
halb unſeres Kontinents. Ausgeſchloſſen ſind nur die danach 


Srembvoifigen, die unter dieſen Völkern leben, alſo in erſter Linie die 
Juden. 


2. Deutſchſtämmigkeit und Fremdſtämmigleit 

1, Aus dem Hegriff des Volkstums und der Volkszugehörigkeit er⸗ 
gibt ſich der Begriff des Volksſtammes. Deutſchſtäm mig iſt, 
wer von dem deutſchem Volksſtamm zugehörigen 
Vorfahren abſtammt, ohne Rückſicht auf deren 
Staatsangehörigkeit. Fremdſtämmig iſt — vom deut⸗ 
55 Standpunkt aus geſehen —, wer von Vorfahren ab⸗ 
tammt, die nicht dem deutſchen Volkstum zugehören 
oder zugehört haben, alſo wer z. B. polniſcher, ſſchechiſcher, 
franzöſiſcher, italieniſcher Volks zugehörigkeit, alfo wer Nationalpole, 


⸗tſcheche,⸗franzoſe oder ⸗italiener iſt. Dabei kommt den gegenwärtigen 


politiſchen Grenzen für die Entſcheidung über die Frage der Volks⸗ 
zugehörigkeit keine Bedeutung zu. Wir brauchen nur an die faſt 


Millionen von Deutſchen zu denken, die unter fremder politiſcher 


Herrſchaft leben. Andererſeits hat aber auch keineswegs jeder einzelne 


europäiſche Staat ein eigenes Volkstum. Man kann z. B. nicht von 


einem öſterreichiſchen, ſchweizeriſchen oder gar luxemburgiſchen Volks⸗ 
tum ſprechen, da die Bevölkerung dieſer Staaten ſich aus Angehörigen 


verſchiedener Völker, des deutſchen, italieniſchen, franzöſiſchen uſw. zu⸗ 
ſammenſetzt, die ſich innerhalb ihres Staates deutlich von einander 
ſcheiden. Die Begriffe der Deutſchſtämmigkeit und der Fremdſtämmig⸗ 


keit ſind alſo mit den Begriffen der Deutſchblütigkeit und der 
Fremdblütigkeit nicht zu verwechſeln. Die Begriffe der Deutſch⸗ 
ſtämmigkeit und der Fremdſtämmigkeit gehören der Volkskunde, 
die Begriffe der Deulſchblütigkeit und der Fremdblütigkeit aber der 
Raſſenkunde an, und die Zugehörigkeit zu einem beſtimmten 
Volkstum läßt demnach noch durchaus keinen beſtimmten Schluß darauf 
zu, welcher Raſſe der einzelne zuzurechnen iſt. 


IV. Die Judenfrage. 


Die Judenfrage ift in Deutſchland die Raſſenfrage ſchlechthin. Wie 
es dazu gekommen iſt, braucht hier nicht noch einmal dargeſtellt zu 
werden. Hier handelt es ſich nur um die jetzt entſcheidend angebahnte 
Löſung der Frage, die eine der Grundvorausſetzungen für den Auf⸗ 
bau des neuen Reiches iſt. Nach dem Willen des Führers ſind die 
Nürnberger Geſetze gerade ni cht Maßnahmen, die den 
Raſſenhaß züchten und verewigen ſollen, ſondern ſolche, die den 
Beginn einer Befriedung der Beziehungen des 
deutſchen und des jüdiſchen Volkes bedeuten. 


2 * 


20 


Hätten die Juden bereits einen eigenen Staat, in dem bie maß, 
ihres Volkes zu Hauſe wäre, ſo könnte die Judenfrage ſchon heute a 8 
gelöft gelten, auch für die Juden ſelbſt. Gerade von den überzeugten 
Zioniſten iſt deshalb am wenigſten Widerſpruch gegen die Grund⸗ 
gedanken der Nürnberger Geſetze erhoben worden, weil ſie einmal 
wiſſen, daß dieſe Geſetze auch für das jüdiſche Volk die einzig richtige 
Löfung darſtellen, und weil ſie ferner wiſſen, daß ſich das wieder zum 
Bewußtſein ſeiner ſelbſt erwachte deutſche Volk damit nur eben die 
Geſeßze gegeben hat, die ſich das jüdiſche Volk ſchon vor 1 
ſenden gegeben hat (ſiehe Buch Esra), und die es ſtark gemacht haben zu 
dem völkiſchen Wunder, ſein Blut unverfälſcht und rein zu erhalten, 
obwohl alle ſeine Glieder unzählige Generationen hindurch inmitten 
fremden Volkstums gelebt haben. Man ſollte meinen, daß gerade der 
reinblütige Jude für die Raſſegeſetze des neuen Deutſchland ein gewiſſes 
Verſtändnis hat, es ſei denn, daß nach ſeiner Auffaſſung kein anderes 
Volk ſich ſelbſt den Segen erkämpfen dürfe, deſſen er ſelbſt ſich teilhaftig 
fühlt, nämlich den Segen unverdorbenen Blutes. , 

Für die Juden in Deutſchland bedeutet die geſetzliche Ab⸗ 
ſonderung auch geſetzlichen Schutz. Sie werden künftig im 
deutſchen Staatsraum innerhalb der Grenzen, die ihnen der Staat 
gezogen hat, nach ihrer Art leben können. Eine „mationa le 

inderheit“ im Sinne des Völkerrechts werden ſie dadurch freilich 
nicht. Denn zu einer Nation gehört auch ein Staat als die äußere 
Erſcheinungsform eines beſtimmten Volkstums. Es wird daher ſolange 
eine jüdiſche Nation noch nicht geben, als es noch nicht einen jüdiſchen 
Heimatſtaat gibt. Wenn auch in Paläſtina ausſichtsreiche Anfänge zu 
einem Staat des jüdiſchen Volkes vorhanden ſind und tatkräftig aus⸗ 
ebaut werden, fo liegt doch — ganz abgeſehen von dem zahlenmäßigen 
berwiegen des arabiſchen Volkes — die tatjächliche Staatsgewalt vor⸗ 
ausſichtlich noch auf lange Zeit in den Händen einer anderen Nation. 
Die Juden ſind alſo in Deutſchland eine völkiſche 
Minderheit, nicht eine nationale im völkerrecht⸗ 
lichen Sinne. 

Die e iſt eine Weltfrage. In jedem Staate, in dem neben 
dem Staatsvolt auch Juden in nennenswerter Zahl leben, wird es für 
das Staatsvolk nur eine Lö u der Judenfrage geben können, und 
zwar dieſelbe, die das deutſche Volk jetzt in Angriff genommen hat: 
die beiden einander in Blut und Weſen völlig fremden Völker müſſen, 
. ſie innerhalb desſelben Staatsraumes wohnen, ſo klar wie nur 
rgend möglich durch Rechtsſatzungen voneinander unterſchieden werden. 
Das jüdiſche Gaſtvolk, deſſen Angehörige wenig über ein Hundertſtel 
des deutſchen Wirtsvolkes ausmachen, wird fortan politiſch, kulturell 
und vor allem biologiſch vom deutſchen Volke geſchieden. Wenn Deutſch⸗ 
land heute durch geſetzlichen Zwang die Juden auf ein arteigenes 
Leben in jeder nur erdenklichen Richtung hindrängt, wenn es alſo die 
Diſſimilation zur Wirklichkeit macht, ſo wird der Raſſenhaß ſchwinden, 
und es wird an ſeine Stelle nn auf beiden Seiten das geſunde, 
von leidenſchaftlichen Affekten freie Gefühl des gegenſeitigen Fremd⸗ 
ſeins treten. Dieſe klare und kühle beiderſeitige Erkenntnis allein kann 
eine Gewähr bieten für ein erträgliches Zuſammenleben der beiden 
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Völker in demſelben Staatsraum. Es wird einige Zeit vergehen, bis 
der ſcharfe Operationsſchnitt, der die Trennung endgültig vollzogen hat, 
verheilt fein wird. Dann aber wird das übel der Aſſimilation des 
jüdiſchen Volkes, das zu einer Lebensgefahr für das deutſche Volk 
1 war, beſeitigt ſein, und die künftigen Geſchlechter werden es 
uns danken. 


V. Das Problem der deutſch⸗jüdiſchen Miſchlinge! 


Die Judenfrage ſelbſt iſt durch die Nürnberger Geſetze endgültig in 
die Bahnen gelenkt worden, in denen ſie einmal ihre völlige Löſung 
finden wird. Derartig große völkiſche Probleme können nicht von heute 
auf morgen abſchließend geregelt werden. 

Ein anderes, mit dem vorigen unmittelbar zuſammenhängendes 
Problem aber haben die beiden Erſten Ausführungsverordnungen zu 
den Geſetzen bereits endgültig geregelt, das ſchwierige Problem der 
deutſch⸗jüdiſchen Miſchlinge. Der Allgemeinheit iſt die Größe der 
Schwierigkeiten auf dieſem Gebiet freilich weniger zum Bewußtſein 
gekommen, als bei der Judenfrage. Meiſtens wurde das Problem nur 
mit dem Schlagwort von „Juden und Judenſtämmlingen“ berührt und 
damit auch abgetan. Für eine wirkliche Erkenntnis der Lage war hier⸗ 
mit allerdings nichts gewonnen, vielmehr wurden die Schwierigkeiten 
dadurch nur verdeckt. 

Das Problem der deutſch⸗jüdiſchen Miſchlinge iſt aber keineswegs 
einfach ein Anhängſel der Judenfrage, das dadurch zu erledigen iſt, daß 
man die Miſchlinge ohne weiteres den Juden gleichſtellt. Es iſt zwar 
verwandt mit der Judenfrage, aber doch ſo anders geartet, daß es nach 
ganz anderen Geſichtspunkten als dieſe Frage beurteilt und behandelt 
werden muß. Das iſt vor allem ſchon deshalb nötig, weil ja jeder Halb⸗ 
jude ebenſo auch ein Halbdeutſcher und weil jeder Vierteljude gleich⸗ 
zeitig ein Dreivierteldeutſcher iſt. 

Aus der folgenden Erörterung muß aber zunächſt eine Gruppe 
deutſch⸗jüdiſcher Miſchlinge ausſcheiden, nämlich die der ſog. Drei⸗ 
vierteljuden. Das ſind die Miſchlinge, die drei volljüdiſche Großeltern 
und nur einen deutſchblütigen Großelternteil (Großvater oder Groß⸗ 
mutter) haben. Daß eine ſo ſtark überwiegende jüdiſche Erbmaſſe einen 
Menſchen zum Juden ſtempelt, ganz abgeſehen davon, daß er in einem 
jüdiſchen Hauſe oder mindeſtens unter maßgeblichem jüdiſchen Einfluß 
aufgewachſen iſt, bedarf nicht mehr einer näheren Begründung. Ein 
Problem der Dreivierteljuden beſteht alſo nicht. Die Dreivierteljuden 
werden ſich ſelbſt in aller Regel auch als Juden fühlen, mindeſtens aber 
ſind ſie nach den im Volk und im Staat herrſchenden Anſchauungen 
ebenſogut Juden, wie die völlig reinraſſigen. 85 der Erſten Verordnung 
zum ls Juden geh drückt das aus, indem er dieſe Gruppe ſchlecht⸗ 
hin als Juden bezeichnet und nicht den Umweg über eine geſetzliche 

) Die nachſtehenden Ausführungen ſind entnommen: Löſener, „Die 


Hauptprobleme der Nürnberger Grundgeſetze und ihrer erſten Ausführungs⸗ 
verordnungen“ (Reichsverwaltungsblatt, 1935 S. 929), 
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Fiktion geht: „Jude iſt, wer von mindeſtens drei der Raſſe nach voll— 
jüdiſchen Großeltern abſtammt.“ 

Für die bisherige Lage der unmittelbaren Nachkommen aus deutſch⸗ 
jüdiſchen Miſchehen, die Halbjuden, und für deren Nachkommen aus 
Ehen mit Deutſchblütigen, die ſog. Vierteljuden, waren beſtimmend 
geweſen der ſog. Arierparagraph des Geſetzes zur Wiederherſtellung des 
Berufsbeamtentums vom 7. April 1933 (RGBl. I S. 175) in Ver⸗ 
bindung mit der Erſten DurchfV O. dazu vom 11. April 1933 (a. a. O. 
S. 195) und einige andere geſetzliche Beſtimmungen, ferner die An⸗ 
forderungen, die die nationalſozialiſtiſche Bewegung und ihre Gliede⸗ 
rungen an die Reinheit des Blutes ihrer Mitglieder ſtellten, vor allem 
aber eine unüberſehbare Maſſe von ſonſtigen „Arierparagraphen“ in 
den Satzungen von Organiſationen, Verbänden und Vereinen aus allen 
nur erdenklichen Lebensgebieten. Alle dieſe Vorſchriften richteten ſich 
freilich in erſter Linie gegen die Juden, trafen dieſe aber nicht entfernt 
ſo ſchwer wie die deutſch⸗jüdiſchen 1 Dem Juden blieb und 
bleibt immer noch zunächſt ſein eigenes Volk und Volkstum innerhalb 
wie außerhalb des Reichsgebietes als Rückhalt; der Jude kann in einem 
jüdiſchen Unternehmen im Inlande ſeine Berufsausbildung genießen, 
er kann aber auch mit der Ausſicht auf Unterſtützung und Förderung 
durch ſeine ausländiſchen Raſſegenoſſen auswandern. Alle dieſe Mög⸗ 
lichkeiten aber waren dem deutſch⸗jüdiſchen Miſchling, auch dem Viertel⸗ 
juden 8 Er ſtand ausgeſtoßen zwiſchen zwei raſſiſch ganz 
verſchiedenen Völkern: jedem gehörte er zu einem Teile an, keinem 
aber ganz. 

Es iſt daher folgende Regelung getroffen: 

Zunächſt iſt auch auf dieſem Gebiete ebenſo wie bei der Regelung 
der Judenfrage eine klare Begriffsbeſtimmung geſchaffen worden, 
damit künftig nicht mehr mit den verſchiedenartigſten Begriffen 
von „Nichtariern“ gearbeitet wird. § 2 Abſ. 2 der Erſten VO. zum 
Reichsbürgergeſetz führt die 1 der „jüdiſchen Miſchlinge“ ein. Zu 
‚iefer gehören ausſchließlich die deutſchen Staatsangehörigen (oder in 
Deutichland lebenden Staatenloſen oder die ehemaligen deutſchen 
Staatsangehörigen — § 15 der Erſten VO. zum Blutſchutzgeſ.), die 
inen oder zwei der Raſſe nach volljüdiſche Großelternteile haben, alſo die 
‚og. Vierteljuden und Halbjuden. Was jenſeits dieſer Grenzen liegt, 
Nen entweder zum Judentum (alſo die Dreivierteljuden) oder zum 
eutſchen Volk (alſo die Achteljuden oder die Menſchen mit noch ge⸗ 
ringerem jüdiſchen Blutseinſchlag). 

Die Vorſchrift des § 2 a. a. O. geht ausdrücklich nur bis auf die 
Großeltern zurück, d. h. für die Entſcheidung darüber, ob jemand ein 
Viertel⸗, Halb⸗ oder Dreivierteljude ist, ift ausſchließlich die Zahl ſeiner 
volljüdiſchen Großeltern zu berückſichtigen. Iſt einer der Großeltern 
nicht reiner Jude, ſondern ſelbſt nur Miſchling, ſo zählt er für die 
Begriffsbeſtimmung nicht mit. Die Verordnung kennt alſo nicht mehr 
eigene Gruppen etwa der Dreiachteljuden (mit drei jüdiſchen Urgroß⸗ 
eltern) oder der Fünfachteljuden (mit fünf jüdiſchen Urgroßeltern). Ein 
Dreiachteljude zählt vielmehr zu den Vierteljuden, und auch das nur 
dann, wenn zwei von ſeinen drei jüdiſchen Urgroßeltern die Eltern 


23 


eines der Großeltern geweſen find, dieſer alſo reiner Jude iſt; gehört 
dagegen jeder der drei ‚üblichen Urgroßeltern einer anderen Ahnenreihe 
an, ſo iſt keiner der Großeltern ein reiner Jude, ſondern es wären 
nur drei Großeltern Halbjuden und würden für die Begriffsbeſtimmung 
nicht mitrechnen. Entſprechendes gilt für Fünfachteljuden, die regel⸗ 
mäßig als Halbjuden zu betrachten find. Damit aber endloſe Nach⸗ 
forſchungen er Grund unkontrollierbarer Behauptungen von Ab⸗ 
ſtammungsprüflingen über die Raſſe von Urgroßeltern oder 1 
ferneren Ahnen vermieden werden, hat die 1. VO. 1 Reichsbürgergeſ. 
in §2 Abſ. 2 S. 2 und in 8 5 Abſ. 1 S. 2 dagegen Vorkehrung getroffen. 
Es iſt die unwiderlegbare Rechtsvermutung eingeführt, daß ein Groß⸗ 
elternteil ſtets dann als Jude gilt, wenn er jüdiſcher Religion geweſen 
iſt. Daneben iſt natürlich ein der Raſſe nach jüdiſcher Großelternteil 
immer Jude, ſelbſt wenn er nicht jüdiſcher Religion iſt oder geweſen iſt. 

Die rechtliche Stellung der jüdiſchen Miſchlinge iſt nunmehr 
folgende: 

Für das durch §1 der 1. VO. zum Reichsbürgergeſetz verliehene 
vorläufige Reichsbürgerrecht beſteht kein Unterſchied zwiſchen Viertel⸗ 
juden und Halbjuden. Beide ſind unter denſelben Vorausſetzungen wie 
die rein Deutſchblütigen im Beſitz dieſes Rechtes (§ 2 Abſ. 1 a. a. O.). 
Dagegen bleiben die reichsgeſetzlichen Beſtimmungen unberührt, die die 
Bekleidung öffentlicher Amter uſw. von beſtimmten ſchärferen An⸗ 
a. a. 8). die Reinheit des deutſchen Blutes abhängig machen 

6 a. a. O.). 


a übrigen beſtehen aber erhebliche Verſchiedenheiten zwiſchen 
der Stellung der Vierteljuden und der Halbjuden. 


1. Für die Vierteljudent), alſo die Staatsangehörigen mit nur 
einem volljüdiſchen Großelternteil, hat die Regelung die Wirkung, daß 
1 in ihren Nachkommen im deutſchen Volk aufgehen. Dieſem Ziele 

ienen die Beſtimmungen der VO. zum Blutſchutzgeſetz, die die erneute 

Aufnahme jüdiſchen Blutes in das vierteljüdiſche verhüten wollen (das 
Eheverbot zwiſchen Juden und Vierteljuden in § 2 ſowie das Verbot 
und die Beſtrafung des außerehelichen Verkehrs zwiſchen Juden und 
Vierteljuden in G 11 S. m ſowie die Beſtimmung des 8 4, der ein Ehe⸗ 
hindernis für Ehen zwiſchen Vierteljuden aufſtellt. Nachdem einmal 
entſchieden iſt, daß die Vierteljuden im deutſchen Blut aufgehen ſollen, 
will dieſe Beſtimmung durch das Ehehindernis der Entſtehung neuer 
Vierteljuden vorbeugen und vierteljüdiſchen Menſchen nur den Weg 
al laſſen, ſich mit Ehegatten rein deutſchen Blutes zu verheiraten 
oder mindeſtens mit ſolchen, die nicht mehr als einen jüdiſchen Ur⸗ 
großelternteil haben. 


1) Im behördlichen Geſchäftsverkehr werden künftig in der Regel fol⸗ 
gende Bezeichnungen verwendet: 
für einen jüdiſchen Miſchling mit zwei volljüdiſchen Großeltern 
Miſchling erſten Grades, 
für einen jüdiſchen Miſchling mit einem volljüdiſchen Großelternteil 
Miſchling zweiten Grades, 
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2. Anders f dagegen die durch die beiden Verordnungen für, die 
fene Regelung. Der Halbjude allein iſt der typiſche 


Zu einem großen Teile iſt freilich die Halbjudenfrage bereits durch 
das Leben vorweg entſchieden worden und entzieht ſich inſoweit einer 
anderen He 90 Regelung. Die Beſtimmungen, die ſich hierauf be⸗ 

iehen, enthält 85 Abſ. 2 der 1. VO. zum Reichsbürgergeſetz, der ſolche 
albjuden rechtlich zu Juden ſtempelt, die ſich in aller Form zum 
Judentum bekannt haben. Ein ſolches Bekenntnis liegt vor, wenn ein 
Halbjude der jüdiſchen Religionsgemeinſchaft angehört oder künftig in 
fie eintritt; der Entſchluß der Eltern, die ihr Kind dieſer Religions⸗ 
gemeinſchaft zuführen, muß gleichfalls als maßgeblich für die raſſiſche 
Einordnung des Kindes angeſehen werden. Ebenſo haben ſich zum 
Judentum bekannt der Halbjude oder die Halbjüdin, die ſich einen 
jüdiſchen Ehegatten gewählt haben oder die dies künftig tun. Schließlich 
werden Kinder aus einer ehelichen oder unehelichen Verbindung zwiſchen 
jüdiſchen und deutſchen Menſchen, wenn dieſe Verbindung nach Erlaß 
der Nürnberger Geſetze ſtattgefunden hat, ebenfalls den Juden zu⸗ 
gerechnet werden, weil in dieſem Falle die Eltern in voller Kenntnis 
der Tragweite ihres Tuns gehandelt haben. Wenn auch Miſchehen 
zwiſchen Juden und Reichsangehörigen deutſchen oder artverwandten 
Blutes durch § 1 des Blutſchutzgeſetzes verboten find, fo kann das Geſetz 
es doch nicht hindern, daß ein a Jude eine ausländiſche 
Frau heiratet, die dem Blute nach dem deutſchen artverwandt iſt. 
Die Ehefrau würde zwar durch die Eheſchließung nach geltendem Recht 
aleichfalls Reichsangehörige, aber das halbjdiſche Kind aus dieſer Ehe 
ürde als Jude gelten. Dieſelbe Folge tritt ferner für halbjüdiſche 
Kinder ein, die ſpäter als 10 Monate nach dem Inkrafttreten des Reichs⸗ 
bürgergeſetzes außerehelich geboren werden. Dieſe beiden Beſtimmungen 
Ben vor allem eine Warnung für den nichtjüdiſchen Elternteil fein, 
aß er nicht leichtfertig eine raſſiſch verderbliche Verbindung eingeht 
und ſich damit über den ihm bekannten Willen des Geſetzes hinwegſetzt. 

Eine andere Entſcheidung hat das Leben auch bereits vorweg⸗ 
genommen: die Ehen von halbjüdiſchen mit deutſchblütigen oder viertel⸗ 
jüdiſchen Menſchen. Die Kinder aus ſolchen Ehen ſind Vierteljuden 
und ſollen in das deutſche Volk herübergenommen werden. Daher war 
über die in ſolchen Ehen lebenden Halbjuden eine Beſtimmung über⸗ 
haupt nicht mehr zu treffen. 


1) Siehe Note S. 23. 
für eine Perſon deutſchen oder artverwandten Blutes 
Deutſchblütige. 
(Vgl. RdErl. d. RuPrMd J. vom 26. November 1935 — unten abge⸗ 
druckt S. 87, (2), 2 f.). 
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Den noch unverheirateten Halbjuden dagegen ſteht es nicht frei, 
deutſchblütige Menſchen zu heiraten. Während fie jüdiſche und halb⸗ 
jüdiſche Ehegatten frei wählen dürfen, bedarf eine Ehe mit Deutſch⸗ 
blütigen oder mit Vierteljuden einer beſonderen Genehmigung, über die 
$ 3 der Verordnung zum Blutſchutzgeſetz das Nähere angibt. Halbjuden 
dürfen ſomit ohne Genehmigung nur Halbjuden oder Juden (Voll⸗ 
oder Dreivierteljuden) heiraten, letzteres freilich mit der Rechtsfolge, 
daß ſie künftig ſelbſt als Juden gelten ($ 5 Abi. 2 Buchſt. b der Erſten 
VO. zum Reichsbürgergeſetz). 


Um die deutſch⸗jüdiſchen Mi linge — ſoweit ſie nicht als Juden 

en Ana bisherigen, praktiſch faſt voll⸗ 
ſtändigen Gleichſtellung mit den Juden auf allen Lebensgebieten zu 
befreien, die ihnen beinahe jegliche Bewegungsfreiheit und Erwerbs⸗ 
möglichkeit nahm, ordnet § 6 der 1. Verordnung zum Reichsbürgergeſetz 
ch reichsgeſetzliche Beſtimmungen und Anordnungen der 


der NSDAß. in dieſem techniſchen Sinne find ausſchließlich: SA., SS., 


— i. d. F. der Verordnung vom 5. Dezember 1935 — 
RGBl. I S. 1523 —). 


Es iſt von beſonderer praktiſcher Bedeutung, daß die Deutſche 
Arbeitsfront ſeit dem 1. Januar 1936 die Mitgliedſchaft nicht mehr von 
Anforderungen, die über 85 hinausgehen, abhängig macht (vgl. unten 
S. 103). Wegen der Beteiligung der Miſchlinge erſten und zweiten 
Grades am Reichsarbeitsdienſt und an der Wehrpflicht vgl. § 7 
des Reichsarbeitsdienſtgeſetzes vom 26. Juni 1935 — RGBl. I S. 769 
i. d. F. des Geſetzes vom 19. März 1937 — RGBl. 1 S. 325 — und 
§ 15 des Wehrgeſetzes vom 21. Mai 1935 — RGBl. 1 S. 609 — 
i. d. F. des Geſetzes vom 26. Juni 1936 — RGBl. I S. 518 —. 
Dieſe Vorſchriften ſind nunmehr dem Reichsbürgergeſetz angeglichen. 
Doch können Miſchlinge keine Vorgeſetzten werden. Der Erwerb der 
Doktorwürde an deutſchen Univerſitäten durch Miſchlinge iſt durch 


1) Von den Gliederungen der NSDAP. ſind die ihr angeſchloſſenen 
Verbände zu unterſcheiden: NS.⸗Arztebund, NS.⸗Rechtswahrerbund, NS.- 
Lehrerbund, NS. Volkswohlfahrt, NS.⸗Kriegsopferverſorgung, Reichsbund 


der Deutſchen Beamten, NS.⸗Bund Deutſcher Technik und Deutſche Ar⸗ 
beitsfront. 


Keine Gliederung der Partei iſt auch das NSF K. (NS.⸗Flieger⸗ 
korps). Vgl. Erl. des Führers und Reichskanzlers vom 17. 4. 1937 — 
RGBl. I S. 529. Das NESFR. iſt eine ſelbſtändige Körperſchaft des öffent⸗ 
lichen Rechts und unterſteht dem Reichsminiſter der Luftfahrt; es rechnet 
ebenfalls nicht zu den der NSDAP. angeſchloſſenen Verbänden. An der 
Spitze des NSF K. ſteht der Korpsführer. 
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RdErl. d. RupPrefWiſſErzuVolksb. vom 15. April 1937 (RMin⸗ 
AmtsBl. DtſchWiſſ. 1937 S. 224) geregelt. Juden find vom Erwerb 
ausgeſchloſſen. (Der RdErl. iſt unten abgedruckt S. 110.) 


VI. Oer Nachweis der Abſtammung von deutſchem 
oder artverwandtem Blut (Ariernachweis“) 


Die Trennung der deutſchen Staatsangehörigen in ſolche deutſchen 
und artverwandten Blutes, in jüdiſche Miſchlinge und in Juden hat 
zur Folge, daß dem einzelnen deutſchen Staatsangehörigen, der das 
Reichsbürgerrecht erlangen oder der zu einer Ehe ſchreiten will, der 
Nachweis darüber obliegt, daß er deutſchen oder artverwandten Blutes 
iſt. Dieſer Nachweis, ſchon jetzt in zahlreichen Geſetzen auf den ver⸗ 
ſchiedenſten Gebieten gefordert, wurde bisher als der Nachweis der 
ariſchen Abſtammung bezeichnet. Ebenſo wird künftig der Nachweis, 
daß jemand deutſch⸗jüdiſcher Miſchling iſt, eine Rolle fpielen?). 

Der Nachweis des deutſchen oder artverwandten 
Blutes im Sinne des Reichsbürgergeſetzes, des Geſetzes zum Schutze 
des deutſchen Blutes und der Den Ehre und der Reihe weiterer 
bereits vor deren Inkrafttreten erlaſſener Geſetze iſt im Regel⸗ 
fall auf urkundlichem Wege zu erbringen. Um die in 
mancherlei Richtungen aufgetauchten Schwierigkeiten bei dieſem Nach⸗ 
weis zu beheben und zugleich über den erfolgten Nachweis ein 
authentiſches Zeugnis auszuſtellen, iſt bereits im Jahre 1933 die Dienſt⸗ 
ſtelle des Sachverſtändigen für ee ſpäter 
umgewandelt in die Reichsſtelle für Sippenforſchung, 
Berlin NW 7, Schiffbauerdamm 26, von Reichs wegen 
eingerichtet worden). ‚ 


1. Der große und der kleine Nachweis 

In der bisherigen Praxis wurde unterſchieden zwiſchen dem 
ſogenannten kleinen Ariernachweis (im Sinne des Reichs⸗ 
beamtengeſetzes i. d. F. vom 30. Juni 1933 — RGBl. I S. 433 —, des 
Wehrgeſetzes vom 21. Mai 1935 — RGBl. I S. 611 — und derjenigen 
eſetzlichen Beſtimmungen, die den gleichen Nachweis verlangen) und dem 
genannten großen Ariernachweis (im Sinne der Aufnahme⸗ 
bedingungen der NSDAP. und ihrer ſämtlichen Gliederungen, auf 
Grund des § 13 des Reichserbhofgeſetzes vom 29. September 1935 — 
RGBl. I S. 686 — und im Sinne der Aufnahmebeſtimmungen für die 
Reichsſchaft der Studierenden an den deutſchen Hoch- und Fachſchulen 
vom 6. Juli 1935 — Erlaß des Reichs⸗ und Preuß. Miniſters für 
Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung — Ti 1736). Die Reichzitelle 
für Sippenforſchung fordert für bei ihr nachgeſuchte Gutachten im 
erſteren Falle die Vorlage der eigenen Geburtsurkunde des Prüflings 


1) Vgl. dazu Frhr. v. Ulmenſtein, Der Abſtammungsnachweis, Berlin 
1937, ſowie Kronenberg, Kirchenbuchurkunden für Sippenforſchung und 
deutſchblütigen Abſtammungsnachweis, Berlin 1937. 

2) Wegen der deutſch-jüdiſchen Miſchlinge vgl. S. 21ff. 

3) Vgl. S. 32. 
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ſowie der Heirats-(Trau-) und Geburts-(Tauf-)urkunden feiner Eltern 
und Großeltern, im anderen Falle der Geburtsurkunde des Prüflings, 
der Geburts- und Heiratsurkunden ſeiner Eltern, Großeltern, Urgroß⸗ 
eltern uſw. bis zu der am 1. Januar 1800 lebenden Elternreihe zurück. 
Unter Eltern uſw. ſind hier ſelbſtverſtändlich nur die blutsmäßigen 
Eltern, nicht aber Adoptiveltern, Stief⸗ oder Pflegeeltern gemeint. 
Für den Nachweis der Abſtammung bei der Eheſchließung hat der 
RdErl. d. RuPrMdJ. vom 26. November 1935 — IB 3/324 I 
MBENVB. S. 1429, abgedruckt in dieſem Buche S. 87, eine eingehende 
Regelung getroffen, die unnötige Erſchwerungen auszuſchließen trachtet. 
Es heißt dort: 


„(5). In Zukunft hat jeder Verlobte vor der Eheſchließung dem 

Standesbeamten den Nachweis ſeiner Abſtammung zu erbringen. Dabei 
iſt jedoch folgendes zu beachten: 
2) Die praktiſche Anwendung der maßgebenden Vorſchriften muß 
in einer Weiſe erfolgen, die unnötige Erſchwerungen für den ganz 
überwiegenden Teil des deutſchen Volkes, der deutſchen oder artver⸗ 
wandten Blutes iſt, ausſchließt. Die Anforderungen an den Nachweis 
der Abſtammung müſſen deshalb auf das unbedingt Notwendige be⸗ 
ſchränkt werden. Das iſt um ſo eher möglich, als die Verletzung der 
einſchlägigen Vorſchriften durchweg mit ſchweren Zuchthausſtrafen ge⸗ 
ahndet wird. 

b) Zum Nachweis der Abſtammung ſind beim Aufgebot außer 
den Geburtsurkunden der Verlobten die Heiratsurkunden ihrer Eltern, 
bei unehelichen Kindern die Geburtsurkunde der Mutter und, falls der 
Vater bekannt iſt, auch deſſen Geburtsurkunde vorzulegen‘). Die Ver⸗ 
lobten haben ferner ſchriftlich oder zu Protokoll zu verſichern, was ihnen 
über die eee und die Religion ihrer Großeltern bekannt 
iſt, und zu erklären, daß ſie die Angaben über ihre Abſtammungs⸗ 
verhältniſſe nach beſtem Wiſſen gemacht haben. Andere Erklärungen ſoll 
der Standesbeamte von den Verlobten grundſätzlich nicht De Er 
kann aber verlangen, daß weitere Urkunden, insbeſondere die Heirats⸗ 
urkunden der Großeltern, vorgelegt werden, wenn ihm beſtimmte Tat- 
behan bekannt ſind, die für eine andere als die von den Verlobten 
behauptete Abſtammung ſprechen. Grundſätzlich ſind bei der Führung 
des VM. vollſtändige Perſonenſtandsurkunden zu be⸗ 
nutzen. Scheine find nicht zuläſſig; dagegen beſtehen gegen die Ver⸗ 
wendung der ſog. abgekürzten Urkunden des preußiſchen Rechts keine 
Bedenken. Können die Verlobten Perſonenſtandsurkunden über Geburt 
oder Heirat nicht beibringen, weil dieſe in einem fremden Lande erfolgt 
b das keine ſtaatliche Beurkundung der Perſonenſtandsfälle kennt, 
o reicht die Vorlage kirchlicher oder ſonſt beweiskräftiger Beſcheini⸗ 
gungen aus.“ 

In ganz beſonders ſchwierig gelagerten Fällen kann der Standes⸗ 
beamte notfalls auch einen Abſtammungsbeſcheid der Reichsſtelle für 
Sippenforſchung verlangen. Soweit die Vorlage von Urkunden gefordert 


) Es empfiehlt ſich, zur Geburk. des Erz. auch das AlimentUrt., eine 
Beſcheinigung des Jugendamtes oder des Vormundſchaftsgerichts zu verlangen. 
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wird, kann auch ein Familienſtammbuch vorgelegt werden, das die 
raglichen Urkunden enthält. Ebenſo genügt ein Ahnenpaß (ogl. nach⸗ 
ſehende Ausführungen unter 2). Doch muß bei Vorlage von Familien⸗ 
ſtammbuch oder Ahnenpaß ein Auszug daraus zu den Sammelakten 
gebracht werden, damit bei aufſichtsbehördlichen Reviſionen auch die 
Abſtammungsnachweiſe ſtets überprüft werden können. 


2. Der Ahnenpaß!) 

Der Abſtammungsnachweis kann anſtatt durch Vorlage von Aus⸗ 
zügen aus den Perſonenſtandsregiſtern eder den Kirchenbüchern auch 
durch Vorlage eines Ahnenpaſſes (oder Ahnenſpiegels = Ahnen⸗ 
kurzpaſſes oder Ahnenbriefes — Ahnenpaß in Tafelform) geführt werden. 
Dieſer (herausgegeben vom Reichsverband der Standesbeamten Deutſch⸗ 
lands und zu beziehen beim Verlag für Standesamtsweſen, Berlin 
SwW6l) ſtellt eine ſyſtematiſche und von den zuſtändigen Behörden 
beglaubigte Zuſammenfaſſung der Abſtammungsnachweiſe dar und be⸗ 
deutet eine erhebliche Vereinfachung im Verfahren. Der ihn behandelnde 
RdErl. d. RuPrMdJ. vom 26. Januar 1935 — I B 22/236 II — iſt 
im Anhange abgedruckt (vgl. S. 140). Der Ahnenpaß (wie auch der 
Ahnenſpiegel und der Ahnenbrief) — äußerlich ausgeſtattet in der Größe 
und im Format des Reiſepaſſes — iſt geſchaffen worden, damit der 
Nachweispflichtige die einmal beſorgten Perſonenſtandsurkunden nicht 
aus der Hand zu geben und dann auch nicht mit ſich herumzutragen 
braucht. Er erſpart auch die Neubeſchaffung von Urkunden, die oft nur 
ſchwer erhältlich ſind, wenn an verſchiedenen Stellen ein Abſtammungs⸗ 
nachweis erbracht werden muß. Mit RdErl. d. RuPrMd J. vom 5. April 
1937 (RMBliV. S. 569) iſt ſogar die Beglaubigung eines Ahnenpaſſes 
auf Grund eines anderen Ahnenpaſſes zugelaſſen. 

In dem Ahnenpaß ſind für die einzelnen Vorfahren (Ahnen) genau 
bezeichnete Seiten vorgeſehen, die auf genauen Vordrucken Namen, Vor⸗ 
namen, Geburtsort und ⸗täg, Eheſchließungsort und⸗tag, Sterbeort und 
-tag und das Bekenntnis der einzelnen Ahnen aufnehmen. Adoptiv-, 
Stief⸗ und Pflegeeltern gehören natürlich ebenſowenig wie in den 
Abſtammungsnachweis ai nicht in den Ahnenpaß. 

Im einzelnen finden ſich die notwendigen Ausführungen zur Aus⸗ 
füllung und Benutzung des Ahnenpaſſes in der ihm vorgedruckten Ein⸗ 
leitung. Die Beſchaffung des Ahnenpaſſes kann ſehr empfohlen werden. 
Seine Anwendung zum Nachweis der ariſchen Abſtammung im Sinne 
der Aufnahmebedingungen der NSDAP. wurde auch durch Verordnung 
der Oberſten SA.⸗Führung vom 3. September 1934 und vom 8. Oktober 
1934 (Verordungsblatt der Oberſten SA.⸗Führung Nr. 32 bzw. Nr. 36) 
für Angehörige der SA. empfohlen. 

Dem Ahnenpaß ſind Ahnentafeln nicht ohne weiteres 
gleichwertig. Nur wenn auf Ahnentafeln jede einzelne Ein⸗ 


1) Eintragungen und Beglaubigungen gehören zu den Pflichten des 
Standesbeamten und des Kirchenbuchführers. Vgl. Z. f. Standesamtsweſen 
1936 S. 428; 1937 S. 233. Durchſetzung im Dienſtaufſichtswege (auch bei 
Standesbeamten; § 11 Abſ. 3 PStGeſ. greift nicht Platz. Beſchluß d. KG. 
vom 24. 4. 1936 — Z. f. Standesamtsweſen 1936 S. 187). 
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tragung die Möglichkeit einer Einzelbeglaubigung bietet, dann kann 
auf dieſe Weiſe die Ahnentafel den Charakter eines Ahnenpaſſes (wie 
beim eee herausgegeben vom Reichsbund der Standes⸗ 
beamten Deutſchlands e. V. und zu beziehen beim Verlag für 
Standesamtsweſen, Berlin SW 61) haben. In ſolchem Falle iſt 
natürlich auch die Beglaubigung durch Standesbeamte und en 
buchführer zuläſſig. Es liegt dann ein jog. Ahnenbrief vor. (Der 
genannte Verlag für Standesamtsweſen hält auch einzelne Blätter 
von beglaubigungsfähigen Ahnentafeln - Ahnenbriefen für verſchiedene 
Generationenfolgen vorrätig.) Im einzelnen iſt zur Beglaubigung von 
Ahnentafeln bei Kronenberg „Kirchenbuch⸗Urkunden für Sippenforſchung 
und deutſchblütigen Abſtammungsnachweis“ (Berlin 1937) folgendes 
ausgeführt, das im Grundſätzlichen auch für die Standesbeamtenſchaft 
Geltung beſitzt: 

„Der Kirchenbuchführer muß immer eingedenk ſein, daß er Ein⸗ 
tragungen aus ſeinem Kirchenbuch mitzuteilen bzw. zu beglaubigen 
hat, nicht aber Abſtammungszuſammenhänge. Dazu hat die Reichs⸗ 
17 05 für Sippenforſchung folgende Ausführungen gemacht, denen ſich 
er Beauftragte für das Kirchenbuchweſen in ſeinem Rundſchreiben 
vom 18. März 1935 (KRV. 374) angeſchloſſen hat: 


‚Segen die Verwendung von Ahnentafeln an Stelle einzelner 
Vordrucke für jeden Auszug von kirchlicher Seite habe ich größte 
Bedenken. Es hat ſich vielfach gezeigt, daß ſolche Ahnentafeln fehler⸗ 
Sl waren. Das iſt auf Grund der Tafel ſelbſt, in die ja nur die 

rgebniſſe der Nachforſchungen eingetragen werden, überhaupt nicht 
oder nur ſchwer feſtzuſtellen, während die einzelnen Auszüge dem ſach⸗ 
kundigen Bearbeiter zumeiſt die Möglichkeit geben, feſtzuſtellen, wo 
Fehler liegen können. Bei Gutachten meiner Dienſtſtelle über die 
deutſchblütige Abſtammung muß ich derartige, von Pfarrämtern oder 
8 5 Stellen zuſammengeſtellte Ahnentafeln daher auch ſtets zurück⸗ 
meijen.‘ 


Tatſächlich verſtößt die Aufſtellung und Beglaubigung von 
un gegen den Grundſatz, daß nur Eintragungen beglaubigt 
werden dürfen. Im Kirchenbuch iſt aber nicht eingetragen, daß der 
am 1. Januar 1739 getaufte Chriſtian Schulze am 3. April 1763 die 
Eliſabeth Müller heiratet, ſondern nur, daß am 1. Januar 1739 ein 
Chriſtian Schulze getauft iſt und daß am 3. April 1763 ein Chriſtian 
Schulze eine Eliſabeth Müller heiratet. Die Vermutung, daß die 
beiden Chriſtian Schulze identiſch ſind, iſt — auch wenn die Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit noch ſo groß iſt — eine Vermutung (Irrtümer ſind 
übrigens häufiger als man denkt). Der Kirchenbuchführer darf aber 
nur beglaubigen, was ſich aus dem Kirchenbuch ergibt. 


‚Die Frage, in welcher Weiſe die kirchlichen Urkunden für den 
Nachweis der Raſſezugehörigkeit zu werten ſind, iſt nicht Sache der 
Kirche, ſondern der politiſchen Stellen! (Beauftragter in Rund⸗ 
ſchreiben vom 16. ‚April 1936, KK. 304). Für die Beſcheinigung 
der Abſtammung iſt die Reichsſtelle für Sippenforſchung zuſtändig 
(Erlaß des RMd J. vom 26. Oktober 1934, v. Ulmenſtein „Der Abſtam⸗ 
mungsnachweis“ S. 62). 
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Deshalb iſt das Aufſtellen von Ahnentafeln und ihre Beglaubi⸗ 
gung verboten. 

Es iſt ein Irrtum, zu meinen, die Aufſtellung von Ahnentafeln 
ſei einfacher und weniger zeitraubend als das Ausſchreiben einzelner 
Urkunden. Wenn die Ahnentafel nicht mit äußerſter Sorgfalt auf⸗ 
geſtellt wird, ſind Fehler faſt unvermeidlich. überläßt der Pfarrer 
die Aufitelung dem (meiſt ungeübten) Antragſteller, ſo nimmt die 
(ſorgfältigel) Nachprüfung ebenſoviel Zeit in Anſpruch, wenn nicht mehr. 

Die Gefahr, daß auf dieſem Wege falſche Abſtammungen be⸗ 
glaubigt werden, iſt ganz erheblich größer als beim eigenen Aufſtellen. 

Dieſer Auffaſſung hat ſich der Reichsſtatthalter in 
— Landesregierung — Miniſterium des Innern — mit Erlaß vom 
3. März 1937, Nr. II a: Allg. 110/1937, angeſchloſſen. Hier iſt fol- 
gendes ausgeführt: ö ; 

„Mir iſt bekannt geworden, daß von verſchiedenen Seiten die 
Beglaubigung der Eintragungen in Ahnentafeln durch die Standes⸗ 
beamten verlangt wird. 

Ich weiſe darauf hin, daß die Beglaubigung von Ahnentafeln 
nicht zur Zuständigkeit der Standesbeamten gehört und ſolche Anz 
träge von ihnen deshalb abzulehnen ſind.“ , 

Wenn indes auf Ahnentafeln jede einzelne Ein⸗ 
tragung die Möglichkeit einer Einzelbeglaubi⸗ 
gung bietet, dann kann auf dieſe Weiſe eine 
Ahnentafel als Ahnenbrief die Eigenſchaft eines 
Ahnenpaſſes (wie beim „Ahnenſpiegel“) haben. In 
einem ſolchen Fall iſt natürlich die Beglaubigung zuläſſig und ftatthaft. 

Kronenberg hebt a. a. O. beim Aufſtellen von Ahnentafeln wie 
überhaupt bei der Ausſtellung von Urkunden hervor, daß ſich Pfarrer 
oder Kirchenbuchführer im Falle grober Fahrläſſigkeit ſchadenserſatz⸗ 
pflichtig machen und ſich Regreßanſprüchen ausſetzen (Rundſchreiben 
des Beauftragten vom 27. Januar 1936 [KKV. 964). 

Grobe Fahrläſſigkeit liegt vor, wenn die Beglaubigung erfolgt, 
ohne daß der Kirchenbuchführer den Originaleintrag eingeſehen bzw. 
verglichen gut; ferner bei Erteilung einer Blankounterſchrift, oder 
wenn die Beglaubigung und Ausſtellung der Urkunde ſo geſchieht, 
daß ſie leicht geändert werden kann. 

Die Beglaubigung muß auf die Urkunde ſelbſt geſetzt werden und 
nicht auf ein beſonderes Blatt, da dann die Möglichkeit beſteht, daß die 
Urkunde ausgewechſelt wird. — 

Zur Verantwortlichkeit des Standesbeamten verweiſen wir auf 
ZfStandesamtsweſen 1937 S. 229. 


3. Unterlagen für den Abſtammungsnachweis 


Die für den Abſtammungsnachweis als Urkundennachweis not⸗ 
wendigen Unterlagen ſind vornehmlich die Auszüge aus den ſtaatlichen 
Perſonenſtandsregiſtern oder aus den Kirchenbüchern, die von den Nach⸗ 
weispflichtigen bei den zuſtändigen Amtern nachgeſucht werden müſſen. 
Fingerzeige für die Ermittlung des zuſtändigen Amtes gibt 
Frhr. v. Ulmenſtein in ſeinem Buche „Abſtammungsnachweis“ S. 28 ff. 
Dort finden ſich auch Angaben darüber, ſeit welcher Zeit in den ver⸗ 
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ſchiedenen Teilen des Reiches bereits Perſonenſtandsregiſter beſtanden 
haben, bevor ſie 1874 in Preußen und 1876 im geſamten Reichsgebiet 
einheitlich eingeführt wurden (vgl. auch Schofeld, Verzeichnis der 
Kirchenbuchſtelen — ZfStandesamtsw. 1937 ©. 170). Wichtige Hilfen 
enthält auch die umfangreiche Einleitung in dem Ahnenpaß )), insbeſ. 
in den Abſchnitten „Beſchaffung der Urkunden“ und „Andere Quellen“ 
(a. a. O. S. 91). Wegen der Beſchaffung von Urkunden aus dem 
Auslande vgl. RdErl. d. RuprdJ. vom 24. September 19350). 


4. Gebühren N 
Die für den Nachweis der Abſtammung notwendigen Urkunden 
1 grundsätzlich gebührenpflichtig, ſoweit nicht im Einzelfalle Stun⸗ 
ung, Ermäßigung oder Erlaß der Gebühren wegen Mittelloſigkeit des 
Antragſtellers einzutreten hat. Darüber hinaus beſteht Gebührenfreiheit 
bei der Ausstellung von Urkunden zum Nachweis der Abſtammung nur 
im Rahmen der Adr des RuprMdJ. vom 4. März 1935 (MENT. 
S. 285) und vom 10. Oktober 1935 (MBli . S. 1205), die im Anhang 
dieſes Buches abgedruckt find (vgl. S. 146, 149). f 
Beſonders entgegenkommend iſt die Gebührenfrage beim Ahnenpaß 
geregelt (vgl. den angezogenen Erlaß im Anhange dieſes Buches S. 140). 


VII. Oer Abſtammungsnachweis in Zweifelsfällen 
Läßt ſich im Einzelfalle der Abſtammungsnachweis durch Perſonen⸗ 
ſtandsurkunden nicht vollſtändig erbringen, dann iſt auch alles andere 
[emitiengefchichtiche Material, insbeſondere Prozeßakten (vornehmlich 
nterhaltsprozeßakten), Vormundſchaftsakten uſw. geeignet. Auf ſolches 
Material wird häufig dann zurückgegriffen werden müſſen, wenn der 
Nachweispflichtige oder Voreltern unehelich geboren worden ſind. 
Liegt in ſolchem Falle keine förmliche Anerkennung der Vaterſchaft vor, 
die den Erzeuger feſtſtellt, dann werden freiwillig gezahlte Unterhalts⸗ 
elder oder die urteilsmäßig ausgeſprochene Verpflichtung zu ihrer 
ahlung einen Schluß auf den Erzeuger im allgemeinen unbedenklich 
zulaſſen. Beim bſtammungsnachweis helle geborener Perſonen 
19 der natürliche Erzeuger und ggf. feine Vorfahren in die Ahnenliſte 
es Nachweispflichtigen aufzunehmen (nicht etwa Pflege⸗, Stief⸗ oder 
Aboptiveltern, Es kommt alſo auf die blutmäßige Abſtammung 
an!). 


‚Sit über den Erzeuger eines unehelich geborenen Kindes nichts zu 
ermitteln, dann gilt ein von einer ariſchen Mutter geborenes Kind bis 
Fal Beweiſe des Gegenteils — oder wenn nicht beſondere Umſtände des 

alles dagegen frechen — als ariſch (E. d. RMdJ. vom 8. Dezember 
1933 — I 6071/22. 10; vgl. auch RdErl. d. KRuPprMd%. vom 6. Juli 
1936, betr. Inanſpruchnahme der Reichsſtelle für Sippenforſchung, 
bei. Abſ. 3 Satz 3 — abgedruckt in dieſem Buche S. 139)5). 
Umgekehrt hat ein von einer nichtariſchen Mutter geborenes Kind 
bei mangelnder Feſtſtellung ſeines Erzeugers bis zum Beweiſe 

3) Siehe oben S. 28. ) Abgedruckt S. 154. 

) Dazu v. Ulmenſtein a. a. O. S. 14 und 19 f.; vgl. auch § 25, 4 d. 
VO. z. Durchf. d. DBG. vom 29. Juni 1937 (RGBl. I S. 669). 
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des Gegenteils — oder wenn nicht beſondere Umſtände des Falles 
dagegen ſprechen — als nichtariſch zu gelten, aber nur dann, 
wenn die Erzeugung des Kindes in eine Zeit fiel, in der ein außer⸗ 
ehelicher Geſchlechtsverkehr zwiſchen Ariern und Jüdinnen noch zu den 
5 Ausnahmen en n d. h. im weſentlichen in die Zeit bis zur 
zollendung der jüdiſchen Emanzipation. Im übrigen darf nicht über⸗ 
ſehen werden, daß die jüdiſche Raſſe gegenüber der ariſchen im Gebiet 
des Deutſchen Reiches nur eine Minderheit von etwas über 1 v. H. 
ausmacht. Iſt die Mutter gar nur Halb⸗ oder Viertelsjüdin, dann 
beſteht durchaus keine überwiegende Wahrſcheinlichkeit, daß ſie ſich nur 
mit einem Juden eingelaſſen haben könnte. Als beſondere Umſtände 
des Falles, die gegen eine ariſche Abſtammung ſprechen, können bei 
einem von einer ariſchen Frau außerehelich geborenen und ſomit grund⸗ 
ſätzlich als ariſch anzuſehenden Kinde die Tatſachen gelten, daß die 
Mutter innerhalb der Empfängniszeit auch mit Juden verkehrt hat, daß 
ein Jude Unterhaltsgelder gezahlt hat uſw. Erſt recht fällt hier natür⸗ 
lich gar eine Vaterſchaftsanerkennung durch einen Juden ins Gewicht. 
Im allgemeinen wird man ſogar annehmen können, daß ein Gegen⸗ 
eweis gegen eine förmliche Vaterſchaftsanerkennung kaum zu führen 
iſt. Doch iſt ein ſolcher keineswegs ausgeſchloſſen. Wie eine Vaterſchafts⸗ 
anerkennung unter beſtimmten Vorausſetzungen angefochten werden 
kann, ſo ſteht auch der Weg des Kindſchaftsprozeſſes offen mit dem Ziel 
der Feſtſtellung des Beſtehens oder Nichtbeſtehens eines Eltern⸗ und 
Kindesverhältniſſes oder der unehelichen Vaterſchaft (SS 640 bis 644 
ZPO.). Selbſt eine Klage gemäß § 256 ZPO. iſt möglich. Nach dem 
Beſchluß des OLG. München vom 23. Dezember 1936 (abgedruckt 
ZfStandesamtsweſen 1937 S. 117) iſt ein gemäß § 256 ZPO. er⸗ 
gehendes Urteil als Randvermerk zum Geburtsregiſter beizuſchreiben. 
Auch im Verwaltungsverfahren vor der Reichsſtelle für Sippen⸗ 
forſchung mit dem Ziel der Erwirkung eines Abſtammungsbeſcheides 
kann die materielle Unrichtigkeit einer Vaterſchaftsanerkennung geltend 
gemacht werden. 

. . Ein während beſtehender Ehe geborenes Kind kann gegen den 
jüdiſchen Vater, der die Ehelichkeit des Kindes auf Grund des § 1593 
BGB. nicht angefochten hat, gleichwohl nach 8 256 ZPO. auf Feſt⸗ 
ſtellung klagen, daß es blutmäßig nicht von ihm abſtamme. Auch ein 
ſolches Urteil iſt zum Geburtsregiſter beizuſchreiben (wegen Einzel⸗ 
heiten vgl. Urt. d. OLG. Köln vom 22. September 1936, abgedruckt 
ZfStandesamtsweſen 1937 S. 184). 


1. Die Abſtammungsbeſcheider) der Reichsſtelle für Sippenforſchung 
(früher: des Sachverſtändigen für Raſſeforſchung) 
In allen Fällen, in denen Zweifel an der Ab⸗ 
. beſtehen, iſt es zweckmäßig, überhaupt 
ie Reichsſtelle für Sippenforſchung, Berlin NW 7, 
Schiffbauerdamm 26, anzugehen. Dieſe Dienſtſtelle iſt 
nach dem RdErl. d. RuPrMdJ. vom 26. Oktober 1934 (IV 5018 b / 
1) Bisher „Gutachten“. Vgl. RdErl. d. RuPrMdJ. vom 21. 9. 1936 
(unten S. 138 Anm. 3). 
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15. Auguſt — MBliV. S. 1416)?) auch allein berufen, Ent- 
ſcheidungen (ſog. Abſtammungsbeſcheide) darüber abzu⸗ 
geben, ob eine Perſon ariſcher oder nichtariſcher 
Abſtammung iſt. Die Behörden ſind gehalten, ſich in allen 
zweifelhaften Fällen dorthin zu wenden“). 

Aber auch Privatperſonen können allgemein bei der Reichs⸗ 
ſtelle für Sippenforſchung unter Angabe, für welche Zwecke der Ab⸗ 
1 beſtimmt oder nach welchen Geſetzen, Verord⸗ 
mungen oder Beſtimmungen der Nachweis der Abſtammung zu er- 
bringen iſt, eine Entſcheidung über ihre Abſtammung nachſuchen. Sie 
müſſen ihrem Antrage die für den kleinen oder großen Ariernachweis 
notwendigen Urkunden, eine Ahnenaufſtellung ſowie zwei beglaubigte 
Lichtbilder (Vorder⸗ und Seitenanſicht) vorlegen und in Zweifelsfällen 
den genauen Sachverhalt ſchriftlich darlegen. Wenn der Antrag auf 
Erſtattung eines Abſtammungsbeſcheides bei der Reichsſtelle für 
Sippenforſchung geſtellt werden ſoll, find von dieſer zunächſt die 
Formblätter X 104 und X 105 anzufordern. Der Antrag wird auf 
dem Formblatt 105 geſtellt; das Formblatt 104 gibt die näheren 
Anweisungen. Die eingereichten Urkunden werden nach Bearbeitung 
h Die Gebühr für einen Abſtammungsbeſcheid beträgt 


n Die von der Reichsſtelle ausgeſtellten Abſtammungsbeſcheide 
können jeder Behörde oder Parteidienſtſtelle gegenüber an Stelle des 
Urkundennachweiſes der Abſtammung vorgelegt werden. 


Sie werden in folgender Art ausgefertigt: 
Reichsſtelle für Sippenforſchung Berlin, den 6. Januar 1936. 
Nr. A 3657 


Abſtammungsbeſcheid. 

Der Lehrer Peter Franz Welzer in Mannheim, Große Straße 11, 
geboren zu Bruchſal am 19. 4. 1899, iſt deutſchen oder artverwandten 
Blutes) im Sinne der Erſten Verordnung zum Reichsbürgergeſetz 
vom 14. November 1935 (RG Bl. I S. 1333). Die Abſtammung 
wurde hier nachgeprüft. 

Im Auftrage: 
v. U. 


In usicher Weiſe wie Abſtammungsbeſcheide im Sinne der Erſten 
VO. z. RBürgGeſ. werden ſolche im Sinne der Aufnahmebedingungen 
der NSDAP. und im Sinne des Reichserbhofgeſetzes ausgefertigt. 

Entſpricht die Abſtammung eines Prüflings zwar den Anforde⸗ 
rungen des kleinen Abſtammungsnachweiſes, nicht jedoch den weiteren 
Anforderungen des großen Abſtammungsnachweiſes (vgl. oben 
S. 26), ſo lautet der Wortlaut des Beſcheides nicht, daß „.. deut⸗ 

2) Abgedruckt in dieſem Buche S. 138. 

) Vgl. indes den RdErl. d. RuPrMd J. vom 6. 7. 1936 betr. In⸗ 


anſpruchnahme der Reichsſtelle für Sippenforſchung (abgedruckt in dieſem 
Buche S. 139). 


5) oder: Miſchling erſten oder zweiten Grades. 
Löſener⸗Knoſt, Die Nürnberger Geſetze. 2. Aufl. 3 
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ſchen oder artverwandten Blutes iſt“, ſondern „als deutſchen oder 
artverwandten Blutes zu gelten hat“). Eine Begründung des Be⸗ 
ſcheides erfolgt nur dann, wenn der Prüfling Jude oder jüdiſcher 
Miſchling iſt. Sonſt enthält der Beſcheid nur die Feſtſtellung der 
Abſtammung im Sinne der jeweils angegebenen Beſtimmungen. 
Gegen die Beſcheide iſt die Dienſtaufſichtsbeſchwerde beim Reichs⸗ 
miniſterium des Innern gegeben. 


2. Insbeſondere der erb⸗ und raſſekundliche Nachweis 
In Fällen, in denen keinerlei urkundliches Material über einen Nach⸗ 


weispflichtigen vorliegt oder in denen deſſen Richtigkeit mit gewichtigen 
Gründen angezweifelt wird, kann die Reichsſtelle für Sippenforſchung 
vor Erſtattung ihres Abſtammungsbeſcheides ein biologiſches 
Gutachten von anthropologiſchen Univerſitäts⸗ 
inſtituten gemäß dem Erl. d. RMdJ. vom 24. April 1934 — 
IV 5018 b / 7. April — beiziehen. Als Stellen, die dieſe Gutachten 
abgeben, hat das Reichsminiſterium des Innern die anthropologiſchen 
au in Berlin, München, Leipzig, Hamburg, Frankfurt a. M., 
königsberg, Gießen und Breslau ſowie das Thüringiſche Landesamt 
für Raſſeweſen in Weimar beſtimmt, die die Unterſuchung der ihnen 
örtlich zuſtändigen Perſonen auf Anordnung der Reichsſtelle für Sippen⸗ 
forſchung vornehmen (vgl. auch Allg Vfg. d. RIM. vom 27. März 1936 
— DJ. 1936 S. 533 — abgedruckt in dieſem Buche S. 155). An Hand 
des anthropologiſchen Gutachtens, das auf erb⸗ und raſſenkundlichem 
Wege zu ſeinem Ziele kommt und häufig erſt nach erfolgter Unter⸗ 
ſuchung des ganzen Sippenkreiſes abgegeben wird, und an Hand des 
ſonſtigen der Reichsſtelle für Sippenforſchung vorgebrachten und über⸗ 
prüften oder von dieſer erforſchten Sachverhalts trifft dieſe dann ihre 
Entſcheidung. 

Die Koſten für eine ſolche erb⸗ bzw. raſſekundliche Unterſuchung 
ſchwanken zwiſchen 30,— RM. bis 150,— RM. Die Be für 
Sippenforſchung verlangt vor der Anordnung der Unterſuchung einen 
angemeſſenen Koſtenvorſchuß. Der Abſtammungsbeſcheid ſelber wird 
erſt ausgehändigt, wenn die ſpäter endgültig feſtgeſetzte Gebühr be⸗ 
zahlt worden iſt. Ausnahmen können bewilligt werden. 


3. Standesamt und Familienbuch?) 

Eine ee Mitarbeit bei der Durchführung der hier behandelten 
Nürnberger Geſetze, wie insbeſondere auch dem Geſetz zum Schutze 
der Erbgeſundheit des deutſchen Volkes (Ehegeſundheitsgeſetz) vom 
18. Oktober 1935 — RGBl. I S. 1246 —, fällt den Standesämtern zu. 
Schon aus den vorſtehenden Darlegungen iſt zu entnehmen, in welcher 
Zahl urkundliches Material von den Perſonenſtandsregiſterämtern zum 
Nachweis der Abſtammung und damit zur Ermittlung der Voraus- 


1) Z. B. wenn ein Urgroßelternteil jüdiſcher Abſtammung war. 

2) Vgl. dazu Knoſt, Staatsbürgerliſten, Familienregiſter, Reichsſippen⸗ 
kartei: Der Weg vom Standesamt zum Sippenamt (Zeitſchrift für Standes⸗ 
amtsweſen 1934, S. 324). 
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ſetzungen des Reichsbürgerrechts und auch der Ehezuläſſigkeit beizubringen 
iſt. Bereits in den 1 Jahren iſt viel ſolches Material beſchafft 
worden, ohne daß es für die Zukunft ausgewertet und in ſeinen Ergeb⸗ 
niffen allgemein perſonenſtandsrechtlich feſtgelegt worden iſt. Das ſoll 
anders werden. Auf der Grundlage der bei den Standesämtern ge⸗ 
führten Perſonenſtandsregiſter fol — dieſe zuſammenfaſſend — nach Art 
es Württembergiſchen Familienregiſters, einheitlich für das geſamte 
Reich, das Familienbuch geſchaffen werden. Dieſes Familienbuch 
wird neben den notwendigen genealogiſchen Angaben, auf die ſich das 
Württembergiſche Familienregiſter in der Hauptſache beſchränkt, auch 
Angaben über das religiöſe Bekenntnis, die raſſiſche Einordnung ſowie 
über die Staatsangehörigkeit und vornehmlich das Reichsbürgerrecht 
der eingetragenen Perſonen zu enthalten haben. i 

Das Familienbuch hat indes vornehmlich Bedeutung für die 
Zukunft. Neben ſeiner Erſchaffung bedarf der Beſtand an alten Zivil⸗ 
ſtandsregiſtern, Kirchenbüchern uſw., die ſich im Beſitz ſtaatlicher und 
kommunaler Behörden befinden, einer Zuſammenfaſſung, einheitlichen 
Unterbringung und Auswertung. Das wird ebenfalls in Kürze ge⸗ 
ea (dgl. RdErl. d. RuprMdJ. vom 15. Juni 1937 — RMBIR. 
r. 25). 
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VIII. Oie Nürnberger Geſetze nebſt den Verordnungen hierzu 
mit Erläuterungen 


1. Reichsbürgergeſetz!) 
Vom 15. September 1935 (RGBl. 1 S. 1146) 


Der Reichstag⸗) ) e) hat einftimmig’) das folgende Geſetz beſchloſſen, 
das hiermit verkündet wirde): 


1) Aber die grundſätzliche Bedeutung des NBürgGel. vgl. S. 9 ff 
ſowie Löſener in RVBl. 1935 S. 929. 1 

2) Der Reichstag war während des Reichsparteitages der Freiheit 
auf den 15. September 1935 nach Nürnberg einberufen worden. 

3) Das 1 auf einen Initiativantrag des Rinde zurück, 
iſt alſo nicht als Vorlage der Reichsregierung eingebracht worden. Der 

eichstag hat das Geſetz alsdann antragsgemäß einſtimmig beſchloſſen. 

4) Das Geſetz iſt alſo nicht (ogl. Anm. 3) auf Grund des Geſetzes 
zur Behebung der Not von Volk und Reich (ſog. Ermächtigungsgeſetz) 
vom 24. März 1933 (RGBl. I S. 141) von der Reichsregierung bes 
ſchloſſen worden. Es gilt ſomit für fein Inkrafttreten auch nicht Art. 3 
des Ermächtigungsgeſetzes. Es iſt vielmehr nach allgemeinen Grund⸗ 
nen 14 Tage 95 9 blauf des Tages in Kraft getreten, an dem 
ie es enthaltende Nummer des RGBl. in Berlin ausgegeben worden 
iſt, d. h. 14 Tage nach dem 16. September 1935, alſo am 30. September 
1935 (Art. 71 der Weimarer Verfaſſung). N 
5) D. h. mit 651 Stimmen. Die Mitgliederzahl des Reichstags 
beträgt 669. Es fehlten entſchuldigt 18 Mitglieder. 

56) Die für das Saargebiet ſowie für das oberſchleſiſche 

Abſtimmungsgebiet (Regierungsbezirk Oppeln mit Ausnahme 
des Stadtkreiſes Neiße ſowie der Landkreiſe Grottkau, Neiße, 
Falkenberg und von Teilen der Landkreiſe Neuſtadt und Leobſchütz. 
Ferner gehörte aus dem Regierungsbezirk Breslau noch ein Teil dez 
Landkreiſes Namslau dazu) infolge zwiſchenſtaatlicher Verträge zunächſt 
nötige Abſtandnahme von der Durchführung des Geſetzes, ſoweit es 
Raſſenunterſchieden rechtliche Bedeutung beimipt, brauchte in dem Geſetz 
nicht Sejonbers hervorgehoben zu werden, da die im RGBl. veröffent- 
lichten Verträge jener Art ohne weiteres den Reichsgeſetzen vorgehen 
(vgl. Lichter⸗Knoſt, Staatsangehörigkeitsrecht, S. 79 Anm. 160). Es 
kamen in Sa s 

a) für Oberſchleſten 88 66—68 des am 15. Mai 1922 in Genf 
1 deutſch⸗polniſchen Abkommens über Oberſchleſien (RGBl. II 

s ’ 

b) für das Saargebiet die Vereinbarungen und Erklärungen aus 
Anlaß der Rückgliederung des Saargebiets, insbeſ. Ziffer II der Note 
des Reichsminiſters des Auswärtigen an den Präſidenten des Rats⸗ 
ausſchuſſes für das Saargebiet, vom 3. Dezember 1934 (RGBl. II S. 125). 
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Dieje Ausnahmen jind nunmehr gegenſtands⸗ 
[08 geworden: In Oberſchleſten gelten die Vorſchriften des 
Geſetzes ſeit dem 15. Juli 1937 (ogl. Geſetz über Maßnahmen im 
ehemaligen oberſchleſiſchen Abſtanwungegektet vom 30. Juni 1937 

RGBl. T S. 717 — abgedruckt in dieſem Buche S. 58 ſowie die 
einleitenden Ausführungen dazu S. 55), im Saarland bereits ſeit 
dem 1. März 1936 (vgl. Pfundtner⸗Neubert, Neues Deutſches Reichs⸗ 
recht, Ia 22 S. 1: Einführung zum Geſetz über die vorläufige Ver⸗ 
waltung des Saarlandes vom 30. Januar 1935 — RGBl. I S. 66). 
Es bedarf deshalb eines Eingehens auf dieſe ehemaligen Sonder⸗ 
regelungen nicht mehr. 


8 1 
(1) Staatsangehöriger iſt, wer dem Schutzverband des Deutſchen 
Reiches angehört und ihm dafür beſonders verpflichtet ist!). 


(2) Die Staatsangehörigkeit wird nach den Vorſchriften des Reichs⸗ 
und Staatsangehörigkeitsgeſetzes erworben?) s)) s)) )s). 


1) Geſetzesbegriffsbeſtimmung (Legaldefinition) des Begriffs 
„Staatsangehöriger“. Bislang war der Begriff der Staatsangehörigkeit 
lediglich in der Rechtswiſſenſchaft definiert worden. Hier wurde die 
Staatsangehörigkeit bezeichnet (formell) als das Rechtsverhältnis der 
Zugehörigkeit zu einem beſtimmten Staate und zugleich (materiell) 
als der öffentliche Pflichten⸗ und Rechtekreis in dem gegenſeitigen Ver⸗ 
hältnis zwiſchen dem Staat und ſeinen Angehörigen. Unter dieſen 
Angehörigen ſind lediglich die Einzelmenſchen, die phyſiſchen Perſonen 
gemeint; juriſtiſche Perſonen (Vereine, Handelsgeſellſ hig, uſw.) ſind 
einer Staatsangehörigkeit im eigentlichen Sinne nicht fähig, wenngleich 
man nach ihrem Sitz und ihrer Verwaltung ſehr wohl inländiſche und 
ausländiſche unterſcheiden und inſoweit im übertragenen Sinne auch 
von einer Staatsangehörigkeit juriſtiſcher Perſonen ſprechen kann. Dies 
kann bei notwendiger Schutzgewährung gegenüber dem Ausland, insbeſ. 
1155 im Kriegsfall von erheblicher Bedeutung werden, wenn etwa aus⸗ 
ländiſches Vermögen beſchlagnahmt oder liquidiert wird (dgl. des 
näheren Lichter⸗Knoſt, Staatsangehörigkeitsrecht, S. 10). Ob die 
oben wiedergegebene Begriffsbeſtimmung (rechtliche Konſtruktion) der 
Staatsangehörigkeit ſich mit der neuen Auffaſſung des Staates als 
der rechtlich organiſierten und politiſch geformten Volksgenoſſenſchaft 
in Einklang bringen läßt, iſt bezweifelt worden. Vgl. darüber Höhn 
in „Staatsangehöriger und Reichsbürger“ (Deutſches Recht, 1936 S. 20 
und Stuckart⸗Globke a. a. O. S. 50, 51). 

2) Erwerb und Verluſt der Staatsangehörigkeit erfolgen alſo 
weiterhin gemäß dem Reichs⸗ und Stantsangesörigteitsgle bom 
22. Juli 1913 (RGBl. S. 583), gegenwärtig gültig in der Faſſung der 
Verordnung über die 1 5 Staatsangehörigkeit vom 5. Februar 1934 
(RGBl. I S. 85) und des Geſetzes zur Anderung des Reichs⸗ und Staats⸗ 
angehörigkeitsgeſetzes vom 15. Mai 1935 (RGBl. I 595). (In der 
gegenwärtig gültigen, ſtark veränderten Faſſung abgedruckt bei Lichter⸗ 
Knoſt, Staatsangehörigkeitsrecht, S. 58 ff.) 
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3) Durch Geſetz vom 30. Januar 1934 (RGBl. I S. 75) find die 
Hoheitsrechte der Länder (ehem. Bundesſtaaten) aufgehoben worden; 
die Länder ſind nur noch Verwaltungsbezirke des Reiches als des 
einzigen Hoheitsträgers. Folgerichtig ſtellt deshalb die am 7. Februar 
1934 in Kraft getretene Vo. vom 5. Februar 1934 (RGBl. I S. 85) 
feſt, daß die Staatsangehörigkeit in den deutſchen Ländern fortgefallen 
iſt. Es gibt ſeit dem Inkrafttreten des Geſetzes vom 30. Januar 1934 
nur noch eine deutſche Staatsangehörigkeit (Reichsangehörigkeit). 
Das bedeutet zugleich, daß die deutſche StA. (Reichsangehörigkeit) nun⸗ 
mehr unmittelbar ohne Vermittlung der Landesangehörigkeit erworben, 
beſeſſen und verloren wird: es gibt nur noch eine unmittelbare 
Reichsangehörigkeit. In ihr iſt die bisherige mittelbare (88 3—32 
RuStAcGeſ.) und „unmittelbare“ (88 33-35 RuStAceſ.) Reichs⸗ 
angehörigkeit aufgegangen. Dieſe alleinige und unmittelbare Reichs⸗ 
angehörigkeit heſitzt nunmehr jeder, der eine einzelſtaatliche (preußiſche, 
bayerifche, ſächſiſche uſw.) deutſche Landesangehörigkeit oder die un⸗ 
mittelbare Reichsangehörigkeit i. S. der 88 33—35 RuStAGef. beim 
Inkrafttreten des Geſ. am 30. Januar 1934 beſeſſen hat oder der in 
Zukunft deutſcher Staatsangehöriger wird. 

4) Nach § 3 des RuStAcGeſ. wird die deutſche StA. (RA.) erworben 
1. durch Geburt, 2. durch Legitimation, 3. durch Eheſchließung und 4. für 
einen Ausländer durch Einbürgerung. Einzelheiten ſind den §§ 4, 5, 6 
und 8—16 RuStAGeſ. zu entnehmen. Zur Einbürgerung, die nach 
88 2, 3 der VO. vom 5. Februar 1934 auch weiterhin durch die 
Landesbehörden im Namen und Auftrage des Reiches vollzogen wird, 
bedarf es jetzt in jedem Falle der Zuſtimmung des Reichsminiſters des 
Innern. 

Der Erwerb der deutſchen StA. iſt nicht von der Erfüllung 
raſſiſcher Vorausſetzungen abhängig. Auch Perſonen artfremden 
Blutes können die deutſche StA. erwerben. 

5) Die Entſcheidung über den Beſitz der Reichsangehörigkeit iſt 
zunächſt auf Grund der Vorſchriften des RuStAceſ. zu treffen. Danach 
iſt Reichsangehöriger, wer die Angehörigkeit nach dieſen Vorſchriften 
erworben und ſie ſeitdem nicht verloren hat. Zur Feſtſtellung der RA. 
muß aber häufig, wenn nicht gar meiſtens, noch über dieſe Vorſchriften 
Be auf die alten reichs⸗ und landesrechtlichen Vorſchriften über 
en Erwerb und den Verluſt der Staatsangehörigkeit zurückgegriffen 
werden. (Die maßgebenden Vorſchriften ſind zuſammengeſtellt bei 
Lichter⸗Knoſt, Staatsang. Recht, S. 205 ff. und S. 211 ff.). 

6). Die Begriffe „deutſche Staatsangehörigkeit“ und „Reichsange⸗ 
hörigkeit“ ſind gleichbedeutend. „Beide ſind bereits eingeführt, und zwar 
deutſche Stantsangehörigfeit‘, wenn der Gegenſatz zur franzöſiſchen, 
polniſchen oder einer anderen ausländiſchen Staatsangehörigkeit, da⸗ 
gegen ‚Reichsangehörigkeit', wenn der Gegenſatz zu der aufgehobenen 
Landesangehörigkeit hervorgehoben werden ſoll“ (Löſener im RVBl. 
1934 S. 154). 

7) Vom Staatsangehörigen (und ſomit auch dem Reichsbürger, 
vgl. § 2) zu ſcheiden find die ſich im Gebiet des Deutſchen Reiches auf⸗ 
haltenden Ausländer. 
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Ausländer im Sinne der deutſchen Geſetze find alle Perſonen, 
die die deutſche Reichsangeh hbrigkeftt nicht beſitzen. 
Dabei iſt es gleichgültig, ob fie eine beſtimmte fremde StA. beſitzen 
oder ſtaatenlos ſind. Auch die Staatenloſen ſind im deutſchen Recht 
Ausländer, ſelbſt wenn ſie fer die deutſche Staatsangehörigkeit be⸗ 
ſeſſen haben. Auch zehemalige Deutſche, die die deutſche StA. verloren 
haben, ſind im Gebiet des Deutſchen Reiches Ausländer, mögen ſie nun 
eine andere StA erworben haben oder ſtaatenlos Fi (Vgl. dazu den 
Sonderfall des § 15 der Erſten VO. zur Ausf. d. Blutſchutzgeſetzes). 

Wegen der zivilrechtlichen Stellung der Ausländer und Staaten⸗ 
loſen vgl. Art. 13, 29 EGBGB. 

8) Der Staatsangehörige beſitzt als ſolcher keinerlei politiſche 
Rechte (vgl. nachfolgend A 2 Abſ. 55 Doch hat er Anſpruch auf den 
Schutz des Staates hinſichtlich Perſon, Vermögen, Berufsausübung, 
vornehmlich in bezug auf die wirtſchaftliche Betätigung. Insbeſondere 
nimmt das Reich den Schutz im Ausland wahr. Dafür hat der 
Staatsangehörige auch die ihm auferlegten Pflichten zu tragen, wie 
Arbeitsdienſtpflicht, Wehrdienſt, Steuerzahlung uſw., ſoweit eine Heran⸗ 
ziehung erfolgt. 
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(1) Reichsbürger:) ift nur der Staatsangehörige) deutſchen oder 
artverwandten Blutes), der durch ſein Verhalten beweiſt, daß er gewillt 
und geeignet iſt ), in Treue dem Deutſchen Volk und Reich zu dienen). 

(2) Das Reichsbürgerrecht wird durch Verleihung des Reichs⸗ 
bürgerbriefes erworbene)')s). 

(8) Der Reichsbürger iſt der alleinige Träger der vollen politiſchen 
Rechte nach Maßgabe der Geſetzes). 


1) Die Reichsbürgerſchaft ſetzt den Beſitz der Staatsangehörigkeit 
voraus. Beſitz des Reichsbürgerrechts ohne den Beſitz der Staats⸗ 
e iſt ausgeſchloſſen. Verluſt der StA. bedeutet ſtets auch 
Verluſt des Reichsbürgerrechts. Dagegen kann das Reichsbürgerrecht 
verloren werden, ohne daß dadurch der Beſitz der StA. berührt wird 
(vgl. $ 1 Abſ. 2 der Erſten VO. z. RBürgGeſ. Unten S. 42, insbeſ. 
S. 43 Anm. 7). Auch deutſche Staatsangehörige im Auslande können 
das Reichsbürgerrecht erwerben. Dabei iſt ohne Belang, ob ſie etwa 
eine weitere (fremde) StA. beſitzen (doppelte St A.). Vgl. dazu im 
einzelnen Lichter⸗Knoſt, Staatsangehörigkeitsrecht, S. 27 ff. 

2) Die Vorausſetzungen des Erwerbs des Reichsbürger⸗ 
rechts ſind 

a) objektiv: deutſches oder artwerwandtes Blut, n 

b) ſubjektiv: der Nachweis eines Verhaltens, aus dem ſich Wille 
> Eignung ergeben, in Treue dem Deutſchen Volk und Reich zu 

ienen. 

Beide Vorausſetzungen müſſen im Einzelfalle erfüllt ſein. 

3) Dem deutſchen Blute artverwandt iſt das Blut derjenigen 
Raſſen, aus denen ſich die geſchloſſen in Europa ſiedelnden Völker 
vorwiegend zuſammenſetzen. Demnach ſind artverwandt im weſentlichen 
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die Angehörigen der Völker Europas mit Ausnahme der Juden (über 
den Begriff des Inden vgl. § 5 der Erſten VO. zum Reichsbürgergeſetz 
vom 14. November 1935 (RGBl. 1 S. 1333) und Zigeuner; artverwandt 
ſind auch die Teile dieſer Völker, die nicht mehr in Europa ſtedeln 
(3. B. Engländer und Franzoſen in Nordamerika, Spanier in Süd⸗ 
amerika uſw.), ſoweit fie ſich nicht mit nichtartverwandten Raſſen ver⸗ 
miſcht haben (vgl. Pfundtner⸗Neubert, Das neue deutſche Reſchsrecht, 
Reichserbhofgeſetz, 5 13 Anm. 2). Der Begriff „deutſchen oder art⸗ 
verwandten Blutes“ tritt an die Stelle des bisher üblichen der „ariſchen 
Abſtammung“ (dgl. dazu im einzelnen oben S. 17). 

4) Welche Vorausſetzungen erfüllt werden müſſen, um dieſen geſetz⸗ 
lichen Forderungen zu genügen, wird in den Durchführungsvorſchriften 
beſtimmt werden. Die Erſte Verordnung vom 14. November 1935 
(RGBl. I S. 1333) 93 t darüber noch nichts. Dort iſt auch nur das 
vorläufige Rei ge r geregelt worden. Unter allen Um⸗ 
ſtänden wird die Erfüllung der Arbeitsdienſt⸗ und der Wehrpflicht eine 
wichtige Rolle ſpielen. Von ſolchen Volksgenoſſen, die zu ihrer Er⸗ 
füllung unverſchuldeterweiſe nicht in der Lage ſind, wird man eine 
anderweite Betätigung o. ä. im Dienſt der Volksgemeinſchaft erwarten 
müſſen. 

5) Unbeſchadet der Zugehörigkeit zu einem außer⸗ 
deutſchen Volkstum, fofern der Minderheitsangehörige dem 
Blute nach dem deutſchen Blut artverwandt iſt. Eine Dänen⸗, Polen⸗ 
oder Wendenfrage gibt es hier nicht. Auch deutſche Staatsangehörige 
dieſes Volkstums können bei Erfüllung der geſetzlichen Vorausſetzungen 
Reichsbürger werden und haben auch das vorläufige Reichsbürgerrecht 
dementſprechend erworben. 

Hierbei iſt zu betonen, daß die Forderung, in Treue dem deutſchen 
Volk zu dienen, ſich auf die Treue gegenüber der deutſchen Be⸗ 
völkerung des Reiches bezieht. Ein ſolches Verhalten kann 
auch von ſolchen Reichsangehörigen, die einem anderen Volkstum 
angehören, billigerweiſe erwartet werden. 

6) Die Verleihung des Reichsbürgerbriefes hat rechtsſchaffende 
(konſtitutive) Bedeutung (vgl. dazu die Einbürgerung, die nach 8 16 
RuStAGeſ. auch mit der Aushändigung der Einbürgerungs⸗ 
urkunde wirkſam wird.) . 

7) Über die Ausgeſtaltung des Reichsbürgerbriefes und die Form 
ſeiner Aushändigung ſtehen nähere Vorſchriften noch aus. Vgl. im 
einzelnen S. 14. — , 

8) Bis zum Erlaß näherer Vorſchriften über den Reichsbürgerbrief 
iſt durch 8 1 der Erſten VO. vom 14. November 1935 (RG Bl. I ©. 1333) 
zum Reichsbürgergeſetz eine vorläufige Reichsbürgerſchaft geſchaffen 
worden. Danach gelten vorläufig als Reichsbürger die Staatsange⸗ 
hörigen deutſchen oder artverwandten Blutes, die beim Inkrafttreten 
des Reichsbürgergeſetzes Ch September 1935) das Reichstagswahlrecht 
beſitzen oder denen der Reichsminiſter des Innern im Einvernehmen 
mit dem Stellvertreter des Führers das vorläufige Reichsbürgerrecht 
verleiht. Über den Verluſt des Reichsbürgerrechts enthält das Gel. 
nichts. Auch die Erſte VO. z. RBürgGeſ. beſtimmt in $ 1 nur, daß 
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der Reichsminiſter des Innern im Einvernehmen mit dem Stellver— 
treter des Führers das vorläufige Reichsbürgerrecht entziehen kann, 
ohne indes die Gründe anzugeben. Allgemeine Verluſtgrüinde ſind 
heute ſchon die Verurteilung zum Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte 
ſowie der Verluſt der deutſchen StA. 

» D. h. auch des Stimmrechts in politiſchen Angelegenheiten 
(Reichs- und nes fein ug er Nur er kann ferner Träger eines 
öffentlichen Amtes ſein (8 3 der Erſten Verordnung z. RBürgGeſ.). Im 
übrigen bleiben weitere Beſtimmungen abzuwarten. 

Für die Übergangszeit kann der Reichsminiſter des Innern oder 
die von ihm ermächtigte Stelle zulaſſen, daß auch Nichtreichsbürger ein 
öffentliches Amt innehaben (§ 3 Satz 2 der Erſten VO. z. RBürg6eſ.). 
Dieſe Ausnahmevorſchrift iſt notwendig, damit z. B. Beamtenanwärter 
jeder Art an ferner eingeſtellt werden können, obgleich fie gemäß 8 1 
der Erſten VO. 8 ürgGeſ. wegen jugendlichen Lebensalters die 
vorläufige Reichsbürgerſchaft oft noch nicht erworben haben. In dem 
Rd Schr. d. RuprMd J. vom 29. 5. 1936, betr. Zulaſſung zu öffent⸗ 
en en ISB 6 100/2217 — RMBliV. S. 755) iſt folgendes 

eſtimmt: 

„00 Gemäß 83 Satz 1 der Erſten VO. zum Reichsbürgergeſ. vom 
14. il. 1035 (NOBL. 1 S. 1335) kann aut der — 4,8. nech dere 
läufige — Reichsbürger ein öffentliches Amt bekleiden. Hiernach 
können als Beamte — alſo auch Beamtenanwärter — Perſonen nicht 
berufen werden, die erſt nach Inkrafttreten des Reichsbürgergeſ. das 
20. Lebensjahr vollendet haben. Es können weiter Perſonen aus⸗ 
ländiſcher Staatsangehörigkeit über den Weg des § 14 oder § 15 des 
Reichs⸗ und Staatsangehörigkeitsgeſ. nicht zu einem öffentlichen Amt 
im Deutſchen Reich gelangen. Für die Übergangszeit ſind Ausnahmen 
von dieſer Regelung durch den RMdJ. oder die von ihm ermächtigte 
Stelle zugelaſſen. 

(2) Auf Grund des 83 Satz 2 der Erſten VO. zum Reichs⸗ 
bürgergeſ. behalte ich mir für die Anſtellung von Ausländern in 
einem öffentlichen Amt in Deutſchland die ausnahmsweiſe Genehmi⸗ 
gung vor; in den Fällen, in denen es ſich um die Anſtellung von 
Personen handelt, die nur deshalb noch nicht Reichsbürger ſind, weil 
ſie infolge ihres Lebensalters die Vorausſetzungen hierfür noch nicht 
erfüllen, erteile ich hiermit die ausnahmsweiſe Genehmigung. 

3) Soweit ſeit dem Inkrafttreten der Erſten VO. zum Reichs⸗ 
bürgergeſ. Berufungen von Beamten bereits erfolgt ſind, die im 
Widerſpruch zu der Rechtslage (Abſ. 1) vorgenommen wurden, gilt 
meine Genehmigung nach 83 Satz 2 der Erſten VO. zum Reichs⸗ 
bürgergeſ. hiermit als erteilt.“ 


Der Reichsminiſter des Innern erläßt im Einvernehmen mit dem 
Stellvertreter des Führers die zur Durchführung und Ergänzung des 
Geſetzes erforderlichen Rechts⸗ und Verwaltungsvorſchriften:). 


1) Die auf Grund dieſes Geſetzes ergehenden Rechts⸗ und Ver⸗ 
haltungsvorſchriften ſind alſo nicht auf die Durchführung des 
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Geſetzes beſchränkt, ſie können vielmehr auch eine Ergänzung zum 
Gegenſtand haben. Einſtweilen find ergangen die Erſte und Zweite VD. 
z. RBürgGkeſ. vom 14. November 1935 (RG Bl. I S. 1333) und 21. De⸗ 
zember 1935 (RGBl. I S. 1524). Vgl. unten S. 42 und S. 52. 


2. Erſte Verordnung zum Reichsbürgergeſetz 
Vom 14. November 1935 (RGBl. I S. 1333) 


Auf Grund des § 3 des Reichsbürgergeſetzes vom 15. September 
1935 RGBl. I S. 1146) wird folgendes verordnet!): 


1) Damit das den alsbald durchgeführt werden kann, iſt die 
lebende Generation deutſcher Staatsangehöriger, was die ſubjektiven 
Erforderniſſe betrifft, nach einem unſchwer feſtſtellbaren Merkmal in 
Reichsbürger und Reichsangehörige ohne Reichs⸗ 
bürgerrecht zu gliedern. Das geſchieht durch §S 1 der VD. Sodann 
war eine Begriffsbeſtimmung der Juden zu geben und gleichzeitig das 
Problem der deutſch⸗jüdiſchen Miſchlinge (vgl. oben S. 21) zu regeln. 
Das geſchieht in den 88 4 und 5 ſowie in $ 2 der VO. 


81 
(1) Bis zum Erlaß weiterer Vorſchriften über den Reichsbürger⸗ 
brief gelten vorläufig!) als Reichsbürger die Staatsangehörigen deutſchen 
oder artverwandten Blutes), die beim Inkrafttreten des Reichsbürger⸗ 
geſetzes das Reichstagswahlrecht')!) beſeſſen) haben, oder denen der 
Reichsminiſter des Innern im Einvernehmen mit dem Stellvertreter 
des Führers das vorläufige Reichsbürgerrecht verleiht‘). 


(2) Der Reichsminiſter des Innern kann im Einvernehmen mit 
dem Stellvertreter des Führers das vorläufige Reichsbürgerrecht ent⸗ 
ziehen. | 

1) Bis zur endgültigen Verleihung des Reichsbürgerbriefes müſſen 
alle Reichstagswahlberechtigten durchgeprüft werden, ob ſie den Vor⸗ 
ausſetzungen des 8 2 des Reichsbürgergeſezes entſprechen. Das ſind nach 
dem augenblicklichen Bevölkerungsſtand mehr als 40 Millionen Reichs⸗ 
angehörige. 

8 5 Vgl. Reichsbürgergeſetz 82 Anm. 3 (oben S. 39) und Einleitung 


3) Dadurch wird ſchon eine gewiſſe Auswahl erreicht. Außer den 
Juden (vgl. Anm. 2 und 15 4, 5 der VO.) fallen alle aus, die ent⸗ 
mündigt ſind, unter vorläufiger Vormundſchaft oder (wegen geiſtigen 
Gebrechen unter Pflegſchaft ſtehen, oder denen durch ein Strafurteil 
die bürgerlichen Ehrenrechte aberkannt worden find (zu vgl. § 2 des 
Reichswahlgeſetzes vom 6. März 1924 — RGBl. S. 159). Im Bewußt⸗ 
ſein der u die dieſem immerhin groben Schema anhaften, be- 
zeichnet § 1 dieſe Regelung nur als vorläufige und ſieht auch die 
Möglichkeit zur ſonſtigen Verleihung ſowie zur Entziehung dieſes vor⸗ 
läufigen Rechts vor. Eine Härte für die heranwachſenden Jahrgänge, 
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ür die hiernach künftigen Reichsbürger, war unvermeidlich. Das 
lieichsbürgerrecht wird künftig im regelmäßigen Gange wahrſcheinlich 
erſt in einem ſpäteren Lebensalter erworben werden können als das 
bisherige Reichstagswahlrecht; denn es muß mit dem bisherigen Rechts⸗ 
zuſtand gebrochen werden, daß ein Zwanzigjähriger, der RR nicht ein⸗ 
mal volljährig ift, bereits über Lebensnotwendigkeiten von Volk und 
Reich mitbeſtimmen kann (vgl. im einzelnen oben S. 13). Da alſo 
ohnehin die Altersgrenze für den Beginn politiſcher Berechtigungen 
einmal erheblich heraufgeſetzt werden mußte, ift der Einſchnitt ſofort 
gemacht worden, weil dazu die jetzige Übergangszeit am geeignetſten ift, 
und weil dadurch für die 8 Se ſofort Klarheit geſchaffen wird. 
Wer erſt nach dem 30. September 1935 20 Jahre alt wird oder ge⸗ 
worden iſt, wird alſo einige Lebensjahre mehr vollenden müſſen als 
u Altersvorgänger, um in den Beſitz des Reichsbürgerrechts zu 
gelangen. 

4) Mit dem Inkrafttreten des RBürgGeſ. vom 30. September 1935 
iſt das bisherige Reichstagswahlrecht erloſchen. Vorausſetzung des 
N iſt nunmehr der Beſitz des Reichsbürgerrechts 83 der 
5) Das Reichstagswahlrecht beſaßen auch diejenigen deutſchen 
Staatsangehörigen, deren Wahlrecht ruhte (Soldaten) oder die in der 
Ausübung behindert waren (Unterſuchungs⸗ oder Strafgefangene, Per⸗ 
ſonen in Heil⸗ und Pflegeanſtalten). 

6) Die Beſtimmung eröffnet eine Möglichkeit zum Ausgleich von 
Härten, vornehmlich bei Einbürgerungen. Einen Anſpruch darauf 
gibt es nicht; die Entſcheidung ergeht allein nach pflichtgemäßem Er⸗ 
meſſen des Reichsminiſters des Innern im Einvernehmen mit dem 
Stellvertreter des Führers. 

N 7) Im Falle der Unwürdigkeit. Die Entſcheidung ergeht nach 
pflichtgemäßem Ermeſſen des Reichsminiſters des Innern im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Stellvertreter des Führers. 


82 

(1) Die Vorſchriften des § 1 gelten!) auch für die ſtaatsangehörigen 
jüdiſchen Miſchlinge. 

(2) Jüdiſcher Miſchling iſt, wer von einem oder zwei der Raſſe 
nach volljüdiſchen Großelternteilen abſtammte)s) !), ſofern er nicht nach 
$ 5 Abi. 2 als Jude gilt. Als volljüdiſch gilt ein Großelternteil 
ohne weiteres, wenn er der jüdiſchen Religionsgemeinſchaſt angehört 
hat )))) ). 

1) Die jüdiſchen Miſchlinge deutſcher Staatsangehörigkeit werden 
hinſſchtlich des Erwerbes des vorläufigen Reichsbürgerrechts den Staats⸗ 
angehörigen deutſchen oder artverwandten Blutes gleichgeſtellt. Sie ſind 
zwar vom raſſenbiologiſchen Standpunkt aus nicht deutſchen oder art⸗ 
verwandten Blutes, da ſie nicht reinblütig ſind. Durch die geſetzliche 
Anordnung werden ſie aber in Sachen des Reichsbürgerrechts den rein 
Deutſchblütigen grund ſätzlich gleichgeſtellt. (Vgl. 
indes Anm. 4 a. E.). 
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2) De h.: Viertels oder Halbjude. Mifchlinge mit einem voll⸗ 
jüdiſchen Großelternteil werden als ſolche zweiten Grades, Miſchlinge 
mit zwei vollfüdiſchen Großelternteilen als ſolche erſten Grades be— 
zeichnet (dgl. oben S. 23 Anm. 1). 

3) Selbſtverſtändlich fallen unter die Vorſchrift nur deutſch⸗ 
jüdiſche Miſchlinge, alſo ſolche, deren nicht jüdiſche Großelternteile 
deutſchen oder artverwandten Blutes ſind. Gehören die nichtjüdiſchen 
Großelternteile ſonſtigem fremden Blut an, ſo iſt der Enkel nicht ein 
jüdiſcher Miſchling im Sinne des deutſchen Rechtes. Die Regelung für 
ſolche artfremden Miſchlinge iſt einſtweilen zurückgeſtellt geblieben, da 
es ſich hierbei um einen verhältnismäßig geringfügigen Perſonenkreis 
handelt. Sie können nur auf Grund des 87 vorläufige Reichsbürger 
werden. häng Verleihung gemäß 81 kann nicht erfolgen, da dieſe 
davon abhängig iſt, daß der zur Verleihung in Betracht kommende 
Staatsangehörige deutſchblütig oder jüdiſcher Miſchling iſt.) Für 
ſie gelten auch nicht ohne weiteres die Ehehinderniſſe des jüdiſchen 
Bluteinſchlages. Vgl. jedoch 86 der Erſten VO. z. BlSchGGeſ. Außer⸗ 
ehelicher Verkehr artfremder Miſchlinge iſt ohne Rückſicht auf die Raſſe⸗ 
zugehörigkeit der anderen Teile nicht mit Strafe bedroht. 

4) Die Vorſchrift geht nur auf die Großeltern zurück, um uferloſe 
Nachforſchungen zu verhüten. Es gibt alſo nicht mehr beſondere Grup⸗ 
pen etwa der ¼⸗Juden (3 jüdiſche Urgroßeltern) oder der /⸗Juden 
0 jüdiſche Urgroßeltern). Iſt ein Großelternteil nicht reinraſſiger Jude, 
ondern ſelbſt nur Miſchling, ſo zählt er im Sinne der Begriffs⸗ 
beſtimmung nicht mit. Ein 8⸗Jude würde alſo noch zu den Viertel⸗ 
juden rechnen, vorausgeſetzt, daß 2 besen Urgroßeltern die gemein⸗ 
amen Eltern eines der Großeltern geweſen ſind, dieſer alſo volljüdiſch 
iſt; ein Jude wäre entſprechend noch als Halbjude zu bezeichnen. 

albjude iſt ferner nach der Begriffsbeſtimmung nicht nur, wer von 
einem deutſchblütigen und einem volljüdiſchen Elternteil abſtammt, 
ſondern auch der, deſſen Eltern beide Halbjuden ſind. Wer nicht von 
einem vol l jüdiſchen Großelternteil, dagegen von zwei hal b jüdiſchen 
Großeltern abſtammt, kann nach der Beſtimmung nicht mehr als 
Vierteljude, alſo nicht als jüdiſcher Miſchling gelten, ebenſowenig, wer 
nur einen halbjüdiſchen Großelternteilt hat, alſo nur noch Achteljude iſt. 
Er iſt als deutſchblütig zu behandeln (Ausnahmen: $ 13 Reichserhof⸗ 
geſetz vom 20. September 1933 — RGBl. I S. 685; Aufnahmebedin⸗ 
gungen der NSDAP. uſw. Vgl. S. 25). 

5), Maßgebend für die Beurteilung, ob jemand Jude iſt oder 
nicht, iſt grund ſätzlich nicht die Zugehörigkeit zu der jüdiſchen 
Religionsgemeinſchaft, ſondern zum jüdiſchen Blute. Um Un⸗ 
uträglichkeiten bei der Beweisführung 55 iſt aber aus⸗ 
a 1 beſtimmt, daß ein Großelternteil, der der jüdiſchen Religions⸗ 
gemeinſchaft angehört hat, ohne weiteres als Jude, alſo als ein Menſch 
jüdiſchen Blutes gilt; ein Gegenbeweis ift nicht zuläſſig (praesumptio 
juris et de jurel). Andernfalls müßte trotz der vorliegenden Faſſung 
des Miſchlingsbegriffs in der Praxis dennoch die Raſſe der Urgroßeltern 
nachgeprüft werden, gegebenenfalls auch die von noch ferneren Gene⸗ 
rationen. Die Rechtsvermutung beugt auch den vielen erdichteten oder 
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kaum jemals nachprüfbaren Behauptungen von Abſtammungsprüflingen 
vor, daß ein Großelternteil zwar moſaiſcher Religion, aber nicht 
jüdiſchen Blutes geweſen ſei. 

„Die Zugehörigkeit zur jüdiſchen Religionsgemeinſchaft kann im 
Einzelfall gelegentlich zweifelhaft ſein. Grundſätzlich iſt feſtzuſtellen, 
daß die Frage der Zugehörigkeit nach objektiven Geſichtspunkten 
zu entſcheiden iſt. Selbſtverſtändlich iſt als Angeh. der jüd. Religions⸗ 
gemeinſchaft ſtets anzuſehen, der unter den üblichen Zeremonien darin 
aufgenommen worden iſt. Es muß aber auch unwiderſprochene be⸗ 
kannte Führung in den Liſten einer jüd. Synagoge oder die Zahlung 
9 5 8. 24 ff. als ausreichendes Merkmal angeſehen werden (vgl. 

6) Wie lange ein Großelternteil der jüd. Religionsgemeinſchaft 
angehört hat, iſt belanglos. Doch muß die Zugehörigkeit vor dem 
30. September 1935 (Tag des Inkrafttretens d. Gef.) gelegen haben. Ein 
ſpäterer Eintritt beeinflußt die raſſiſche Einordnung des Enkels nicht. 

Härten können gemäß §7 behoben werden. . n 

7 82 Abſ. 2 Satz 2 hat Bedeutung lediglich für die raſſiſche Ein⸗ 
ordnung des Enkels, die des Großelternteils ſelber wird nicht be⸗ 
einflußt. Ob dieſer ſelbſt Jude iſt oder als ſolcher gilt, entſcheidet 
fh nur nach § 5; die Vorſchrift des § 2 Abſ. 2 Satz? ſtellt keine Er⸗ 
gänzung des §5 dar. Ein zum Judentum übergetretener Deutſch⸗ 
blütiger iſt für ſeine eigene raſſiſche Einordnung nach wie vor als 
deutſchblütig anzuſehen. Lediglich für dieſe raſſiſche Einordnung der 
Enkel gilt er als Volljude. . 

9 Die in 85 Abſ.2 umſchriebenen Miſchlinge find keine Miſch⸗ 
linge im eigentlichen Rechtsſinne. Sie gelten als Juden und werden 
in jeder Beziehung als ſolche behandelt. a 

Erzeugt indes ein als Jude geltender Miſchling mit einem 
Deutſchblütigen eheliche oder außereheliche Nachkommen (zuläſſiger⸗ 
oder unzuläſſigerweiſe), dann gelten dieſe nicht als Juden, ſondern 
als Miſchlinge zweiten Grades, während ſie nach 85 Abſ. 2c und d 
als Juden gelten würden, wenn ein Elternteil nicht nur als Jude 
gelten würde, ſondern es auch tatſächlich blutmäßig (ſei 
es Voll⸗ oder Dretulerteljuhe) wäre. N 

9) Zur Rechtsſtellung der Miſchlinge im einzelnen vgl. oben 
S. 21, beſonders auch S. 23. N 

Miſchlinge können nicht Mitglieder der NSDAP., ihrer Gliede⸗ 
rungen oder der le Verbände werden (Ausnahme: 
Deutſche Arbeitsfront. Vgl. S. 103). 

Wegen der Eheſchließung von Miſchlingen vgl. S. 67. 

Außerehelicher Verkehr zwiſchen Miſchlingen erſten Grades und 
Juden iſt nicht ſtrafbar, während der zwiſchen Miſchlingen zweiten 
Grades und Juden beſtraft wird (gl. § 5 Abſ. 2 BlSchGeſ. / § 11 Satz 2 
der Erſten AVBlSchceſ.). 

8 3 


Nur der Reichsbürger kann als Träger der vollen politiſchen Rechte 
das Stimmrecht in politiſchen Angelegenheiten ausüben und ein öffent⸗ 
liches Amt bekleiden). Der Reichsminiſter des Innern oder die von 
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ihm ermächtigte Stelle kann für die Übergangszeit Ausnahmen für die 
Zulaſſung zu öffentlichen Amtern gejtatten?). Die Angelegenheiten der 
Keligionsgeſellſchaften?) werden nicht berührt. 


1) Feſtſtellung der Solgerungen aus § 2 Abſ. 3 des MBürgGeſ. 
vgl. ebenda Anm. 9 (oben S. 41). 

Amt = Aufgabenkreis, der von einem Beamten wahrgenommen 
wird, außerdem überhaupt jede Tätigkeit ſtaatshoheitlicher, ſtaats⸗ 
obrigkeitlicher oder ſtaatsrepräſentativer Art. Vgl. § 5 der Zweiten VD. 
z. RBürgGeſ., abgedruckt S. 52. Hierzu rechnen z. B. Schöffen, 
Geſchworene, Handelsrichter, Konkursverwalter, Zwangsverwalter, 
Lotterieeinnehmer, Stempelverteiler, Schiedsmänner, Bezirksſchorn⸗ 
ſteinfeger, Fleiſchbeſchauer uſw., nicht dagegen Rechtsanwälte, Arzte, 
. Steuerberater, Teſtamentsvollſtrecker, Vormünder, 

eger uſw. 

Das Reichsbürgerrecht iſt auch die Vorausſetzung des Gemeinde⸗ 
bürgerrechts nach der deutſchen Gemeindeordnung vom 30. Januar 
1935. „Bürger der Gemeinde find die deutſchen Staatsbürger ...“ 
($ 19 Wi. 1 a. a. O.). In der Erſten Durchführungs verordnung 
zur Gemeindeordnung vom 22. März 1935 (RGBl. I S. 393) § 7 
iſt beſtimmt: Bürger der Gemeinde iſt bis zum Erlaß eines 
deutſchen Staatsbürgergeſetzes jeder deutſche Staatsangehörige, der die 
beſonderen e der Gemeindeordnung hinſichtlich des 
gebensalters, der Wohndauer uſw. erfüllt. Dieſe Zwiſchenregelung iſt 
itzt hinfällig geworden. Der Kreis der Gemeindebürger kann in Zu⸗ 
unft nicht mehr über den der Reichsbürger hinausgehen. Nur die Reichs⸗ 
vürger können auch in den Gemeinden Träger des gemeindlichen poli⸗ 
tiſchen Lebens ſein und darin ein öffentliches Amt innehaben. Alle 
übrigen ſind nur Einwohner der Gemeinde. 

2) Vgl. § 2 Abſ. 3 des RBürgGeſ., Anm. 9 am Ende (oben S. 41). 

3) Das ſind die chriſtlichen Kirchen und die Synagogengemeinden. 
Vgl. auch § 4 Abſ. 3 (unten S. 46). 


84 
(1) Ein Zudet) kann nicht Reichsbürgere)s) fein. Ihm ſteht ein 
Stimmrecht in politiſchen Angelegenheiten nicht zu; er kann ein öffent⸗ 
liches Amt nicht bekleiden“). 

(2) Jüdiſche Beamte treten mit Ablauf des 31. Dezember 1935 
in den Ruheſtand'). Wenn dieſe Beamten im Weltkrieg an der Front 
für das Deutſche Reich oder für ſeine Verbündeten gekämpft haben, 
erhalten ſie bis zur Erreichung der Altersgrenze als Ruhegehalt die 
vollen zuletzt bezogenen ruhegehaltsfähigen Dienſtbezüge, fie ſteigen 
jedoch nicht in Dienſtaltersſtufen auf). Nach Erreichung der Alters⸗ 
grenze wird ihr Ruhegehalt nach den letzten ruhegehaltsfähigen Dienſt⸗ 
bezügen neu berechnet. 

(3) Die Angelegenheiten der Religionsgeſellſchaften werden nicht 
berührt“. 
(4) Das Dienſtverhältnis der Lehrer an öffentlichen jüd iſchen 
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Schulen bleibt bis zu n 
berührt“). zur Neuregelung des jüdiſchen Schulweſens un 


1) Wer als Jude anzuſehen iſt, ergibt ſich aus 8 5. 
8 er folgt zwar ſchon aus § 2 Abſ. 1 des RBürgbef., da ein 
erfüllt ie orausſetzung des deutſchen oder artverwandten Blutes nicht 
erfüllt (vgl. RBürgcheſ. § 2 Anm. 3), wird aber feiner Wichtigkeit wegen 
noch einmal ausdrücklich hervorgehoben. 

4 Die deutſche Staatsangehörigkeit eines Juden bleibt unberührt. 
N 9 Da ein Jude nicht Reichsbürger ſein kann, kann er auch die aus 
ind eichsbürgerrecht ſich ergebenden Befugniſſe nicht ausüben. Damit 
ji ‚a die Ausnahmevorſchriften des $ 3 des Geſetzes zur Wieder⸗ 
= 5 2 Berufsbeamtentums vom 7. April 1933 (RGBl. 1 S. 175) 
un 78 erückſichtigung des dritten Geſetzes zur Anderung des Geſetzes 
Rss! k Ferßsnung des Berufsbeamtentums vom 22. September 1933 
(AGBl. I S. 655) — abgedruckt im Anhange dieſes Buches S. 137 — 
aufgehoben worden, ſoweit fie Juden betreffen. Die dortigen Vor⸗ 
1 N über die ſonſtigen „Nichtarier“ bleiben unberührt ($ 6 
dieser Verordnung). Jum Begriff des Nichtariers i. 5. des Verußs⸗ 
Fee vgl. die Erſte VO. z. Durchf. des Geſ. z. Wieder⸗ 
herſtellung des Berufsbeamtentums vom 11. April 1933 (RG Bl. 1 
S. 195) zu $3 — im Anhange dieſes Buches abgedruckt S. 138 —. 

5) Ergibt ſich als notwendige Folge daraus, daß ein Jude als 
Nichtreichsbürger nicht Träger eines öffentlichen Amtes ſein kann. 0 4 
Abſ. 2 Satz 1 der VO. ſtellt das ausdrücklich feſt. Dieſe Folge iſt ſchon 
mit dem Inkrafttreten des RBürgGeſ. am 30. September 1935 wirkſam 
e Am 31. Dezember 1935 traten die betroffenen Beamten 
raft Geſetzes in den Ruheſtand und ſind ſomit von da an als Ruhe⸗ 
ſtandsbeamte zu behandeln. Dazu, wer als Beamter i. S. des § 4 
Abſ. 2 man iſt, val. im einzelnen § 1 der Zweiten BD. z. 
RBür Geſ. (abgedruckt in dieſem Buche S. 52). Danach gehören 
nicht hierzu Notare, denen die Gebühren ſelbſt zufließen; dieſe werden 
vielmehr wie die nicht beamteten Träger eines öffentlichen Amtes 
behandelt und ſind damit bereits mit dem Inkrafttreten der Erſten 
VO. 3. RBürgGeſ. am 15. November 1935 ausgeſchieden. $ 4 Abi. 2 
gilt ſinngemäß für die Angehörigen der Wehrmacht ($ 1 Abſ. 4 der 
2. VO. z. RBürgGeſ.). Die Reichsbank und die Deutſche Reichsbahn 
können entſprechende Beſtimmungen erlaſſen (vgl. $ 3 a. a. O). 

6) Soweit die an jüdiſchen Beamten Frontkämpfer im 
Sinne des BBG. geweſen find, iſt es als Ehrenpflicht erachtet worden, 
fie mit vollem Gehalt in den Ruheſtand zu verſetzen; die Beamten 
werden alſo nicht auf die geringeren Ruhegehaltsbezüge verwieſen. 
Die ihnen gewährten Bezüge find indes „Ruhegehaltsbezüge“. Vgl 
im Einzelnen die RdErl. d. RuPrMdJ. vom 9. Dezember 1935 — 
MBliV. S. 1467 — und 20. Dezember 1935 — MBli. S. 1504 —, 
beide betr. Übertritt der jüdiſchen Beamten in den Ruheſtand (ab⸗ 
gedruckt in dieſem Buche S. 86, 87). 

Vgl. im übrigen $$ 2—4 der 2. BD. z. NBürgGel. 
Über den Sn des Frontkämpfers vgl. die Dritte BD. z. Durchf. 
des BBG. vom 6. Mai 1933 (RGBl. I S. 245) zu § 3, 3. 


— 
— 


7 tt die chriſtlichen Kirchen und die Synagogengemeinden. 

8) Bedurfte der ausdrücklichen Beſtimmung, damit dieſe Lehrer 
als Träger eines öffentlichen Amtes nicht auch kraft Geſetzes in den 
Ruheſtand traten. 


85 

() Juden iſt, wer von mindeſtens drei der Raſſe nach volljüdiſchen 
Großeltern abſtammte). § 2 Abſ. 2 Satz 2 findet Anwendung!“). 

(2) Als Jude gilt auch) der von zwei volljüdiſchen Großeltern 
abſtammende ſtaatsangehörige jüdiſche Miſchling“, 

a) der beim Erlaß des Geſetzes der jüdiſchen Religionsgemeinſchaft 
angehört hat oder danach in ſie aufgenommen wirde), 

b) der beim Erlaß des Geſetzes mit einem Juden verheiratet war 
oder ſich danach mit einem ſolchen verheiratet“), 

e) der aus einer Ehe mit einem Juden im Sinne des Abſatzes 1 
ſtammt, die nach dem Inkrafttreten des Geſetzes zum Schutze des deut⸗ 
ſchen Blutes und der deutſchen Ehre vom 15. September 1935 (RGBl. I 
S. 1146) geſchloſſen ift°), 

d) der aus dem außerehelichen Verkehr mit einem Juden im Sinne 
des Abſatzes 1 ſtammt und nach dem 31. Juli 1936 außerehelich ge⸗ 
boren wirde). ö 


1) § b ſtellt endgültig feſt, wer sung im Deutſchen Reiche 
als Jude anzuſehen iſt. Die Begriffsbeſtimmung iſt zugleich er⸗ 
ſchöpfend. Es iſt nicht zuläſſig, andere als den in 85 umſchriebenen 
Perſonenkreis als Juden gu bezeichnen oder zu behandeln. Auch iſt 
es nicht angängig, irgendwo einen anderen Judenbegriff zu ver⸗ 
wenden. Das wird auch in ſtaatlichen Geſetzen oder ſonſtigen Anord⸗ 
nungen und in ſolchen der Partei nicht mehr geſchehen. 

2) Im Sinne dieſer Vorſchrift find alſo Juden der Volljude, d. h. 
der Jude, deſſen ſämtliche N der jüdiſchen Raſſe angehört 
haben, und der Dreivierteljude, d. h. der Jude, der drei jüdiſche Groß⸗ 
eltern und nur einen nichtjüdiſchen Großelternteil hat. Die Ein⸗ 
beziehung des Dreiviertelfuden war notwendig, weil bei ihm jüdiſches 
Blut u De Einflüſſe weitaus überwiegen. Er zählt nicht a den 
jüdiſchen Miſchlingen im geſetzlichen Sinne (vgl. im einzelnen S. 21). 
Juden f dagegen nicht die Miſchlinge mit geringerem jüdiſchem 
Bluteinſchlag, alſo die ſog. Halb⸗ und Vierteljuden, die nur zwei oder 
gar nur einen volljüdiſchen Großelternteil beſitzen; Perſonen, die nur 
unter ihren noch weiter entfernten Vorfahren einen Angehörigen der 
jüdiſchen Raſſe aufweiſen, ſind auch keine Miſchlinge mehr (vgl. im 
einzelnen oben 82 der Erſten VO., Anm. 4 S. 44). 

„J Auch hier gilt aus Gründen der Rechtsſicherheit bei Zugehörig⸗ 
keit der Großeltern zum moſaiſchen Bekenntnis die geſehliche Ver⸗ 
S. 4005 der Zugehörigkeit zum jüdiſchen Blute (vgl. oben $ 2 Anm 5; 


i 4) Die in Abſ. 2 genannten Perſonen — alſo ausſchließli alb⸗ 
juden — werden mit allen Rechtsfolgen den Juden 8 
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zwar endgültig. —, obgleich fie nicht reinraſſige Juden find. Die Miſch— 
linge, auf die die Burn von Of. 3 zutreffen, hören dadurch 
endgültig auf, jüdiſche Miſchlinge im Sinne der Verordnung zu ſein. 

Abſ. 2 zählt die Fälle auf, in denen es klar liegt, daß ein Halbjude 
der Stimme feines Blutes folgend ſich für das Judentum ent⸗ 
ſchieden hat, oder in denen feine Eltern durch ausdrückliche Willena- 
fundgebung oder durch eine Art von konkludenter Handlung die Ent⸗ 
ſcheidung für den Nachkommen in dieſem Sinne getroffen haben. 

5) Abſ. 2 bezieht ſich alſo nur auf ſtaatsangehörige Halbjuden, 
(ẽNiſchlinge erſten Grade) Lierteljuden (Miſchlinge zweiten Grades) 
oder Deutſchblütige werden unter den Vorausſetzungen des § 5 Abſ. 2 
niemals zu Juden. Ein Deutſchblütiger z. B., der der jüdiſchen 
Religionsgemeinſchaft beitritt, iſt trotzdem hinſichtlich ſeiner raſſiſchen 
Einordnung weiterhin als Deutſchblütiger zu behandeln (vgl. im 
übrigen §2 RBürgGeſ. Anm. 7, oben S. 45). 

Während es bei der raſſiſchen Einordnung als Jude nach § 5 
Abs.! nicht auf die StA. des Juden ankommt, gelten nach § 5 Abſ. 2 
nur ſolche Miſchlinge erſten Grades, die die deutſche StA. beſitzen, 
unter den angegebenen Vorausſetzungen als Juden. Miſchlinge aus⸗ 
ländiſcher StA. und ebenſo ſtaatenloſe Miſchlinge (vgl. jedoch 8 15 
der 1. AV. z. BlSchGeſ.) bleiben auch dann Miſchlinge, wenn fie die 
Vorausſetzungen des § 5 Abſ. 2 erfüllen. Bei Erwerb der deutſchen 
StA. greift alsbald 8 5 Abſ. 2 Platz. 

6) Der Halbjude, der der jüdiſchen Religionsgemeinſchaft angehört 
oder ſpäter in ſie eintritt, legt ein vollgültiges Bekenntnis 
zum Judentum ab. Der Entſchluß der Eltern, die ihr Kind 
dieſer Religionsgemeinſchaft zuführen, muß gleichfalls als maßgeblich 
für das Kind bezeichnet werden. 

7) Ein Halbjude oder eine Halbjüdin, die ſich einen jüdiſchen Ehe⸗ 
gatten gewählt haben, haben bewieſen, daß der Einfluß ihrer jüdiſchen 
Erbmaſſe überwiegt. Die Regelung iſt auch deshalb unabweisbar, weil 
Kinder aus ſolchen Ehen ohnehin Dreivierteljuden, alſo Juden laut 
Abſ. 1 des 8 5 ſind. 

8) Die Beſtimmung verſucht, die künftige Entſtehung von Halb⸗ 
juden (im raſſebiologiſchen Sinne) zu verhüten. Sie iſt vor allem 
eine Warnung für den deutſchblütigen Elternteil, eine raſſiſch ver⸗ 
derbliche Verbindung einzugehen. 

Trotz des Miſcheheverbotes (§ 1 des Blutſchutzgeſetzes, |. S. 63) 
kann auch künftig der Fall nicht verhindert werden, daß ein reichs⸗ 
angehöriger Jude eine aus ländiſche Frau deutſchen oder artver⸗ 
wandten Blutes heiratet. Die Frau würde zwar na een Recht 
durch die Eheſchließung zur deutſchen Staatsangehörigen (vgl. 11 3 
Ziff. 3, 8 6 RuStAGe).), ihre Kinder aber würden nach deutſchem 
Recht Juden ſein. 

9) Anm. 8 Abſatz 1 157 die Gründe auch hierfür. Der Termin des 
31. Juli 1936 iſt der Ablauf des 10. Monats nach dem Inkrafttreten 
des Geſetzes (80. September 1935). Es werden alſo mit Sicherheit 
nur die Fälle erfaßt, bei denen die Eltern über den durch die Nürn⸗ 

Löſener⸗Knoſt, Die Nürnberger Geſetze. 2. Aufl. 4 
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berger Geſetze zum Ausdruck gebrachten Willen des Geſetzgebers nicht 
mehr im unklaren ſein konnten oder durften. 


86 

(J) Soweit in Reichsgeſetzen oder in Anordnungen der National: 
ſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiterpartei und ihrer Gliederungen An: 
forderungen an die Reinheit des Blutes geſtellt werden, die über $ 5 
hinausgehen, bleiben fie unberührt). 

(2) Sonſtige Anforderungen an die Reinheit des Blutes, die über 
§ 5 hinausgehen, dürfen nur mit Zuſtimmung des Reichsminiſters des 
Innern und des Stellvertreters des Führers geſtellt werden. Soweit 
Anforderungen dieſer Art bereits beſtehen, fallen ſie am 1. Januar 
1936 weg, wenn ſie nicht von dem Reichsminiſter des Innern im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Stellvertreter des Führers zugelaſſen werden“). 
Der Antrag auf Zulaſſung iſt bei dem Reichsminiſter des Innern zu 
ſtellen. 


1) Mit Rückſicht auf die allgemeingültige Feſtſtellung des Begriffes 
des „Juden“ im Deutſchen Recht dürfen fortan nur noch in (bereits 
erlaſſenen — z. B. Reichserbhofgeſetz vgl. S. 25 a. E. — oder künftigen) 
Reichsgeſetzen Anforderungen an die Reinheit des Blutes geſtellt werden, 
die über §5 der VO. hinausgehen. 

2) Unberührt von der Regelung des § 5 der WO. bleiben auch 
die Anordnungen der NSDAP. oder ihrer Gliederungen. Dieſe dürfen 
über den § 5 der VO. hinaus auch weiter beſondere Anforderungen 
an die Reinheit des Blutes ſtellen: „Gliederungen“ in dieſem 
Sinne find ausſchließlich: SA., SS., Nationalſoz. Kraftfahrkorps, 
Hitler⸗Jugend, NS.⸗Deutſcher Dozentenbund, NS.⸗Deutſcher Studen⸗ 
tenbund und NS.⸗Frauenſchaft (§8 2 und 3 der Verordnung zur 
Durchführung des Geſetzes zur Sicherung der Einheit von Partei und 
Staat vom 29. März 1935 — RGBl. I S. 502 — i. d. F. der VO. 
vom 5. Dezember 1935 — RGBl. I S. 1523 —). Nicht darunter 
fallen aber die der NSDAP. „angeſchloſſenen Verbände“ 
(NS.⸗Arztebund, NS.⸗Rechtswahrerbund, NS.⸗Lehrerbund, NO. 
Volkswohlfahrt, NS.⸗Kriegsopferverſorgung, Reichsbund der Deut⸗ 
ſchen Beamten, NS.⸗Bund Deutſcher Technik und Deutſche Arbeits⸗ 
front). Ihre Anforderungen find nur in Kraft geblieben, ſoweit fie 
gemäß § 6 Abſ. 2 zugelaſſen find. Von beſonderer Bedeutung itt, 
daß die Deutſche Arbeitsfront ſeit dem 1. Januar 1936 die Mitglied⸗ 
ſchaft nicht mehr von Anforderungen abhängig macht, die über $ 5 
agent (vgl. S. 103). Die übrigen genannten Verbände nehmen 

iſchlinge erſten und zweiten Grades nicht auf. Entſprechende An⸗ 
ordnungen ſind inzwiſchen ergangen. 

. 3) Um die Miſchlingsfrage tatſächlich zu löſen, war es vor allem 
nötig, den Hauptgrund ihrer unhaltbaren Lage zu beſeitigen. Weniger 
die Arierparagraphen der Reichsgeſetze, welche die „Nicht⸗ 
arier“ von beſtimmten Berufen ausſchließen, und die Beſtimmungen 
der NSDAP., ihrer Gliederungen und der angeſchloſſenen Verbände 
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waren es, die dem deutſch⸗jüdiſchen Miſchling jede Berufs- und Lebens⸗ 
möglichkeit verſperrten, als vielmehr die unzähligen Arierparagraphen 
jeder Organiſation und jedes Vereins aus allen nur erdenklichen 
Lebensgebieten. Hier hat § 6 Wandel geſchaffen. 


87 
„Der Führer und Reichskanzler kann Befreiungen von den Vor⸗ 
ſchriften der Ausführungsverordnungen erteilen!) ). 


1) Zum Ausgleich von Härten. Geſuche um Bewilligung von Be⸗ 
Bo bon den Vorſchriſten der (bereits erlaſſenen oder noch zu 
erlaſſenden) Ausführungsverordnungen zum Reichsbürgergeſetz durch 
den Führer und Reichskanzler find bei der für den Wohnſitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt des Geſuchſtellers zuſtändigen höheren Ver⸗ 
waltungsbehörde zu ſtellen. Anträge von Perſonen, die nicht Reichs⸗ 
bürger find, auf Belaſſung in dem von ihnen bisher bekleideten öffent⸗ 
lichen Amt find auf dem Dienſtwege dem zuſtändigen Reichs miniſter 
einzureichen. 

8 Höhere Verwaltungsbehörden in dieſem Sinne ſind: in Preußen 
der Regierungspräſident; in Berlin in Eheangelegenheiten der Stadt⸗ 
präſident der Hauptſtadt Berlin, im übrigen der Polizeipräſident; in 
Bayern der Regierungspräſident, in Sachſen die Kreishauptmannſchaft; 
m den übrigen Ländern die Landesregierung. Beſitzt der Geſuchſteller 
im Inland keinen Wohnſitz oder gewöhnlichen Aufenthalt, ſo iſt das 
Geſuch bei dem Reichs⸗ und Preußiſchen Miniſterium des Innern ein⸗ 
zureichen. 

„Die Bewilligung einer Befreiung fol nur in ganz beſonders 
liegenden Ausnahmefällen befürwortet werden, in denen ſchwerwiegende 
Gründe vom Geſichtspunkt der Allgemeinheit eine Abweichung von den 
Nürnberger Geſetzen nötig machen. Liegt ein ſolcher Ausnahmefall nicht 
vor, ſo iſt das Geſuch unter Hinweis hierauf ohne weitere Vorberei⸗ 
tung dem Reichs⸗ und Preußiſchen Miniſter des Innern vorzulegen. 

„In den Fällen, die nicht von vornherein zur Ablehnung reif er⸗ 
ſcheinen, ſtellt die höhere Verwaltungsbehörde die erforderlichen Er⸗ 
mittlungen an. Sie trifft Feſtſtellungen über die perſönlichen, ins⸗ 
beſondere die raſſiſchen, ſeeliſchen und charakterlichen Eigenſchaften 
des Geſuchſtellers, ſeine Teilnahme am Weltkrieg und ſeine politiſche Zu⸗ 
verläſſigkeit. Sie veranſtaltet weitere Erhebungen über ſeine Familien⸗ 
geſchichte und über die Richtigkeit der zur Begründung ſeines Geſuchs 
geltend gemachten Gründe. Betrifft das Geſuch die Befreiung von 
einem Ehehindernis, ſo hat die höhere Verwaltungsbehörde etwaige 
bereits bei den Standesbeamten entſtandenen Vorgänge einzufordern 
und dem Geſuchſteller aufzugeben, ein Gutachten des für ſeinen Wohn⸗ 
ſitz zuſtändigen Geſundheitsamts beizubringen, das ſich insbeſondere auf 
die raſſiſchen Merkmale des Geſuchſtellers erſtreckt. 

Vor Weitergabe des Geſuchs an den Reichs⸗ und Preußiſchen 
Miniſter des Innern hat die höhere Verwaltungsbehörde in den Aus⸗ 
nahmefällen, in denen ſie eine Befreiung befürworten will, der zuſtän⸗ 
digen Gauleitung der NSDAP. Gelegenheit zur Stellungnahme zu 
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geben (vgl. im einzelnen der RdErl. d. RuPrMd J. vom 4. Dezember 
1935 (im Anhange dieſes Buches abgedruckt S. 97). Wegen der Be⸗ 
freiung von § 3 der Erſten VO. z. Blutſchutzgeſetz gelten Sonderbeſtim⸗ 
mungen (vgl. ebenda Anm. 13). 

2) Wegen der ehemals eingeſchränkten Geltung der Vorſchriften 
in Oberſchleſien und im Saarland vgl. RBürgGeſ. (Kopf) Anm. 6. 


3. Zweite Verordnung zum Reichsbürgergeſetz!) 
vom 21. Dezember 1935 (RGBl. I S. 1524) 


Auf Grund des 8 3 des Reichsbürgergeſetzes vom 15. September 
1935 (RGBl. I S. 1146) wird folgendes verordnet: 


si 

(1) Beamte?) im Sinne des § 4 Abſ. 2 der Erſten Verordnung 
vom 14. November 1935 zum Reichsbürgergeſetz (RGBl. I S. 1333) 
ſind unmittelbare und mittelbare Beamte des Reichs — mit Ausnahme 
der Notare, denen die Gebühren ſelbſt zufließen?) —, unmittelbare und 
mittelbare Beamte der Länder und Beamte der Gemeinden und 
Gemeindeverbände ſowie Beamte von Körperſchaften des öffentlichen 
Rechts. Als Beamte im Sinne dieſer Vorſchrift gelten auch Bedienſtete 
der Träger der Sozialverſicherung, welche die Rechte und Pflichten der 
Beamten haben.“ 

(2) Zu den Beamten im Sinne des § 4 Abſ. 2 der Erſten Verord⸗ 
nung zum Reichsbürgergeſetz gehören auch die Beamten, die unter Ge⸗ 
währung ihrer vollen Bezüge oder eines Teiles ihrer Bezüge vom Amt 
enthoben find, die Lehrer im öffentlichen Schuldienſt und die Lehrer 
an den wiſſenſchaftlichen Hochſchulen, ſoweit ſie nicht von ihren amt⸗ 
lichen Verpflichtungen entbunden ſind. 

(3) Als Beamte im Sinne des § 4 Abſ. 2 der Erſten Verordnung 
zum Reichsbürgergeſetz gelten ferner die Honorarprofeſſoren, die nicht 
beamteten außerordentlichen Profeſſoren und die Privatdozenten an 
wiſſenſchaftlichen Hochſchulen. Bei ihnen tritt an die Stelle des Über⸗ 
tritts in den Ruheſtand die Entziehung der Lehrbefugnis; das gleiche 
gilt für die von ihren amtlichen Verpflichtungen entbundenen Lehrer 
an den wiſſenſchaftlichen Hochſchulen. 

(4) Die Beſtimmungen des § 4 Abi. 2 der Erſten Verordnung 
zum Reichsbürgergeſetz gelten ſinngemäß für die Angehörigen der 
Wehrmacht.) 

(5) Warteſtandsbeamte, die im Weltkrieg an der Front für das 
Deutſche Reich oder für ſeine Verbündeten gekämpft haben, erhalten 
als Ruhegehalt ihr Wartegeld bis zu dem Zeitpunkt, zu dem ſie auf 
Grund der allgemeinen Vorſchriften ſonſt in den endgültigen Ruheſtand 
getreten wären; als Ruhegehalt erhalten ſie ihr Wartegeld auch dann, 
wenn ſie zum Zeitpunkt ihres Ausſcheidens als nicht planmäßige Be⸗ 
amte voll beſchäftigt waren. 
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(6) Iſt gegen einen Beamten (Abſ. 1 bis 4) ein förmliches Difzi- 
plinarverfahren anhängig, jo kann dieſes mit dem Ziele der Aberken⸗ 
nung des Ruhegehalts und der Amtsbezeichnung fortgeführt werden. “) 


1) Die VD. befaßt ſich lediglich mit jüdiſchen Beamten und 
ſonſtigen jüdiſchen en 85 öffentl. Amtes. Sie ſtellt vornehm⸗ 
lich eine Ausführung und Ergänzung des § 4 der Erſten VO. z. 
RBürgGeeſ. dar und behebt in deſſen Vollzug aufgetretene Zweifel. 

2) In Rückſicht auf die mangelnde ausreichend einheitliche Feſt⸗ 
ehe des Beamtenbegriffs im deutſchen Recht wird hier authentiſch 
re, wer als Beamter i. S. des § 4 Abſ. 2 der Erſten VO. z. 

BürgGeſ. anzuſehen ift und ſomit am 31. Dezember 1935 ausgeſchie⸗ 
den iſt. Der Beamtenbegriff entſpricht dem des BBG. vom 7. April 
1933 (RGBl. I S. 175). Nunmehr find auch die jüdiſchen Beamten 
al. . 185). die nach dem BBG. noch im Dienſte verblieben waren 

Die Vorſchrift gilt auch für Ehrenbeamte. 

3) Dieſe find bereits 95 15. ebene 1935 ausgeſchieden. 

„ 4) Die ausgeſchiedenen Beamten behalten das Recht auf Führung 
ihrer Amtsbezeichnung mit der Zuſatz a. D. u 
‚Die Angehörigen der Wehrmacht (Offiziere und Unteroffiziere) 
ſind keine Beamte, wohl aber als Träger eines öffentl. Amtes anzu⸗ 
ſehen. Infolge ihrer Gleichſtellung mit den Beamten traten ſie eben⸗ 
falls erſt am 31. Dezember 1935 in den Ruheſtand. 

6) Keine Beamten i. S. des 8 4 Abſ. 2 der Erſten VO. z. RBürg⸗ 
Geſ. find Arbeiter und Angeftellte im öffentlichen Dienſt. 
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(1) Beamten im Sinne des § 4 Abſ. 2 Satz 2 der Erſten Ver⸗ 
ordnung zum Reichsbürgergeſetz, die beim Übertritt in den Ruheſtand 
nach den allgemeinen verſorgungsrechtlichen Beſtimmungen ein Ruhe⸗ 
gehalt noch nicht erdient hatten“) oder die überhaupt keinen Anſpruch 
auf Ruhegehalt haben:), kann bei Würdigkeit und Bedürftigkeit ein 
jederzeit widerruflicher Unterhaltszuſchuße) gewährt werden. 

(2) Der Unterhaltszuſchuß wird nach Richtlinien bewilligt, die der 
Reichsminiſter der Finanzen im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter 
des Innern erläßt. Die Richtlinien ſind für die Gemeinden und 
eb und die Körperſchaften des öffentlichen Rechts ver: 

indlich. 

(3) Den Beamten nach Abſ. 1 dieſer Vorſchrift werden gleichgeſtellt 
die Notare, denen die Gebühren ſelbſt zufließen. Über die Gleichſtellung 
anderer Gruppen von nicht beamteten Trägern eines öffentlichen 
Amtes entſcheidet der Reichsminiſter des Innern, im Einvernehmen 
mit dem Reichsminiſter der Finanzen. 

(4) Wird einem Beamten, der beim übertritt in den Ruheſtand 
nach den allgemeinen verſorgungsrechtlichen Beſtimmungen ein Ruhe⸗ 
gehalt noch nicht erdient hatte, ein Unterhaltszuſchuß bewilligt, ſo findet 


54 


eine Nachverſicherung nach Maßgabe der reichsgeſetzlichen Sozial⸗ 
verſicherung nicht ſtatt. In den Fällen, in denen der Unterhaltszuſchuß 
widerruſen wird oder der Unterhaltszuſchuß zeitlich beſchränkt bewilligt 
worden ift, finden die Vorſchriften der Reichsverſicherung über die Nach⸗ 
verſicherung von Perſonen, die von der Verſicherungspflicht befreit ſind, 
vom Zeitpunkt des Widerrufs oder des Fortfalls des Unterhalts⸗ 
zuſchuſſes ab Anwendung. Hierbei gilt die Zeit zwiſchen dem Aus⸗ 
ſcheiden und der Nachverſicherung als Erſatzzeit für die Erhaltung der 
Anwartſchaft. 

1) Durch § 4 Abſ. 2 der Erſten VO. z. RBürgGeſ. iſt nicht ein 
über die beſtehenden verſorgungsrechtlichen Vorſchriften hinausgehender 
Ruhegehaltsanſpruch konſtitutiv geſchaffen, ſondern iſt lediglich deſſen 
Höhe normiert. 

2) D. h. nicht planmäßige Beamte oder ſonſtige Perſonengruppen, 
die zwar als Beamte gelten, aber keinen Anſpruch auf Ruhegehalt und 
Hinterbliebenenverſorgung haben. 

3) Widerruf iſt möglich, wenn nachträglich die Vorausſetzungen 
für die Bewilligung wegfallen. 


§ 3 
Die Reichsbank und die Deutſche Reichsbahn⸗Geſellſchaft werden 
ermächtigt, dem § 4 Abſ. 2 der Erſten Verordnung zum Reichsbürger⸗ 
geſetz und dem § 2 dieſer Verordnung entſprechende Beſtimmungen zu 
erlaſſen.) 


1) Die Vorſchrift entſpricht § 1 Abi. 4 BBG. 


8 4 

(1) Bei Beamten im Sinne des $ 4 Abſ. 2 der Erſten Verordnung 
zum Reichsbürgergeſetz, die beim Übertritt in den Ruheſtand nach den 
allgemeinen verſorgungsrechtlichen Beſtimmungen ein Ruhegehalt noch 
nicht erdient hatten oder die überhaupt keinen Anſpruch auf Ruhegehalt 
haben, ſowie bei den Notaren, denen die Gebühren ſelbſt zufließen, 
finden auf die Kündigung von Mietverhältniſſen über Räume, die ſie 
für ſich oder ihre Familie gemietet haben, die Vorſchriften des Geſetzes 
über das Kündigungsrecht der durch das Geſetz zur Wiederherſtellung 
des Berufsbeamtentums betroffenen Perſonen vom 7. April 1933 
(RGBl. I S. 187) entſprechende Anwendung. Die Kündigung muß 
für den 31. März 1936 erfolgen und dem Vermieter ſpäteſtens am 
31. Januar 1936 zugehen. 

(2) Das gleiche gilt für Mietverhältniſſe der Angeſtellten von 
Notaren, die durch das Ausſcheiden des Notars ſtellungslos geworden 


ſind. 
8 5 


(1) Träger eines öffentlichen Amtes im Sinne des § 4 Abſ. 1 der 
Erſten Verordnung zum Reichsbürgergeſetz ſind neben den Beamten die 
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Perſonen, die dazu beſtellt find, obrigkeitliche oder hoheitliche Aufgaben 
zu erfüllen.“) 

(2) In Zweifelsfällen entſcheidet der Reichsminiſter des Innern im 
Einvernehmen mit dem Reichsminiſter der Finanzen, ob ein öffentliches 
Amt im Sinne dieſer Beſtimmung vorliegt. 

. & Aus Beurlaubungen oder ſonſtigen behördlichen Maßnahmen, 
die gegen Träger eines öffentlichen Amtes im Hinblick auf das Reichs⸗ 
bürgergeſetz getroffen ſind, können Anſprüche nicht hergeleitet werden. 

(4) Amtshandlungen ſind nicht deshalb rechtsunwirkſam, weil der 
Träger des Öffentlichen Amtes im Sinne des Abſ. 1 fie nach dem 
14. November 1935 vorgenommen hat, obwohl er zu dieſem Zeitpunkt 
nach § 4 Abſ. 1 der Erſten Verordnung zum Reichsbürgergeſetz bereits 
ausgeſchieden war. 

6) War ein Notar, der auf Grund des § 4 Abſ. 1 der Erſten 
Verordnung zum Reichsbürgergeſetz ausgeſchieden iſt, beurlaubt, und 
hat aus dieſem Grunde ein Gericht oder eine andere Behörde eine zur 
Zuständigkeit des Notars gehörende Amtshandlung vorgenommen, fo 
können hieraus Bedenken gegen die Wirkſamkeit dieſer Handlung nicht 
hergeleitet werden. 


1) Vgl. § 3 d. 1. VO. z. RBürgGeſ. Anm. 1 (S. 46). 


§ 6 

(1) Die Beſtimmung des § 4 Abſ. 1 der Erſten Verordnung zum 
Reichsbürgergeſetz über die Bekleidung eines öffentlichen Amtes gilt 
auch für die Stellung des leitenden Arztes an öffentlichen Kranken⸗ 
anſtalten ſowie freien gemeinnützigen Krankenanſtalten und des Ber: 
trauensarztes. 

(2) Jüdiſche leitende Arzte an öffentlichen Krankenanſtalten ſowie 
freien gemeinnützigen Krankenanſtalten und jüdiſche Vertrauensärzte 
ſcheiden mit dem 31. März 1936 aus ihrer Stellung aus. Beſtehende 
Verträge erlöſchen mit dem gleichen Zeitpunkt. , 

(3) Jüdiſche Krankenhäuſer werden von dieſer Regelung nicht 
betroffen. 

(4) In Zweifelsfällen entſcheidet der Reichsminiſter des Innern 
nach Anhörung der Reichsärztekammer. 


Der Reichsminiſter des Innern „ . 
Der Stellvertreter des Führers Der Reichsminiſter der Juſtiz 


4. Reichsbürgergeſetz in Oberſchleſien 
Geſetz über Maßnahmen im ehemaligen Oberſchleſiſchen Abſtimmungs⸗ 
gebiet vom 30. Juni 1937 (RGBl. I S. 717). 
Das deutſch⸗polniſche Abkommen über Oberſchleſien vom 15. Mai 


1922 (Genfer Abkommen) wurde zwiſchen dem Deutſchen Reich und 
Polen abgeſchloſſen, um die durch die Abtrennung Oſtoberſchleſiens ein⸗ 
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getretenen wirtſchaftlichen und volkstumspolitiſchen Schwierigkeiten für 
eine Übergangszeit von 15 Jahren zu überbrücken (RGBl. II S. 237). 
Teil III des Genfer Abkommens enthält weitgehende Schutzvorſchriften 
für die im deutſchen und die im polniſchen Teil des ehemaligen Ab⸗ 
ſtimmungsgebiets wohnhaften nationalen Minderheiten. Die Beſtim⸗ 
mungen des Genfer Abkommens unterſagen jede „unterſchiedliche 
Behandlung“ von Minderheitsangehörigen in ihren ſtaatsbürgerlichen 
und kulturellen Rechten. Alle Staatsangehörigen innerhalb der beiden 
Teilgebiete ſollten ohne Unterſchied der Geburt, der Sprache, des 
Volkstums und der Religion die gleiche rechtliche und tatſächliche 
Behandlung erfahren. 

Der Minderheitenſchutz des Genfer Abkommens wurde urſprünglich 
nur von den polniſchen Staatsangehörigen deutſchen Volkstums in 
en und den Staatsangehörigen polniſchen Volkstums in 
ſchen Raſſ eſien in Anſpruch genommen. Nach Einführung der deut⸗ 
ſchen Raſſegeſetzgebung haben ſich die Juden in Weſtoberſchleſien eben⸗ 
für ‚auf die Schutzvorſchriften des Genfer Abkommens berufen und 
ür ſich die Rechte einer „füdiſchen Minderheit“ beanſprucht. 
Das Reich hat dem Judentum in Weſtoberſchleſien den Minderheiten⸗ 
ſchutz des Genfer Abkommens in loyaler Weiſe zugeſtanden. Im ehe⸗ 
maligen oberſchleſiſchen Abſtimmungsgebiet ſind deshalb die Vor⸗ 
ſchriften der deutſchen Raſſengeſetzgebung bisher nicht durchgeführt 
worden.) 

Mit dem Ablauf der Minderheitenſchutz⸗Beſtimmungen des Genfer 
Abkommens am 15. Juli 1937 treten in Weſtoberſchleſien die 
Reichsgeſetze, die ſich mit dem Raſſen⸗ und Blutſchutz befaſſen, auto⸗ 
matiſch in Kraft. Dieſe Reichsgeſetze ſind nicht etwa durch einen Geſetz⸗ 
gebungsakt für den deutſchen Teil des Abſtimmungsgebietes neu zu 
erlaſſen; denn fie gelten ſtets für das geſamte Reichsgebiet, alſo auch 
in Weſtoberſchleſien, dort indes mit der Einſchränkung, daß die Durch⸗ 
führung der Beſtimmungen, die mit dem Minderheitenſchutz nicht 
vereinbar waren, bis zum Außerkrafttreten des Genfer Abkommens 
gehemmt war.) 


Mit dem Außerkrafttreten der völkerrechtlichen Vereinbarung tritt 
die neue Geſetzgebung des Reiches ohne jeden weiteren Geſetzgebungs⸗ 
akt auch in Weſtoberſchleſien in Wirkſamkeit. Die Nürnberger 
Geſetze gelten alſo mit dem 15. Juli 1937 uneingeſchränkt auch in 
Weſtoberſchleſien. Eine reichsgeſetzliche Regelung war nur auf einigen 
Gebieten erforderlich. Sie iſt nunmehr Ben urch das „Geſetz über 
Maßnahmen im ehemaligen oberſchleſiſchen Abſtimmungsgebiet“ 
(RGBl. I S. 717). Es handelt ſich im weſentlichen um Vorſchriften, 
die eine raſſenmäßige Bereinigung der verſchiedenen Stände und 
Berufe vorſehen, und die, wie z. B. das Geſetz zur Wiederherſtellung 
des Berufsbeamtentums, nach ihrer Durchführung inzwiſchen außer 
Kraft getreten ſind. 

Das Ziel des Geſetzes ift, die vollſtändige Gleichſchaltung des ehe⸗ 
maligen oberſchleſiſchen Abſtimmungsgebietes mit dem Rechtszuſtand 


1) Vgl. oben S. 36 Anm. 6. 
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in den übrigen Reichsgebieten herbeizuführen. Jede Sonderregelung 
hat für Weſtoberſchleſtien mit dem 15. Juli 1937 ihr Ende gefunden. 
ee wird in dem Geſetz folgendes beſtimmt: . 
1 Jüdiſche Beamte ſind mit Ablauf des 31. Auguſt 1937 in den 
Ruheſtand getreten. Ehrenbeamte und Beamte auf Widerruf waren zu 
entaffen. Beamte, die jüdiſche Michlinge find, find bis zum 31. De⸗ 
1 en in den Ruheſtand zu verſetzen. Beamte auf Widerruf und Ehren⸗ 
on e find zu entlaſſen. Zur Vereinfachung der Verwaltung oder im 
Intereſſe des Dienſtes können Beamte, auch wenn ſie noch nicht dienſt⸗ 
unfähig ſind, bis zum 31. Dezember in den Ruheſtand verſetzt, oder 
11 ſie Beamte auf Widerruf oder Ehrenbeamte ſind, entlaſſen werden. 
u Beam die Frontkämpfer waren oder die bereits vor dem 1. Auguſt 
N eamte geweſen find, oder deren Väter oder Söhne im Weltkrieg 
fee en ſind, ſowie für weibliche Beamte, deren Ehemänner im Welt⸗ 
rieg gefallen ſind, gilt, ſofern ſie jüdiſche Miſchlinge ſind, die Beſtim⸗ 
Aus daß ſie in den Ruheſtand verſetzt werden können, nicht. Weitere 
nun können zugelaſſen werden. Auch die Lehrer im öffentlichen 
Schuldienft, die Bedienſteten der Träger der Sozialverſicherung, ſofern 
ſie Beamte ſind, ſowie die Beamten bei den Körperſchaften des öffent⸗ 
lichen Rechts, ſind ebenfalls Beamte im Sinne dieſes Geſetzes. Das 
Dienſtverhältnis der Lehrer an öffentlichen jüdiſchen Schulen bleibt 
dagegen unberührt. Auf Angeſtellte und Arbeiter ſowie auf Notare 
findet das Geſetz ſinngemäße Anwendung. Auch ſonſtige jüdiſche nicht⸗ 
beamtete Träger eines öffentlichen Amtes ſcheiden mit dem 31. Auguſt 
aus ihren Amtern aus. Die Reichsbank wird durch das Geſetz ermäch⸗ 
tigt, entſprechende Vorſchriften zu erlaſſen. Beſondere Vorſchriften ſehen 
einen Unterhalts zuſchuß und den Ausgleich von Härten vor. 
Die Zulaſſung von Rechtsanwälten, die jüdiſch oder jüdiſche 
Miſchlinge find, kann bis zum 31. Dezember zurückgenommen werden. 
Das gleiche gilt für Patentanwälte. Beſtallungen oder Approbationen 
von jüdiſchen Arzten, Zahnärzten, Tierärzten und Apothekern, die 
nach dem 30. Januar 1933 erteilt worden ſind, erlöſchen am 30. Sep⸗ 
tember, wenn ſie nicht bis zu dieſem Zeitpunkt beſtätigt werden. 
Jüdiſche leitende Arzte an öffentlichen Krankenanſtalten ſowie freien 
gemeinnützigen Krankenanſtalten und jüdiſche Vertrauensärzte ſcheiden 
mit dem 30. September aus ihrer Stellung aus. Jüdiſche Kranken⸗ 
häuſer werden von dieſer Regelung nicht betroffen. Kaſſenärzten, 
Kaſſenzahnärzten und Kaſſendentiſten iſt die Kaſſenpraxis zu entziehen, 
wenn ſie Juden oder jüdiſche Miſchlinge ſind, oder wenn ſie nach dem 
1. Juli 1933 eine Frau geheiratet haben, die jüdiſch oder jüdiſcher 
Miſchling iſt. Dies gilt dann nicht, wenn ſie bereits ſeit dem 1. Auguſt 
1914 niedergelaſſen waren, wenn ſie Frontkämpfer waren oder wenn 
ſie in einem Seuchenlazarett als Arzte tätig geweſen waren oder wenn 
ihre Väter, Söhne oder Ehegatten im Weltkrieg gefallen ſind. Bei 
jüdiſchen Miſchlingen kann eine Ausnahme zugelaſſen werden. Ein⸗ 
bürgerungen, die zwiſchen dem 9. November 1918 und dem 
30. Januar 1933 vorgenommen worden ſind, können widerrufen 
werden, falls die Einbürgerung nicht als erwünſcht anzuſehen iſt. 
Wegen Einzelheiten wird auf das Geſetz ſelber verwieſen, das nach⸗ 
ſtehend folgt: 


Geſetz über Maßnahmen im ehemaligen oberſchleſiſchen 
Abſtimmungsgebiet. 
Vom 30. Juni 1937 (RGBl. I S. 717). 


Die Reichsregierung hat das folgende Geſetz beſchloſſen, das hier— 
mit verkündet wird: 

§ 1. Dieſes Geſetz gilt im ehemaligen oberſchleſiſchen Abſtim⸗ 
mungsgebiet.“) Es findet außerhalb dieſes Gebiets Anwendung, ſoweit 
dort Perſonen, die im Abſtimmungsgebiet unter das Geſetz fallen wür⸗ 
den, bisher nach den Vorſchriften des Teils III der Anlage zum Geſetz 
vom 11. Juni 1922 (Reichsgeſetzbl. II S. 237) behandelt worden ſind. 

1) Dieſes umfaßte den Regierungsbezirk Oppeln mit Ausnahme 
des Stadtkreiſes Neiße ſowie der Landkreiſe Grottkau, Neiße, Falken⸗ 
berg und den Teilen der Landkreiſe Neuſtadt und Leobſchütz. Ferner 
gehörte aus dem Regierungsbezirk Breslau noch ein Teil des Land: 
kreiſes Namslau dazu. 


§ 2. Für Beamte!) im Sinne des Deutſchen Beamtengeſetzes gel⸗ 

ten folgende Vorſchriften: 

1. Jüdiſche Beamte ($ 5 der Erſten Verordnung zum Reichsbürger⸗ 
geſetz vom 14. November 1935 — Reichsgeſetzbl. I S. 1333) 
treten mit Ablauf des 31. Auguſt 1937 in den Ruheſtand. § 4 
Abſ. 2 Satz 2 und 3 der Erſten Verordnung zum Reichsbürger⸗ 
geſetz vom 14. November 1935 (Reichsgeſetzbl. I S. 1333) und 
§ 1 Abſ. 5 der Zweiten Verordnung zum Reichsbürgergeſetz 
vom 21. Dezember 1935 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 1524) finden ent⸗ 
ſprechende Anwendung. Beamte auf Widerruf und Ehren 
beamte ſind zu entlaſſen. 

2. Beamte, die jüdiſche Miſchlinge find (8 2 Abſ. 2 der Erſten Ver⸗ 
ordnung zum Reichsbürgergeſetz), ſind bis zum 31. Dezember 
1937 in den Ruheſtand zu verſetzen. Beamte auf Widerruf und 
Ehrenbeamte ſind zu entlaſſen. Dies gilt nicht für Beamte, die 
bereits ſeit dem 1. Auguſt 1914 Beamte geweſen ſind oder die 
im Weltkrieg an der Front für das Deutſche Reich oder ſeine 
Verbündeten gekämpft haben oder deren Väter oder Söhne im 
Weltkrieg gefallen ſind, ferner nicht für weibliche Beamte, deren 
Ehemänner im Weltkrieg gefallen ſind. Weitere Ausnahmen 
kann die oberſte Dienſtbehörde für den Einzelfall im Einver⸗ 
nehmen mit dem Reichsminiſter des Innern und dem Stell⸗ 
vertreter des Führers zulaſſen. 

3. Im übrigen können Beamte zur Vereinfachung der Verwaltung 
oder im Intereſſe des Dienſtes, auch wenn ſie noch nicht dienſt⸗ 
unfähig ſind, bis zum 31. Dezember 1937 in den Ruheſtand ver⸗ 
ſetzt oder, ſoweit ſie Beamte auf Widerruf oder Ehrenbeamte 
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ſind, entlaſſen werden. Dies gilt auch für die in Nr. 2 Satz 3 
bezeichneten Beamten). 
1) Hierdurch wird die Regelung des § 3 BGB. ſowie des RBürg⸗ 
Geſ. und ſeiner Durchführungsbeſtimmungen nachgeholt. 
2) Die Vorſchrift entſpricht 8 6 BGB., doch können frei werdende 
Stellen wieder beſetzt werden. 


§ 3. Als Beamte des 82 gelten auch Bedienſtete der Träger der 
Sozialverſicherung, welche die Rechte und Pflichten der Beamten haben, 
ſowie die Beamten der den Körperſchaften des öffentlichen Rechts gleich⸗ 
geſtellten Einrichtungen und Unternehmungen (Dritte Verordnung des 
Reichspräſidenten zur Sicherung der Wirtſchaft und Finanzen vom 
6. Dezember 1931 — Reichsgeſetzbl. I S. 537 — Dritter Teil Kapitel V 
Abſchnitt J § 15 Abſ. 1). Zu den Beamten im Sinne des $2 gehören 
ferner die Beamten, die unter Gewährung ihrer vollen Bezüge oder 
eines Teiles ihrer Bezüge vom Amte enthoben ſind, und die Lehrer im 
öffentlichen Schuldienſt. Das Dienſtverhältnis der Lehrer an öffent⸗ 
lichen jüdiſchen Schulen bleibt unberührt). 


1) Vgl. § 1 der 2. VO. z. RBürgGeſ. vom 21. Dezember 1935 
(oben S. 52) und § 1 Abſ. 2 BBG. 


§ 4. (1) Beamten im Sinne dieſes Geſetzes, die keinen Anſpruch 
auf Ruhegehalt haben oder die beim Übertritt oder bei der Verſetzung 
in den Ruheſtand nach den allgemeinen verſorgungsrechtlichen Be⸗ 
ſtimmungen ein Ruhegehalt noch nicht erdient hatten, kann zum Aus⸗ 
gleich von Härten bei Würdigkeit und Bedürftigkeit von der oberſten 
Dienſtbehörde im Einvernehmen mit den Reichsminiſtern des Innern 
und der Finanzen ein jederzeit widerruflicher Unterhaltszuſchuß') ge⸗ 
währt werden. § 2 Abſ. 2 der Zweiten Verordnung zum Reichsbürger⸗ 
geſetz vom 21. Dezember 1935 (Reichsgeſetzbl. I S. 1524) findet ent⸗ 
ſprechende Anwendung. Wird ein widerruflicher Unterhaltszuſchuß ge⸗ 
währt, jo entfällt ein etwaiger Anſpruch auf Übergangsgeld nach § 62 
DBG. 


(2) Wird einem Beamten, der entlaſſen iſt oder der beim Übertritt 
in den Ruheſtand nach den allgemeinen verſorgungsrechtlichen Beſtim⸗ 
mungen ein Ruhegehalt noch nicht erdient hatte, ein Unterhaltszuſchuß 
bewilligt, ſo findet eine Nachverſicherung nach Maßgabe der reichs⸗ 
geſetzlichen Sozialverſicherung nicht ſtatt. In den Fällen, in denen der 
Unterhaltszuſchuß widerrufen wird oder der Unterhaltszuſchuß zeitlich 
beſchränkt bewilligt worden iſt, finden die Vorſchriften der Reichsver⸗ 
ſicherung über die Nachverſicherung von Perſonen, die von der Ver⸗ 
ſicherungspflicht befreit ſind, vom Zeitpunkt des Widerrufs oder des 
Fortfalls des Unterhaltszuſchuſſes ab Anwendung. Hierbei gilt die 
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Zeit zwiſchen dem Ausſcheiden und der Nachverſicherung als Erſatzzeit 
für die Erhaltung der Anwartſchaft. 

1) Vgl. $ 4 der 2. VO. z. RBürgGeſ. vom 21. Dezember 1935 
(oben S. 54). 


§ 5. (1) Auf Angeſtellte und Arbeiter des öffentlichen Dienſtes!) mit 
Anſpruch auf Ruhebezüge finden die Beſtimmungen dieſes Geſetzes für 
Beamte mit Ruhegehaltsanſprüchen ſinngemäß Anwendung?). 

(2) Auf Angeſtellte und Arbeiter des öffentlichen Dienſtes ohne 
Anſpruch auf Ruhebezüge finden die Beſtimmungen dieſes Geſetzes 
für Beamte auf Widerruf ohne Ruhegehaltsanſprüche ſinngemäß An⸗ 
wendung) und zwar auch dann, wenn die Kündigung vertragsmäßig 
dauernd ausgeſchloſſen oder an das Vorliegen eines Grundes geknüpft 
ift, der zur friſtloſen Entlaſſung berechtigt“. 

(3) Auf Angeſtellte und Arbeiter, die auf Grund dieſes Geſetzes 
entlaſſen werden, finden die Beſtimmungen im § 56 des Geſetzes zur 
Ordnung der nationalen Arbeit vom 20. Januar 1934 (Reichsgeſetzbl.! 
S. 45) keine Anwendung. 

1) Gemeint ſind Juden und jüdiſche Miſchlinge. Sie ſcheiden mit 
dem 31. Auguſt oder 31 Dezember 1937 kraft Geſetzes aus ihren 
Stellungen aus 

2) Vgl. § 2. 

3) Vgl. 8 4. 

4) Z. B. Schwerbeſchädigte. 

8 6. (1) Auf Notare finden die Vorſchriften des §2 Nr. 1 Satz l, 
Nr. 2 Satz 1 und 3 und Nr. 3 mit der Maßgabe Anwendung, daß an 
die Stelle der Verſetzung in den Ruheſtand die Enthebung des Notars 
von ſeinem Amte tritt. Der Reichsminiſter der Juſtiz kann für den 
Einzelfall im Einvernehmen mit dem Stellvertreter des Führers weitere 
Ausnahmen von der Anwendung der Vorſchrift der Nr. 2 Satz 2 zu⸗ 
laſſen. 

(2) Notaren, die Frontkämpfer geweſen und nach Abſ. 1 ihres 
Amtes enthoben ſind, kann der Reichsminiſter der Juſtiz in ent⸗ 
ſprechender Anwendung der auf Grund des 82 Abſ. 2 der Zweiten 
Verordnung zum Reichsbürgergeſetz vom 21. Dezember 1935 (Reichs⸗ 
geſetzbl. I S. 1524) ergangenen Richtlinien einen Unterhaltszuſchuß 
gewähren. 

§ 7. Sonſtige jüdiſche nichtbeamtete Träger eines öffentlichen 
Amtes (85 Abſ. 1 der Zweiten Verordnung zum Reichsbürgergeſetz 
vom 21. Dezember 1935 — Reichsgeſetzbl. 1 S. 1524) ſcheiden mit 
Ablauf des 31. Auguſt 1937 aus ihren Amtern aus. 84 findet ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 

§ 8. Aus Beurlaubungen oder ſonſtigen behördlichen Maßnahmen, 
die gegen Beamte oder andere Träger eines öffentlichen Amtes im 
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Hinblick auf dieſes Geſetz getroffen find, können Anſprüche nicht her— 
geleitet werden), 


1) Vgl. 8 5 Abſ. 3 der 2. VO. z. RBürgceſ. (oben S. 54). 


§ 9. Die Reichsbank wird ermächtigt, dieſem Geſetz entsprechende 
Vorſchriften zu erlaſſen. 

§ 10. (1) Die Zulaſſung eines Rechtsanwalts, der Jude oder 
jüdiſcher Miſchling ift, kann bis zum 31. Dezember 1937 zurückgenom⸗ 
men werden. 

(2) Bis zum gleichen Zeitpunkt kann die Eintragung eines Patent⸗ 
anwalts, der Jude oder jüdiſcher Miſchling iſt, in der beim Reichs⸗ 
patentamt geführten Liſte der Patentanwälte gelöſcht werden. 

(8) Die Vorſchrift des § 2 Nr. 2 Satz 3 findet entſprechende An⸗ 
wendung. 

$ 11. () Soweit Juden auf Grund des Geſetzes zur Verhütung 
von Mißbräuchen auf dem Gebiete der Rechtsberatung vom 13. Dezem⸗ 
ber 1935 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 1478) die Erlaubnis zur Beſorgung 
fremder Rechtsangelegenheiten erteilt ift, iſt die Erlaubnis zu wider⸗ 
5 5 dabei kann eine Friſt zur Abwicklung der Tätigkeit gewährt 
werden. 

(2) Die Vorſchrift des Abſatzes gilt für Prozeßagenten entſprechend. 

$ 12. Beſtallungen oder Approbationen von jüdiſchen Arzten, 
Zahnärzten, Tierärzten und Apothekern, die nach dem 30. Januar 1933 
erteilt worden ſind, erlöſchen am 30. September 1937, wenn ſie nicht 
bis zu dieſem Zeitpunkt von den Behörden, die ſie erteilt haben, be⸗ 
ſtätigt werden. 

§ 13. (1) Jüdiſche leitende Arzte an öffentlichen Krankenanſtalten 
ſowie freien gemeinnützigen Krankenanſtalten und jüdiſche Vertrauens⸗ 
ärzte ſcheiden mit dem 30. September 1937 aus ihrer Stellung aus. 
Beſtehende Verträge erlöſchen mit demſelben Zeitpunkt. § 5 findet 
keine Anwendung. 

(2) Jüdiſche Krankenhäuſer werden von dieſer Regelung nicht 
betroffen. 

(3) In Zweifelsfällen entſcheidet der Reichsminiſter des Innern 
nach Anhörung der Reichsärztekammer. 

§ 14. (1) Kaſſenärzten, Kaſſenzahnärzten und Kaſſendentiſten iſt 
die Zulaſſung zur Kaſſenpraxis zu entziehen, wenn ſie Juden oder 
jüdiſche Miſchlinge ſind oder wenn ihre Ehegatten Juden oder jüdiſche 
Miſchlinge ſind und die Ehe erſt nach dem 1. Juli 1933 geſchloſſen 
wurde. Dies gilt nicht, wenn 

1. ſie bereits ſeit dem 1. Auguſt 1914 niedergelaſſen waren, 

2. ſie im Weltkrieg an der Front für das Deutſche Reich oder für 

ſeine Verbündeten gekämpft haben oder während eines nicht 
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unerheblichen Zeitraumes an der Front oder in einem Seuchen 
lazarett als Arzte tätig geweſen find, oder 

3. ihre Väter, Söhne oder Ehemänner im Weltkrieg gefallen ſind. 

(2) Bei jüdiſchen Miſchlingen kann der Reichsführer der Kaſſen— 
ärztlichen Vereinigung Deutſchlands für die Zulaſſungsinſtanzen ver— 
bindlich eine Ausnahme von Abſ. 1 Satz 1 zulaſſen. 

(3) Das Verfahren auf Entziehung der Zulaſſung iſt nur auf 
Antrag des Reichsführers der Kaſſenärztlichen Vereinigung Deutſch⸗ 
lands einzuleiten. Der Antrag muß ſpäteſtens bis zum 31. Dezember 
1937 geſtellt ſein. 


§ 15. (1) Bei Perſonen, die von den Beſtimmungen dieſes Geſetzes 
oder den auf Grund dieſer Beſtimmungen erfolgten Maßnahmen 
betroffen werden, finden auf die Kündigungen von Mietverhältniſſen 
über Räume, die ſie für ſich oder ihre Familie gemietet haben, die 
Vorſchriften des Geſetzes über das Kündigungsrecht der durch das Geſetz 
zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums betroffenen Perſonen 
vom 7. April 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 187) entſprechende Anwendung. 
Dies gilt nicht für Perſonen, die einen Anſpruch auf Ruhegehalt haben. 

(2) Abſ. 1 Satz 1 findet auf Mietverhältniſſe von Angeſtellten und 
Arbeitern, die durch das Ausſcheiden der in dieſem Geſetz genannten 
Perſonen ſtellungslos geworden ſind, ſinngemäß Anwendung. 


8 16. (1) Einbürgerungen, die in der Zeit zwiſchen dem 9. Novem⸗ 
ber 1918 und dem 30. Januar 1933 vorgenommen worden ſind und 
von deren Widerruf nach § 1 des Geſetzes über den Widerruf von 
Einbürgerungen und die Aberkennung der deutſchen Staatsangehörig⸗ 
keit vom 14. Juli 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 480) bisher Abſtand 
genommen worden iſt, können widerrufen werden, falls die Ein⸗ 
bürgerung nicht als erwünſcht anzuſehen iſt. . 

(2) Durch den Widerruf verlieren außer dem Eingebürgerten 
ſelbſt auch diejenigen Perſonen die deutſche Staatsangehörigkeit, die 
ſie ohne die Einbürgerung nicht erworben hätten. ö 

(3) Der Widerruf wird wirkſam mit der Zuſtellung der Wider⸗ 
rufsverfügung oder mit dem Zeitpunkt ſeiner Veröffentlichung im 
Deutſchen Reichsanzeiger und Preußiſchen Staatsanzeiger. 

(4) Der Widerruf liegt dem Regierungspräſidenten in Oppeln nach 
Maßgabe der Verordnung zur Durchführung des Geſetzes über den 
Widerruf von Einbürgerungen und die Aberkennung der deutſchen 
Staatsangehörigkeit vom 26. Juli 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 538) ob. 

(5) Dieſe Vorſchrift tritt mit dem Ablauf eines Jahres ſeit ihrer 
Verkündung außer Kraft. 


§ 17. Der Reichsminiſter des Innern erläßt im Einvernehmen 
mit dem Stellvertreter des Führers und den ſonſt beteiligten Reichs- 
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miniſtern die zur Durchführung des Geſetzes erforderlichen Rechts- und 
Verwaltungsvorſchriften. 


§ 18. Dieſes Geſetz tritt am 15. Juli 1937 in Kraft. 
Berlin, den 30. Juni 1937. 


Der Führer und Reichskanzler Der Reichsminiſter des Innern 
Der Stellvertreter des Führers Der Reichsminiſter der Juſtiz 


5. Geſetz zum Schutze des deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre!) 
Vom 15. September 1935 (RGBl. I S. 1146) 


Durchdrungen von der Erkenntnis, daß die Reinheit des deutſchen 
Blutes die Vorausſetzung für den Fortbeſtand des Deutſchen Volkes iſt, 
und beſeelt von dem unbeugſamen Willen, die Deutſche Nation für alle 
Zukunft zu ſichern“), hat der Reichstag“) einjtimmig:) das folgende 
Geſetze) beſchloſſen, das hiermit verkündet wird“). 

1) Über die grundſätzliche Bedeutung des Geſetzes vgl. S. 16 a. E. 
und Löſener im Nl. 1085 S. 929. . Bo 

2) Das Geſetz ift zuſammen mit dem Reichsbürgergeſetz als eine 
Einheit aufzufaſſen, ſoweit es die Judenfrage betrifft. Das Reichs⸗ 
bürgergeſetz ſcheidet die Juden in politiſcher, das Blutſchutzgeſetz in 
biologiſcher Hinſicht vom deutschen Volke; beide Scheidungen ſind not⸗ 
wendigerweiſe gleichzeitig und gleichlaufend. Vgl. im einzelnen S. 17. 

3) Die Präambel zeigt programmatiſch Sinn und Ziel des Geſetzes 
auf. Sie dient damit als Be für die Auslegung der einzelnen 
Vorſchriften durch Gerichte und Verwaltungsbehörden. 

4) Vgl. RBürgghkeſ. (ao Anm. 2, 3, 4 

5) Vgl. RBürgcgeſ. (Kopf) Anm. 5. 

6) Vgl. RBürgckeſ. (Kopf) Anm. 4. 

7) Über den Zeitpunkt des Inkrafttretens vgl. § 7. 


81 
(1) Eheſchließungen!) zwiſchen Juden?) und Staatsangehörigen 
deutſchen oder artverwandten Blutes“) ) find verboten“ )e)7)s)). Trotz⸗ 
dem geſchloſſene Ehen find nichtig), auch wenn fie zur Umgehung dieſes 
Geſetzes im Ausland geſchloſſen ſind !!). 
(2) Die Nichtigkeitsklager :) kann nur der Staatsanwalt!) erheben. 


1) S 1317 BGB. Vgl. dazu § 67 des Perſonenſtandsgeſetzes, 
wonach ein Geiſtlicher oder ein anderer Religionsdiener, welcher zu den 
religiöſen Feierlichkeiten einer Eheſchließung ſchreitet, bevor ihm nach⸗ 
gewieſen worden iſt, daß die Ehe vor dem Standesbeamten geſchloſſen 
iſt, mit Geldſtrafe von 3 bis zu 10 000 RM. oder mit Gefängnis bis zu 
drei Monaten beſtraft wird. Eine ſtrafbare Handlung iſt nicht vor⸗ 
handen, wenn der Geiſtliche oder der Religionsdiener im Falle einer 
lebensgefährlichen, einen Aufſchub nicht geſtattenden Erkankung eines 
der Verlobten zu den religiöſen Feierlichkeiten der Eheſchließung 
ſchreitet. Vgl. dazu auch Art. 26 des am 20. Juli 1933 in der Vatikan⸗ 
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tadt zwiſchen dem Deutſchen Reiche und dem Heiligen Stuhl ge 
Kapenen Konkordats. Das Konkordat ift am 12. September 1933 im 
Gl. II S. 679 veröffentlicht worden (dazu Durchführungsgeſetz vom 
12. September 1933, RGBl. I ©. 625). In Art. 26 heißt es: „Unter 
Vorbehalt einer umfaſſenden ſpäteren Regelung der eherechtlichen 
Fragen beſteht Einverſtändnis darüber, daß außer im Falle einer 
lebensgefährlichen Erkrankung eines Verlobten, auch im Falle ſchweren 
ſittlichen Notſtands, deſſen Vorhandenſein durch die zuſtändige 
biſchöfliche Behörde beſtätigt ſein muß, die kirchliche Einſegnung der Ehe 
vor der Ziviltrauung vorgenommen werden darf. Der Pfarrer iſt in 
ſolchen Fällen verpflichtet dem Standesamt unverzüglich Anzeige zu 
erſtatten.“ In dem Schlußprotokoll zu dem Konkordat wird hierzu 
erläuternd bemerkt: „Ein ſchwerer ſittlicher Notſtand liegt vor, wenn 
es auf unüberwindliche oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand 
zu beſeitigende Schwierigkeiten ſtößt, die zur Eheſchließung erforder⸗ 
lichen Urkunden rechtzeitig beizubringen.“ Solche lediglich kirchlich 
geſchloſſene Ehen ſind zwar nach kanoniſchem Recht gültig, entbehren 
aber nach deutſchem bürgerlichen Recht der Gültigkeit. (Über die 
Verbotsvorſchrift des § 1 in ſolchen Fällen vgl. Anm. 5.) 

2) a) Über den Begriff des Juden vgl. Erſte VO. z. NBürgbel. 
$ 5. Im übrigen ift gleichgültig, welcher Staatsangehörigkeit der Jude 
iſt. Das Verbot gilt auch für Juden fremder StA. und für ſtaatenloſe 
Juden (vgl. dazu RBürgGeſ. $ 1 Anm. 7). Das ergibt ſich notwendig 
daraus, daß die Beſtimmungen des Geſetzes und der Verordnung im 
Sei raſſenbiologiſche Schutzmaßnahmen find. Dagegen wird 
Schwierigkeiten für die Angehörigen fremder Mächte vorgebeugt durch 
N 9,812 Ab 4 und 8 16 Abſ. 2, ener durch die Befreiungsmöglichkeit 

es § 16 Abſ. 1 der VO. 

Daß zwiſchenſtaatliche Vereinbarungen, insbeſondere die Abkommen 
für das oberſchleſiſche Abſtimmungsgebiet und für das Saargebiet, 
reichsgeſetzlichen Beſtimmungen vorgingen, iſt ſelbſtverſtändlich und be⸗ 
durfte daher nicht einer ausdrücklichen Hervorhebung im Geſetz ‚oder in 
der Verordnung (vgl. oben RBürgGeſ. [Kopf] Anm. 6). Die Aus⸗ 
nahmen hinſichtlich des Saarlandes und Oberſchleſiens ſind nunmehr 
gegenſtandslos (vgl. oben S. 36 Anm. 6). 

b) Zu den verbotenen Eheſchließungen gehören nach der Vorſchrift 
des 1 05 BD. auch die Cheſchließungen zwiſchen Juden und ſtaats⸗ 
angehörigen jüdiſchen Miſchlingen, die nur einen volljüdiſchen Groß⸗ 
elternteil haben. 

„e) Im übrigen gelten hinſichtlich der Eheſchließungen von Miſch⸗ 
lingen die Vorſchriften des $ 3 der Erſten 88. zu dieſem Geſetz. 

Wird entgegen den Vorſchriften der 88 3 und 4 eine Ehe ge⸗ 
ſchloſſen, dann iſt trotzdem die Chenichtigkeitsklage nicht gegeben, auch 
liegt eine Strafbarkeit der Eheſchließenden nicht vor (§ 8 Abf. 2 der 
1. VO. zum Blutſchutzgeſetz). Ebenſowenig wird der Standesbeamte 
durch die Strafvorſchrift des § 5 Abſ. 1 des Geſetze⸗ bedroht. Doch 
28 dieſen die Vorſchrift des § 69 des Perſonenſtandsgeſetzes be⸗ 
drohen. Zwar heißt es dort, daß ein Standesbeamter beſtraft werde, der 
eine Eheſchließung unter Außerachtlaſſung der in dieſem Geſetz 
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(alſo PStGeſ.) und indem Bürgerlichen Geſetzbuche ge- 
gebenen Vorſchri ften vollzieht. Das Geſ. z. Schutz des deutſchen 
Blutes und der deutſchen Ehre ſowie die VO. dazu ſind natürlich nicht 
erwähnt. Doch iſt durch das Geſetz zur Anderung des Strafgeſetzbuches 
vom 28. Juni 1935 (RG Bl. I S. 839) mit Art. die „Rechtsſchöpfung 
durch ende Anwendung der Strafgeſetze“, alſo die Analogie 
geſchaffen worden. Der § 2 des RStrGB. lautet jetzt: „Beſtraft wird, 
wer eine Tat begeht, die das Geſetz für ſtrafbar erklärt oder die nach 
dem Grundgedanken eines Strafgeſetzes und nach dem 
2 1550 s Strafen un Beſtrafung verdient. Findet auf die Tat kein 
beſtimmtes Strafgeſetz unmittelbare Anwendung, jo wird die Tat nach 
dem Geſetz beſtraft, deſſen Grundgedanke auf ſie am beſten zutrifft.“ 
Danach dürfte mindeſtens auf dieſem Umwege die Strafvorſchrift des 
$ 69 des Perſonenſtandsgeſetzes in dem gedachten Falle für den Standes⸗ 
beamten gelten. Im übrigen würde ſich der Standesbeamte ſelbſt— 
verſtändlich auch dienſtſtrafrechtlich verantwortlich machen. 

d) Nach § 6 der Erſten Verordnung zu dieſem Geſetz ſoll eine 
Ehe ferner nicht geſchloſſen werden, wenn aus ihr eine die Reinerhaltung 
des deutſchen Blutes gefährdende Nachkommenſchaft zu erwarten iſt. 

Dieſes Verbot bezieht ſich nach ausdrücklicher Beſtimmung des 8 5 
der VO. nicht auf lud scher Bluteinſchlag. Es fallen darunter z. B. 
Heiraten von Deutſchblütigen mit Negerbaſtarden (aus der Zeit der 
1 Beſetzung der Rheinlande) und mit Zigeunern. (Bei 
remder StA. eines Verlobten vgl. $ 9 der VO.) Nach § 7 der BD. 
hat vor der Eheſchließung jeder Verlobte durch das Chetauglichkeits- 
zeugnis ($ 2 des Ehegeſundheitsgeſetzes vom 18. Oktober 1935 — RGBl. I 
S. 1246 — abgedruckt in dieſem Buche S. 113) nachzuweiſen, daß kein 
„ im Sinne des 8 6 dieſer Verordnung vorliegt. Damit iſt 
die Entſcheidung über die Vorausſetzungen des $ 6 in die Zuſtändigkeit 
der dazu berufenen Behörde gelegt und der Standesbeamte inſoweit 
der Verantwortung enthoben. Die Vorſchrift des $ 7 tritt erſt in Kraft, 
wenn die einſchlägigen Vorſchriften des Ehegeſundheitsgeſetzes in Kraft 
treten. Vgl. 8 17 Satz 2 und 3. VO. 

3) Gemeint ſind deutſ oe e ra deutſchen oder art⸗ 
verwandten Blutes. Das 1 t § 1 der Vo klar mit den Worten: 
Staatsangehörige ſind die deutſchen Staatsangehörigen im Sinne des 
Reichsbürgergeſetzes. Vgl. RBürgGeſ. § 1 Anm. 2—6 und 7. Doch 
iind die Schutzvorſchriften dieſes Geſetzes wie auch der VO. ebenfalls 
auf Staatenloſe anzuwenden (vgl. § 14 der VO. und Anm. 1 dazu). 

4) Über den Begriff des artverwandten Blutes vgl. RBürgGeſ. 
92 Anm. 3 und S. 17. 

5) Die Verbotsvorſchrift richtet ſich in erſter Linie gegen die Ver⸗ 
lobten. Und zwar ſtellen die Ehehinderniſſe ſich als ſog. zwei⸗ 
ſeitige dar, d. h. ſie richten ſich nicht nur an den Verlobten, der 
den jüdiſchen Bluteinſchlag aufweiſt, ſondern auch an den anderen 
Verlobten. Dieſe Regelung iſt bedeutſam für den Fall, daß einer der 
Verlobten Ausländer iſt. Das Verbot richtet ſich dann aber auch gegen 
den Standesbeamten, deſſen Mitwirkung nach § 1317 BGB. zu einer 
gültigen Eheſchließung notwendig iſt. Der Standesbeamte hat nach 

Löſener⸗Knoſt, Die Nürnberger Geſetze. 2. Aufl. 5 


66 


8. 45 PStGeſ. vor der Anordnung des Aufgebots — falls Befreiung 
hiervon bewilligt it, oder im Falle einer Nottrauung gemäß ? 0 
PStGeſ. vor der Eheſchließung — zu prüfen, ob der beabſichtigten 
Eheſchließung kein. Ehehindernis entgegenſteht. „In den Fällen, in 
denen eine Eheſchließung im Inland nicht ſtattfinden darf, darf der 
Standesbeamte auch kein Ehefähigkeitszeugnis zum Zwecke einer Ehe⸗ 
ſchließung im Auslande ausſtellen. , 
Die Standesbeamten müſſen ſich mit den einſchlägigen Vorſchriften 
genau vertraut machen. In Fällen, in denen danach ein Grund zur 
Verſagung des Aufgebotes, zur Verweigerung der Mitwirkung bei einer 
Eheſchließung oder zur Verweigerung der Ausſtellung eines Ehefähig⸗ 
keitszeugniſſes nicht beſteht, darf der Standesbeamte dieſe Amts⸗ 
andlungen nicht ablehnen. Es iſt keinesfalls angängig, daß ein 
Standesbeamter ſich ſeiner eigenen Verantwortung dadurch entzieht, 
‚ak er die beantragte Amtshandlung, in Kenntnis ihrer geſetzlichen 
Zuläſſigkeit ablehnt und eine Anweiſung des Gerichts abwartet. 
(RdErl. d. RuPrMdJ. vom 26. November 1935, abgedruckt S. 87 des 
Buches.) Die Abſtammungsnachprüfung muß indes trotz aller Sorgfalt 
in einer Weiſe erfolgen, die unnötige Erſchwerungen für den ganz 
überwiegenden Teil des deutſchen Volkes, der deutſchen oder art⸗ 
verwandten Blutes iſt, ausſchließt. Wegen Einzelheiten vgl. Abſ. 5 a—c 
des RdErl. d. RuPrMdJ. vom 26. November 1935, abgedruckt S. 89 
des Buches. a , 
Die Verbotsvorſchrift dürfte ſich des weiteren auch gegen die 
Geiſtlichen oder anderen Religionsdiener richten, ſoweit 
67 PStGeſ. oder des Art. 26 des Konkordats 


bwiſchen dem Deutſchen e und dem Heiligen Stuhl ſowie des 
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RInnenMin. (vgl. $ 16 I VD. 

7) Die Verbotsvorſchrift ſtellt ein öffentlich⸗trennendes Ehehinder⸗ 
nis i. S. des BGB. (vgl. 88 1324—1328) dar (anders in den Fällen 
88 3, 4, 6 der VO.; vgl. oben Anm. 2c und d). 

8) Die Verbotsvorſchrift gilt nur für künftig zu ſchließende Ehen. 
Der Beſtand ſolcher Raſſen⸗Miſchehen (vgl. zu dieſem Begriff RdErl. 
d. RuPßrMd J. vom 26. April 1935 — abgedruckt S. 159 dieſes Buches), 
die vor dem 17. September 1935, dem Tage des Inkrafttretens des 
Geſetzes, geſchloſſen ſind, wird durch das Geſetz nicht berührt. Darüber, 
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wie weit hier eine Anfechtungsmöglichkeit gemäß § 1333 BOB. gegeben 
iſt, vgl. ERGZ. Bd. 145 S. 1, näbefondere & 8. Val. indes § 1339 
BOB; die Anfechtungsfriſt wird heute in aller Regel nicht mehr 
laufen. Ihre Einhaltung iſt von Amts wegen zu prüfen. 

‚9, Durch dieſe Vorſchrift i. Verb. mit der Erſten VO. 3 RBUrgbel. 
ſowie der Erſten BD. zu dieſem Geſetz iſt abschließend klargeſtellt, in 
welchem Umfange im Intereſſe der Reinerhaltung des deutſchen Blutes 
deutſch⸗jüdiſche Miſchehen verboten ſind. Eheſchließungen, die in dieſen 
Vorſchriften nicht ausdrücklich verboten worden find, find, was die 
eien angeht, zuläſſig (ogl. $ 5 der Vo. Es gilt fomit 


Überjiht über das Ehehindernis der deutſch⸗ 
jüdiſchen Raſſeverſchiedenheit. 
„a) Nicht zuläſſig find Eheſchließungen 
zwiſchen einem Juden deutſcher und einem deutſchen Staatsange⸗ 
oder fremder Staatsangehörigkeit hörigen deutſchen oder artver⸗ 
: , wandten Blutes, 
zwiſchen einem Juden deutſcher und einem ſtaatsangehörigen jü⸗ 
oder fremder Staatsangehörigkeit diſchen Miſchling mit einem jüdi⸗ 
, j ſchen Großelternteil (Vierteljuden), 
zwiſchen einem ſtaatsangehörigen und einem ſtaatsangehörigen fü- 
jüdiſchen Miſchling mit einem jü⸗ diſchen Miſchling mit einem fü⸗ 
diſchen Großelternteil (Viertel⸗ diſchen Großelternteil (Liertel⸗ 
juden) juden). 


b) Nur mit Gen i 1 läſſig ſind Ehe⸗ 
E ehmigung ) zuläſſig fi 0 
wi 25 einem ſtaatsangehörigen und einem deutſchen Staatsange⸗ 
il n Miſchling mit zwei jü⸗ hörigen deutſchen oder arwer⸗ 
1 Großeltern (Halbjuden), wandten Blutes, 
zwiſchen einem ſtaatsangehörigen und einem ſtaatsangehörigen jü⸗ 
jüdiſchen Miſchling mit zwei jü⸗ diſchen Miſchling mit einem jüdi⸗ 
diſchen Großeltern (Halbjuden), laben Großelternteil (Viertel⸗ 
juden). 

c) Zuläſſig find Eheſchließungen zwiſchen Juden 
untereinander ohne Rückſicht auf ihre Staatsangehörigkeit. 

Zwiſchen Ausländern untereinander ohne Rückſicht auf ihre Raſſe. 
wiſchen einem Juden deutſcher und einem Ausländer, gleich wel⸗ 


taatsangehörigkeit cher Raſſe, 
zwiſchen einem Juden deutſcher und einem e en jüdi⸗ 
Staatsangehörigkeit ſchen Miſchling mit zwei ſüdiſchen 


Großeltern (Halbjuden), 
zwiſchen einem ſtaatsangehörigen und einem ſtaatsangehörigen jüdi⸗ 
ſchen 0 Miſchling mit zwei jüdi⸗ ſchen Miſchling mit zwei jüdiſchen 
chen Großeltern (Halbjuden) Großeltern (Halbjuden), 


— — 


1) Vgl. $ 3 der I. VO. z. BlSchGeſ. und Bemerkungen dazu. 
5* 
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zwiſchen einem ſtaatsangehörigen 
üdiſchen Miſchling mit zwei jüdi⸗ 
ſchen Großeltern (Halbjuden) 
zwiſchen einem ausländiſchen jüdi⸗ 
ſchen Miſchling mit zwei jüdiſchen 
Großeltern (Halbjuden) 

zwiſchen einem ſtaatsangehörigen 


und einem Ausländer, gleich wel— 
cher Raſſe, 


und einem deutſchen Staatsange⸗ 
hörigen, gleich welcher Raſſe. 


und einem deutſchen Staatsange⸗ 


jüdiſchen Miſchling mit einem hörigen deutſchen oder artver⸗ 
1 Großelternteil (Viertel⸗ wandten Blutes, 

juden 

zwiſchen einem ſtaatsangehörigen und einem fremden Staatsange⸗ 
jüdiſchen ing mit einem hörigen deutſchen oder artver⸗ 
jüdiſchen Großelternteil (Viertel- wandten Blutes, 

juden) 

zwiſchen einem ſtaatsangehörigen und einem ausländiſchen jüdi⸗ 
jüdiſchen Miſchling mit einem ſchen Miſchling mit einem jüdi⸗ 
jüdiſchen Großelternteil (Viertel- ſchen Großelternteil (Viertel- 
juden) juden), 

wiſchen einem ausländiſchen und einem deutſchen Staatsange⸗ 
jüdiſchen Miſchling mit einem hörigen, gleich welcher Raſſe. 
jüdiſchen Großelternteil (Viertel⸗ 

juden 


10) Doch kann die Nichtigkeit nur im Wege der Nichtigkeitsklage 
geltend gemacht, und die Nichtigkeitsklage kann nur vom Staatsanwalt 
erhoben werden, denn es können lediglich öffentliche Intereſſen 
15 die Erhebung der Klage maßgeblich ſein. Die Ehegatten oder 
onſtige Dritte können allenfalls die Erhebung der Nichtigkeitsklage bei 
der Staatsanwaltſchaft anregen. Gegen einen ablehnenden Beſcheid 
iſt nur die Dienſtaufſichtsbeſchwerde gegeben. Wegen des Verfahrens 
vgl. 88 Abſ. 2 AVO. z. BlSchGeſ., $ 1329 BGB. und die §8 606 ff, 
631 ff. ZPO. Nach Auflöſung der Ehe kann die Ehenichtigkeit nicht 
mehr geltend gemacht werden. Bis zur rechtskräftigen Feſtſtellung der 
Nichtigkeit iſt die Ehe als gültig zu betrachten. Wegen der Wirkung 
der Nichtigkeit vgl. 88 1344 BGB., wegen der Stellung etwaiger aus 
der Ehe hervorgegangener Kinder § 1699 BGB. 

Hat einer der Ehegatten nicht gewußt, daß der andere Ehegatte 
Jude iſt, ſo ſteht ihm, wenn ſich die Eigenſchaft jüdiſchen Blutes 
e ja ſchon dann, wenn die Herkunft dunkel und die Mög⸗ 

ichkeit jüdiſchen Blutseinſchlages vorliegt, zwar nicht die Nichtig⸗ 
keitsklage zu, doch kann nach $ 1333 (§ 1339) BGB. eine Ehe von dem 
Ehegatten angefochten werden (Ehe anfechtungsklage), 
da er ſich bei der Eheſchließung in der Perſon des anderen Ehegatten 
oder über ſolche perſönliche Eigenſchaften des anderen Ehegatten geirrt 
hat, die ihn bei Kenntnis der Sachlage und bei verſtändiger Würdi⸗ 
ung des Weſens der Ehe von der Eingehung der Ehe abgehalten 
En würden. Die Raſſezugehörigkeit ift eine ſolche Eigenſchaft 
(ERGZ. 145, 1); auch der Irrtum eines Ehegatten darüber, daß der 
andere Ehegatte kein Miſchling, ſondern Volljude iſt, berechtigt zur 
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Aufechtung, Sogar die Möglichkeit jüdiſchen Blutes reicht hierzu aus. 
Sl. Zur Unſicherheit der raſſiſchen Herkunft als Eheſcheidungsgrund 
E. d. RG. vom 22. Auguſt 1935, abg. Z. f. Standesamtsweſen 1936 
85 69. Für den Fall argliſtiger Täuſchung vgl. § 1334 (1339) BGB. 
die nur der Staatsanwalt erheben kann (vgl. § 1341 BGB.) . 

Dieſe Anfechtungsklage iſt möglich neben der Ehenichtigkeitsklage, 

Der Ehegatte, der ſelbſt ganz oder teilweife jüdiſch ift, kann die 
Eheanfechtungsklage nicht erheben, da der Irrtum ſich 1 eine per⸗ 
ſönliche Eigenſchaft des anderen Ehegatten bezogen haben muß 
(RG. in JW. 1907, S. 836). 

Wegen der Wirkung der Anfechtung vgl. §§ 1343, 1344 ff. BGB., 
9 1690 e etwaiger aus der Ehe hervorgegangener Kinder 


11) Eine Ehe ift nicht im Ausland geſchloſſen, wenn ſie vor 
ſularbenmſe un 5 f nd geſchloſſen a. 1 2 
arb e mu alſo deſſen vergewiſſern, ob ein Ehehindernis na 

Abſ. 1 Satz 1 vorliegt. Io Dei en 

12) Vgl. 8 632 30, 
13) Die Eheleute oder ſonſtige Dritte ſind zur Erhebung der Klage 
nicht legitimiert (vgl. oben Anm. 10). 


8 2 
Außerehelicher Verkehr!) zwiſchen Juden?) und Staatsangehörigen “ 
deutſchen oder artverwandten Blutes!) iſt verboten) e) )s)o) 0) 


1) Im Schrifttum herrſchte Übereinſtimmung darüber, daß der 
Begriff Geſchlechtsverkehr i. S. d. BlSchceſ. nicht alle unzüchtigen 
Handlungen umfaſſe. Im übrigen aber beſtanden über die Abgrenzung 
des Begriffs Meinungsverſchiedenheiten. Im Gegenſatz zu der in der 
1. Aufl. dieſes Buches vertretenen Auffaſſung, daß unter Geſchlechts⸗ 
verkehr nur der Beiſchlaf (conjunctio membrorum) zu verſtehen ſei, 
legen die übrigen Erläuterungsbücher den Begriff weiter aus und ver⸗ 
ſtehen darunter außer dem Beiſchlaf auch den regelwidrigen Geſchlechts⸗ 
verkehr, insbeſ. beiſchlafähnliche Handlungen (vgl. Brandis, Die Ehe⸗ 
geſetze von 1935, S. 77; Gütt⸗Linden⸗Maßfeller, Blutſchutz⸗ und Ehe⸗ 
geſundheitsgeſetz, S. 235; Stuckart⸗Globke, Kommentare zur deutſchen 
Raſſegeſetzgebung, Bd. 1 S. 112). Das Reichsgericht hat ſich nunmehr 
die weitere Auslegung zu eigen gemacht. Der Große Strafſenat 
des RG. hat auf den vom OR Anw. geſtellten Antrag durch Urteil vom 
en 1936 (GSSt. 4/36) gemäß § 137 Abſ. 2 GVG. folgendes 

eſchloſſen: 

„Der Begriff Geſchlechtsverkehr im Sinne des Blutſchutzgeſetzes 
(BlSchG.) umfaßt nicht jede unzüchtige Handlung, iſt aber auch nicht 
auf den Beiſchlaf beſchränkt. Er umfaßt den geſamten natürlichen und 
naturwidrigen Geſchlechtsverkehr, alſo außer dem Beiſchlaf auch alle 
geſchlechtlichen Betätigungen mit einem Angehörigen des anderen Ge⸗ 
ſchlechts, die nach der Art ihrer Vornahme beſtimmt ſind, an Stelle 
des Beiſchlafes der Befriedigung des Geſchlechtstriebes mindeſtens des 
einen Teiles zu dienen. 
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Begrün dung: Die Rechtsfrage ift dahin geitellt, ob unter dem 
Sich Geſchlechtsverkehr im Sinne des § 11 der Erſten AusfV O. z. 
ZISHG. nur der Beiſchlaf oder auch beiſchlafsähnliche oder überhaupt 
ſchon ea zu verſtehen find. 

Die Vorl rift des § 2 (BISHE.), die den außerehelichen Verkehr 
wiſchen Juden und Staatsangehörigen deutſchen oder artverwandten 

lutes verbietet, iſt im § 11 der Erſten AusfVd. dahin erläutert, daß 
außerehelicher Verkehr nur der Geſchlechtsverkehr iſt. Was unter Ge⸗ 
ſchlechtsverkehr zu verſtehen iſt, ift der Auslegung überlaſſen. 

Geſchlechtsverkehr iſt nicht mit der Vornahme von un⸗ 
züchtigen Handlungen gleichzuſetzen. Hätte der Geſetzgeber das ganze 
Gebiet der unzüchtigen Handlungen erfaſſen wollen, ſo würde er dies 
durch die Wahl dieſes in der Geſetzgebung ſeit langem verwendeten 
und durch die Rechtſprechung genau umgrenzten Begriffs zum Aus⸗ 
druck gebracht haben. Unter den Begriff der unzüchtigen Handlungen 
fehl überdies in erheblichem Umfang auch rein einſeitige Ver⸗ 
ehlungen geſchlechtlicher Natur, die als Geſchlechts verkehr nicht 
bezeichnet werden können. 

Im übrigen iſt bei der Auslegung des § 2 von der Geſamtheit des 
Geſetzes auszugehen. In dem Verbot der Eheſchließung (8 1) und dem 
Beſchäftigungsverbot ($ 3) tritt klar hervor, daß der Geſetzgeber die 
Reinerhaltung des deutſchen Blutes durch allgemeine, von den be⸗ 
ſonderen Umſtänden des Einzelfalls unabhängige Vorſchriften ſichern 
will. Das Eheverbot gilt auch da, wo nach der Perſönlichkeit der Be⸗ 
teiligten jede Nachkommenſchaft ausgeſchloſſen iſt; das Beſchäftigungs⸗ 
verbot greift auch dann durch, wenn im Einzelfalle von den jüdiſchen 
Haushaltsangehörigen, etwa wegen ihres Alters oder wegen Krankheit, 
geſchlechtliche Verfehlungen nicht zu erwarten ſind. Schon der Vergleich 
mit dieſen Vorſchriften führt dazu, daß die Beſtimmung des S 2 nicht 
nur die Fälle ergreift, in denen der außereheliche Geſchlechtsverkehr 
u einer Befruchtung geführt hat oder 97 5 führen können. Einer 
90 15 Begrenzung, die „Geſchlechtsverkehr“ als gleichbedeutend mit 
„Beiſchlaf“ anſehen würde, ſteht ferner entgegen, daß ſie die Gerichte 
bor mitunter kaum überwindliche Beweisſchwierigkeiten ſtellen und 
zu Erörterungen über die heikelſten Fragen zwingen würde. Eine 
weitere Auslegung iſt aber auch deshalb geboten, weil die Vorſchriften 
des Geſetzes nicht nur dem Schutze der deutſchen Ehre dienen. Dieſe 
erfordert, daß ebenſo wie der Beiſchlaf auch ſolche geſchlechtliche Be⸗ 
tätigungen — Handlungen und Duldungen — zwiſchen Juden und 
eee! deutſchen oder artverwandten Blutes unterbleiben, 
durch die eine Befriedigung des Geſchlechtstriebes des einen Teils auf 
er en Wege als durch Vollziehung des Beiſchlafs bewirkt 
werden ſoll.“ 

Der Gedanke der vorſt. E. trifft auch auf den Fall des nicht⸗ 
beiſchlafsähnlichen Geſchlechtsverkehrs eines deutſchblütigen Deutſchen 
mit einer Jüdin zu. ERG. vom 5. Juli 1937 — DJ. 1937 S. 1188. 

Im einzelnen iſt des weiteren folgendes zu bemerken: 

Das Blut utzgeſetz ſchützt nicht die Raſſenehre und Raſſenreinheit 
eines Einzelnen, ſondern die Raſſenehre des deutſchen 
Volkes. Deshalb kann Raſſenſchande vorliegen, wenn der früher 
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mit einer deutſchblütigen Frau verheiratete Jude nach der Scheidung 
der Ehe die geſchlechtlichen Beziehungen zu ihr wieder aufnimmt. 

Die Frau, mit der Raſſenſchande begangen wird, braucht nicht 
erwachſen zu ſein, z. B. kann auch mit einem Mädchen von elf Jahren 
Raſſenſchande verübt werden. Iſt die Tat gleichzeitig ein Sittlichkeits⸗ 
verbrechen nach §8 176 StGB., fo iſt das Blutſchutzgeſetz, da es die 
ſchwerere Strafandrohung enthält, anzuwenden. 

b der Täter mit Zuchthaus oder Gefängnis zu beſtrafen iſt, ſteht 
im Ermeſſen des Richters, der dabei dem Sinn und Zweck des Straf⸗ 
geſetzes und den Umſtänden des Einzelfalls Rechnung zu tragen hat. 
Die Abſicht eines Mannes, das Mädchen zu heiraten, mit dem er Ge⸗ 
ſchlechtsverkehr hatte, kann bei der Straftat der Raſſenſchande nicht 
als Milderungsgrund anerkannt werden, weil dieſe Abſicht des Täters 
dem Grundgedanken des Blutſchutzgeſetzes auf unbedingte Reinhaltung 
des deutſchen Blutes entgegengeſetzt iſt. Eine etwa beſtehende Ver⸗ 
lobung iſt gegenſtandslos. Mit der Frage, ob zwiſchen einem deutſch⸗ 
blütigen deutſchen Staatsangehörigen und einem Juden ein gültiges 
Verlöbnis beſtehen könne, befaßt ſich die Entſcheidung des Reichs⸗ 
gerichts vom 18. Februar 1937 (2 D 50/37), veröffentlicht Deutſche 
Jwiſe 1937 S. 589. Die Frage wird vom Reichsgericht verneint. 
zwiſchen einem deutſchblütigen deutſchen Staatsangehörigen und 
einem Juden kann ein gültiges Verlöbnis nicht beſtehen. 

„ 2) Wegen des Begriffs vgl. Erſte VO. z. RBürgGeſ. § 5. (Jude 
iſt alſo auch der Miſchling nach § 5 Abſ. 21) Im übrigen iſt gleich⸗ 
gültig, welcher StA. der Jude iſt. Das Verbot gilt auch für Juden 
fremder StA. und für ſtaatenloſe Juden (vgl. dazu oben §1 Anm. 3 
und RBürgGeſ. § 1 Anm. 7). : 

3) Deutſchen Staatsangehörigen! Doch finden die Schutzvor⸗ 
ſchriften dieſes Geſetzes wie auch der VO. ebenfalls auf Staatenloſe 
Anwendung (vgl. § 15 VO. und oben §1 Anm. 3). Nach 811 der 
O. iſt (ergänzend) auch der außereheliche Geſchlechtsverkehr zwiſchen 
Juden und ſtaatsangehörigen jüdiſchen Miſchlingen mit nur einem 
volljüdiſchen Großelternteil (Vierteljuden) verboten und damit eben⸗ 
falls mit unter Strafe geſtellt (vgl. Anm. 5). 

4) Vgl. RBürgGeſ. § 2 Anm. 3. . 

5) Straſvorſchrift in §8 5 Abſ. 2. Dort iſt eine Strafe lediglich 
dem Manne angedroht. Er iſt auch ſtrafbar, wenn er nicht Jude 
iſt (d. h. alſo, wenn ein Mann deutſchen oder artverwandten Blutes mit 
einer Jüdin geſchlechtlich verkehrt'). Falls der Frau indes ſelbſt⸗ 
ſtändige Versehlüngen ur Laſt zu legen ſind (3. B. Begünſtigung durch 
falſche Angaben ame des Juden), jo iſt fie deretwegen ſtrafbar. 

9 uſtändig: Die Große Strafkammer ($ 14 VO.) . 

7 ie Strafverfolgung eines fremden Staatsangehörigen bedarf 
der Zuſtimmung des Reichsminiſters der Juſtiz und des Innern (§ 16 
Abi. 2 d. Erſten VO. zu dieſem Geſetzm). 

8) Der Geſchlechtsverkehr zwiſchen anderen Perſonen, deren Ehe⸗ 
ſchließung ein Ehehindernis wegen jüdiſchen Bluteinſchlags entgegen⸗ 
Tant iſt durch $ 2 nicht verboten. Deshalb fällt der Verkehr zwiſchen 
taatsangehörigen Miſchlingen erſten Grades und deutſchblütigen 
Staatsangehörigen oder ſtaatsangehörigen Miſchlingen zweiten Grades 


iz 
ebenſowenig unter das Verbot wie der Verkehr von ſtaatsangehörigen 
Miſchlingen zweiten Grades untereinander 

Ebenſowenig, fällt der Verkehr zwiſchen deutſchblütigen Perſonen 
und Perſonen, die einer anderen artfremden Raſſe als der jüdiſchen 
angehören, unter das Verbot des 8 2. n 

9) Soweit ein Verkehr nicht verboten iſt, fällt er natürlich auch 
nicht unter den Begriff der Raſſenſchande. Mag in ſolchem Falle eine 
ſtrafrechtliche Verfolgung ausfallen, jo bleibt doch das Recht und die 
Pflicht der Polizei unberührt, gegen ein offenkundiges Konkubinat, das 
die öffentliche Sittlichkeit gefährdet, mit den üblichen polizeilichen 
Mitteln (Pol Vfg., Zwangsſtrafe, unm. Zwang) einzuſchreiten, 

10) Der geſellſchaftliche und geſchäftliche Verkehr fällt nicht unter 
das Verbot des § 2. Wie weit ein ſolcher etwa anderweit für unzuläffig 
ſch ten iſt, z. B. bei Beamten, beurteilt ſich nach anderen Vor⸗— 

riften. 
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Juden!) e) dürfen weibliche Staatsangehörige) deutſchen oder art⸗ 
verwandten Blutes?) unter 45 Jahren?) in ihrem Haushalte) “))) 10) t) 
nicht beſchäftigen !) 1). 

1) Wegen des Begriffs vgl. Erſte VO. z. RBürgGeſ. $ 5: alſo 
Voll⸗ und Dreivierteljuden ſowie Halbjuden, die entweder der jüdiſchen 
Religionsgemeinſchaft angehören oder mit einem Juden verheiratet ſind. 
Vgl. ferner a. a. O. §5 Abſ. 26 und d. Auf die Staatsangehörigkeit 
dieſer Perſonen kommt es nicht an. Auch ausländiſche Juden werden 
von dem Verbot betroffen (vgl. dazu oben $1 Anm. 3, §2 Anm. 3 und 
RBürgGeſ. § 1 Anm. 7). Doch fallen Ausländer dann nicht unter die 
Verbotsvorſchrift, wenn ſie weder ihren Wohnſitz noch ihren dauernden 
Aufenthalt im Inlande haben (§ 12 Abſ. 4 der VO.). So wird z. B. 
ein ausländiſches jüdiſches Ehepaar, das auf einer Reiſe durch 
icht betreff eine deutſche Kammerzofe mit ſich führt, von dem Verbot 
nicht betroffen. 

Ganz allgemein find Extervitoriale gemäß der Bekanntmachung 
des Führers und Reichskanzlers vom 21. November 1935 — RMBl. 
1935, S. 835, in dieſem Buche abgedruckt S. 97 — von dem Verbot 
ausgenommen. 

2) Die Vorſchrift iſt abgeſtellt auf den jüdiſchen Haushalt. Nach 
8 12 Abſ. 1 der Erſten VO. iſt ein Haushalt jüdiſch, wenn ein jüdiſcher 
Mann Haushaltungsvorſtand iſt oder der Hausgemeinſchaft angehört. 
Ziel der geſetzlichen Beſtimmung iſt es, weibliche Staatsangehörige 
deutſchen oder arwerwandten Blutes vor raſſiſchen Gefährdungen zu 
ſchützen, die mit einer Beſchäftigung im jüdiſchen Haushalt verbunden 
ſein können. 

Ein Haushalt, in dem nur jüdiſche Frauen und Kinder der Haus⸗ 
gemeinſchaft angehören, birgt ſolche Gefahren nicht und fällt ſomit 
nicht unter § 3. 


*) Dazu Gerber, Beſchäftigung deutſchblütiger Hausgehilfinnen in 
jüdiſchen Haushaltungen (RVBl. 1936 S. 541). 5 
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Dem Sinn der Vorſchrift entſpricht es, daß als Mann hier eine 
geſchlechtsreife männliche person (16 Jahre alt) gemeint iſt. 

„„ Vorübergehender (3. B. beſuchsweiſer) Aufenthalt eines 
Haushalt b in der Hausgemeinſchaft macht einen l 

aush 1 um jüdiſch halt und fällt ſomit nicht unter 
das Verbot. zum jüdiſchen Haus f 0 

Im übrigen vgl. die Ausführungen zu § 12 BO. 

) Deut ſche Staatsangehörige. Doch finden die Schutzvor⸗ 
ſchriften dieſes Geſetzes wie auch der VO. ebenfalls auf Stantenlofe 
Anwendung (vgl. § 15 VO. und oben 8 1 Anm. 3). Die Rechtslage iſt 
alſo folgende: 

eutſchblütige weibliche Perſonen deutſcher Staatsangehörigleit 
und deutſchblütige weibliche Staatenloſe unter 45 Jahren dürfen in 
jüdiſchen Haushaltungen nicht neu angeſtellt werden. Waren ſie am 
16. September 1935 in einem jüdiſchen Haushalt bereits beſchäftigt, To 
können ſie in dieſem Haushalt weiterbeſchäftigt werden, wenn ſie 
bis zum 31. Dezember 1935 das 35. Lebensjahr vollendet haben (vgl. 
5 12 Abſ. 3 der Erſten BO.) — vgl. unten Anm. 5. 

„0 Vgl. RBürgceſ. 82 Anm. 3. Zu den deutſchblütigen Haus⸗ 
gehilfinnen gehören nicht jüdiſche Miſchlinge erſten Grades (Halb⸗ 
zuden) und jüdiſche Miſchlinge zweiten Grades (Vierteljuden). Dieſe 
Miſchlinge dürfen daher in einem jüdiſchen Haushalt beſchäftigt werden. 
5) Die Altersgrenze erklärt ſich aus Sinn und Ziel des § 3. Doch 
können ausnahmsweiſe weibliche deutſche Staats a ngehörige 
deutſchen oder artverwandten Blutes, die beim Erlaß des Geſetzes in 
einem jüdiſchen Haushalt bejchäftigt waren, in dieſem Haushalt in 
ihrem bisherigen Arbeitsverhältnis bleiben, wenn fie bis zum 31. De⸗ 
zember 1935 das 35. Lebensjahr vollendet haben ($ 12 Abſ. 3 der 
Erſten BD. z. BlSchcgeſ.). Bei Neueinſtellung muß die Alters⸗ 
grenze von 45 Jahren erreicht ſein (vgl. oben Anm. 3). 

6) Ein Haushalt ſteht im Gegenſatz zum Gewerbebetrieb (Laden⸗ 
geſchäft, Büro, ärztliche oder zahnärztliche oder Anwaltspraxis). 

7) Angehöriger einer Hausgemeinſchaft (vgl. § 12 Abſ. 2 der 
Erſten VO.) iſt a e, 92 m einem Haushalt nicht nur vorüber⸗ 
gehend Unterkunft und Verpflegung erhält (jüdiſcher Zimmerherr ohne 
Familienanſchluß, Beſuch). 

8) Im Haushalt beſchäftigt iſt 

a) wer im Rahmen eines Arbeitsverhältniſſes in die Hausgemein⸗ 
ſchaft aufgenommen iſt (vgl. § 12 Abſ. 2 Halbſatz 1 der Erſten VD.) 

Lebt eine weibliche Perſon in der Hausgemeinſchaft eines Juden, 
lo kommt es auf die Art des Arbeitsverhältniſſes nicht an. Hierunter 
fallen: Dienſtmädchen, Köchinnen, Kindermädchen, Zofen, Jungfern, 
Geſellſchafterinnen, Näherinnen, Stenotypiſtinnen, Privatſekretärinnen, 
Sprechſtundenhilfen, Haustöchter uſw.; ö 

b) Im Haushalt beſchäftigt iſt ferner, wer mit täglichen Haus⸗ 
haltungsarbeiten oder anderen mit dem Haushalt in Verbindung ſte⸗ 
henden Arbeiten beſchäftigt iſt. Ob eine Arbeit im Haushalt alltäglich 
iſt, entſcheidet ſich nach dem Verkehrsgebrauch. Vornehmlich gehören 


74 
hierher als Beiſpiele Auſwarte- und Zugehfrauen. Nicht notwendig 
iſt, daß eine ſolche Arbeit jeden Tag vorgenommen wird, 3. die 
ſogenannte große Wäſche. Alltägliche Arbeiten in dieſem Sinne dürfen 
aber auch nicht vor übe rgehend unter den Vorausſetzungen des 
§ 3 des Geſetzes verrichtet werden, z. B. von deutſchblütigen Laden⸗ 
oder Büroangeſtellten eines Juden in ſeiner Wohnung. 

Mit dem Haushalt in Verbindung ſtehen und ſind daher verboten 
z. B. laufende Arbeiten im Hausgarten, Beaufſichtigung der Kinder 
durch ein eigenes Kinderfräulein und ähnliches. Nicht als alltägliche 
Haushaltsarbeiten werden dagegen ee ſein die Tätigkeit einer 
Hausſchneiderin, einer Friſeuſe, Maſſeuſe und ähnliches. . 

Werden deutſchblütige Perſonen nicht im Rahmen eines 
Arbeitsverhältniſſes im jüdiſchen Haushalt beſchäftigt, 
dann fallen ſie nicht unter das Verbot, z. B. eine deutſchblütige Ver⸗ 
wandte der deutſchblütigen Ehefrau eines Juden, die auf Grund ihres 
Verwandtſchaftsverhältniſſes im Haushalt lebt und dort mitarbeitet 
oder bei beſuchsweiſem Aufenthalt dort aushilft. Naturallohn hebt ein 
Arbeitsverhältnis nicht auf. 

9) Bei der Beſchäftigung einer Hausgehilfin iſt nicht deren Über- 
nachtung im Haushalt entſcheidend. Auch die Hausgehilfin, die 
außerhalb, etwa bei ihren Eltern oder in einem eigenen ermieteten 
möblierten Zimmer wohnt, fällt unter das Verbot. 

10) Hotels, Penſionen, Zimmer⸗Vermietungen, Heime, Wyle, 
Krankenanſtalten, Sanatorien uſw. ſind keine Haushaltungen. Sie 
werden in der Regel Gewerbebetriebe ſein, doch können Heime, Kranken⸗ 
anſtalten und Sanatorien uſw. auch gemeinnützig betrieben werden. 
Es iſt deshalb nicht entſcheidend auf die Anmeldung als Gewerbe⸗ 
betrieb und auf die Zahlung von Gewerbeſteuer abzustellen. Jüdiſche 
Inhaber dieſer Betriebe dürfen deutſchblütige weibliche Staats⸗ 
angehörige deutſcher Staatsangehörigkeit in ihren Be trieben be⸗ 
wee nicht aber in ihrem Privathaushalt (auch nicht aushilfs⸗ 
weiſe). 

11) Bei Untervermietung möblierter Zimmer an Juden ſteht der 
Beſchäftigung deutſchblütiger weiblicher Angeſtellter nichts entgegen, 
ſofern der immer en der Hausgemeinſchaft nicht angehört. Nimmt 
der Zimmerherr aber am Familienleben des Vermieters teil, nimmt 
er insbeſondere auch die Mahlzeiten zuſammen mit der Familie des 
Vermieters ein, dann gehört er der ausgemeinſchaft an. Deutſch⸗ 
blütige Hausangeftellte dürfen dann nicht beſchäftigt werden. 

12) Aus allgemeinen Grundſätzen über die territoriale Geltung 

von Reichsgeſetzen folgt, daß im Auslande einzu ehende oder dort be⸗ 
re Arbeitsverhältniſſe von weiblichen deutſchen Stantsangehörigen 
eutſchen oder artverwandten Blutes nicht unter die Vorſchrift fallen 
(J. B. deutſchblütige Hausgehilfinnen deutſcher Staatsangehörigkeit in 
einem jüdiſchen Haushalt in England oder Holland uſw. Dabei iſt es 
ebenfalls glich ltig, ob der Haushaltsvorſtand ebenda eine fremde 
— die engliſche oder holländiſche — Staatsangehörigkeit beſitzt oder 
deutſcher Staatsangehöriger iſt). 

13) Nach S 16 der Erſten VO. kann der Führer und Reichskanzler 
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Vohreiungen von den Vorſchriften des § 3 des Geſetzes und den Aus⸗ 
führungsheſtimmungen e Anträge auf Befreiung ſind bei der 
unteren Verwaltungsbehörde zu ſtellen, in deren Bezirk N der jüdiſche 
Haushalt befindet. Dieſe veranlaßt alsdann das Weitere. Doch haben 
ſolche Anträge nur Erfolg, wenn außergewöhnliche Umſtände vorliegen. 
N Untere Verwaltungsbehörde iſt in Ortspolizeibezirken, in denen 
die Verwaltung der Ortspolizei einer beſonderen ſtaatlichen Behörde 
übertragen iſt, der Polizeipräſident (Polizeidirektor), im übrigen in 
Stadtkreiſen der Oberbürgermeiſter, auf dem Lande: 


in Preußen der Landrat, in Anhalt das Kreisamt, 

iR Bayern das Bezirksamt, in Braunſchweig die Kreisdirek⸗ 

in Sachſen die Amtshauptmann⸗ tion, 

i / in Lippe der Landrat, 

in Württemberg der Landrat, in Schaumburg⸗Lippe der Land⸗ 

in Baden das Bezirksamt, rat, 

in Thüringen das Kreisamt, im Saarland der Landrat, 

in Heſſen das Kreisamt, in Hamburg (Landgebiet) der 

in Mecklenburg der Landrat, Polizeipräſident, 

in Oldenburg der Amtshaupt⸗ in Bremen (Landgebiet) der 
mann, Polizeidirektor, 


„In den bayeriſchen kreisunmittelbaren Städten, die nicht Stadt⸗ 
kreiſe im Sinne der Deutſchen Gemeindeordnung ſind, iſt untere Ver⸗ 
waltungsbehörde das zuftändige Bezirksamt. 


84 
(1) Juden!) iſt das Hiſſen der Reichs⸗ und Nationalflagge“) ) und 
das Zeigen der Reichsfarben!) verboten). 


) Dagegen iſt ihnen das Zeigen der jüdiſchen Farben“) geſtattet. 
Die Ausübung dieſer Befugnis ſteht unter ſtaatlichem Schutz“) )e). 


„) Wegen des Begriffs vgl. Erſte VO. z. RBürgGeſ. $ 5. Im 
übrigen iſt 1 welcher StA. ein Jude iſt. Das Verbot gilt 
auch für Juden fremder StA. und für ſtaatenloſe Juden. 

Die Zweifel, ob beim Beflaggen von Gebäuden oder Wohnungen 
der deutſchblütige Ehegatte, der in einer deutſchjüdiſchen Miſchehe lebt, 
zum Hiſſen der Reichs⸗ und Nationalflagge und zum Zeigen der 
Reichsfarben berechtigt iſt oder nicht, find durch RdErl. des RuPprMdJ. 
vom 7. Dezember 1936 (RMBliV. S. 1631) geklärt. Dort iſt vom 
RuPrMdJ. gem. 8 6 des Blutſchutzgeſetzes im Einvernehmen mit dem 
Stellvertreter des Führers und dem RIM. beſtimmt, daß an Gebäuden 
oder Wohnungen das Hiſſen der Reichs⸗ und Nationalflagge und das 
Zeigen der Reichsfarben auch dem deutſchblütigen Ehegatten verboten 
iſt. Dieſes Verbot gilt entſprechend in allen Fällen, in denen neben 
Deutſchblütigen auch Juden einer Hausgemeinſchaft angehören. Die 
Vorſchriften dieſes RdErl. finden jedoch keine Anwendung, wenn in 
einem Miethaus unter anderen auch jüdiſche Mieter wohnen. Das 
Jide kel trifft nur die Wohnungsinhaber, deren Haushalt ein 

ude teilt. 
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2) Die Bezeichnung „Reichs- und Nationalflagge“ iſt neu. Bisher 
gab es nur die „Nationalflagge“. Vgl. Röder im RVBBl. 1935 S. 767. 
J) Die Reichs- und Nationalflagge it durch Art. 2 des Reichs⸗ 
flaggengeſetzes vom 15. September 1935 (RGBl. I S. 1145) — ab⸗ 
gedruckt S. 137 — feſtgelegt. 

J) Reichsfarben find nach Art. 1 des Reichsflaggengeſetzes (vgl. 
Anm. 3) die Farben Schwarz-Weiß-Rot. 

5) Soweit Juden nach der VO. des Reichspräſidenten über die 
Stiftung eines Ehrenkreuzes vom 13. Juli 1934 (RGBl. I S. 619) das 
Ehrenkreuz verliehen worden iſt, das am ſchwarzweißroten Bande 
(Ziffer 4 der VO.) zu tragen iſt, iſt ihnen das Tragen dieſer Aus⸗ 
zeichnung (mitſamt dem Band) unbenommen. 

Der Verkauf von Spielwaren, auf denen Hakenkreuze oder die 
Reichskriegsflagge angebracht iſt (z. B. von Zinnſoldaten o. ä.), fällt 
ebenfalls nicht unter das Verbot. Dagegen iſt das öffentl. Feilhalten 
von Hakenkreuzflaggen durch jüdiſche Geſchäfte nicht zuläſſig. 

6) Welche Farben und welche Flagge ſich das jüdiſche Volk legalen 
wird, muß ihm überlaſſen bleiben. Bis dahin werden die Farben der 
Zioniſten (Blau⸗Weiß in der Zuſammenſtellung und mit den Symbolen, 
wie ſie die verſchiedenen zioniſtiſchen Richtungen führen) als jüdiſche 
Farben zu gelten haben. 

7) Wegen der Zuläſſigkeit von Befreiungen vgl. § 16 der 1. VO. 
z. BlSchGeſ. 

8) Wegen der Strafbarkeit bei Verſtößen gegen § 4 vgl. § 5 Abſ. 3. 

9) Wegen der Flaggenführung von Kauffahrteiſchiffen zur See 
vgl. BD. vom 17. Januar 1936 (RGBl. I S. 15), insbeſ. 88 1, 2 und 7. 


8 5 

(1) Wer dem Verbot des $ 1) zuwiderhandelt'), wird mit Zucht⸗ 
haus beſtraft. 

(2) Der Mann), der dem Verbot des § 2 zuwiderhandelt, wird 
mit Gefängnis oder mit Zuchthaus beſtraſt'). 

(3) Wer den Beſtimmungen der 88 3 oder 4 zuwiderhandelt, wird 
mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit Geldſtrafe oder mit einer 
dieſer Strafen beſtraft') “). 


1) D. h. in der durch § 2 der Erſten VO. ergänzten Faſſung 
wonach zu den nach § 1 des Geſetzes verbotenen Eheſchließungen au 
die Eheſchließungen zwiſchen Juden und ſtaatsangehörigen jüdiſchen 
Miſchlingen, die nur einen volljüdiſchen Großelternteil haben (Viertel⸗ 
juden), gehören. 

9 Die Strafe bedroht die Eheſchließenden (Verlobten) und auch 
den Standesbeamten und u. U. den Geiſtlichen, der ſich für die aus⸗ 
nahmsweiſe zugelaſſene Einſegnung der Ehe vor einer ſtandesamtlichen 
Trauung nicht die im Rahmen des Möglichen liegenden Auskünfte über 
das Vorliegen eines geſetzlichen Ehehinderniſſes verſchafft hat (ngl. 
Anm. 5 zu § 1). Im übrigen vgl. $ 1 Anm. 2c und Anm. 6. 

Der Verſuch iſt ſtrafbar. 
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3) Wegen raſſeſchänderiſchen außerehelichen Geſchlechtsverkehrs 
wird alſo nur der a nicht auch die Frau beſtraft. Es war zu 
befürchten, daß, wenn auch ihre Strafbarkeit beſtimmt würde, ſie um 
jo ſtärker ihrem Verführer ausgeliefert würde. Die Überführung des 
Täters wird in der Regel nur durch das Zeugnis des weiblichen Teils 
möglich ſein. Dieſer beſitzt weder ein Zeugnisverweigerungsrecht nach 
§ 52, noch ein Auskunftsverweigerungsrecht nach § 55 Strpd. 

Im übrigen liegt Strafbarkeit des Mannes auch dann vor, wenn 
er nicht Jude iſt. (Vgl. oben S. 70 Abſ. 5.) 

Der Verſuch iſt ſtrafbar. 

4) Nach 8 14 BD, iſt für Verbrechen gegen $5 Abſ. 1 und 2 des 
Geſ. im erſten Rechtszuge die große Strafkammer zuſtändig. Dieſe 
ſtrafprozeſſuale Vorſchrift ſoll einer weiteren Belaſtung der Schwur⸗ 
gerichte 5 

ei unzuläſſiger Beſchäftigung nichtjüdiſchen weiblichen Haus⸗ 
perſonals ($ 3) ll bei ln Zeigen der Reichs- und National⸗ 
flagge ſowie der Reichsfarben (8 4) kann das Gericht alſo entweder auf 
Gefängnisſtrafe (bis zu einem Jahre) oder auf Geldſtrafe (nach § 27 
Abſ. 2 RStrGGB. bis zu 10000 RM.) oder in beſonders ſchweren 
Fällen auf beide Strafarten zuſammen erkennen. N 

6) Die Strafverfolgung eines fremden Staatsangehörigen bedarf 
nach § 16 Abſ. 2 VO. der Zuſtimmung der Reichsminiſter der Juſtiz 
und des Innern. 

§ 6 


Der Reichsminiſter des Innern erläßt im Einvernehmen mit dem 
Stellvertreter des Führers und dem Reichsminiſter der Juſtiz die zur 
Durchführung und Ergänzung!) des Geſetzes erforderlichen Rechts⸗ und 
Verwaltungsvorſchriften. 

1) Die auf Grund dieſes Geſetzes ergehenden Rechts- und Ver⸗ 
waltungsvorſchriften können demnach über den Rahmen des Geſetzes 
hinaus Recht ſetzen, ſind alſo nicht lediglich auf die Durchfüh⸗ 
rung des Geſetzes beſchränkt. Von dieſer Ermächtigung iſt in der 
Erſten VO. bereits Gebrauch gemacht, vgl. z. B. § 2. 


8 7 


Das Geſetz tritt am Tage nach der Verkündung), $ 3 jedoch erſt 
am 1. Januar 1936 in Kraft. 


1) Das Geſetz iſt am 16. September verkündet worden. 


6. Erſte Verordnung zur Ausführung des Geſetzes zum Schutze des 
deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre‘) 


Vom 14. November 1935 (RGBl. I S. 1334) 
Auf Grund des $ 6 des Geſetzes zum Schutze des deutſchen Blutes 


und der deutſchen Ehre vom 15. September 1935 (RGBl. I S. 1146) 
wird folgendes verordnet: 


1) Die Beſtimmungen der VO. find weiteſtgehend in den Er: 


— 
‘ 


2 


läuterungen zum Blutſchutzgeſetz mitverarbeitet und dabei auch mit⸗ 
erörtert worden. Es wird deshalb hierauf verwieſen. 


8 1 

(1) Staatsangehörige find die deutſchen Staatsangehörigen im 
Sinne des Reichsbürgergeſetzes!). 

(2) Wer jüdiſcher Miſchling iſt, beſtimmt § 2 Abſ. 2 der Erſten 
Verordnung vom 14. November 1935 zum Reichsbürgergeſetz (RG Bl. I 
S. 1333) 2). 

63) Wer Jude iſt, beſtimmt $ 5 der gleichen Verordnung“). 

1) Vgl. $ 1 des Blutſchutzgeſetzes Anm. 3. 

2) Vgl. $1 des Blutſchutzgeſetzes Anm. 2b und $2 der 1. VO. z. 
RBürgGeſ. nebſt den Anmerkungen 1—4. 
3) Vgl. § 5 der 1. VO. z. RBürgGeſ. nebſt den Anmerkungen. 


8 2 

Zu den nach $ 1 des Geſetzes verbotenen Eheſchließungen gehören 
auch) die Eheſchließungen zwiſchen Juden?) und ſtaatsangehörigen 
jüdiſchen Miſchlingen?) ), die nur einen volljüdiſchen Großelternteil 
haben. 

1) Ergänzung des Geſetzes. Im einzelnen vgl. § 2 der 1. VO. z. 
RBürgGeſ. Anm. 2. 

2) Vgl. § 5 der 1. VO. z. RBürgGeſ. 

3) Völliges Eheverbot (öfftl. trennendes Ehehindernis) mit den 
Folgen aus 88 1 Abſ. 1 Satz 2 und 5 Abſ. 1 des Blutſchutzgeſetzes. 

4) Vgl. § 9, 8 16 Abſ. 2 der VO. 


§ 3 

(1) Staatsangehörige jüdiſche Miſchlinge mit zwei volljüdiſchen 
Großeltern bedürfen zur Eheſchließung mit Staatsangehörigen) dent: 
ſchen oder artverwandten Blutes oder mit ſtaatsangehörigen') jüdiſchen 
Miſchlingen, die nur einen volljüdiſchen Großelternteil haben“), der 
Genehmigung des Reichsminiſters des Innern und des Stellvertreters 
des Führers oder der von ihnen beſtimmten Stelle“) ?)) 7). 

(2) Bei der Entſcheidung ſind insbeſondere zu berückſichtigen die 
körperlichen, ſeeliſchen und charakterlichen Eigenſchaften des Antrag⸗ 
ſtellers, die Dauer der Anſäſſigkeit ſeiner Familie in Deutſchland, ſeine 
oder ſeines Vaters Teilnahme am Weltkrieg und ſeine ſonſtige Fa⸗ 
miliengeſchichte. 

(3) Der Antrag auf Genehmigung iſt bei der höheren Verwal⸗ 
tungsbehörde zu ſtellen, in deren Bezirk der Antragſteller ſeinen Wohn⸗ 
ſitz oder gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

(4) Das Verfahren regelt der Reichsminiſter des Innern im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Stellvertreter des Führers. 
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1) Mit deutſchen Staatsangehörigen (fremde Staatsangehörige 

fallen 77 a die Vorſchrift). 
eu en gehörigen jüdiſchen Miſchlingen. 

9 Viertelſu = ſtaatsangehörigen jüdiſch ſchling 

4) Eine Cheſchließung zwiſchen Halbjuden BT feiner Genehmi- 
gung. Ebenſowenig eine ſolche zwiſchen Juden und Halbjuden (der 
letztere wird alsdann zum Juden im Rechtsfinne. Vgl. § 5 Abſ. 2 b der 
1. u 3 Dürgbel,). 

Wird eine ſolche Ehe geſchloſſen, obgleich die vorgeſchriebene 
Genehmigung fehlt, fo iſt ſe nich nichtig, auch treten die Straffolgen 
des §5 Abſ. 1 des Geſ. nicht ein (vgl. 88 d. VO.). Doch verfällt der 
Standesbeamte der Strafvorſchrift des § 69 PStcgef. 

6) Etwa . beſtehende beſondere Verpflichtungen einzelner 
Gruppen von Zeamten uſw. zur Einholung von Ehegenehmigungen 
Geiratserlaubnis) bleiben daneben beſtehen. Vgl. dazu: Peters, 
Echtes und unechtes Ehehindernis der Heiratserkaubnis (in Z. f. 
Standesamtsweſen 1936 S. 141, 1937 S. 174), wegen des Reichs⸗ 
arbeitsdienſtes auch RdErl d. RupPrMdJ. vom 23. Juni 1937 
(RMBliV. S. 1037), wegen Angeh. d. Wehrmacht: § 27 Wehrgeſ. u. 
HeiratsO. vom 1. April 1936, wegen der Pol. u. Gendarmerie: Teil 1 
Vorl. DVD. z. DPolBGef. vom 26. Juli 1937 (RGBl. I S. 858). 

7) Zuſtändig zur Erteilung der Genehmigung find der Reichs⸗ 
miniſter des Innern und der Stellvertreter des Führers. Von der 
Möglichkeit der Delegation iſt kein Gebrauch gemacht worden. Die 
Entſcheidung wird auf Grund der Vorſchläge des Reichsausſchuſſes 
zum Schutz des deutſchen Blutes getroffen. Das Verfahren hat 
ſeine Regelung in der Ausf.⸗Anw. zu 83 der Erſten BO. zur Ausf. 
des Geſ. ar Schutze des deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre ge⸗ 
funden. Vgl. RdErl. d. RuPrMdJ. zgl. i. N. d. Std. vom 23. Dezem⸗ 
ber 1935 (RMBli. 1936 S. 11; abgedruckt in dieſem Buche S. 93). 
Der ſ. Z. ſogenannte Reichsausſchuß für Ehegenehmigungen iſt mit 
RdErl. d. RuPrMdzJ. zugl. i. N. d. Std. vom 17. Januar 1936 
(RMBliV. S. 135; abgedruckt in dieſem Buche S. 96) umbenannt in 
Reichsausſchuß zum Schutz des deutſchen Blutes. 

Wegen der Einzelheiten wird auf die angezogene Ausf.⸗Anw. 
verwieſen. 
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Eine Eher) ſoll nicht geſchloſſen werden zwiſchen jtaatsangehörigen?) 
jüdiſchen Miſchlingen, die nur einen volljüdiſchen Großelternteil haben. 


1) Vgl. 8 1 des Blutſchutzgeſ. Anm. 2c (oben S. 64). 

2) Das Verbot ſetzt wie das des §3 voraus, daß beide Ver⸗ 
lobte die deutſche StA. beſitzen; iſt auch nur einer von ihnen Ausl., 
ſo bedarf es zur Eheſchl. keiner Genehmigung. Bei Staatenloſen 
vgl. § 15. 

l 925 Ehehindernis des § 4 iſt wie das des § 3 ein aufſchiebendes. 
Die gleichwohl geſchloſſene Ehe it gültig. Die Strafvorſchrift des § 5 
Abſ. 1 BlSchGej. findet keine Anwendung (vgl. § 8 Abſ. 2 d. VO.) 
Der Standesbeamte verfällt indes der Strafdrohung des § 69 PStGeſ. 


§ 5 

Die Ehehinderniſſe wegen jüdiſchen Bluteinſchlags find durch 81 
des Geſetzes und durch §8 2 bis 4 dieſer Verordnung erſchöpfend ges 
regelt!) ?. 

1) Damit iſt abſchließend klargeſtellt, in welchem Umfange im 
Intereſſe der Reinerhaltung des en Blutes deutjch-jüdifche Raſſen⸗ 
miſchehen unerwünſcht und darum verboten find. we 

Eheſchließungen, die in dieſen Vorſchriften nicht ausdrücklich ver⸗ 
boten ſind, ſind zuläſſig. 

2) S 1315 BGB. wird durch 8 5 nicht eingeſchränkt. Vgl. oben 
§ 3 Anm. 6. 

§ 6 


Eine Ehe ſoll ferner nicht geſchloſſen werden, wenn aus ihr eine die 
Reinerhaltung des deutſchen Blutes gefährdende Nachkommenſchaft zu 
erwarten iſt .):) ))) 7)8)0). 

1) Die Vorſchrift iſt unter keinen Umſtänden auf deutſch-jüdiſche 
Miſchehen irgendwelcher Art anzuwenden (vgl. § 5), ſondern ſie richtet 
ſich nur gegen ſonſtige unerwünſchte raſſiſche Miſchehen, vor allem gegen 
Ehen mit Negerbaſtarden (aus der Zeit der franzöſiſchen Rheinland⸗ 
beſatzung) und mit Zigeunern. Vgl. im einzelnen § 1 des Blutſchutz⸗ 
geſetzes Anm. 2 d. a 1 

2) Beſitzen beide Verlobte eine fremde Staatsangehörigkeit, dann 
iſt aus $ 6 VD. ein Ehehindernis nicht herzuleiten. Dasſelbe gilt, 
wenn der männliche Verlobte Ausländer iſt, denn in dieſem Falle 
erlangen die aus der Ehe hervorgegangenen Kinder nicht die deutſche 
Staatsangehörigkeit. Es kommt eine r tſchen Blutes 
alsdann nicht in Frage. Im übrigen vgl. $ 9 VO. n 

3) Staatenlofe, die im Inlande ihren Wohnſitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt haben, ſind wie Inländer zu behandeln. Staatenloſe im 
Ausland nur dann, wenn ſie früher die deutſche Staatsangehörigkeit 
beſeſſen haben (vgl. $ 15 VO., insbeſ. Anm. 2 ebenda). 

4) Der Nachweis, daß aus der Ehe keine die Reinerhaltung des 
deutſchen Blutes gefährdende Nachkommenſchaft zu erwarten ſteht, iſt 
durch ein Ehetauglichkeitszeugnis des Geſundheitsamtes zu erbringen 
(ogl. 8 7 VO. und Anm. 1 ebenda). 

Wegen Rechtsmittel bei Verſagung vgl. 8 7 BD. (Dienſtaufſichts⸗ 
beſchwerde). 

5) Vgl. RdErl. d. RuPrMdJ. vom 3. Januar 1936 — IB (IB 
3/429). Nicht veröfftl. 

6) Das Ehehindernis des 8 6 iſt ein aufſchiebendes (vgl. § 4 
Anm. 2 Abſ. 2) und zweiſeitiges. 

Bei mangelnder Kenntnis eines Ehegatten bei der Eheſchließung, 
daß der andere artfremdes Blut beſitzt, vgl. 8 1 BlSchGeſ. Anm. 10. 

7) Die Verlobten machen ſich durch eine entgegen dem 8 6 ge⸗ 
ſchloſſene Ehe nach § 5 Abi. 1 BlSchGeſ. nicht ſtrafbar. Den Standes⸗ 
beamten bedroht § 69 PStGeſ. Die Verlobten können ſich der Anſtiftung 
ſtrafbar machen. 
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8) Befreiung: § 16. Vgl. dazu RdErl. vom 4. Dezember 1935 
(MOD. S. 1455, in dieſem Buch abgedruckt S. 97). 
9) Außerehelicher Geſchlechtsverkehr zwiſchen deutſchblütigen Per— 
ſonen und Angehörigen einer artfremden Raſſe mit Ausnahme der 
jüdiſchen iſt nicht ſtrafbar (vgl. §S 2 BlSchcgeſ. Anm. 8). 


87 
Vor der Eheſchließung hat jeder Verlobte durch das Ehetauglich⸗ 
keitszeugnis ($ 2 des Ehegeſundheitsgeſetzes vom 18. Oktober 1935 — 
RG Bl. I S. 1246) nachzuweiſen, daß kein Ehehindernis im Sinne des 
$ 6 dieſer Verordnung vorliegt). Wird das Ehetauglichkeitszeugnis 
verſagt, ſo iſt nur die Dienſtaufſichtsbeſchwerde zuläſſig?) )))). 


1) Der Nachweis daß aus einer Ehe keine die Reinerhaltung des 
deutſchen Blutes gefährdende Nachkommenſchaft zu erwarten ſteht, wird 
durch das vom Geſundheitsamt auszuſtellende Ehetauglichkeits⸗ 
zeugnis erbracht (vgl. im einzelnen die Erſte VO. z. Durchf. des Ehe⸗ 
geſundheitsgeſetzes vom 29. November 1935 — RGBl. I S. 1419 —, 
abgedruckt in dieſem Buche S. 113). Der zur Mitwirkung bei 
der Eheſchließung angegangene Standesbeamte iſt, wenn ihm das 
Ehetauglichkeitszeugnis vorgelegt wird, jeder Pflicht zur weiteren 
Prüfung in dieſer Richtung enthoben. Die Vorſchrift wird gemäß 
$ 17 Satz 2 der BO. aber erſt in Kraft treten, wenn die Vor⸗ 
ſchriften des Ehegeſundheitsgeſetzes (unten abgedruckt S. 113) hierzu in 
Kraft treten. Der Zeitpunkt des Inkrafttretens wird vom RM. 
beſtimmt; bis zu dieſem Zeitpunkt iſt ein Ehetauglichkeitszeugnis nur 
in Zweifelsfällen vorzulegen. Wann ſolche Zweifelsfälle vorliegen, ent⸗ 
ſcheidet der Standesbeamte nach pflichtgemäßem Ermeſſen. 

Nach dem Inkrafttreten darf der Standesbeamte ein Ehefähigkeits⸗ 
zeugnis für eine Eheſchließung im Ausland nur ausſtellen, wenn ihm 
ein e vorgelegt wird. Bis zu dieſem Zeitpunkt 
darf der Standesbeamte die Ausſtellung indes nicht von der Vorlage 
des Ehetauglichkeitszeugniſſes abhängig machen. Vgl. auch den RdErl. 
d. RußrMdJ. vom 3. Januar 1936 — IB (IB 3/429) — nicht veröfftl. 

2) Alſo keine Möglichkeit zur Anrufung des Erbgeſundheitsgerichts. 
Der Standesbeamte hat kein Beſchwerderecht. 

3) Das Ehetauglichkeitszeugnis gilt ſechs Monate. 

4) Das Verfahren bei Aufſtellung des Ehetauglichkeits⸗ 
zeugniſſes regelt ſich nach der 1. DVD. z. EheGeſ. vom 29. November 
1935 (RG Bl. I S. 1419, in dieſem Buch abgedruckt S. 117). 

5) Bei einer Nottrauung gemäß § 50 PStceſ. darf der Standes- 
beamte ein Ehetauglichkeitszeugnis nicht verlangen. Er darf die Ehe 
aber nicht ſchließen, wenn ihm bekannt iſt, daß ein Ehehindernis nach 
§ 6 entgegenſteht. § 24 der 1. DVD. z. EheGeſceſ. enthält nur eine 
Befreiung von den . des $ 1 EheGeſcGeſ., nicht auch von 
8 6 der 1. DO. z. BlSchGeſ. 

6) Bei unzuläſſiger Weigerung des Standesbeamten, trotz Vor⸗ 
lage des Ehetauglichkeitszeugniſſes das Aufgebot anzuordnen oder ein 
Ehefahigkeitszeugnis auszuſtellen, vgl. $ 11 Abſ. 3 PStGeſ. 

Löſener⸗Knoſt, Die Nürnberger Geſetze. 2. Aufl. 6 
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8 8 

(1) Die Nichtigkeit einer entgegen dem § 1 des Geſetzes oder dem 
§ 2 dieſer Verordnung geſchloſſenen Ehe kann nur im Wege der Nichtig⸗ 
keitsklage geltend gemacht werden!). 

(2) Für Ehen, die entgegen den 88 3, 4 und 6 geſchloſſen worden 
find, treten die Folgen des § 1 und des 8 5 Abſ. 1 des Geſetzes nicht ein?), 

1) Vgl. § 1 des Blutſchutzgeſetzes Anm. 2 c und d (oben S. 64, 65). 
Auch kann dieſe Klage nur durch den Staatsanwalt erhoben werden. 

2) Keine Nichtigkeit der Ehe (alſo auch keine Möglichkeit ſtaats⸗ 
anwaltsſchaftlicher Klage) und keine Strafbarkeit der Ehegatten. Über 
die Verantwortlichkeit des Standesbeamten und u. U. des Religions⸗ 
dieners vgl. §1 des Blutſchutzgeſetzes Anm. 2 c (oben ©. 64). 


89 

Beſitzt einer der Verlobten eine fremde Staatsangehörigkeit'), jo iſt 
vor einer Verſagung des Aufgebotse) wegen eines der im 81 des Geſetzes 
oder in den 88 2 bis 4 dieſer Verordnung genannten Ehehinderniſſe 
ſowie einer Verſagung des Ehetauglichkeitszeugniſſes in Fällen des § 6 
die Entſcheidung des Reichsminiſters des Innern einzuholen“). 

va nn Sau greift die Vorſchrift des § 9 nicht Platz 
§ 15 der 55 
8 2) Und auch des Ehefähigkeitszeugniſſes. Vgl. Anm. 3 a. E. 

3) Der Standesbeamte hat alsdann durch Vermittlung ſeiner Auf⸗ 
ſichtsbehörde an den AMD. zu berichten und deſſen Entſcheidung ein⸗ 
zuholen. Vgl. auch AV. d. KIM. vom 4. Februar 1936 (DJ. S. 208, 
abgedruckt in dieſem Buche S. 98 und RdErl. d. RuprMdJ. vom 
1. September 1936 — RMBliV. S. 1199 — unten ©. 91). 


§ 10 
Eine Ehe, die vor einer deutſchen Konſularbehörde geſchloſſen iſt, 
gilt als im Inlande geſchloſſen ). 


1) Damit wird dieſer Teil der im Ausland geſchloſſenen Ehen 
unter Ausſchluß jedes Zweifels in den Geltungsbereich des 8 1 Abſ. 1 
Satz 2 gerückt (Nichtigkeit im Auslande geſchloſſener Ehen, wenn zwecks 
Umgehung des Eheverbots geſchloſſen). 

Im übrigen richtet ſich die Berückſichtigung deutſchen Eherechtes im 
Auslande nach dem Haager Abkommen über die Ehe⸗ 
ſchließung vom 12. Juni 1902 (RGBl. 1904 S. 221). Die Unter⸗ 
ee 1 egenſeitig ihr Eherecht (Dt. Reich, Niederlande, 
Italien, Polen, Schweden, Ungarn, Luxemburg, Schweiz und Danzig). 
üblicherweiſe — ohne Rechtsverpflichtung — verfahren nach demſelben 
Grundſatz Belgien, Eſtland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Jugo⸗ 
ſlawien, Sfterreich, Portugal, Rumänien, Spanien und die Tſchecho⸗ 
ſlowakei. Sämtliche übrigen Staaten verfahren nach eigenem Recht. 
Dazu gehören insbeſ. Großbritannien einſchl. ſeiner Beſitzungen, Bul⸗ 
garien, Dänemark, Island, Lettland, Litauen, Norwegen, die Vereinig⸗ 
ten Staaten von Nordamerika und die meiſten ſüdamerikaniſchen 
Staaten. Praktiſch gehört auch die Sowjetunion hierher. 
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8 11 
Außerehelicher Verkehr im Sinne des § 2 des Geſetzes iſt nur der 
Geſchlechts verkehr). Straſbar nach $ 5 Abſ. 2 des Geſetzes ift auch der 
außereheliche Verkehr zwiſchen Juden und ſtaatsangehörigen jüdiſchen 
Miſchlingen, die nur einen volljüdiſchen Großelternteil haben)) ). 
1) Vgl. $2 Blchckeſ. Anm. 1 (oben S. 69). 
; 95 Ergänzung des Geſetzes entſprechend dem Eheverbot des § 2 
er VO. 
3) Strafbarkeit: 8 5 Abſ. 2 des Blutſchutzgeſetzes (nur für den 
e Mann). Vgl. im einzelnen Anm. 3 zu 8 5 
2 aao. 
„. % Zum Begriff des Juden und des Miſchlings mit nur einem 
jüdiſchen Großelternteil val 5 und § 2 der erſten VO. z. RBürgGeſ. 


8 120 

() Ein Haushalt iſt jüdiſch (§ 3 des Geſetzes), wenn ein jüdiſcher 
Mann Haushaltungsvorſtand iſt oder der Hausgemeinſchaft angehört. 

(2) Im Haushalt beſchäftigt iſt, wer im Rahmen eines Arbeits⸗ 
verhältniſſes in die Hausgemeinſchaft aufgenommen iſt, oder wer mit 
alltäglichen Haushaltsarbeiten oder anderen alltäglichen, mit dem Haus⸗ 
halt in Verbindung ſtehenden Arbeiten beſchäftigt iſt. 

(3) Weibliche Staatsangehörige deutſchen oder artverwandten 
Blutes, die beim Erlaß des Geſetzes in einem jüdiſchen Haushalt be⸗ 
ſchäftigt waren, können in dieſem Haushalt in ihrem bisherigen Arbeits⸗ 
verhältnis bleiben, wenn ſie bis zum 31. Dezember 1935 das 35. Lebens⸗ 
jahr vollendet haben. 

(4) Fremde Staatsangehörige, die weder ihren Wohnſitz noch ihren 
en Aufenthalt im Inlande haben, fallen nicht unter dieſe Vor⸗ 

rift. 

1) Vgl. die Anmerkungen zu 83 des Geſ. (S. 72 ff.). 


§ 13 
Wer dem Verbot des 8 3 des Geſetzes in Verbindung mit § 12 
dieſer Verordnung zuwiderhandelt, iſt nach $ 5 Abſ. 3 des Geſetzes ſtraf⸗ 
bar, auch wenn er nicht Jude ift!). 
1) Dieſe Vorſchrift greift Platz, wenn zwar der Haushaltungs⸗ 
vorſtand nicht Jude iſt ie ein Jude der Dänsgemeinſchaft angehört. 
Die Strafvorſchrift richtet ſich auch gegen nichtjüdiſche Frauen. 


8 14 
Für Verbrechen gegen $ 5 Abſ. 1 und 2 des Geſetzes iſt im erſten 
Rechtszuge die große Strafkammer zuſtändig!). 
1) Strafprozeſſuale Vorſchrift zur Entlaſtung der Schwurgerichte. 
6* 


8 15 

Soweit die Vorſchriften des Geſetzes und feiner Ausführungsverord⸗ 
nungen ſich auf deutſche Staatsangehörige!) beziehen, ſind fie auch auf 
Staatenloje?) anzuwenden, die ihren Wohnſitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt im Inlande haben. Staatenloſe, die ihren Wohnſitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt im Auslande haben, fallen nur dann unter 
dieſe Vorſchriften, wenn ſie früher die deutſche Staatsangehörigkeit 
beſeſſen haben. 


1) Alſo auf Staatsangehörige deutſchen oder artverwandten Blutes 
ſowie 15 ſtaatsangehörige jüdiſche Miſchlinge. 

2) Staatenloſe rechnen im Staatsangehörigkeitsrecht ſonſt zu den 
Ausländern. Da das Geſetz und die Verordnung aber den Schutz des 
deutſchen und artverwandten Blutes im weiteſten in ihrem Machtbereich 
liegenden Umfange erſtreben, ſollen auch Staatenloſe unter demſelben 
Schutz ſtehen. N 

§ 16 

(1) Der Führer und Reichskanzler kann Befreiungen von den Vor⸗ 
ſchriften des Geſetzes und der Ausführungsverordnungen erteilen )). 

(2) Die Strafverfolgung eines fremden Staatsangehörigen bedarf 
der Zuſtimmung der Reichsminiſter der Juſtiz und des Innern“). 


1) Zum Ausgleich von Härten. Im übrigen vgl. Erſte VO. z. 
RBürgGeſ. § 7 Anm. 1 ſowie RdErl. d. RuPrMdJ. vom 4. Dezember 
1935 (in dieſem Buche abgedruckt S. 97). Wegen der Befreiung von 
8 3 dieſer VO. gelten Sonderbeſtimmungen. Vgl. ebenda Anm. 13. 

2) Die Befreiungsmöglichkeit bezieht ſich auch auf weitere künftig 
ergehende Ausführungsverordnungen. 

3) Ohne dieſe Higtimmung iſt die Durchführung eines Straf⸗ 
verfahrens nicht möglich. Das trotzdem etwa bis zum Gericht gelangte 
Verfahren müßte wegen Fehlens einer Prozeßvorausſetzung eingeſtellt 
werden. Die Strafverfolgung eines Staatenloſen bedarf keiner Zu⸗ 
ſtimmung, da dieſer zwar Ausländer, aber nicht fremder Staats— 
angehöriger iſt. 

$ 17 

Die Verordnung tritt an dem auf die Verkündung folgenden Tage 
in Kraft. Den Zeitpunkt des Inkrafttretens des § 7 beſtimmt der 
Reichsminiſter des Innern; bis zu dieſem Zeitpunkt iſt ein Ehetauglich⸗ 
keitszeugnis nur in Zweifelsfällen vorzulegen). 


1) Vgl. $ 7 Anm. 1. 


IX. Durchführungsbeſtimmungen zum Reichsbürgergeſetz 
und zum Geſetz zum Schutze des deutſchen Blutes und der 
deutſchen Ehre nebſt den dazu ergangenen Verordnungen 


1. Übertritt der jüdiſchen Beamten in den Ruheſtand 
RdErl. d. RuPrMdJ. v. 9. 12. 1935 
— II SB 6100/30 (MBliV. S. 1467) 

() Nach 8 4 Abf. 2 der 1. VO. zum Reichsbürgergeſ. v. 14. 11. 1935 
(RGGBl. 1 S. 1333) treten jüdiſche Beamte mit Ablauf des 31. 12. 1935 in 
den Ruheſtand. Wer Jude im Sinne dieſer Beſtimmung iſt, ergibt ſich aus 
5 5 aaO. Die erforderlichen Feſtſtellungen, ob die Vorausſetzungen dieſer 
Vorſchrift vorliegen, ſind unverzüglich von der vorgeſetzten Behörde zu 
treffen. Der Feſtſtellung zugrunde zu legen iſt der nach dem Berufs- 
beamtengeſ. v. 7. 4. 1933 aufgeſtellte Fragebogen, der bereits ausgefüllt oder 
deſſen Ausfüllung zu Nr. 1, 2 und 4 (Nähere Angaben über die Ab- 
ſtammung) des Vordrucks unverzüglich zu veranlaſſen iſt. Ergeben ſich 
Zweifel über die Frage der jüdiſchen Abſtammung, ſo iſt ein Gutachten der 
Reichsſtelle für Sippenforſchung einzuholen. 

2 Nach getroffener Feſtſtellung iſt dem jüdiſchen Beamten mit tun⸗ 
lichſter Beſchleunigung ein Beſcheid folgenden Inhalts zuzuſtellen: 
„Im Namen des Reichs. 

, Der pp. tritt auf Grund des 8 3 des Reichsbürgergeſetzes in Ver⸗ 

bindung mit § 4 der 1. Verordnung dazu vom 14. November 1935 

(Reichsgeſetzbl. 1 S. 1333) mit Ablauf des 31. Dezember 1935 in den 

Ruheſtand.“ 

Ferner iſt möglichſt umgehend dem in den Ruheſtand tretenden Beamten 
der Penſionsbeſcheid zuzuſtellen, der ſich für ihn unter Berückſichtigung des 
§ 4 Abſ. 2 der VO. v. 14. 11. 1935 ergibt. Beide Urkunden ſind von der 
Oberſten Reichs- oder Landesbehörde oder von der nach der angeordneten 
Delegation für die Ernennung und Entlaſſung der Beamten zuſtändigen 
Behörde zu erteilen. Über die Zurruheſetzung der Beamten der Gemeinden, 
Gemeindeverbände und Körperſchaften des öffentlichen Rechts entſcheidet die 
nach den hierfür maßgebenden Verfaſſungsgeſetzen uſw. allgemein zuſtändige 
Stelle, alſo z. B. bei Gemeindebeamten der Bürgermeiſter ($ 37 DG O.)). 
Die Erteilung des Penſionsbeſcheides liegt in der Hand der hierfür nach 
Landesrecht zuſtändigen Stellen. 

(3) Der Nachweis der Frontkämpfereigenſchaft iſt im Zweifelsfalle vom 
Beamten zu erbringen. 

(4) Der RdErl. ist nicht durchzuführen, soweit internationale Ab- 
machungen entgegenstehen?). 

An die Reichsſtatthalter, die Landesregierungen. — Für Preußen: An 
die Behörden der Preuß. Staatsverwaltung, Gemeinden, Gemeindeverbände, 
ſonſt. Körperſchaften des öffentl. Rechts. 


1) Vgl. RGBl. 1935 I S. 49. 2) Vgl. Anm. 6 ©. 36 dieſes Buches. 


2. Übertritt der jüdiſchen Beamten in den Ruheſtand 
RöErl. d. Ruprad J. v. 20. 12. 1935 
— II SB 6100/01 (MBliV. S. 1504) 

Zur gleichmäßigen Behandlung der nach 8 4 Abſ. 2 der Erſten VO. 
zum Reichsbürgergeſ. v. 14. 11. 1935 (RGBl. I S. 1333) mit Ablauf des 
31. 12. 1935 in den Ruheſtand tretenden jüdiſchen Beamten gebe ich im 
Einvernehmen mit dem RF M. folgendes bekannt: 


1. Die jüdiſchen Beamten treten kraft Geſetzes in den Ruheſtand. Mit 
der Verſetzung in den Ruheſtand iſt nicht ohne weiteres ein Ruhegehalt ver⸗ 
bunden. Die Beamten erhalten deshalb nur dann ein Ruhegehalt, wenn 
ſie es nach den geſetzlichen Vorſchriften erdient haben. Das gilt auch dann, 
wenn dieſe Beamten Frontkämpfer find. § 4 Abſ. 2 Satz 2 aaO. regelt nur 
die Höhe des zu zahlenden Ruhegehalts und ſchafft nicht über die bisher 
geltenden Beſtimmungen hinausgehende neue Vorausſetzungen für die Ge⸗ 
währung von Ruhegehalt. 


2. Als Frontkämpfer gelten nur die in der Dritten VO. zur Durchf. 
des Geſ. zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums v. 6. 5. 1933 
(RGBl. I S. 245) zu § 3 Nr. 3 bezeichneten Perſonen. Beamte, deren Väter, 
Söhne oder Ehemänner im Weltkriege gefallen ſind, fallen nicht unter 
dieſen Begriff. 


3. Ruhegehaltfähige Dienſtbezüge ſind die Dienſtbezüge, nach denen 
das Ruhegehalt errechnet wind; ſoweit alſo Reichsvorſchriften zur An⸗ 
wendung gelangen, iſt gleichmäßig der Wohnungsgeldzuſchuß der Orts⸗ 
klaſſe B zuſtändig. Der Ausdruck die „vollen ruhegehaltfähigen Dienſt⸗ 
bezüge“ drückt lediglich den Gegenſatz zu dem nach Hundertteilen zu be⸗ 
rechnenden Ruhegehalt der übrigen Beamten aus. 


4. Nach Erreichung der Altersgrenze wird das Ruhegehalt der Front⸗ 
kämpfer nach den ruhegehaltfähigen Dienſtbezügen und nach der ruhegehalt- 
fähigen Dienſtzeit, die mit dem 31. 12. 1935 abſchließt, neu berechnet. 


5. Soweit noch jüdiſche Warteſtandsbeamte vorhanden ſind, treten ſie 
gleichfalls mit Ablauf des 31. 12. 1935 in den Ruheſtand. Frontkämpfer 
erhalten das Wartegeld als zuletzt bezogene ruhegehaltfähige Dienſtbezüge, 
und zwar auch dann, wenn ſie im Zeitraum ihres Ausſcheidens als nicht⸗ 
planmäßige Beamte voll beſchäftigt waren. Das Wartegeld iſt dann ge⸗ 
gebenenfalls neu zu berechnen. Hinſichtlich der Gewährung von Ruhegehalt 
gelten Ziff. 1 u. 2 ſinngemäß. 


6. Soweit an Beamte, die nicht Frontkämpfer ſind, Ruhegehalt zu zahlen 
iſt, beginnt die Zahlung des Ruhegehalts in jedem Falle mit dem 1. 1. 1936. 


7. Soweit Frontkämpfer ein Ruhegehalt nach Ziff. 1 nicht erhalten, 
bleibt wegen etwaiger Gewährung von Gnadenbezügen oder Unterhalts⸗ 
zuſchüſſen weitere Anordnung vorbehalten. 


An die Reichsſtatthalter, die Landesregierungen. — Für Preußen: An 


die Behörden der Preuß. Staatsverwaltung, Gemeinden, Gemeindeverbände, 
ſonſtige Körperſchaften des öffentl. Rechts. 
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3. Ausſcheiden der jüdiſchen Träger eines öffentlichen Amtes 
Werl. d. RuPrMdg, gl. i. N. ſämtl. RM., d. PrMPräſ. u. ſämtl. 
Pr. StM. v. 21. 12. 1035 
— TA 16 234/5016 II (MBliV. S. 1506) 


() Nach § 4 Abſ. 1 der Erſten VO. zum Reichsbürgergeſ. v. 14. 11. 1935 
(RG Bl. 1 ö. 1333) kann ein Jude (8 5 dieſer VO.) ein öffentliches Amt 
nicht bekleiden. Die VO. iſt am 14. 11. 1935 verkündet und damit am 
15. 11. 1935 in Kraft getreten. Jüdiſche Träger eines öffentlichen Amtes 
ſind ſomit am 15. 11. 1935 kraft Geſetzes aus ihren Amtern ausgeſchieden, 
abgeſehen von den Beamten, für die § 4 Abſ. 2 Satz 1 der genannten VO. 
eine Sonderregelung trifft. 

(2) Für den Fall, daß entſprechende Anweiſungen bisher noch nicht 
ergangen ſein ſollten, erſuche ich, umgehend Beſtimmung zu treffen, daß 
jüdiſche Träger eines öffentlichen Amtes ihre Tätigkeit ſofort einſtellen. 

(3) Träger eines öffentlichen Amtes im Sinne dieſer Beſtimmung find 
außer den Beamten, für die eine Sonderregelung getroffen iſt, die Per⸗ 
ſonen, die dazu beſtellt ſind, obrigkeitliche oder hoheitliche Aufgaben zu er⸗ 
füllen, wie z. B. Schiedsmänner, Fleiſchbeſchauer, Stempelverteiler ). 

. (4) Beſtehen Zweifel darüber, ob es ſich um ein öffentliches Amt im 
Sinne dieſer Beſtimmung handelt, ſo iſt unverzüglich die Entſcheidung der 
vorgeſetzten Dienſtbehörde einzuholen. 

An die Reichsſtatthalter und die Landesregierungen. — Für Preußen: 
An die Behörden der Preußiſchen Staatsverwaltung, Gemeinden, Gemeinde- 
verbände, ſonſtige Körperſchaften des öffentlichen Rechts. 


4. Verbot von Raſſenmiſchehen?) 
RoErl. d. RuprMdJ. vom 26. November 1935 
— IB 3/324 II — (MBliV. S. 1429) 

(1) Durch das Geſ. zum Schutze des deutſchen Blutes und der deut⸗ 
ſchen Ehre v. 15. 9. 1935 (RGBl. I S. 1146) in Verbindung mit der Erſten 
VO. zur Ausführung dieſes Gef. v. 14. 11. 1935 (RGBl. I S. 1334) und 
der Erſten VO. zum Reichsbürgergeſ. v. 14. 11. 1935 (RGBl. I S. 1333) iſt 
eindeutig und endgültig klargeſtellt worden, in welchem Umfange im natio- 
nalſozialiſtiſchen Staate im Intereſſe der Reinerhaltung des deutſchen 
Blutes Raſſenmiſchehen verboten ſind; Eheſchließungen, die in dieſen Vor⸗ 
ſchriften nicht ausdrücklich unterſagt werden, find zuläſſig. 

(2) Bei der Anwendung der in Abſ. 1 genannten Vorſchriften iſt fol⸗ 
gendes beſonders zu beachten: 

a) Jude iſt ohne Rückſicht auf ſeine Staatsangehörigkeit und ſein 
Geſchlecht: 


1) Vgl. dazu die Ausführungen in Anm. 1 Abſ. 2 zu $ 3 der Erſten VO. 
z. RBürgGeſ. (S. 46 des Buches). 

2) Vgl. zum Begriff „Miſchehe“ auch den RdErl. d. RuPrMd J. vom 
26. 4. 1935 (MBliV. S. 651, abgedruckt in dieſem Buche S. 159) und den 
RdErl. d. RuPrMd J. zugl. i. N. d. RuPrMfKirchlA. u. d. Stellvertreters 
des Führers vom 18. 6. 1937 (RMBli V. S. 1011, abgedruckt in dieſem 
Buche S. 160). 


2 
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1. wer von 4 volljüdiſchen Großeltern abſtammt (Volljude), 

2. wer von 3 volljüdiſchen und einem anderen Großelternteil abſtammt. 
Als Jude gilt der deutſche Staatsangehörige ohne Rückſicht auf fein Ge— 
ſchlecht, der von 2 volljüdiſchen und 2 anderen Großelternteilen abſtammt, 
ſofern er 

a) am 16. 9. 1935 der jüdiſchen Religionsgemeinſchaft angehört hat oder 

danach in dieſe aufgenommen iſt oder wird, oder 

6) am 16. 9. 1935 mit einem Juden verheiratet geweſen oder ſich danach 

mit einem ſolchen verheiratet hat oder verheiratet, oder 

y) aus einer Ehe mit einem der unter a) 1 und 2 bezeichneten Juden 

ſtammt, die nach dem 17. 9. 1935 geſchloſſen iſt, oder 

8) aus einem außerehelichen Verkehr mit einem der unter a) 1 und 2 

bezeichneten Juden ſtammt und nach dem 31. 7. 1936 außerehelich 
geboren wird. 

b) Bei der Beurteilung, ob jemand Jude iſt oder nicht, wird grundſätz⸗ 
lich auf die Raſſe der Großeltern abgeſtellt. Sind dieſe nicht volljüdiſch, 
befinden ſich aber unter ihren Vorfahren einzelne Perſonen jüdiſcher Raſſe, 
h 111755 dieſe Perſonen bei der Beurteilung der Raſſezugehörigkeit außer 

etracht. 

e) Bei der Beurteilung, ob jemand Jude iſt oder nicht, iſt grundſätzlich 
nicht die Zugehörigkeit zur jüdiſchen Religionsgemeinſchaft, ſondern zur 
jüdiſchen Raſſe maßgebend. Um Schwierigkeiten bei der Beweisführung 
auszuſchließen, iſt aber ausdrücklich beſtimmt, daß ein Großelternteil, der 
der jüdiſchen Religionsgemeinſchaft angehört hat, ohne weiteres als An— 
gehöriger der jüdiſchen Raſſe gilt; ein Gegenbeweis iſt nicht zuläſſig. 


d) Jüdiſcher Miſchling iſt, wer von einem oder zwei der Raſſe nach 
volljüdiſchen Großelternteilen abſtammt, ſofern er nicht nach den Bor- 
ſchriften des Abſ. (2) a) unter a0 als Jude gilt. 
e) Die Eheverbote, die in den in Abſ. (1) genannten Vorſchriften ent⸗ 
halten ſind, beziehen ſich auf Eheſchließungen von Juden ohne Rückſicht 
auf ihre Staatsangehörigkeit. Dagegen beziehen ſie ſich auf Eheſchließungen 
von jüdiſchen Miſchlingen und von Perſonen deutſchen oder artverwandten 
Blutes nur dann, wenn dieſe die deutſche Staatsangehörigkeit beſitzen; 
Staatenloſe, die ihren Wohnſitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Inland 
haben, werden dabei wie deutſche Staatsangehörige behandelt, Staatenloſe 
mit Wohnſitz oder gewöhnlichem Aufenthalt im Ausland dagegen nur dann, 
wenn ſie früher die deutſche Staatsangehörigkeit beſeſſen haben. 
f) Im Geſchäftsverkehr find künftig in der Regel folgende Bezeich⸗ 
nungen zu verwenden: 
für einen jüdiſchen Miſchling mit zwei volljüdiſchen Großeltern 
Miſchling erſten Grades, 

für einen jüdiſchen Miſchling mit einem volljüdiſchen Großelternteil 
Miſchling zweiten Grades, 

für eine Perſon deutſchen oder artverwandten Blutes 
Deutſchblütiger. 

(3) Durch die in Abſ. (1) genannten Vorſchriften ſind die Zuläſſigkeit 
und die Unzuläſſigkeit von Raſſenmiſchehen, an denen Juden oder deutſch⸗ 
jüdiſche Miſchlinge beteiligt find, erſchöpfend geregelt. Es gilt dabei fol- 
gendes: 
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A. Verboten ſind: 
1. Ehen zwiſchen Juden und Staatsangehörigen deutſchen oder art— 
verwandten Blutes (Deutſchblütigen), N 

2. Ehen zwiſchen Juden und ſtaatsangehörigen jüdiſchen Miſchlingen 

mit einem volljüdiſchen Großelternteil (Miſchlingen zweiten Grades), 

3. Ehen zwiſchen ſtaatsangehörigen jüdiſchen Miſchlingen mit einem 

volljüdiſchen Großelternteil (Miſchlingen zweiten Grades). 

B. Sofern nicht im Einzelfall eine Genehmigung des Ru PrMdJ. und 
des Stellvertreters des Führers vorliegt, ſind ferner verboten: 

Ehen zwiſchen ſtaatsangehörigen jüdiſchen Miſchlingen mit zwei voll⸗ 

jüdiſchen Großeltern (Miſchlingen erſten Grades) und Staatsangehörigen 

deutſchen oder artverwandten Blutes (Deutſchblütigen) oder ſtaatsangehö— 
rigen jüdiſchen Miſchlingen mit einem volljüdiſchen Großelternteil 

(Miſchlingen zweiten Grades). 

Das Verfahren bei der Einholung der Genehmigung wird noch geregelt 
werden!). 

(4) Von deutſch-jüdiſchen Raſſenmiſchehen abgeſehen, find Raſſenmiſch⸗ 
ehen von Staatsangehörigen deutſchen oder artverwandten Blutes (und 
ebenſo von Miſchlingen mit nur einem jüdiſchen Großelternteil) mit An- 
gehörigen anderer fremder Raſſen dann verboten, wenn daraus eine die 
Reinerhaltung des deutſchen Blutes gefährdende Nachkommenſchaft zu er- 
warten iſt. 

(5) In Zukunft hat jeder Verlobte vor der Eheſchließung dem Stan- 
desbeamten den Nachweis ſeiner Abſtammung zu erbringen. Dabei iſt 
folgendes zu beachten: 

a) Die praktiſche Anwendung der in Abſ. (1) genannten Vorſchriften 
muß in einer Weiſe erfolgen, die unnötige Erſchwerungen für den ganz 
überwiegenden Teil des deutſchen Volkes, der deutſchen oder artverwandten 
Blutes iſt, ausſchließt. Die Anforderungen an den Nachweis der Ab— 
ſtammung müſſen deshalb auf das unbedingt Notwendige beſchränkt wer— 
den. Das iſt um fo eher möglich, als die Verletzung der einſchlägigen Vor⸗ 
ſchriften durchweg mit ſchweren Zuchthausſtrafen geahndet wird. 

b) Zum Nachweis der Abſtammung ſind beim Aufgebot außer den 
Geburtsurkunden der Verlobten die Heiratsurkunden ihrer Eltern, bei un⸗ 
ehelichen Kindern die Geburtsurkunde der Mutter und, falls der Vater be- 
kannt iſt, auch deſſen Geburtsurkunde vorzulegen?). Die Verlobten haben 
ferner ſchriftlich oder zu Protokoll zu verſichern, was ihnen über die Raſſe⸗ 
zugehörigkeit und die Religion ihrer Großeltern bekannt iſt, und zu er- 
klären, daß ſie die Angaben über ihre Abſtammungsverhältniſſe nach beſtem 
Wiſſen gemacht haben. Andere Erklärungen ſoll der Standesbeamte von den 
Verlobten grundſätzlich nicht fordern. Er kann aber verlangen, daß weitere 
Urkunden, insbeſondere die Heiratsurkunden der Großeltern, vorgelegt wer— 
den, wenn ihm beſtimmte Tatſachen bekannt ſind, die für eine andere als 
die von den Verlobten behauptete Abſtammung ſprechen. Grundſätzlich 
find bei der Führung des Abſtammungsnachweiſes vollſtändige Perſonen⸗ 


1) Vgl. jetzt RdErl. vom 23. 12. 1935 und vom 17. 1. 1936 (in dieſem 
Buche abgedruckt S. 93). 

2) Auszüge aus den Württemb. Familienregiſtern genügen. Erl. d. 
RuPrMdJ. vom 26. 5. 36 — Z. f. Standesamtsweſen 1936 S. 203. 
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ſtandsurkunden zu benutzen. Scheine find nicht zuläſſig; dagegen beſtehen 
gegen die Verwendung der fog. abgekürzten Urkunden des preußiſchen Rechts 
keine Bedenken. Können die Verlobten Perſonenſtandsurkunden über Geburt 
oder Heirat nicht beibringen, weil dieſe in einem fremden Lande erfolgt 
ſind, das keine ſtaatliche Beurkundung der Perſonenſtandsfälle kennt, ſo 
reicht die Vorlage kirchlicher oder ſonſt beweiskräftiger Beſcheinigungen aus?) ). 

e) Der Nachweis, daß aus einer Ehe keine die Reinerhaltung des deut⸗ 
ſchen Blutes gefährdende Nachkommenſchaft im Sinne des 8 6 der Eriten 
Ausf.- DO. zum Blutſchutzgeſetz vom 14. 11. 1935 zu erwarten ift, wird von 
einem noch zu beſtimmenden Zeitpunkte ab allgemein durch das Ehetauglich— 
keitszeugnis, das vom Geſundheitsamt ausgeſtellt wird, erbracht. Bis zu 
dieſem Zeitpunkt hat der Standesbeamte das Ehetauglichkeitszeugnis nur 
in ſolchen Fällen zu verlangen, in denen er infolge der Zugehörigkeit der 
Verlobten zu verſchiedenen Raſſen eine für das deutſche Blut ungünſtige 
Nachkommenſchaft befürchtet (z. B. bei einer Eheſchließung von deutſch⸗ 
blütigen Perſonen mit Zigeunern, Negern oder ihren Baſtarden). Es wird 
jedoch nochmals hervorgehoben, daß durch dieſe Vorſchriften die Ehehinder⸗ 
niſſe wegen jüdiſchen Bluteinſchlags nicht erweitert werden. 

(6) Sind bei einer Eheſchließung beide Verlobten Ausländer, ſo kommen 
die in Abſ. (1) genannten Vorſchriften nicht zur Anwendung. Iſt nur ein 
ausländiſcher Verlobter beteiligt, ſo ſteht dieſe Tatſache der Anwendung der 
Vorſchriften nicht entgegen, denn ein dadurch begründetes Ehehindernis be⸗ 
ſteht ſtets in der Perſon des deutſchen Verlobten. Dieſer muß auch den 
Nachweis der Abſtammung des ausländiſchen Verlobten führen, da nur 
danach beurteilt werden kann, ob die Eheſchließung des deutſchen Verlobten 
zuläſſig iſt. Dieſes gilt auch im Verhältnis zu den Staaten, die dem Haager 
Eheſchließungsabkommen vom 12. 6. 1902 (RGBl. 1904 S. 221) beigetreten 
ſind. Beſitzt einer der Verlobten eine fremde Staatsangehörigkeit, ſo darf 
jedoch der Standesbeamte das Aufgebot und das Geſundheitsamt die Aus⸗ 


) Wenn die Verlobten den Nachweis erbringen, daß ſie trotz aller Be⸗ 
mühungen nicht in der Lage ſind die Heiratsurkunde ihrer Eltern oder 
eine andere beweiskräftige Beſcheinigung über die Religionszugehörigkeit 
ihrer Eltern oder Großeltern beizubringen, ſo wird ſich der Standesbeamte, 
insbeſondere wenn es ſich um im Auslande geborene Perſonen handelt, 
mit ihrer Verſicherung nach Abſ. 5 b Satz 2 begnügen können, es ſei denn, 
daß er aus beſtimmten Tatſachen Anlaß zu der Annahme hat, daß die 
Verlobten oder einer von ihnen nicht deutſchblütig ſind. Er kann in dieſem 
Falle von dem Verlobten, der den Nachweis der Raſſezugehörigkeit nicht 
erbringen kann, die Vorlegung eines Abſt.⸗Beſch. der Reichsſtelle für Sippen⸗ 
forſchung über feine Abſtammung fordern (vgl. Erl. d. RuPrMd J. vom 
3. 2. 1936 — Z. f. Standesamtsweſen 1936 S. 129). 

3) Die übergebenen Geburts- und Heiratsurkunden gehören zu den 
Sammelakten des Standesamts und find auch auf Antrag nicht zurüd- 
zugeben. Nur in den Fällen, in denen es ſich um eine Urkunde handelt, 
die ſchwer oder überhaupt nicht wieder zu beſchaffen iſt, z. B. bei einer 
ausländiſchen Urkunde, kann der Standesbeamte auf Anſuchen die Urkunde 
zurückgeben, nachdem er vorher eine beglaubigte Abſchrift zu den Sammel⸗ 
akten genommen hat (ſ. Abſ. 2 des Erl. d. RuPrMdJ. vom 1. 9. 1936 — 
unten S. 91). 
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ſtellung des Ehetauglichkeitszeugniſſes niemals von ſich aus verſagen; es 
iſt vielmehr in allen Fällen, in denen eine Eheſchließung nach Abi. (3) 
oder (4) unzuläſſig iſt, eine Entſcheidung des RuPrMdz. einzuholen. 
(7), In den Fällen, in denen eine Eheſchließung im Inlande nicht zu- 
läſſig iſt, darf der Standesbeamte auch kein Ehefähigkeitszeugnis zum 
Zwecke einer Eheſchließung im Auslande ausſtellen. 

( Die Standesbeamten müſſen ſich mit den Beſtimmungen dieſes 
RdErl. genau vertraut machen. In Fällen, in denen danach ein Grund 
zur Verſagung des Aufgebotes, zur Verweigerung der Mitwirkung bei einer 
Eheſchließung oder zur Verweigerung der Ausſtellung eines Ehefähigkeits⸗ 
zeugniſſes nicht beſteht, darf der Standesbeamte dieſe Amtshandlungen nicht 
ablehnen. Es iſt nicht angängig, daß ein Standesbeamter ſich ſeiner eige⸗ 
nen Verantwortung dadurch entzieht, daß er die beantragte Amtshandlung 
in Kenntnis ihrer geſetzlichen Zuläſſigkeit ablehnt und eine Anweiſung des 
Gerichts abwartet. Ich ordne daher an, daß jeder Standesbeamte, der ſeine 
Mitwirkung bei einer Eheſchließung wegen jüdiſchen Bluteinſchlags eines 
Verlobten verweigert, mir hierüber unter eingehender Begründung ſeine 
Stellungnahme unverzüglich berichtet. Desgleichen hat mir der Standes⸗ 
beamte gerichtliche Entſcheidungen aus ſeinem Geſchäftsbereich, die die Zu⸗ 
läſſigkeit folder Eheſchließungen betreffen, umgehend in zweifacher Aus⸗ 
fertigung vorzulegen. 

(9) Die von den Standesbeamten nach Abſ. (6) und (8) zu erſtatten⸗ 
den Berichte ſind durch die Hand der Aufſichtsbehörden zu leiten. Dieſe 
haben die Berichte unverzüglich weiterzugeben. 

(10) Der RdErl. vom 30. 9. 1935 — I B (I B 3/324) (nicht veröffentl.) 
wird aufgehoben. 

(11) Die Standesbeamten erhalten auch durch die Zeitſchrift für Standes- 
amtsweſen Kenntnis von dieſem RdErl. 


An die Landesregierungen. — Für Preußen: An die Standesbeamten, die 
Geſundheitsämter und ihre Aufſichtsbehörden. 


5. Durchführung des Blutſchutzgeſetzes 


RdErl. d. RuPrMdJ. vom 1. 9. 1936 
— IB 1/3/304 (RMBliV. S. 1199) 


(1) 89 der I. Ausf.-VBO. z. BISHG.!) ſchreibt u. a. vor, daß vor einer 
Verſagung des Aufgebots wegen eines der in §1 des BlSchG. oder in den 
SS 2—4 der I. Ausf.⸗VO. hierzu genannten Ehehinderniſſe die Entſcheidung 
des RMd J. einzuholen ift, wenn einer der Verlobten eine fremde Staats- 
angehörigkeit beſitzt. Eine ſolche Entſcheidung des RMdJ. iſt von jetzt an 
bei Beteiligung eines Verlobten mit fremder Staatsangehörigkeit auch dann 
einzuholen, wenn die Ausſtellung eines Ehefähigkeitszeugniſſes zum Zwecke 
der Eheſchließung im Ausland wegen eines der genannten Ehehinderniſſe 
verſagt werden müßte. 

(2) Die Urkunden, die die Verlobten dem Standesbeamten gemäß 
Abſ. (5) b des RdErl. vom 26. 11. 1935 (MBliV. S. 1429) 2) zum Nachweis 
ihrer Abſtammung vorlegen müſſen, ſind den Verlobten nicht zurückzugeben, 
ſondern zu den Sammelakten der Standesbeamten zu nehmen, damit die 


1) Abgedruckt in dieſem Buche S. 82. 2) Oben ©. 87. 
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Zulaſſigkeit der Eheſchließung jederzeit nachgeprüft werden kann. Handelt 
es ſich um Urkunden, die nur mit beſonderen Schwierigkeiten beſchafft 
werden können, z. B. um ausländiſche Urkunden, fo können fie den Ver⸗ 
lobten auf Antrag zurückgegeben werden, nachdem eine beglaubigte Abſchrift 
für die Sammelakten gefertigt iſt. 

(3) Die mir oder dem Reichsausſchuß zum Schutze des deutſchen Blutes 
nach den RdErl. vom 4. 12. 1935 (MBli V. S. 1455)1) und vom 23. 12. 1935 
(RMBli. 1936 S. 11) 2) vorzulegenden Anträge gehen vielfach erſt geraume 
Zeit nach der Antragſtellung ein. Wenn ich auch nicht verkenne, daß die 
Vorbereitung der Anträge durch die höhere Verwaltungsbehörde bei dem 
Umfang der anzuſtellenden Ermittlungen zeitraubend iſt, ſo läßt es ſich 
doch bei der Wichtigkeit der Entſcheidung für die Beteiligten nicht verant- 
worten, dieſe über die unvermeidlich notwendige Zeit hinaus auf die Ent⸗ 
ſcheidung warten zu laſſen. Ich ordne daher an, daß alle beteiligten Dienft- 
ſtellen derartige Anträge, insbeſondere wenn ſie Eheſchließungen betreffen, 
mit Beſchleunigung zu behandeln haben. 

(4) Die Standesbeamten erhalten auch durch die 
Zeitſchrift für Standesamtsweſen Kenntnis von 
dieſem Runderlaß. 

An die Landesregierungen. — Für Preußen: An den Staats⸗ 
kommiſſar, jetzt: Stadtpräſident, der Hauptſtadt Berlin, die Reg.⸗Präſ., die 
Pol.⸗Behörden, die ſtaatl. Geſundheitsämter, die Standesbeamten und ihre 
Aufſichtsbehörden. N 

An den Stellvertreter des Führers, Herrn Reichsminiſter Heß, den 
Reichsminiſter der Juſtiz, den Reichsausſchuß zum Schutz des deutſchen 
Blutes durch Abdruck. N 


6. Verwendung von Auszügen aus dem ſchweizeriſchen Familien⸗ 
regiſter bei Eheſchließungen ö 
RdErl. d. RuPrMdJ. vom 27. 11. 1936 
— IB 1/3/348 III (RMBliV. S. 1597) 


(1) Ein ſchweizeriſcher Staatsangehöriger, der im Inland eine Ehe 
mit einem deutſchen Staatsangehörigen eingehen will, kann einen Auszug 
aus dem ſchweizeriſchen Familienregiſter nach nachſtehendem Muſter vor— 
legen. Dieſer Auszug erſetzt folgende Urkunden: die Geburtsurkunde, das 
Ledigkeitszeugnis und den Staatsangehörigkeitsausweis des Verlobten ſo— 
wie die Geburts-⸗(Tauf-)Urkunden und die Heiratsurkunden feiner Eltern 
und Großeltern. Ein ſchweizeriſches Ehefähigkeitszeugnis iſt auch neben 
dem Auszug aus dem Familienregiſter nach wie vor beizubringen. 

(2) Den Erforderniſſen des Runderlaſſes vom 26. 11. 1935 (MBli. 
S. 1429), Abſ. 5 bs), wird durch die Verwendung des Auszuges aus dem 
ſchweizeriſchen Familienregiſter Genüge getan. 

(3) Bei der Ausſtellung eines Ehefähigkeitszeugniſſes für einen deutſchen 
Staatsangehörigen, der mit einem ſchweizeriſchen Staatsangehörigen die 
Ehe im Ausland ſchließen will, gelten die Abſ. 1 und 2 ſinngemäß. 


1) Abgedruckt in dieſem Buche S. 97. 
2) Abgedrudt in dieſem Buche S. 93. 
3) Abgedruckt in dieſem Buche S. 87. 
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() Die Standesbeamten erhalten auch durch die 
Zeitſchrift für Standes amtsweſen Kenntnis von 
dieſem RdErl. 

An die Standesbeamten und ihre Aufſichtsbehörden. 

An das Ausw. Amt, den Reichsminiſter der Juſtiz durch Abdruck. 
Anlage. 

Auszug aus dem Familienregiſter 
TÜRE eginz e Eee 
geboren den: eee e e e ee ee eee 
aan r˙ ęꝝ W 
Zivilſtand: (ledig, verwitwet, geſchieden) .. — 
Eltern: N 
Name und Bonnme nnn!!! 
geboren dens „ era 
und 
Name und Brnn em ee e 
geboren den 
getraut den 


CC in e e 
22n2ͤĩÄ7?t⁵ f ENTER RTENHESRGNE Iii 


Der Verlobte, ſeine Eltern und Großeltern haben nie einer jüdiſchen 
Religionsgemeinſchaft angehört. 


Ort und Datum. f 
Der Zivilſtandsbeamte: 


Stempel. 


7. Ausf.⸗Anm. zu $3 der Erſten VO. zur Ausf. des Gef. zum Schutze 
des deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre!) 


RdErl. d. RuPrMdJ. zgl. i. N. d. Std F. v. 23. 12. 1935 
— 1 G 4 Allg./ 1000 (RMBli V. 1936 S. 11) 

1. (1) Anträge von ſtaatsangehörigen jüdiſchen Miſchlingen mit zwei 
volljüdiſchen Großeltern (Miſchlingen erſten Grades) auf Genehmigung der 
Eheſchließung mit Staatsangehörigen deutſchen oder artverwandten Blutes 
(Deutſchblütigen) oder mit ſtaatsangehörigen jüdiſchen Miſchlingen, die nur 


1) Vgl. dazu die Ausführungen in den Anmerkungen zu § 3 a. a. O., 
insbeſ. S. 67 und 79 des Buches. 
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einen volljüdiſchen Großelternteil haben (Miſchlingen zweiten Grades), find 
ſchriftlich dei der für den Wohnſitz oder gewöhnlichen Aufenthalt des An— 
tragſtellers zuſtändigen höheren Verwaltungsbehörde zu ſtellen. 

(2) Höbere Verwaltungsbehörde im Sinne des Abſ. 1 iſt: in Preußen 
der Regierungspräſident (in Berlin der Staatskommiſſar — jetzt Stadt— 
präſident — der Hauptſtadt Berlin), in Bayern der Regierungspräſident, 
in a die Kreishauptmannſchaft, in den übrigen Ländern die Landes⸗ 
regierung). 

(8) Beſitzt der Antragſteller im Inland keinen Wohnſitz oder gewöhn⸗ 
lichen Aufenthalt, fo iſt der Staatskommiſſar der Hauptſtadt Berlin zu- 
ſtändig. 

2. (1) Die höhere Verwaltungsbehörde ſtellt die für die Beurteilung der 
Perſon des Antragſtellers erforderlichen Ermittlungen an. Sie trifft ins⸗ 
beſondere Feſtſtellungen über feine körperlichen, ſeeliſchen und charakterlichen 
Eigenſchaften, ſeine Teilnahme am Weltkrieg, ſeine politiſche Zuverläſſigkeit 
und feine raſſiſchen Eigenſchaften. Sie veranſtaltet ferner Erhebungen über 
die Familiengeſchichte des Antragſtellers; dabei iſt beſonders zu berück⸗ 
ſichtigen, ſeit wann die Familie in Deutſchland anſäſſig iſt, welche Berufe 
die Familienangehörigen bekleidet haben, ob ſie in der deutſchen Wehrmacht 
Dienſte geleiſtet haben, ob ſie, zumal ſoweit ſie deutſchblütig ſind, am 
deutſchen Geiſtesleben teilgenommen haben, uſw. Der Antragſteller hat ſeine 
Angaben über dieſe Verhältniſſe nach Möglichkeit zu belegen. 

(2) Hat der Antragſteller bei dem Standesbeamten bereits das Aufgebot 
beantragt, fo hat die höhere Verwaltungsbehörde auch die bei dem Standes⸗ 
beamten vorhandenen Unterlagen einzufordern. 

(3) Die höhere Verwaltungsbehörde veranlaßt die Unterſuchung des 
Antragſtellers durch das Geſundheitsamt. Die Unterſuchung hat ſich ins⸗ 
beſondere auf die raſſiſchen Merkmale des Antragſtellers zu erſtrecken. 

3. Die nach Nr. 2 zu treffenden Feſtſtellungen ſind ſinngemäß auch 
auf den anderen Verlobten auszudehnen. 


1) Ergänzung der Ausf.⸗Anw. zu § 3 der Erſten VO. zur Ausführung 
des Geſ. zum Schutze des deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre vom 
23. 12. 1935. RdErl d. RuPrMdJ. zal. i. N. d. Std. vom 24. 3. 1936 
— 18 19 Allg. /1000. 

Als höhere Verwaltungsbehörde für die Vorbereitung von Ehe 
genehmigungsanträgen ſtaatsangehöriger jüdiſcher Miſchlinge erſten Grades 
im Sinne der Ausf.⸗Anw. zu 83 der Erſten VO. zur Ausführung des Gel. 
zum Schutze des deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre v. 23. 12. 1935 
— 1G 4 Allg. / 1000 (RMBliV. 1936 S. 11 und RMinBl. 1935 ©. 881) 
in Verbindung mit dem RdErl. v. 17. 1. 1936 — I G 7 Allg./ 1000 
(RMBliV. S. 135 und RMinBl. S. 21) wird für das Saarland der Reichs⸗ 
a für die Rückgliederung des Saarlandes in Saarbrücken 

eſtellt. 

An die Landesregierungen, den Reichskommiſſar für die Rückgliederung 
des Saarlandes. — Für Preußen: An die Reg.⸗Präſ., den Pol.⸗Präſ. 
in Berlin, den Staatskommiſſar (jetzt: Stadtpräſident) der Hauptſtadt 
Berlin. — Nachrichtlich: An die Geſundheitsämter, die Standes- 
beamten und ihre Aufſichtsbehörden. 

An die oberſten Reichsbehörden durch Abdruck. — RMBliVV. Nr. 16. 
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4. Die höhere Verwaltungsbehörde hat unter Vorlage der Ermittlungs— 
und Unterſuchungsergebniſſe die Stellungnahme des Leiters des zuſtändigen 
Amts für Volksgeſundheit der NSDAP. einzuholen. Dieſer übermittelt feine 
Außerung der Gauleitung, die ſie mit ihrer Stellungnahme an die höhere 
Verwaltungsbehörde meiterleitet!). 

5.) Nach Abschluß der Ermittlungen reicht die höhere Verwaltungs- 
behörde unter Beifügung sämtlicher Unterlagen einen Bericht mit einem 
Entscheidungsvorschlag an den Reichsausschuß für Ehegenehmigungen 
(Nr. 6)?) ein. Dieser prüft die Feststellungen der höheren Verwaltungs- 
behörde und bereitet die Entscheidung des Reichsministers des Innern 
und des Stellvertreters des Führers vor. 

6. (1) Der Reichsausſchuß für Ehegenehmigungen?) wird dem Reichs— 
miniſterium des Innern angegliedert. 

(2) Der Ausſchuß ſetzt ſich aus 7 Mitgliedern zuſammen, die vom Führer 
und Reichskanzler ernannt werden. Der Vorſitzende und ein weiteres Mit⸗ 
glied ſollen dem Reichsminiſterium des Innern, je ein Mitglied dem Reichs⸗ 
miniſterium der Juſtiz und dem Reichswirtſchaftsminiſterium angehören; 
die übrigen Mitglieder benennt der Stellvertreter des Führers. 

(3) Der Führer und Reichskanzler ernennt für den Vorſitzenden und 
jedes Mitglied einen oder mehrere Stellvertveter. Abſ. 2 Satz 2 findet 
Anwendung. 

7. (1) Die laufenden Geſchäfte des Ausſchuſſes außerhalb ſeiner Sitzun⸗ 
gen führt der Vorſitzende. Er kann ſich dabei durch feine Stellvertreter ver- 
treten laſſen. 


1) Ergänzung d. Ausf.⸗Anw. zu § 3 d. Erſten VO. zur Ausf. des Gef. 
zum Schutze des deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre. RdErl. d. 
RuPrMd J. zgl. i. N. d. Std F. vom 10. 7. 1937 — I B2 3/426. 

(1) Der RdErl. vom 23. 12. 1935 (RM Bl. S. 881; RMBliV. 1936 
S. 11) wird durch folgenden Abſchnitt 4a ergänzt: 

4a. Bei Anträgen, für deren Genehmigung nach dem unſtreitigen 
Sachverhalt oder nach dem Ergebnis der Ermittlungen keine Ausſicht beſteht, 
hat die höhere Verwaltungsbehörde von weiteren Ermittlungen und der 
Anhörung anderer Stellen Abſtand zu nehmen; die zuſtändige Gauleitung 
der NSDAP. iſt jedoch in jedem Falle zu hören. 

(2) Ziff. 5 dieſes RdErl. erhält folgende Faſſung: 

5. Nach Abſchluß der Ermittlungen reicht die höhere Verwaltungs— 
behörde unter Beifügung ſämtlicher Unterlagen einen Bericht mit einem 
Entſcheidungsvorſchlag an den Reichsminiſter des Innern ein. 

(3) Die Standesbeamten erhalten auch durch die 
Zeitſchrift für Standesamtsweſen Kenntnis von 
dieſem RdErl. 

An die Oberſten Reichsbehörden, die Landesregierungen. — Für 
Preußen: An die Reg.⸗Präſ. (Pol.⸗Präſ. in Berlin und Stadtpräſ. der 
Reichshauptſtadt Berlin). — Nachrichtlich: An die Geſundheitsämter, 
die Standesbeamten und ihre Aufſichtsbehörden. — RMBliV. S. 1139. 

2) Jetzt: Reichsausſchuß zum Schutze des deutſchen Blutes (vgl. RdErl. 
d. RuPrMd J. vom 17. 1. 1936 — RMBliV. S. 135, unten Nr. 8 S. 96). 


96 


(2) Der Vorſitzende verteilt insbeſondere die eingehenden Anträge auf 
die einzelnen Mitglieder des Ausſchuſſes als Berichterſtatter. Als Bericht— 
erſtatter ſind ſämtliche Mitglieder gleichmäßig heranzuziehen. 

(3) Der Vorſitzende kann die höhere Verwaltungsbehörde zur Ergän— 
zung ihrer Feſtſtellungen vevanlaſſen. 

(4) Dem Ausſchuß ſteht zur Erledigung der büromäßigen Arbeiten eine 
beſondere Geſchäftsſtelle zur Verfügung. 

8. (1) Der Ausſchuß berät über die Anträge auf Ehegenehmigung in 
nichtöffentlicher Sitzung. Er kann ſelbſt Ermittlungen vornehmen, insbe⸗ 
ſondere das perſönliche Erſcheinen der Beteiligten anordnen, ſowie Zeugen 
und Sachverſtändige vernehmen. Die Zeugnis- und Gutachtenpflicht ſowie 
die Eidesleiſtung regelt ſich unter ſinngemäßer Anwendung der Beſtimmun— 
gen der Zivilprozeßordnung. Gerichte und Verwaltungsbehörden ſind zur 
Rechts⸗ und Amtshilfe verpflichtet. 

(2) Der Ausſchuß entſcheidet nach Vortrag eines Berichterſtatters über 
den dem Reichsminiſter des Innern und dem Stellvertreter des Führers 
zu machenden Vorſchlag. Der Berichterſtatter hat den Vorſchlag ſchriftlich 
zu begründen. 

9. Der Reichsminiſter des Innern und der Stellvertreter des Führers 
treffen die Entſcheidung über Anträge auf Vorſchlag des Ausſchuſſes. 

10. (1) Für die Erteilung oder die Verſagung der Ehegenehmigung 
wird eine Gebühr von 10 RM. erhoben. 

(2) Der Antragſteller hat außerdem die im Einzelfall entſtehenden be— 
ſonderen Auslagen zu tragen. 

(3) Die Gebühr wird bei Einreichung des Antrags, die Auslagen werden 
mit ihrer Entſtehung fällig. Die Einforderung von Vorſchüſſen iſt zuläſſig. 

(4) Bei Unvermögen des Antragſtellers iſt die Gebühr zu ermäßigen 
oder zu erlaſſen. 


An die oberſten Reichsbehörden, die Landesregierungen. — Für Preußen: 
An die Reg.⸗Präſ. (Pol.⸗Präſ. in Berlin und Staatskommiſſar — jetzt 
Stadtpräſident — der Hauptſtadt Berlin). Nachrichtlich: An die Geſund— 
heitsämter, die Standesbeamten und ihre Aufſichtsbehörden. 


8. Reichsausſchuß zum Schutze des deutſchen Blutes 
RdErl. d. RuPrMdJ. zgl. i. N. d. Std F. v. 17. 1. 1936 
— 1G 7 Allg./ 1000 (RM BliV. S. 135) 

Der Reichsausſchuß für Ehegenehmigung, der auf Grund des RöErl. 
vom 23. 12. 1935 (RM Bl. S. 881; RMBliV. 1936 S. 11) beim Reichs⸗ 
miniſterium des Innern gebildet worden iſt, erhält den Namen: 

Reichsausſchuß zum Schutze des deutſchen Blutes 

An die Landesregierungen. — Für Preußen: An die Reg.⸗Präſ. (Pol. 
Präf. in Berlin, Staatskommiſſar — jetzt Stadtpräſident — der Hauptſtadt 
Berlin). — Nachrichtlich: An die Geſundheitsämter, die Standesbeamten und 
ihre Aufſichtsbehörden. 

An die oberſten Reichsbehörden durch Abdruck. 
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9. Bekanntmachung des Führers und Reichskanzlers betr. Ausnahmen 
von § 3 des Blutſchutzgeſetzes vom 21. November 1935 


(Reichsminiſterialblatt — Zentralblatt für das Deutſche Reich — 
1935 S. 835) 


Auf Grund der Erſten Verordnung zur Ausführung des Geſetzes zum 
Schutze des deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre vom 14. November 
1935 (RG Bl. I S. 1334), § 16 wird folgendes beftimmt: 

5 3 des Geſetzes zum Schutze des deutſchen Blutes und der deutſchen 
Ehre vom 15. September 1935 (RGBl. I S. 1146) findet keine Anwendung 
auf die Perſonen, auf die ſich nach den Beſtimmungen der §8 18, 19 des 
Gerichtsverfaſſungsgeſetzes in der Faſſung des Geſetzes vom 13. Dezember 
1934 (RGBl. I S. 1233) die deutſche Gerichtsbarkeit nicht erftredtt), und auf 
die Leiter und das Geſchäftsperſonal ausländiſcher Konſulate, ſoweit dieſe 
Perſonen nicht die Reichsangehörigkeit beſitzen. 


10. Befreiungen von den Vorſchriften des Reichsbürgergeſetzes 
und des Blutſchutzgeſetzes ſowie der Ausf.⸗VO. hierzu 


RdErl. d. RuprMdJ. vom 4. Dezember 1935 
— IB 3/416 — (MBliV. S. 1455) 

(d) Geſuche um Bewilligung von Befreiungen durch den Führer und 
Reichskanzler gem. § 7 der Erſten VO. zum Reichsbürgergeſ. v. 14. 11. 
1935 (RG Bl. I S. 1333) und gem. § 16 der Erſten BO. zur Ausf. des Geſetzes 
zum Schutze des deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre v. 14. 11. 1935 
(RGBl. I S. 1334) find vorbehaltlich der Beſtimmung unter Abſ. (7) dieſes 
RdErl. bei der für den Wohnſitz oder gewöhnlichen Aufenthalt des Geſuch⸗ 
ſtellers zuſtändigen höheren Verwaltungsbehörde zu ſtellen. Anträge von 
Perſonen, die nicht Reichsbürger ſind, auf Belaſſung in dem von ihnen 
bisher bekleideten öffentlichen Amt, ſind auf dem Dienſtwege dem zuſtän⸗ 
digen Reichsminiſter einzureichen. 

2) Höhere Verwaltungsbehörde im Sinne des Abf. (1) iſt 

in Preußen der Regierungspräſident (in Berlin in Eheangelegenheiten 

der Staatskommiſſar — jetzt Stadtpräſident — der Hauptſtadt Berlin, 
im übrigen der Polizeipräſident), 

in Bayern der Regierungspräſident, 

in Sachſen die Kreishauptmannſchaft, 

in den übrigen Ländern die Landesregierung?). 

(3) Beſitzt der Geſuchſteller im Inlande keinen Wohnſitz oder gewöhn⸗ 
lichen Aufenthalt, ſo iſt das Geſuch bei dem RuPrMd J. einzureichen. Dies 
gilt nicht im Fall des Abſ. (1) Satz 2. 

(4) Die Bewilligung einer Befreiung ſoll nur in ganz beſonders liegen⸗ 
den Ausnahmefällen befürwortet werden, in denen ſchwerwiegende Gründe 
vom Geſichtspunkt der Allgemeinheit — nicht nur im Intereſſe des Geſuch⸗ 
ſtellers — eine Abweichung von der Regelung nahelegen, die in den Nürn⸗ 
berger Geſetzen als Grundlage für den Aufbau von Volk und Staat 
geſchaffen worden iſt. Laſſen die Angaben des Geſuchſtellers erkennen, daß 


1) Sog. Exterritoriale. 
2) Im Saarland: Der Reichskommiſſar für die Rückgliederung des Saar⸗ 
landes (RdErl. d. RuPrMd J. vom 6. 5. 1936 (RMBli V. S. 651). 


Löſener⸗Knoſt, Die Nürnberger Geſetze. 2. Aufl. 7 
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ein folder Ausnahmefall nicht vorliegt, fo iſt das Geſuch unter Hinweis 
hierauf ohne weitere Vorbereitung dem RuPrMdJ. vorzulegen. 

(5) In denjenigen Fällen, die nicht von vornherein zur Ablehnung reif 
erſcheinen, ſtellt die höhere Verwaltungsbehörde die für die Beurteilung der 
Perſonen des Geſuchſtellers erforderlichen Ermittlungen an. Sie trifft Feſt⸗ 
ſtellungen über feine perſönlichen, insbeſondere feine raſſiſchen, ſeeliſchen 
und charakterlichen Eigenſchaften, ſeine Teilnahme am Weltkrieg und ſeine 
politiſche Zuverläſſigkeit. Sie veranſtaltet weiter Erhebungen über ſeine 
Familiengeſchichte und über die Richtigkeit der zur Begründung ſeines 
Geſuchs geltend gemachten Gründe. Betrifft das Geſuch die Befreiung von 
einem Ehehindernis, ſo hat die höhere Verwaltungsbehörde etwa bereits bei 
dem Standesbeamten entſtandene Vorgänge einzufordern und dem Geſuch⸗ 
fteller aufzugeben, ein Gutachten des für feinen Wohnſitz zuſtändigen Ge⸗ 
ſundheitsamts beizubringen, das ſich insbeſondere auf die raſſiſchen Merk⸗ 
male des Geſuchſtellers erſtreckt. Das Nähere über die Erſtattung der Gut⸗ 
achten wird durch einen beſonderen RdErl. geregelt. 

(6) Vor Weitergabe des Geſuchs an den RuPrMdg. hat die höhere 
Verwaltungsbehörde in den Ausnahmefällen, in denen ſie eine Befreiung 
befürworten will, der zuſtändigen Gauleitung der NSDAP. Gelegenheit 
zur Stellungnahme zu geben. 

(7) Die für Befreiungen von § 3 des Blutſchutzgeſetzes und § 12 der 
Erſten Ausf.⸗VO. hierzu in dem RdErl. v. 4. 12. 1935 — I A 15517/5017 
(nicht veröffentl.) getroffene Sonderregelung bleibt unberührt!). 

An die Landesregierungen. — Für Preußen: An die Reg.⸗Präſ., den 

Staatskommiſſar — jetzt Stadtpräſident — der Hauptſtadt Berlin, den 

Pol.⸗Präſ. in Berlin. 


11. Durchführung des Geſetzes zum Schutze des deutſchen Blutes und 

der deutſchen Ehre vom 15. September 1935 (RGBl. I S. 1146) und 

des Geſetzes zum Schutze der Erbgeſundheit des deutſchen Volkes (Che: 
gefundheitsgejeg) vom 18. Oktober 1935 (RG Bl. I S. 1246) 


AV. d. RJuſtM. vom 4. 2. 1936 (IVb 56) (Deutſche Juſtiz S. 208) 


I. Die im Geſetz zum Schutze des deutſchen Blutes und der deut⸗ 
ſchen Ehre?) und im Ehegeſundheitsgeſetz enthaltenen Grundgedanken 
werden häufig auch bei der Entſcheidung von Fällen, auf die die 
genannten Geſetze keine unmittelbare Anwendung finden, zu berück⸗ 
ſichtigen ſein. Beſondere Bedeutung haben ſie im Rahmen der Ver⸗ 
ordnung zur Vereinheitlichung der Zuſtändigkeit in Familien⸗ und 
Nachlaßſachen v. 31. 5. 1934 (RGBl. I S. 472). 


1) Betr. die Beſchäftigung weiblicher Perſonen in jüdiſchen Haus 
haltungen. 

2) Im Sinne dieſes Geſetzes werden die Träger deutſchen oder art⸗ 
verwandten Blutes als deutſchblütig, die Miſchlinge mit einem volljüdiſchen 
Großelternteil als Miſchlinge zweiten Grades, die Miſchlinge mit zwei voll⸗ 
jüdiſchen Großelternteilen als Miſchlinge erſten Grades bezeichnet. 
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1. Befreiung von einem Ehehindernis (Befreiung vom Erfordernis 
der Ehemündigkeit gemäß § 1303 BGB. und $ 1 der VD. v. 31. 5. 1934, 
vom Ehehindernis des Ehebruchs gemäß § 1312 BGB. und $ 2 der 
VOO., von der Wartezeit gemäß § 1313 BGB. und § 3 der VO. von 
der Beibringung des ausländiſchen Ehefähigkeitszeugniſſes gemäß 8 4 
der Vo. vom Aufgebot gemäß § 1316 BOB. und § 6 der VD.) kann 
naturgemäß nicht in Frage kommen, wenn die beabſichtigte Ehe durch 
die Vorſchriften des Blutſchutzgeſetzes oder des Ehegeſundheitsgeſetzes 
verboten iſt. In den Fällen, in denen die Eheſchließung von einer 
ſtaatlichen Genehmigung abhängig ift (vgl. $ 3 der 1. AusfVO. zum 
Blutſchutzgeſetz) darf die Befreiung erſt erteilt werden, wenn die 
Genehmigungsurkunde vorgelegt worden iſt. 


2. Zum Nachweis, daß einer beabſichtigten Ehe nicht das Che- 
hindernis des jüdiſchen Bluteinſchlags eines Verlobten entgegenſteht 
($ 1 des Blutſchutzgeſetzes, 88 2 bis 4 der 1. Ausf.), find der Be⸗ 
freiungsbehörde vorzulegen die Geburtsurkunden der Verlobten und 
die Heiratsurkunden ihrer Eltern, bei unehelichen Kindern die Geburts⸗ 
urkunde der Mutter und, falls der Vater bekannt iſt, auch deſſen 
Geburtsurkunde. Die Verlobten haben ferner zu verſichern, was ihnen 
über die Raſſenzugehörigkeit und die Religion ihrer Großeltern bekannt 
iſt, und zu erklären, daß ſie die Angaben über ihre Abſtammungs⸗ 
verhältniſſe nach beſtem Wiſſen gemacht haben. Die Befreiungsbehörde 
kann verlangen, daß weitere Urkunden, insbeſondere die Heirats⸗ 
urkunden der Großeltern, vorgelegt werden, wenn beſtimmte Anhalts⸗ 
punkte für eine andere als die von den Verlobten behauptete Abſtam⸗ 
mung ſprechen. Grundſätzlich ſind bei der Führung des Abſtammungs⸗ 
nachweiſes vollſtändige Perſonenſtandsurkunden zu benutzen. Scheine 
ſind nicht zuläſſig; dagegen beſtehen gegen die Verwendung der ab⸗ 
gekürzten Urkunden des preußiſchen Rechts keine Bedenken. Können 
die Verlobten Perſonenſtandsurkunden über Geburt oder Heirat nicht 
beibringen, weil dieſe in einem fremden Land erfolgt ſind, das keine 
ſtaatliche Beurkundung der Perſonenſtandsfälle kennt, ſo reicht die Vor⸗ 
lage kirchlicher oder ſonſt beweiskräftiger Beſcheinigungen aus. Im 
Einzelfall kann die Befreiungsbehörde die Beibringung von Urkunden 
erlaſſen, wenn ſie die Überzeugung erlangt hat, daß den Verlobten die 
Beibringung der Urkunde nicht möglich iſt, und daß kein Ehehindernis 
im Sinne des Blutſchutzgeſetzes beſteht. 


3. Der Nachweis, daß der beabſichtigten Ehe kein geſundheitliches 
Eheverbot im Sinne des § 1 des Ehegeſundheitsgeſetzes entgegenſteht, 
oder daß aus der Ehe keine die Reinerhaltung des deutſchen Blutes 
gefährdende Nachkommenſchaft zu erwarten iſt (§ 6 der 1. Ausf O. zum 
Blutſchutzgeſetz), wird nach dem Inkrafttreten des § 2 des Ehegeſund⸗ 
heitsgeſetzes durch Vorlegung eines Ehetauglichkeitszeugniſſes zu er⸗ 

7* 
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bringen fein. Bis zu dieſem Zeitpunkt ift die Vorlegung eines Ehe⸗ 
tauglichkeitszeugniſſes grundſätzlich nur zu verlangen, wenn, die Be⸗ 
freiungsbehörde begründete Zweifel hat, ob ein Ehehindernis im Sinne 
des § 1 des Ehegeſundheitsgeſetzes oder des § 6 der 1. AusfVoO. zum 
Blutſchutzgeſetz vorliegt. 

4. Beſitzen beide Verlobten eine fremde Staatsangehörigkeit, ſo 
finden auf ſie weder die Beſtimmungen des Blutſchutzgeſetzes noch des 
Ehegeſundheitsgeſetzes Anwendung. Der Nachweis der Abſtammung 
gemäß Abf. 12%) und die Beibringung eines Ehetauglichkeitszeugniſſes“) 
iſt nicht zu verlangen. 


Beſitzt der männliche Verlobte eine fremde, die Frau aber die 
deutſche Staatsangehörigkeit, ſo gilt folgendes: 

a) Das Ehegeſundheitsgeſetz und 8 6 der 1. AusfVO. zum Blut⸗ 
ſchutzgeſetz finden keine Anwendung. Der Beibringung eines Ehetaug⸗ 
lichkeitszeugniſſes bedarf es alſo nicht (vgl. jedoch unten I 5). 

b) § 1 des Blutſchutzgeſetzes und § 2 der 1. Ausf VO. finden An⸗ 
wendung; die Ehe iſt alſo verboten, wenn die Frau deutſchblütig oder 
Miſchling zweiten Grades, der Mann aber Jude gemäß § 5 Abſ. 1 der 
1. VO. zum Reichsbürgergeſetz iſt. Der Nachweis der Abſtammung gemäß 
Abſ. I 2 iſt alſo zu verlangen, und zwar von der Frau für beide Ver⸗ 
lobten. Will die Befreiungsbehörde das Geſuch wegen der Judeneigen⸗ 
ſchaft des Mannes ablehnen, ſo iſt in entſprechender Anwendung des 
89 der 1. AusfVO. zum Blutſchutzgeſetz vor der Ablehnung die Ent⸗ 
ſcheidung des Reichsminiſters des Innern herbeizuführen (vgl. hierzu 
auch unten I 6 zu den 88 1, 2 und 4). Falls das Geſuch auch aus 
anderen Gründen abzulehnen iſt, iſt die Ablehnung nur auf dieſe 
Gründe zu ſtützen; der Anrufung des Reichsminiſters des Innern bedarf 
es dann nicht. 

c) Die 88 3 und 4 der 1. AusfVO. zum Blutſchutzgeſetz finden 
keine Anwendung, weil ſie vorausſetzen, daß beide Verlobten die deutſche 
Reichsangehörigkeit beſitzen. 


Beſitzt der Mann die deutſche, die Frau aber eine fremde Staats⸗ 
angehörigkeit, jo finden die Beſtimmungen des Blutſchutzgeſetzes und des 
Ehegeſundheitsgeſetzes Anwendung. Es bedarf alſo ſowohl des Nach⸗ 


1) Soweit in anderen Beſtimmungen die Beibringung von Perſonen⸗ 
ſtandsurkunden vorgeſchrieben iſt (vgl. z. B. Nr. 4 Abſ. 4 der Beſtimmungen 
zur Durchführung der Vereinheitlichungsverordnung vom 27. 7. 1934 
— RGBl. I S. 738 —), behält es dabei ſein Bewenden. 

2) Unberührt bleiben die Beſtimmungen, in denen die Beibringung 
eines ärztlichen Zeugniſſes vorgeſchrieben iſt (vgl. z. B. Nr. 4 Abſ. 4 der 
Beſtimmungen zur Durchführung der Vereinheitlichungsverordnung; dgl. 
auch Abſ. I 5 dieſer A V.). 
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weifes der Abſtammung gemäß Abf. 12 wie der Beibringung des Ehe— 
tanglichkeitszeugniſſes. 

Wegen der Staateuloſen wird auf die beſondere Regelung in 8 15 
der 1. AusfVoO. zum Blutſchutzgeſetz und § 20 der 1. DurchfV O. zum 
Chegeſundheitsgeſetz verwieſen. 

5. Bei der Entſcheidung über ein Geſuch um Befreiung vom Er— 
fordernis der Ehemündigkeit, vom Ehehindernis des Ehebruchs, von 
der Beibringung des ausländiſchen Ehefähigkeitszeugniſſes können die 
geſundheitlichen Verhältniſſe der Verlobten auch dann berückſichtigt 
werden, wenn der männliche Verlobte eine fremde Staatsangehörigkeit 
befigt, nach den Vorſchriften des Ehegeſundheitsgeſetzes alſo ein Ehe— 
tauglichkeitszeugnis vor der Eheſchließung nicht vorgelegt zu werden 
braucht. Ein Geſundheitszeugnis wird von den Verlobten zu erfordern 
ſein, wenn die Befürchtung beſteht, daß einer der Verlobten an einer 
vererblichen oder an einer mit Anſteckungsgefahr verbundenen Krank- 
heit leidet. 

6. Zu den einzelnen Vorſchriften der Verordnung vom 31. Mai 
1934 bemerke ich folgendes: 

Zu $ 1 (Ehemündigkeit). Beſitzt einer der Verlobten eine fremde 
Staatsangehörigkeit und ſoll das Geſuch aus raſſiſchen oder geſundheit⸗ 
lichen Gründen abgelehnt werden, ſo iſt mir vor der Ablehnung zu 
berichten. Die nach § 9 der 1. AusfVO. zum Blutſchutzgeſetz etwa er⸗ 
125 Entſcheidung des Reichsminiſters des Innern werde ich 
einholen. 

Zu § 2 (Ehebruch). Ich behalte mir die Entſcheidung in den 
Fällen vor, in denen einer der Verlobten eine fremde Staatsangehörig⸗ 
keit beſitzt und die zuſtändige Befreiungsbehörde das Befreiungsgeſuch 
aus raſſiſchen oder geſundheitlichen Gründen ablehnen will. Die nach 
$ 9 der 1. Ausf VO. zum Blutſchutzgeſetz etwa erforderliche Entſcheidung 
des Reichsminiſters des Innern werde ich einholen. 

Zu § 3 (Wartezeit). Die Befreiung von der Wartezeit hat der 
Standesbeamte erſt zu erteilen, wenn er feſtgeſtellt hat, daß der beab⸗ 
ſichtigten Ehe kein ſonſtiges Ehehindernis entgegenſteht. In den Fällen, 
in denen der Standesbeamte vor der Ablehnung des Aufgebots die 
Entſcheidung des Reichsminiſters des Innern einzuholen hat, iſt dieſe 
bereits vor der Entſcheidung über das Befreiungsgeſuch einzuholen. 
Nach dem Inkrafttreten des § 2 des Ehegeſundheitsgeſetzes darf die 
Befreiung erſt erteilt werden, wenn das Ehetauglichkeitszeugnis vor⸗ 
gelegt iſt. Das gleiche gilt in der Übergangszeit in den Fällen, in denen 
der Standesbeamte die Beibringung des Zeugniſſes ausnahmsweiſe 
verlangt hat. 

Zu § 4 (Ehefähigkeitszeugnis für Ausländer). Ich behalte mir die 
Entſcheidung in den Fällen vor, in denen einer der Verlobten eine 
fremde Staatsangehörigkeit beſitzt und die zuſtändige Befreiungs⸗ 
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behoͤrde das Befreiungsgeſuch aus raſſtſchen oder geſundheitlichen 
Gründen ablehnen will. Die nach § 9 der 1. AusfV O. zum Blutſchutz⸗ 
geſetz etwa erforderliche Entſcheidung des Reichsminiſters des Innern 
werde ich einholen. 

Zu $ 6 (Aufgebot). Es gelten die gleichen Grundſätze wie für die 
Befreiung von der Wartezeit (vgl. unter J 6 zu § 3). 

II. Die für die Befreiung vom Erfordernis der Ehemündigkeit 
geltenden Grundſätze werden regelmäßig auch als Anhaltspunkte bei 
der Entſcheidung über Geſuche um Volljährigkeitserklärung (wenn fie 
zwecks baldiger Heirat beantragt wird) ſowie über Erſetzung der Ein⸗ 
willigung des Vormundes oder der Eltern zur Eheſchließung dienen 
können. Die unter I 6 zu § 1 vorgeſehene Berichterſtattung findet 
jedoch nicht ſtatt. Ich empfehle den Gerichten, in den Fällen, in denen 
fie den Antrag ablehnen wollen und nach § 9 der 1. AusfVO. zum 
Blutſchutzgeſetz der Standesbeamte vor einer Verſagung des Aufgebots 
oder das Geſundheitsamt vor einer Verſagung des Ehetauglichkeits⸗ 
zeugniſſes die Entſcheidung des Reichsminiſters des Innern einholen 
müßte, vor der Entſcheidung über den Antrag die Sache mir mit einer 
Stellungnahme zu dem Antrage vorzulegen, damit ich die Entſchließung 
des Reichsminiſters des Innern einhole. 

III. Ich behalte mir die Entſcheidung über Anträge auf Chelich⸗ 
keitserklärung vor, wenn Vater und Kind artverſchiedenen Blutes im 
Sinne des Reichsbürgergeſetzes und der 1. VO. zu dieſem Geſetz find. 

Vor der Entſcheidung über Anträge auf Befreiung vom Alters⸗ 
erfordernis bei der Annahme an Kindes Statt (88 1744, 1745 BGB.) 
iſt mir zu berichten, wenn der Annehmende und das Kind artverſchie⸗ 
denen Blutes im Sinne der genannten Vorſchriften ſind. Das gleiche 
gilt, wenn das Kind von Eheleuten gemeinſchaftlich oder von einem 
Ehegatten allein an Kindes Statt angenommen werden ſoll und die 
Ehegatten artverſchiedenen Blutes find!). 

Perſonen, von denen eine deutſchblütig, die andere Miſchling 
zweiten Grades iſt, gelten nicht als artverſchieden im Sinne dieſes 
Abſchnitts. Ebenſo gelten Perſonen nicht als artverſchieden, von denen 
die eine von drei, die andere von vier volljüdiſchen Großeltern ab— 
ſtammt. 

Die Vorſchriften unter J 2 und 3 gelten ſinngemäß. 

IV. Die Rundverfügungen, durch die ich mir für beſtimmte Fälle 
die Entſcheidung über Geſuche um Befreiung vom Ghehindernis des 
Chebruchs, um Befreiung von der Beibringung des ausländiſchen Ehe⸗ 
fähigkeitszeugniſſes oder um Ehelichkeitserklärung vorbehalten habe, 
werden aufgehoben. 


1) Vgl. dazu jetzt: RdErl. d. RuPr Md. vom 6. 8. 1937 betr. Kindes⸗ 
annahmeverfahren — RMBliV. S. 1345 — unten S. 160. 
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V. Durch Runderlaß des Reichsminiſters des Innern vom 23. De- 
zember 1935 — RMBliv. 1936 S. 11 — (vgl. auch Runderlaß vom 
7. Januar 1996 — RMBBliV. S. 135 —) iſt ein Reichsausſchuß zum 
Schutze des deutſchen Blutes errichtet und dem Reichsminiſterium des 
Innern angegliedert worden. Der Ausſchuß bereitet die Entſcheidung 
des Reichsminiſters des Innern und des Stellvertreters des Führers 
über Anträge gemäß 8 3 der 1. AusfVO. zum Blutſchutzgeſetz vor. In 
§ 8 Abſ. 1 des Erlaſſes vom 23. Dezember 1935 ift beſtimmt: 

„Der Ausſchuß berät über die Anträge auf Ehegenehmigung in 
nichtöffentlicher Sitzung. Er kann ſelbſt Ermittlungen vornehmen, ins⸗ 
beſondere das perſönliche Erſcheinen der Beteiligten anordnen ſowie 
Zeugen und Sachverſtändige vernehmen. Die Zeugnis⸗ und Gutachten⸗ 
pflicht regelt ſich unter ſinngemäßer Anwendung der Beſtimmungen 
der Zivilprozeßordnung. Gerichte und Verwaltungsbehörden ſind zur 
Rechts⸗ und Amtshilfe verpflichtet.“ 


12. Mitgliedſchaft in der Deutſchen Arbeitsfront auf der Grundlage 
des Reichsbürgergeſetzes!) 


Auf Grund der Beſtimmungen des Reichsbürgergeſetzes vom 
15. September 1935 und der hierzu erlaſſenen Erſten Durchführungs⸗ 
verordnung vom 14. November 1935 hat der Leiter der Deutſchen 
Arbeitsfront folgende Anordnung erlaſſen: 

Mitglied der Deutſchen Arbeitsfront im Deutſchen Reiche kann 
nur werden, wer Reichsbürger im Sinne des Reichsbürgergeſetzes vom 
15. September 1935 und der Durchführungsbeſtimmungen zu dieſem 
Geſetz vom 14. November 1935 iſt. 

Der Punkt 22/2 der „Richtlinien über die Mitgliedſchaft zur Deut⸗ 
ſchen Arbeitsfront“ wird außer Kraft geſetzt. (22/2 lautete: „Alle Reichs⸗ 
deutſchen und Auslandsdeutſchen ſowie nicht dauernd erwerbsunfähige 
Volksgenoſſen können die Einzelmitgliedſchaft erwerben, ſoweit ſie rein⸗ 
ariſcher Abſtammung ſind und ſoweit ſie nicht einer der Deutſchen 
Arbeitsfront angeſchloſſenen Organiſation angehören bzw. als An- 
gehörige beſtimmter Berufe und Berufsgruppen zur Zugehörigkeit zu 
einer der Deutſchen Arbeitsfront entſprechenden Organiſation ver⸗ 
pflichtet find oder angehalten werden [Doppelmitgliedſchaftsverord— 
nung].“) 

Damit ſind die Aufnahmebedingungen für alle Volksgenoſſen 
gelockert, die auf Grund der bisherigen Faſſung des Punktes 22/2 nicht 
Mitglied der Deutſchen Arbeitsfront werden konnten. 


1) Vgl. dazu Anm. 2 zu § 6 Abſ. 2 der Erſten VO. z. RBürgGeſ. 
(S. 50 des Buches). 
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über die Mitgliedſchaft und Zugehörigkeit im Ausland gelten die 
bisherigen Richtlinien der Auslandsorganiſation der DA. Der Punkt 
Las der „Richtlinien über die Mitgliedſchaft zur Deutſchen Arbeits⸗ 
front“ wird durch dieſe Anordnung nicht aufgehoben. (2a / 3 lautet: 
„Ausländer können mit Genehmigung des Zentralbüros der DAF. für 
die Dauer ihres Aufenthaltes im Reich Einzelmitglieder werden. Sie 
werden nur vom Schatzamt im Zentralbüro der DA ., Berlin, erfaßt.“) 

In Ergänzung des Punktes 5a der „Richtlinien über die Mitglied⸗ 
ſchaft zur Deutſchen Arbeitsfront“ wird angeordnet, daß ein Aufnahme⸗ 
beitrag von denjenigen Volksgenoſſen nicht erhoben wird, die bereits 
der Deutſchen Arbeitsfront angehört haben und nach der bisherigen 
Faſſung des Punktes 2a/2 aus der Deutſchen Arbeitsfront ausſcheiden 
mußten. (5a lautet: „Die Aufnahme als Einzelmitglied zur Deutſchen 
Arbeitsfront erfolgt durch Abgabe der vorgeſchriebenen Beitrags⸗ 
erklärung gegen Entrichtung des Aufnahmebeitrages von 50 Pfg. ſowie 
des erſten Monats⸗ bzw. Wochenbeitrags.“) 

Ein Aufnahmezwang von ſeiten der Deutſchen Arbeitsfront beſteht 
indes nicht. Sie behält ſich weiter vor, Aufnahmegeſuche abzulehnen 
oder bereits aufgenommene Mitglieder wieder auszuſchließen, falls ſie 
die an die Mitgliedſchaft zur Deutſchen Arbeitsfront geknüpften Vor⸗ 
ausſetzungen nicht erfüllen können. 

Von der Mitarbeit als DAF.-Walter jedoch find diejenigen Nicht⸗ 
arier, die nun als Reichsbürger aufgenommen werden können, aus⸗ 
geſchloſſen. 


13. Zugehörigkeit zur HJ. nicht mehr Vorbedingung beim Eintritt 
von Jugendlichen in die Deutſche Arbeitsfront 


Der Leiter des Jugendamtes der DAF. hat im Einvernehmen mit 
dem Organiſationsamt die Anordnung aufgehoben, wonach nur ſolche 
Jugendliche die Mitgliedſchaft zu Deutſchen Arbeitsfront erwerben 
konnten, die ihre Zugehörigkeit zur HJ. oder zum BdM. nachweiſen 
können. Die HJ. und der BdM. würden in Zukunft, genau wie die 
Partei, nur eine feſtſtehende Mitgliederzahl umfaſſen und dadurch 
zwangsläufig den Weg zur Ausleſe beſchreiten. Die Deutſche Arbeits⸗ 
front ſei hingegen die Organiſation aller ſchaffenden Deutſchen, ſo daß 
auch den Jugendlichen der Eintritt in die DAF. ermöglicht werden 
müſſe, die der HJ. und dem BdM. nicht angehören. Es ſei ſelbſtver⸗ 
ſtändlich, daß ſich die HJ. für die Werbung aller ſchaffenden Jugend⸗ 
lichen als Einzelmitglieder zur Deutſchen Arbeitsfront in ſtärkſtem 
Maße einſetze. 
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14. Der große Abſtammungsnachweis für Zeitungsverleger 

Die bisherigen Beftimmungen bleiben beſtehen 

Im § 6 Abſ. 2 der Erſten VO. z. Reichsbürgergeſetz iſt beſtimmt 
worden, daß Anforderungen an die Abſtammung, die über die im 8 5 
feſtgelegte Abgrenzung hinausgehen, der Zuſtimmung des Reichs⸗ 
miniſters des Innern und des Stellvertreters des Führers bedürfen!) 
Eine ſolche Genehmigung iſt für den Bereich des Zeitungsverlags 
erteilt worden:). Danach bleiben die Beſtimmungen der „Anordnung zur 
Wahrung der Unabhängigkeit des Zeitungsverlagsweſens“ vom 
24. April 1935 unverändert in Kraft; es wird lediglich in Angleich an 
den Sprachgebrauch des Reichsbürgergeſetzes der Begriff „ariſche Ab⸗ 
ſtammung“ durch den Begriff „Abſtammung von Vorfahren deutſchen 
oder artverwandten Blutes“ erſetzt. Es iſt alſo „für die Berechtigten 
am Verlag und deren Ehegatten der Nachweis der Abſtammung von 
Vorfahren deutſchen oder artverwandten Blutes bis zum Jahre 1800 
zurück zu erbringen“. 


15. Auswirkung des Reichsbürgergeſetzes auf das Schulweſen 


RdErl. d. RuprMfWiſſErzVolksb. vom 2. Juli 1937 
— (Min AmtsBlötſchWiſſ. 1937 S. 346) 

Die Vorſchriften des Reichsbürgergeſetzes vom 15. September 1935 
und der Erſten Verordnung vom 14. November 1935 zum Reichs⸗ 
bürgergeſetz (RGBl. I S. 1333) haben über die Rechtsſtellung der Juden 
im deutſchen Reichsgebiet eine grundſätzliche Klärung gebracht. Die 
Schulerziehung der jüdiſchen Kinder wird im Anſchluß hieran zu ge⸗ 
gebener Zeit reichsgeſetzlich geregelt werden. Bis auf weiteres iſt nach 
den nachſtehenden Richtlinien zu verfahren: 


IJ. Zulaſſung zum Schul beſuch 
1. Die Zulaſſung der Juden zum Beſuch der Pflichtſchulen regelt 
ſich nach den allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen über die Schul⸗ 
pflicht. Schulpflichtige Juden find daher in den öffentlichen Pflicht- 
ſchulen zu unterrichten, ſoweit ſie nicht nach geſetzlichen Vorſchriften 
von der Schulpflicht befreit ſind oder die Schulpflicht ruht oder durch 
den Beſuch privater Schulen erfüllt wird. Das gleiche gilt für die 
jüdiſchen Miſchlinge. 
2. Soweit nach den örtlichen Verhältniſſen eine abgeſonderte Be⸗ 
ſchulung der jüdiſchen Schüler im Rahmen eines geordneten Schul— 
betriebes und ohne beſondere Mehrbelaſtung der Unterhaltsträger 


1) Vgl. dazu oben S. 50 Anm. 3. 

2) Solche Genehmigungen ſind auch für die angeſchloſſenen Verbände 
der NSDAP. erteilt (vgl. oben S. 50 Anm. 3), mit Ausnahme der 
Deutſchen Arbeitsfront (vgl. oben S. 50). 
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möglich iſt und private jüdiſche Schulen nicht vorhanden ſind, wird den 
Unterhaltsträgern der öffentlichen Pflichtſchulen nahegelegt, mit ſchul⸗ 
aufſichtlicher Genehmigung beſondere Schulen oder Sammelklaſſen für 
jüdiſche Schüler einzurichten. Werden ſolche Schulen oder Sammel— 
klaſſen eingerichtet, ſo ſind ſie als Beſtandteil der öffentlichen Schule 
nach den allgemeinen Vorſchriften zu unterhalten. Die jüdiſchen Schüler 
find zu ihrem Beſuch verpflichtet. Als Lehrer find Juden (§ 5 der Erſten 
Verordnung zum Reichsbürgergeſetz), allenfalls jüdiſche Miſchlinge (82 
a. a. O.) zu verwenden, und zwar empfiehlt es ſich, in erſter Linie nach 
§s des Berufsbeamtengeſetzes oder §4 der Erſten Verordnung zum 
Reichsbürgergeſetz ausgeſchiedene Lehrer aufzufordern und im Falle 
ihres Einverſtändniſſes ohne Berufung in das Beamtenverhältnis auf⸗ 
tragsweiſe zu beſchäftigen. 

Die hiernach an preußiſchen Volksſchulen verwendeten jüdi⸗ 
ſchen Lehrkräfte find nach 8 20 des Volksſchullehrerbeſoldungsgeſetzes in 
der Faſſung der Erſten Sparverordnung in Höhe der Anfangsvergütung 
zu beſolden. Die Vorſchriften über die Anrechnung früherer Dienſtzeiten 
ſowie die Beſtimmungen des preußiſchen Runderlaſſes vom 1. Juni 1927 
— U III E 1242 — (Zentrbl. f. d. geſ. Unterr.⸗Verw. S. 220) über das 
Dienſtalter der wiederbeſchäftigten Ruhegehaltsempfänger ſind nicht an⸗ 
zuwenden. Soweit in preußiſchen Volksſchulen freie Volksſchulſtellen 
vorhanden ſind, die an die jüdiſchen Schulen oder Sammelklaſſen über⸗ 
tragen werden können, bin ich damit einverſtanden, daß die Dienſt⸗ 
bezüge aus der Landesſchulklaſſe gezahlt werden. Andernfalls müſſen 
die Dienſtbezüge von der Gemeinde getragen werden. 

In jedem Falle gelten für wiederbeſchäftigte Ruhegehaltsempfänger 
die allgemeinen Ruhensvorſchriften für das Ruhegehalt, da es hier nur 
auf Beſchäftigung im öffentlichen Schuldienſt ankommt und nicht auf 
die Verwendung im Beamtenverhältnis. 

3. Die Zulaſſung der Juden zum Beſuch der Wahlſchulen 
(mittlere, höhere und Fachſchulen) regelt ſich nach den Beſtimmungen 
des Geſetzes gegen die Überfüllung deutſcher Schulen und Hochſchulen 
vom 25. April 1933 (RGBl. 1 S. 225) und den dazu ergangenen Aus⸗ 
führungsvorſchriften. An Orten, an denen ausſchließlich für den Beſuch 
jüdiſcher Schüler beſtimmte Wahlſchulen beſtehen, iſt bei Neuaufnahmen 
nach meinem Runderlaß vom 5. März 1935 — E Ic 185 uſw. — zu 
verfahren. Abi. 3 Satz 2 und Abſ. 4 Satz 2 dieſes Erlaſſes werden auf⸗ 
gehoben. Gegen den Übergang eines jüdiſchen Schülers von einer 
allgemeinen mittleren oder höheren Schule auf eine jüdiſche Schule 
beſtehen grundſätzlich keine Bedenken. 

4. Jüdiſche Miſchlinge können grundſätzlich an jeder Wahlſchule 
zugelaſſen werden. Die Beſchränkungen des Geſetzes gegen die Über⸗ 
füllung deutſcher Schulen und Hochſchulen vom 25. April 1933 für die 
Miſchlinge, die aus nach dem 26. April 1933 geſchloſſenen Ehen hervor⸗ 
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gegangen find, find durch die Nürnberger Geſetze hinfällig geworden. 
den von zwei volljüdiſchen Gropelternteifen abſtammenden jüdiſchen 
Miſchlingen iſt auch der Beſuch jüdiſcher Schulen oder Sammelklaſſen 
für jüdiſche Schüler geſtattet. Die Namen der die jüdiſchen Schulen 
oder die Sammelklaſſen für jüdiſche Schüler beſuchenden und dort neu 
eintretenden ſtaatsangehörigen jüdiſchen Miſchlinge ſind der zuſtändigen 
Schulaufſichtsbehörde unverzüglich mitzuteilen. Dieſe hat darüber durch 
meine Hand an den Herrn Reichs- und Preußiſchen Miniſter des Innern 
zu berichten, der im Einvernehmen mit dem Stellvertreter des Führers 
darüber entſcheiden wird, ob ihnen künftig das Reichsbürgerrecht zu— 
erkannt werden kann. 

Treten die Schüler zur jüdiſchen Religion über, ſo werden ſie 
gemäß §5 Abſ. 2 der Erſten Verordnung zum Reichsbürgergeſetz zu 
Juden. Eine Mitteilung der Namen iſt in dieſem Falle nicht erforderlich. 

5. Kann an einer Wahlſchule zur Vermeidung ſonſt notwendig 
werdender Klaſſenteilungen oder aus anderen Gründen nur eine be⸗ 
ſtimmte Zahl von Schülern aufgenommen werden, ſo iſt bei der vor⸗ 
zunehmenden Ausleſe neben der geiſtigen und charakterlichen Eignung 
auch die raſſiſche Zugehörigkeit der Schüler zu berückſichtigen. 


II. Teilnahme an Schulveranſtaltungen 
beſonderer Art 

1. Staatsangehörige jüdiſche Miſchlinge (8 2 Abſ. 2 der Erſten Ver⸗ 
ordnung zum Reichsbürgergeſetz), die die allgemeinen Schulen beſuchen, 
haben, wie jeder andere Schüler, an allen Schulveranſtaltungen der 
Schule einſchließlich beſonderer Gemeinſchaftsveranſtaltungen außerhalb 
des ſchulplanmäßigen Unterrichts (z. B. Schulausflügen, Beſuch von 
Schullandheimen, Sportfeſten u. dgl.) teilzunehmen. 

Der preußiſche Runderlaß vom 16. Juni 1934 — U II f 4949 — 
wegen des Ausſchluſſes nichtariſcher Schüler von den nationalpolitiſchen 
Lehrgängen iſt gemäß 8 6 Abſ. 2 der Erſten Verordnung zum Reichs⸗ 
bürgergeſetz vom 14. November 1935 außer Kraft getreten. 

2. Staatsangehörige jüdiſche Schüler (§5 der Erſten Verord— 
nung zum Reichsbürgergeſetz), die die allgemeinen Schulen beſuchen, 
haben nach Maßgabe der hierüber ergangenen Beſtimmungen am lehr⸗ 
planmäßigen Unterricht teilzunehmen. An jüdiſchen Feiertagen und am 
Sonnabend kann ihnen auf Antrag der Erziehungsberechtigten ganz 
oder teilweiſe Befreiung erteilt werden. (Vgl. den Runderlaß des 
Reichs⸗ und Preußiſchen Miniſters des Innern an die Unterrichtsver⸗ 
waltungen der Länder vom 27. Februar 1934 — IV 3250/8. 8. — und 
den preußiſchen Runderlaß vom 16. März 1934 — U II G 3849/33 —.) 

Von der Teilnahme an Gemeinſchaftsveranſtaltungen außerhalb 
des ſchulplanmäßigen Unterrichts (vgl. Ziff. 1) find die jüdiſchen Schüler 
ausgeſchloſſen. 
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J. Ausländiſchen jüdiſchen Schülern, die die allgemeinen Schulen 
bejuchen, kann die Teilnahme an Gemeinſchaftsveranſtaltungen außer— 
halb des lehrplanmäßigen Unterrichts nach Maßgabe der allgemeinen 
Schulordnung und der jeweiligen beſonderen Anordnungen des Schul— 
leiters geſtattet werden, wenn daraus Schwierigkeiten nicht zu be— 
ſorgen ſind. 


III. Zulaſſung zur Prüfung als Nichtſchüler 
Reifeprüfung an jüdiſchen Schulen 

1. Zur Reifeprüfung als Nichtſchüler und zu den ſprachlichen 
Ergänzungsprüfungen (Lateiniſch, Griechiſch uſw.) ſind jüdiſche Be⸗ 
werber deutſcher Staatsangehörigkeit nicht zugelaſſen. Sofern ſie an 
einer nicht mit ſelbſtändigem Prüfungsrecht ausgeſtatteten jüdiſchen 
Schule unterrichtet worden ſind, können ſie zur Ablegung der Reife⸗ 
prüfung an einer öffentlichen höheren Schule zugelaſſen werden. 

Jüdiſchen Miſchlingen iſt die Ablegung der Prüfung in jedem 
Falle geſtattet. 

Die preußiſchen Runderlaſſe vom 28. März 1933 — UI G 1953 —, 
9. November 1933 — U II G 2732 —, 8. Januar 1934 — U II G 
3001 —, 9. April 1934 — U II G 4059 — find auf Grund des 86 
Abſ. 2 der Erſten Verordnung zum Reichsbürgergeſetz mit dem 1. Januar 
1936 außer Kraft getreten. 

2. Werden an jüdiſchen höheren Schulen Reifeprüfungen abge⸗ 
halten, ſo ſind die Abgangszeugniſſe ausdrücklich als Zeugniſſe jüdi⸗ 
ſcher höherer Schulen zu kennzeichnen. (Vgl. Erlaß vom 12. De⸗ 
zember 1935 — E III c 2066 M —.) 


Das Zeugnis verleiht im Rahmen der für die Juden deutſcher 
Staatsangehörigkeit geltenden Beſchränkungen die gleichen Berechti⸗ 
gungen wie die Reifezeugniſſe anderer anerkannter, mit ſelbſtändigem 
Prüfungsrecht ausgeſtatteter Privatſchulen. 


IV. Lehrerausbildung 


1. Juden können nicht Lehrer oder Erzieher deutſcher Jugend ſein. 
Auch jüdiſche Miſchlinge ſind künftig für den Beruf eines deutſchen 
Jugenderziehers ungeeignet. Zur Ausbildung für den Beruf eines 
Lehrers oder Erziehers ſoll daher grundſätzlich nur zugelaſſen werden, 
wer für ſich und, falls er verheiratet iſt, für ſeine Ehefrau den nach den 
beamtenrechtlichen Vorſchriften erforderlichen Nachweis über die Rein⸗ 
heit des Blutes erbringen kann. 


Den Vorausſetzungen zu Ziff. 1 unterliegt insbeſondere 
a) die Zulaſſung zu den Hochſchulen für Lehrerbildung und den 
Prüfungen für das Lehramt an Volks⸗ und Mittelſchulen, 
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b) die Zulaſſung zur wiſſenſchaftlichen, künſtleriſchen und pädago— 
diſchen Prüfung und zum Vorbereitungsdienſt für das Lehramt 
an höheren Schulen, 

e) die Zulaſſung zur Ausbildung als Gewerbelehrer (lehrerin), 
Handelslehrer (lehrerin), Landwirtſchaftslehrer und anderer 
Berufs⸗ oder Fachſchullehrer, als Lehrerin der landwirtſchaft— 
lichen Haushaltungskunde, als Sportlehrer (lehrerin), als Volks- 
pfleger (pflegerin), Kindergärtnerin, Hortnerin und Jugend⸗ 
leiterin. 

88 Ziff. 1 der Grundbeſtimmungen für die pädagogiſche Ausbildung 
der Landwirtſchaftslehrer (Runderlaß vom 29. Januar 1936 — EV 
3105/35 —, RMinAmtsblotſch Wiſſ. S. 97) bleibt unberührt. 

Die Ausbildung der Lehrkräfte für jüdiſche Schulen wird im An⸗ 
ſchluß an die geſetzliche Neuregelung des jüdiſchen Schulweſens neu zu 
ordnen ſein. Bis zum Erlaß dieſer Neuordnung behalte ich mir vor: 

a) einzelne Antragſteller (Antragſtellerinnen), die ihre Ausbildung 
auf einer von mir anerkannten jüdiſchen Lehrerbildungsanſtalt 
erhalten haben, zu den Prüfungen für das Lehramt an Volks⸗ 
ſchulen, 

b) einzelne Antragſteller (Antragſtellerinnen), die im Rahmen der 
allgemeinen Zulaſſungsbeſchränkungen für jüdiſche Studierende 
das vorgeſchriebene Hochſchulſtudium abgeleiſtet haben, zur Ab⸗ 
legung der wiſſenſchaftlichen Prüfung für das höhere Lehramt, 
zur Prüfung für das Handelslehramt ſowie zur Prüfung für das 
künſtleriſche Lehramt 

von Fall zu Fall vor beſonderen Prüfungsausſchüſſen zuzulaſſen. Über 
die Zuſammenſetzung der Prüfungsausſchüſſe ergeht beſondere Be⸗ 
ſtimmung. 

Ferner behalte ich mir vor, einzelne Antragſteller (Antrag⸗ 
ſtellerinnen) von Fall zu Fall für die Ausbildung als Gewerbelehrer 
(lehrerin) zum Beſuch des Berufspädagogiſchen Inſtituts in Berlin 
und zu einer beſonderen Abſchlußprüfung zuzulaſſen. 

3. Jüdiſche Junglehrer (lehrerinnen), die die erſte Lehrerprüfung 
beſtanden haben, können zum Zweck der Vorbereitung auf die zweite 
Lehrerprüfung nach Maßgabe der hierfür geltenden allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften an öffentlichen jüdiſchen Schulen beſchäftigt werden. Nach 
Ablegung der zweiten Lehrerprüfung können ſie, ſoweit ſie nicht in den 
privaten Schuldienſt treten, an öffentlichen jüdiſchen Schulen ohne Be⸗ 
rufung in das Beamtenverhältnis auftragsweiſe beſchäftigt werden. 
Von einer planmäßigen Anſtellung iſt abzuſehen. 

4. Jüdiſche Kandidaten und Kandidatinnen, die vor einem be⸗ 
ſonderen Prüfungsausſchuß oder bereits früher nach den allgemeinen 
Vorſchriften die wiſſenſchaftliche oder künſtleriſche Prüfung für das 
höhere Lehramt abgelegt haben, können an jüdiſchen höheren Schulen 
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zur Ausbildung beſchäftigt werden. Zum Vorbereitungsdienſt an den 
allgemeinen Schulen ſind ſie nicht zugelaſſen. Sie können von Fall zu 
Fall zur Ablegung der pädagogiſchen Prüfung vor einem beſonderen 
Prüfungsausſchuß zugelaſſen werden, um die Fähigkeit zur Anſtellung 
an höheren jüdiſchen Schulen zu erhalten. Über die Zuſammenſtellung 
der Prüfungsausſchüſſe ergeht beſondere Beſtimmung. 

5. Zur Ausbildung jüdiſcher Turn- und Sportlehrer (lehrerinnen) 
ſowie jüdiſcher Kindergärtnerinnen und Jugendleiterinnen behalte ich 
mir vor, nach Maßgabe des vorhandenen Bedürfniſſes von Fall zu 
Fall beſondere Einrichtungen zuzulaſſen. 


N. 

1. Ziff. 1 10—12 des preußiſchen Runderlaſſes vom 22. Juni 1933 
— U II D 2421 uſw. — (gentrbl. f. d. gef. Unterr.⸗Verw. S. 201) 
ſowie die Erlaſſe vom 25. Oktober 1933 — U II M 2022 —, betreffend 
die Zulaſſung von Nichtariern zu den Wohlfahrtsſchulen, Landpflege⸗ 
ſchulen und Sozialpädagogiſchen Seminaren, vom 24. April 1933 
— UI M 169 —, betreffend den Ausſchluß nichtariſcher Bewerber von 
der ſchulwiſſenſchaftlichen Vorprüfung für die Aufnahme an Wohlfahrts⸗ 
ſchulen, Sozialpädagogiſchen Seminaren uſw., vom 2. Auguſt 1934 
— UI M 1409 U II G —, betreffend den Ausſchluß von nichtariſchen 
Bewerbern (Bewerberinnen), werden durch vorſtehende Beſtimmungen 
erſetzt und treten damit außer Kraft. 

2. Wo in bisherigen Erlaſſen der Ausdruck „Nichtarier“ verwandt 
iſt, ſind darunter, ſoweit durch Geſetz oder Verordnung nicht anderes 
beſtimmt iſt oder ſich aus den vorſtehenden Beſtimmungen nichts 
anderes ergibt, nur „Juden“ zu verſtehen. In Zweifelsfällen iſt mir 
zu berichten. 

3. Von der Durchführung dieſes Erlaſſes iſt abzuſehen, ſoweit 
Vorſchriften aus internationalen Verträgen entgegenſtehen ). 

An die Unterrichtsverwaltungen der Länder, den Herrn Reichskommiſſar 
für das Saarland in Saarbrücken, die Herren Oberpräſidenten (Ab⸗ 
teilung für höheres Schulweſen), die Herren Regierungspräſidenten 
und den Herrn Stadtpräſidenten der Reichshauptſtadt Berlin. 


16. Erwerb der Doktorwürde durch Juden und jüdiſche Miſchlinge 
deutſcher Staatsangehörigkeit 
RdErl. d. RuPrMfwWiſſErzVolksb. vom 15. April 1937 (RMinAmtsbl. 
Dich. Wiſſ. 1937 S. 224) 

Im Einvernehmen mit dem Stellvertreter des Führers, dem Herrn 
Reichs⸗ und Preußiſchen Miniſter des Innern und dem Auswärtigen 
Amt ordne ich mit ſofortiger Wirkung an, daß Juden (8 5 der Erſten 
Verordnung zum Reichsbürgergeſetz vom 14. November 1935, RGBl. I 


1) Vgl. S. 36 Anm. 6. 
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S. 1533), welche die deutſche Staatsangehörigkeit beſitzen, zur Doktor⸗ 
prüfung, nicht mehr zugelaſſen ſind; auch hat die Erneuerung von 
Doktordiplomen bei ihnen zu unterbleiben. 

Zuläſſig bleibt die Promotion von jüdiſchen Miſchlingen (8 2 Abi. 2 
nn Verordnung zum Reichsbürgergeſetz vom 14. November 

In Zweifelsfällen iſt meine Entſcheidung einzuholen. 

0 Deutſche Staatsangehörige haben dem Geſuch um Zulaſſung zur 
Doktorprüfung einen ausgefüllten Fragebogen nach anliegendem 
Muſter, dazu die Geburtsurkunde des Kandidaten, die Geburts- und 
Heiratsurkunden der Eltern und der beiderſeitigen Großeltern oder an 
Stelle der Urkunden den Ahnenpaß beizufügen. Gegen die Rückgabe 
der Urkunden oder des Ahnenpaſſes nach Prüfung beſtehen keine Beden⸗ 
ken. Für dieſen Fall iſt ein entſprechender Vermerk zu den Pro⸗ 
motionsakten zu nehmen (ſiehe Erlaß des Reichsminiſters der Finanzen 
vom 11. Januar 1937 — A 4400/3. I B —, RBeſBl. ©. 2). 

n Entgegenſtehende Beſtimmungen werden aufgehoben, insbeſondere 
wird der Runderlaß vom 15. Dezember 1933 — U I 2913. 1. — 
hierdurch geändert. 

Gegen die Aushändigung des Doktordiploms an diejenigen Juden, 
welche die Promotionsbedingungen bei Eingang dieſes Erlaſſes bereits 
reſtlas erfüllt, d. h. auch die vorgeſchriebenen Pflichtexemplare der 
Diſſertation an die Fakultät abgeliefert haben, beſtehen keine Bedenken. 
Das gleiche gilt für diejenigen Fälle, in denen ich die Zulaſſung bereits 
vor dieſem Erlaß ausnahmsweiſe genehmigt habe, falls die Meldung 
zur Prüfung ſpäteſtens innerhalb von drei Monaten ſeit Eingang dieſes 
Erlaſſes erfolgt. Die in Betracht kommenden Kandidaten ſind aus⸗ 
drücklich auf dieſen Endtermin hinzuweiſen. Dabei ſind hinſichtlich 
der Aushändigung des Doktordiploms an ſtaatsangehörige Studierende 
der Medizin und der Zahnheilkunde jüdiſchen Blutes die nachfolgenden 
Beſtimmungen zu beachten. 

Da bei ſtaatsangehörigen Studierenden der Medizin und der Zahn⸗ 
heilkunde eine Promotion erſt nach erfolgter Beſtallung als Arzt oder 
Zahnarzt erfolgen kann, will ich denjenigen ſtaatsangehörigen 
Studierenden der Medizin und der Zahnheilkunde, die jüdiſche Miſch⸗ 
linge (8 2 Abſ. 2 der Erſten Verordnung zum Reichsbürgergeſetz vom 
14. November 1935) ſind und als ſolche auf eine Beſtallung als Arzt 
oder Zahnarzt nicht rechnen können, Gelegenheit geben, den Doktor⸗ 
grad zu erwerben, ſoweit ſie nach Ablegung des Staatsexamens das 
Deutſche Reich verlaſſen und im Auslande eine feſte Stellung angenom⸗ 
men haben. Dieſe Studierenden haben, wenn ſie auf die Aushändigung 
des Doktordiploms Wert legen, der zuſtändigen Fakultät einen ent⸗ 
ſprechenden Antrag einzureichen. Dem Antrage ſind ausreichende 
glaubhafte Unterlagen beizufügen, aus denen ſich ergibt, daß der 
Betreffende eine feſte Anſtellung oder die Ausſicht auf eine ſolche im 
Auslande erlangt hat. Dem Geſuch iſt ferner eine beſondere Erklärung 
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anzuſchließen, mit der bedingungslos auf die Beſtallung als Arzt oder 
Zahnarzt im Deutſchen Reich verzichtet wird. Das Geſuch nebſt 
Unterlagen leinſchließlich der Verzichtserklärung) iſt mir mit einer 
Stellungnahme der Fakultät über die Perſönlichkeit des Doktoranden, 
insbeſondere über ſeine etwaige politiſche Betätigung, auf dem vor⸗ 
geſchriebenen Dienſtwege (außerhalb Preußens durch die Hochſchul⸗ 
verwaltung des betreffenden Landes) vorzulegen. Ich behalte mir die 
Genehmigung in jedem Falle vor. Von der Genehmigung, die im 
Einvernehmen mit dem Herrn Reichs⸗ und Preußiſchen Miniſter des 
Innern ergeht, werde ich die zuſtändige oberſte Landesbehörde (Mini⸗ 
ſterium des Innern) unter Überſendung der Verzichtserklärung benach⸗ 
richtigen. Ein Anſpruch auf Aushändigung des Diploms beſteht nicht. 
Zur Vermeidung von Zweifeln bemerke ich, daß ſich die Beſtimmung 
im § 8 Abſ. 1 der Reichsärzteordnung nur auf den Verzicht auf die 
bereits erteilte Beſtallung als Arzt bezieht. Ein Verzicht auf eine 
noch nicht erteilte Beſtallung wird durch § 8 Abſ. 1 der Reichsärzte⸗ 
ordnung nicht berührt. Die Zuſtimmung der Reichsärztekammer iſt 
daher in dieſem Falle auch nicht erforderlich. N 

Staatenloſe jüdiſche Miſchlinge (§S 2 Abſ. 2 der Erſten Verord— 
nung zum Reichsbürgergeſetz vom 14. November 1935) ſind Ausländern 
gleichzuachten. Dieſen kann das mediziniſche und zahnmediziniſche 
Doktordiplom alſo ohne weiteres ausgehändigt werden, es ſei denn, daß 
die Staatenloſigkeit darauf beruht, daß der jüdiſche Miſchling gemäß 
§ 2 des Reichsgeſetzes über den Widerruf von Einbürgerungen und die 
Aberkennung der deutſchen Staatsangehörigkeit vom 14. Juli 1933 
(RGBl. I ©. 480) der deutſchen Staatsangehörigkeit für verluſtig 
erklärt worden iſt, da in einem ſolchen Falle gemäß dem Runderlaß 
vom 17. Juli 1934 — U I 1576 — der Doktorgrad ſofort wieder 
entzogen werden müßte. 

Dieſe Vorſchriften gelten entſprechend für die Erwerbung des 
Dr. habil. Von den Bewerbern um die Habilitation, die vor Erſcheinen 
dieſes Erlaſſes promoviert haben, iſt die Ergänzung der im 8 4 Ziff. 2 
NHabilD. vorgeſehenen Fragebogen entſprechend dem beiliegenden 
Muſter hinſichtlich der Staatsangehörigkeit ſowie die Vorlage der vor⸗ 
ſtehend genannten Urkunden zu fordern, es ſei denn, daß der Ahnenpaß 
vorgelegt wird. 

Für Ausländer bleiben die bisherigen Beſtimmungen in Kraft. 


X. Geſetz zum Schutze der Erbgeſundheit des deutſchen Volkes 
(Ehegeſundheitsgeſetz) nebſt der erſten Verordnung zu ſeiner 
Durchführung und den Durchführungsbeflimmungen 


1. Geſetz zum Schutze der Erbgeſundheit des deutſchen Volkes 
(Ehegeſundheitsgeſetz) 
Vom 18. Oktober 1935 (RGBl. I S. 1246) 


Die Reichsregierung hat das folgende Geſetz beſchloſſen, das hiermit 
verkündet wird: 

§ 1. (1) Eine Ehe darf nicht geſchloſſen werden, 

a) wenn einer der Verlobten an einer mit Anſteckungsgefahr ver- 
bundenen Krankheit leidet, die eine erhebliche Schädigung der Ge⸗ 
ſundheit des anderen Teiles oder der Nachkommen befürchten läßt, 

b) wenn einer der Verlobten entmündigt iſt oder unter vorläufiger 
Vormundſchaft ſteht, 

c) wenn einer der Verlobten, ohne entmündigt zu ſein, an einer 
geiſtigen Störung leidet, die die Ehe für die Volksgemeinſchaft uner⸗ 
wünſcht erſcheinen läßt, 

d) wenn einer der Verlobten an einer Erbkrankheit im Sinne des 
Geſetzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes leidet. 

(2) Die Beſtimmung des Abſatzes 1 Buchſtabe d ſteht der Ehe⸗ 
ſchließung nicht entgegen, wenn der andere Verlobte unfruchtbar iſt. 

§ 2. Vor der Eheſchließung haben die Verlobten durch ein Zeugnis 
des Geſundheitsamtes (Ehetauglichkeitszeugnis) nachzuweiſen, daß ein 
Ehehindernis nach § 1 nicht vorliegt. 

§ 3. (1) Eine entgegen den Verboten des § 1 geſchloſſene Ehe iſt 
nichtig, wenn die Ausſtellung des Ehetauglichkeitszeugniſſes oder die 
Mitwirkung des Standesbeamten bei der Eheſchließung von den Ver— 
lobten durch wiſſentlich falſche Angaben herbeigeführt worden iſt. Sie 
iſt auch nichtig, wenn ſie zum Zwecke der Umgehung des Geſetzes im 
Ausland geſchloſſen iſt. Die Nichtigkeitsklage kann nur vom Staats— 
anwalt erhoben werden. 

(2) Die Ehe iſt von Anfang an gültig, wenn das Ehehindernis 
ſpäter wegfällt. 

§ 4. (1) Wer eine verbotene Eheſchließung erſchleicht (§ 3), wird 
mit Gefängnis nicht unter drei Monaten beſtraft. Der Verſuch iſt 
ſtrafbar. 

(2) Die Verfolgung wegen des vollendeten Vergehens tritt nur ein, 
wenn die Ehe für nichtig erklärt iſt. 

§ 5. (1) Die Vorſchriften dieſes Geſetzes finden keine Anwendung, 

Löſener⸗Knoſt, Die Nürnberger Geſetze. 2. Aufl. 8 
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wenn beide Verlobten oder der männliche Verlobte eine fremde Staats— 
angebörigleit beſitzen. 

(2) Die Strafverfolgung eines Ausländers nach 8 4 tritt nur auf 
Anordnung ein, die der Reichsminiſter der Juſtiz im Einvernehmen 
mit dem Reichsminiſter des Innern trifft. 3 

$ 6. Der Reichsminiſter des Innern oder die von ihm ermächtigte 
Stelle kann Befreiungen von den Vorſchriften dieſes Geſetzes bewilligen. 

87. Der Reichsminiſter des Innern erläßt im Einvernehmen mit 
dem Stellvertreter des Führers und dem Reichsminiſter der Juſtiz die 
zur Durchführung und Ergänzung dieſes Geſetzes erforderlichen Rechts— 
und Verwaltungsvorſchriften. 

95 5 (1) Das Geſetz tritt am Tage nach der Verkündung [19.10] 
in Kraft. 

(2) Den Zeitpunkt des Inkrafttretens des 8 2 beſtimmt der Reichs⸗ 
miniſter des Innern. Bis zu dieſem Zeitpunkt iſt ein Ehetauglichkeits⸗ 
zeugnis nur in Zweifelsfällen vorzulegen. 

Der Führer und Reichskanzler 


Der Reichsminiſter des Innern Der Stellvertreter des Führers 
Der Reichsminiſter der Juſtiz 


2. Begründung zu dem Geſetz zum Schutze der Erbgeſundheit 
des deutſchen Volkes 
(Dt. RAnz. u. Preuß. StAnz. S. 251 vom 26. Oktober 1935) 


Der nationalſozialiſtiſche Staat ſieht in der Familie die Keimzelle der 
Sippe und des Volkes. Zu ihrem beſonderen Schutz wird das vorliegende 
Geſetz erlaſſen. Um geſundheitlich unerwünſchte Ehen zu verhindern, ſieht 
das Geſetz in beſonders begründeten Fällen eine Reihe von Eheverboten vor. 
Danach ſoll die Ehe insbeſondere verboten ſein, wenn die zu gründende 
Ehe von vornherein durch eine mit Anſteckungsgefahr verbundene Krankheit 
bedroht oder wenn die Entſtehung erbkranken Nachwuchſes zu befürchten iſt. 
Hierzu iſt durch ein Ehetauglichkeitszeugnis des Geſundheitsamtes nach— 
zuweiſen, daß ein Ehehindernis im Sinne dieſes Geſetzes nicht beſteht. 

Es iſt beabſichtigt, auf Grund der in § 7 des Geſetzes enthaltenen 
Ermächtigung in den Ausführungsvorſchriften eine Beſchwerdemöglichkeit 
gegen die Entſcheidung des Geſundheitsamtes vorzuſehen. Im Falle der 
Verſagung des Ehetauglichkeitszeugniſſes aus Gründen des $ 1 des Geſetzes 
ſoll die Beſchwerde bei dem zuſtändigen Erbgeſundheitsgericht und gegen 
deſſen Entſcheidung eine weitere Beſchwerde an das Erbgeſundheitsobergericht 
zuläſſig ſein. 

In der Erkenntnis, daß durch Eheverbote nur die ſchwerſten Gefahren 
abgewehrt werden können, werden dieſe Verbote auf die im Geſetz auf⸗ 
geführten Fälle beſchränkt; in allen übrigen Fällen, in denen aus anderen 
geſundheitlichen Gründen Bedenken gegen eine Ehe beſtehen, muß es der 
Selbſtverantwortung jedes einzelnen Volksgenoſſen überlaſſen bleiben, ob er 
dem Rat des Eheberaters folgen will. So wird durch die Einführung der 
Ehetauglichkeitszeugniſſe nicht nur die Durchführung der geſetzlich feſt⸗ 


— 
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an en. Eheverbote ſichergeſtellt, ſondern es wird gleichzeitig erreicht, daß 
Abe an. vor der Eheſchließung einer Eheberatung zugeführt werden. 
Die Geſundheitsämter haben demnach in Zukunft eine große Erziehungs— 
aufgabe zu leiſten, indem ſie darauf hinzuwirken haben, daß die bei der 
Eheberatung erteilten Ratſchläge zum Wohle der kommenden Geſchlechter und 
des geſamten Volkes auch tatſächlich befolgt werden. Was heute vielen noch 
als ein Zwang erſcheinen mag, muß allmählich zu einer Selbſtverſtändlichkeit 
werden. Wenn ein ſolches Verantwortungsbewußtſein der Ehe und Familie 
gegenüber erreicht wird, iſt damit ein bedeutungsvoller Weg beſchritten, der 
geeignet erſcheint, die Volkskraft und Volksgeſundheit der jetzigen und der 
kommenden Geſchlechter auf Jahrhunderte hinaus zu ſichern und dem deut⸗ 
ſchen Volk eine Höherentwicklung zu ermöglichen. 

Zu den Beſtimmungen des Geſetzentwurfs im einzelnen iſt folgendes zu 
bemerken: 

Zu § 1: 81 zählt diejenigen Fälle auf, in denen eine Ehe nicht ge» 
ſchloſſen werden darf, wenn geſundheitliche Gründe der Eheſchließung ent- 
gegenſtehen oder die Entſtehung erbkranken Nachwuchſes zu befürchten iſt oder 
wenn aus beſtimmten Gründen die Ehe zur Erzeugung oder Aufzucht geſunder 
Kinder untauglich erſcheint. 

Nach Abſ. 1 Buchſt. a) begründen ſolche Krankheiten ein Ehehindernis, 
die mit einer Anſteckungsgefahr für den anderen Ehepartner oder für die 
Nachkommenſchaft verbunden ſind. Es kommen hier namentlich in Frage 
Geſchlechtskrankheiten, beſtimmte Formen von Tuberkuloſe u. ä. anſteckende 
Erkrankungen, bei deren Vorliegen ein verantwortungsbewußter Menſch 
ohnehin an die Eingehung einer Ehe nicht denken dürfte. Den Betroffenen 
ſelbſt iſt vielfach nichts von ihrer Erkrankung bekannt. Sie erfahren dies 
nunmehr durch die Eheberatung. Es iſt anzunehmen, daß es dadurch 
möglich ſein wird, die Übertragung anſteckender Krankheiten in der Ehe zu 
verhindern und den geſunden Ehepartner vor der Gefahr der Anſteckung und 
der danach folgenden Enttäuſchung zu bewahren. 

In Abf. 1 Buchſt. b) iſt beſtimmt worden, daß Perſonen, die entmündigt 
ſind oder unter vorläufiger Vormundſchaft ſtehen, nicht heiraten dürfen. 
Dieſe Beſtimmung geht über die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuches 
hinaus, wonach z. B. Perſonen, die wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwendung 
oder Trunkſucht entmündigt ſind, mit Einwilligung ihres geſetzlichen Ver⸗ 
treters heiraten können. Dies wird ihnen nunmehr verboten. Das Verbot 


beruht auf der Erwägung, daß geiſtesſchwache Perſonen wegen der Gefahr 


der Vererbung ihrer Anlagen auf den zu erwartenden Nachwuchs von dem 
Fortpflanzungsprozeß nach Möglichkeit ferngehalten werden ſollen. Ferner 
find aber auch Verſchwendung und Trunkſucht vielfach die Folge minder⸗ 
wertiger geiſtiger Erbanlagen, ſo daß die Eingehung der Ehe mit ſolchen 
Perſonen nicht nur dem anderen Ehepartner eine Enttäuſchung bringen 
dürfte, ſondern auch die ordentliche Erziehung und Wartung der Kinder 
gefährdet. 

Zu ch: Die Beſtimmung, daß derjenige keine Ehe eingehen darf, der, 
ohne entmündigt zu ſein, an einer geiſtigen Störung leidet, die die Ehe für 
die Volksgemeinſchaft unerwünſcht erſcheinen läßt, bedeutet lediglich eine 
Erweiterung des Verbotes nach b). 

Hierunter gehören vor allem die Perſonen, die deshalb nicht entmündigt 
werden, weil ſie ihre geringfügigen Angelegenheiten zu beſorgen vermögen. 

8² 
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Es werden darunter auch die Perſonen fallen, bei denen Geiſtesſchwäche oder 
geiſtige Störungen vorliegen, die zu ſchwerer Pſychopathie, Pſychoſe oder zu 
verbrecheriſchen und gemeinſchaftsgefährlichem Verhalten geführt haben. 

Buchſt. d) entbält die aus dem Geſetz zur Verhütung erbkranken Nach- 
wuchſes ſich ergebende Folgerung, daß diejenigen Perſonen, die an einer 
Erbkrankbeit im Sinne des genannten Geſetzes leiden, zu einer Ehe mit einer 
fortpflanzungsfähigen Perſon nicht zugelaſſen werden ſollen. Da der Sinn 
der Ehe in der Erzeugung von Nachkommenſchaft liegt, ſoll ferner eine ge— 
ſunde zeugungs. bzw. gebärfähige Perſon nicht an einen unfruchtbar gemad)- 
ten Partner gebunden werden. Anderſeits iſt es unbedenklich, wenn zwei 
unfruchtbare Perſonen eine Lebensgemeinſchaft eingehen). 

Zu $ 2: Das Nichtvorliegen eines Ehehinderniſſes nach § 1 des Geſetzes 
iſt durch Vorlage eines Zeugniſſes des Geſundheitsamtes nachzuweiſen. 

Die Ausſtellung des Zeugniſſes ſetzt eine ärztliche Unterſuchung beider 
Verlobten in dem zuſtändigen Geſundheitsamt ſowie erforderlichenfalls Nach⸗ 
forſchungen nach der erbbiologiſchen Beſchaffenheit der Sippe voraus. Da 
das vorliegende Geſetz den Nachweis, ob ein Ehehindernis im Sinne der Be⸗ 
ſtimmungen des § 1 vorliegt, von einem Zeugnis des Geſundheitsamtes ab⸗ 
hängig macht, beſteht nunmehr die Möglichkeit, die Ausſtellung der Ehetaug⸗ 
lichkeitszeugniſſe mit einer Beratung der zur Ehe entſchloſſenen Perſonen zu 
verbinden. Gemäß SS 51—53 der Dritten Durchführungsverordnung zum 
Geſetz über die Vereinheitlichung des Geſundheitsweſens vom 30. März 1935 
— Reichsminiſterialbl. S. 327 ff. — ſind die Geſundheitsämter angewieſen 
worden, Beratungsſtellen für Erb⸗ und Raſſenpflege einzurichten. Die 
Grundſätze, die bei ihrer Errichtung und Tätigkeit zu beachten ſind, ſind den 
Landesregierungen durch Erlaß des Reichsminiſters des Innern vom 
21. März 1985 — IV f 3060/1075 b — bekanntgegeben. Da es nicht möglich 
ſein wird, den Geſundheitsämtern ſofort geeignete Arzte und Hilfsperſonal 
für dieſe Aufgaben in genügender Zahl zur Verfügung zu ſtellen, iſt in § 8 
Abſ. 2 für eine angemeſſene Übergangszeit die Vorlage der Ehetauglichkeits⸗ 
zeugniſſe nur in Zweifelsfällen vorgeſchrieben. 

Zu 8 3: $ 3 enthält Beſtimmungen über die Nichtigkeit der den Verboten 
des § 1 zuwider geſchloſſenen Ehen. Dieſe ſollen nichtig ſein, wenn beide Ver⸗ 
lobten durch wiſſentlich falſche Angaben die Ausſtellung des Ehezeugniſſes 
oder die Mitwirkung des Standesbeamten bei der Eheſchließung, insbeſondere 
durch Vorlage eines gefälſchten Ehetauglichkeitszeugniſſes erſchlichen haben. 
Die im Ausland geſchloſſene Ehe ſoll außerdem nichtig fein, wenn die Ver⸗ 
lobten im Auslande geheiratet haben, um die Vorſchriften des Geſetzes zu 
umgehen. In allen dieſen Fällen kann die Nichtigkeitsklage nur vom Staats⸗ 
anwalt erhoben werden. 

Hat nur einer der Verlobten die Täuſchung begangen, ſo findet eine 
Nichtigkeitsklage nicht ſtatt, wohl aber kann der andere Teil nach $ 1333 
BGB die Anfechtungsklage erheben und nach § 170 Reichsſtrafgeſetzbuch 
Strafantrag ſtellen. 

Bei nachträglichem Wegfall des Ehehinderniſſes beſteht kein Bedenken, 
die Ehe von vornherein als gültig anzuſehen. 


1) Vgl. dazu Erbgeſundheitsobergericht Hamm in Z. f. Standesamts- 
weſen 1936 S. 346 (Vfg. d. RP. Arnsberg v. 29. 5. 1936). 
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Zu § 4: § 4 enthält Strafbeſtimmungen für den Fall, daß eine Ehe— 
ſchliezung durch wiſſentlich unwahre Angaben 5 wird. Gegen 
einen Ausländer darf die Strafverfolgung nach § 5 Abſ. 3 des Geſetzes 
nur auf Anordnung des Reichsminiſters der Juſtiz, die dieſer im Ein— 
vernehmen mit dem Reichsminiſter des Innern trifft, ſtattfinden. 

Zu § 5: Nach § 5 des Geſetzes finden feine Vorſchriften keine An— 
wende auf Eheſchließungen zwiſchen Ausländern, weil ein Intereſſe 
des Deutſchen Reiches, die Eheſchließungen unter Ausländern in geſund— 
beitlicher Hinſicht beſonders zu überwachen, nicht beſteht. Ebenſo findet das 
Geſetz kleine Anwendung, wenn ein ausländiſcher Mann eine deutſche Frau 
beiraten will. Durch die Eheſchließung verliert die deutſche Frau ihre 
Reichsangehörigkeit und ſcheidet damit aus dem deutſchen Staatsverband 
aus. In der Regel wird fie ſchon durch die Eheſchließung die Staats- 
angehörigkeit des Mannes erwerben oder doch bald nachher in deſſen 
Saat verband aufgenommen werden. Auch in Fällen dieſer Art beſteht 
kein Anlaß, eine Ehe zu verbieten. Anders liegen die Verhältniſſe, wenn 
der Bräutigam Deutſcher iſt, da dann ſeine ſpätere Ehefrau deutſche 
Staatsangehörige wird und auch ſeine Kinder als Deutſche geboren werden. 
Infolgedeſſen wird dem reichsangehörigen Verlobten die Verpflichtung auf⸗ 
n das Ehetauglichkeitszeugnis beizubringen. Dabei wird ſich eine 
Nachprüfung aber auch auf die geſundheitlichen Verhältniſſe der aus⸗ 
ländiſchen Frau erſtrecken müſſen. Damit iſt den Vorſchriften des Haager 
Abkommens zur Regelung des Geltungsbereiches der Geſetze auf dem 
Gebiete der Eheſchließung vom 12. Juni 1902 (Reichsgeſetzbl. 1904 S. 221) 
Rechnung getragen. 

Zu 8 6: 8 6 ermächtigt den Reichsminiſter des Innern, für beſondere 
Fälle Befreiungen von den Vorſchriften dieſes Geſetzes zu bewilligen. Er 
kann dieſe Befugnis auf nachgeordnete Stellen übertragen. 


3. Erſte Verordnung zur Durchführung des Ehegeſundheitsgeſetzes 
Vom 29. November 1935 (RGBl. I S. 1419) 


Auf Grund der 88 6 und 7 des Geſetzes zum Schutze der Erb⸗ 
geſundheit des deutſchen Volkes (Ehegeſundheitsgeſetz) vom 18. Oktober 
1935 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 1246) wird folgendes verordnet: 

§ 1. Die Ausſtellung des Ehetauglichkeitszeugniſſes (Anlage 1) ) 
iſt ein Teil der Eheberatung und erfolgt durch das zuſtändige Geſund⸗ 
heitsamt (Beratungsſtelle für Erb⸗ und Raſſenpflege). 

§ 2. (1) Zwecks Erlangung des Ehetauglichkeitszeugniſſes hat ſich 
jeder Verlobte bei dem Geſundheitsamt unterſuchen zu laſſen, in deſſen 
Bezirk er ſeinen Wohnſitz oder gewöhnlichen Aufenthalt hat. Hat ein 
Verlobter ſeinen Wohnſitz im Ausland oder hält er ſich längere Zeit 
im Ausland auf, ſo kann er ſich bei jedem deutſchen Geſundheitsamt 
unterſuchen laſſen. Das Geſundheitsamt hat Ermittlungen über die 
Erbgeſundheit der Verlobten anzuſtellen. i 


9. Abgedruckt auf S. 122. 
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(2) Der Verlobte kann ſich auch von einem vom Reichsärzteführer 
hierfür zugelaſſenen Arzt der freien Praxis unterſuchen laſſen. Das 
Ergebnis der Unterſuchung iſt in einem Unterſuchungsbogen (An— 
lage 2) :) niederzulegen und dem zuſtändigen Geſundheitsamt unmittel⸗ 
bar nach der Unterſuchung zu überſenden. Das Geſundheitsamt hat 
das Unterſuchungsergebnis ſeiner Beurteilung zugrunde zu legen. 

(3) Hat einer der Verlobten feinen Wohnſitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt im Ausland, ſo kann die Unterſuchung auch durch einen 
ausländiſchen Arzt erfolgen, deſſen Zuverläſſigkeit durch den zuſtän⸗ 
digen deutſchen Berufskonſul oder diplomatiſchen Vertreter nach An⸗ 
hörung des zuſtändigen politiſchen Leiters der NSDAP. beſtätigt wird. 

$ 3. Bis zum Inkrafttreten des § 2 des Geſetzes ift ein Ehetaug⸗ 
lichkeitszeugnis nur beizubringen, wenn der Standesbeamte begründete 
Zweifel hat, ob ein Ehehindernis im Sinne des 8 1 des Ehegeſund⸗ 
heitsgeſetzes oder des § 6 der Erſten Verordnung vom 14. November 
1935 zur Ausführung des Geſetzes zum Schutze des deutſchen Blutes 
und der deutſchen Ehre (Reichsgeſetzbl. 1 S. 1334) vorliegt. 

§ 4. Das Ehetauglichkeitszeugnis wird von dem für die Unter⸗ 
ſuchung der Braut zuständigen Geſundheitsamt ausgeſtellt. Iſt das 
Geſundheitsamt nicht auch für die Unterſuchung des Bräutigams zu⸗ 
ſtändig, ſo iſt das Ehetauglichkeitszeugnis erſt auszuſtellen, wenn die 
Unterlagen über den Geſundheitszuſtand des Bräutigams vorliegen. 

§ 5. Leiſten die Verlobten einer Anordnung des Geſundheitsamtes 
zur Beibringung der für ihre Beurteilung erforderlichen Nachweiſe 
keine Folge, ſo kann das Geſundheitsamt die Ausſtellung des Ehetaug⸗ 
lichkeitszeugniſſes ablehnen. ea : 

§ 6. Beſitzt nur der Bräutigam die Reichsangehörigkeit, ſo it er 
verpflichtet, die Unterlagen für die Beurteilung der Ehetauglichkeit der 
Braut beizubringen. , 

$ 7. Das Ehetauglichkeitszeugnis wird ungültig, wenn die Ehe 
nicht binnen ſechs Monaten ſeit der Ausſtellung geſchloſſen wird. Das 
Geſundheitsamt kann die Friſt verlängern. 

$ 8. (1) Werden dem Geſundheitsamt nach Erteilung des Ehe⸗ 
tauglichkeitszeugniſſes Ehehinderniſſe nach § 1 des Geſetzes bekannt, 
ſo kann es das Zeugnis zurücknehmen, ſolange die Ehe nicht ge⸗ 
ſchloſſen iſt. 

(2) Die Zurücknahme iſt beiden Verlobten und den für die Ehe⸗ 
ſchließung zuſtändigen Standesbeamten mitzuteilen. 

$ 9. über die Verſagung des Ehetauglichkeitszeugniſſes iſt den 
Verlobten von dem Geſundheitsamt eine Beſcheinigung zu erteilen 
(Anlage 3)s). 

§ 10. (1) Für die Erteilung oder die Verſagung des Ehetauglich⸗ 
keitszeugniſſes erhebt das Geſundheitsamt von jedem Verlobten eine 


2) Abgedruckt auf S. 123. 3) Abgedruckt auf S. 127. 
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Gebühr von fünf Reichsmark. Bei Bedürftigkei i 

ie Gon tarl. tigkeit hat das Geſundheits⸗ 
ermäßigen oder zu erlaſſen. Über Beſchwerden 
behörde endgültig nfeſtſetzung entſcheidet die höhere Verwaltungs— 
d dan de ene des Zeugniſſes ‚ober der Beſcheinigung ($ 9) 

(3) Die T orherigen Zahlung der Gebühr abhängig gemacht werden. 
fe für 5 5 ätigkeit des Arztes nach $ 2 Abf. 2 iſt kostenlos, wenn 
einer Erf on, die bei einer veichsgeſetzlichen Krankenkaſſe oder 
angehört at aſſe verſichert iſt, für deren anſpruchsberechtigte Familien⸗ 
1 En oder für ſolche Perſonen ausgeübt wird, für die im Fall 
denſein 1 öffentliche Fürſorge eintreten muß. Das Vorhan⸗ 
ih r Vorausſetzungen ift dem Arzt durch Vorlage eines Aus⸗ 

s 15 1 oder des Fürſorgeträgers nachzuweiſen. 

Gegen die Verſagung ($ 9) oder Zurücknahme (§ 8) des 
i aus Gründen des § 1 des Ehegeſundheits⸗ 
N in jeder Verlobte die Entſcheidung des Erbgeſundheitsgerichts 

$ 12. Zuſtändig iſt das Erbgeſundheitsgericht, i i 

1 geſundheitsgericht, in deſſen Bezirk 
ve Geſundheitsamt ſeinen Sitz hat. Aus wichtigen Gründen kann 
1555 . die Sache an ein anderes Erbgeſundheits⸗ 
| abgeben; die Abgabeverfügung iſt für dieſes Gericht bindend. 
8 13. (1) Gegen die Eniſcheidung bes Erbgeſundheitsgerichts iſt 
binnen einer Notfriſt von zwei Wochen ſeit der Zuſtellung die Be⸗ 
ſchwerde an das Erbgeſundheitsobergericht zuläſſig. Die Beſchwerde 
hat aufſchiebende Wirkung. 
. (2) Die Beſchwerde kann von jedem Verlobten ſowie von dem 
on des Geſundheitsamts eingelegt werden. 
14. (1) Das Gericht hat von Amts wegen zu prüfen, ob ein 
Ehehindernis nach § 1 des Geſetzes vorliegt. 

(2) Der Beſchluß, daß ein ſolches Ehehindernis nicht vorliegt, er⸗ 
ſetzt a li N Ae ee dere 

„Als Richter find die Arzte ausgeſchloſſen, die bei der Unter⸗ 
aun 1 e oder bei der Ausſtellung der Beſcheini⸗ 
gung mitgewirkt haben. N 

$ 16. (1) Ein minderjähriger Verlobter kann ſeine Rechte ſelbſt 
wahrnehmen. 

(2) Dem Antrag auf gerichtliche Entſcheidung iſt, wenn einer der 
Verlobten minderjährig iſt, die nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch er⸗ 
forderliche elterliche Einwilligung zur Eheſchließung beizufügen. 

(3) Ein Pfleger wird in Ehegeſundheitsſachen nicht beſtellt. 

§ 17. Auf das Verfahren in Ehegeſundheitsſachen finden die Vor⸗ 
ſchriften des Geſetzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes vom 
14. Juli 1933 (Reichsgeſetzbl. I S. 529) in der Faſſung vom 26. Juni 
1935 (Reichsgeſetzbl. I S. 773) und feiner Ausführungsverordnungen 
entſprechende Anwendung. 
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$ 18. (1) Das Gericht kann das perſönliche Erſcheinen der Ver— 
lobten und ihre ärztliche Unterſuchung anordnen. Ein Zwang zur 
Durchführung dieſer Anordnungen iſt nicht ſtatthaft. 

(2) Wird der Anordnung nicht Folge geleiſtet, jo kann das Ge— 
richt die Verſagung oder Zurücknahme des Zeugniſſes ohne weitere 
Ermittlungen beſtätigen. 

$ 19. Der Beſchluß des Gerichts iſt beiden Verlobten ſowie dem 
Geſundheitsamt unter Mitteilung der Gründe zuzuſtellen. 

9 20. (1) Für das gerichtliche Verfahren wird in jedem Rechtszug 

eine Gebühr von fünf Reichsmark erhoben. Für das Verfahren vor 
dem Erbgeſundheitsobergericht wird die Gebühr nicht erhoben, wenn 
die Beſchwerde von dem Leiter des Geſundheitsamts eingelegt worden iſt. 
2) Auf Antrag kann der Vorſitzende die Gebühr, ſolange fie noch 
nicht gezahlt iſt, ermäßigen oder erlaſſen, wenn die Verlobten bedürf⸗ 
tig find und die Rechtsverfolgung nicht ausſichtslos erſcheint; die Ver⸗ 
fügung iſt unanfechtbar. 

(8) Sofern die Gebühr nicht erlaſſen iſt, wird das Gericht erſt 
nach Zahlung der im Abf. 1 beſtimmten oder nach Abſ. 2 ermäßigten 
Gebühr in der Sache tätig. 

(4) Der unterliegende Verlobte hat die Auslagen des Verfahrens 
zu tragen. Die Vorſchriften des Gerichtskoſtengeſetzes finden An⸗ 
wendung. 

(5) Iſt rechtskräftig feſtgeſtellt, daß ein Ehehindernis nach $ 1 
des Geſetzes nicht beſteht, ſo werden die gerichtlichen Gebühren erſtattet. 
§ 21. Eine Wiederaufnahme des Verfahrens findet nicht ſtatt. 

$ 22. Die Ausſtellung des Ehetauglichkeitszeugniſſes kann frühe⸗ 
ſtens ſechs Monate, nachdem der Beſchluß des Gerichts rechtskräftig 
geworden iſt, erneut beim Geſundheitsamt beantragt werden. 

§ 23. Das Aufgebot darf erſt angeordnet werden, wenn dem 
Standesbeamten das Ehetauglichkeitszeugnis vorgelegt worden iſt. 
§ 3 findet Anwendung. 

§ 24. § 1 des Ehegeſundheitsgeſetzes ſteht der Eheſchließung nicht 
entgegen, wenn die Ehe nach § 50 des Perſonenſtandsgeſetzes vom 
6. Februar 1875 (Reichsgeſetzbl. S. 23, 33) wegen lebensgefährlicher 
Erkrankung eines Verlobten ohne Aufgebot geſchloſſen werden darf. 

§ 25. Die Unfruchtbarkeit einer Frau, die über 45 Jahre alt iſt, 
braucht im Fall des § 1 Abſ. 2 des Geſetzes nicht nachgewieſen zu 
werden. 

§ 26. Lehnt der Standesbeamte vor dem Inkrafttreten des $ 2 
des Geſetzes das uno! ab, weil das von ihm geforderte Zeugnis 
nicht beigebracht wird, ſo iſt eine Anrufung des Gerichts (§ 11 Abſ. 3 
des Perſonenſtandsgeſetzes) ausgeſchloſſen. 

§ 27. Bis zum Inkrafttreten des § 2 des Geſetzes darf, wenn auch 
nur ein Verlobter ſeinen gewöhnlichen Aufenthalt im Ausland hat, 
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der Standesbeamte die Ausſtellung eines Ehefähigkeitszeugniſſes nicht 
von der e eines Ehetauglichkeitszeugniſſes abhängig machen. 

§ 28. Die 9 ichtigkeit einer entgegen dem § 1 des Cheeſundhelt⸗ 
geſetzes geſchloſenen Ehe kann nur im Wege der Nichtigkeitsklage 
geltend gemacht werden. 

§ 29. Auf Staatenloſe, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im 
Ausland haben, findet das Ehegeſundheitsgeſetz keine Anwendung, es 
ſei denn, daß die Ehe in Deutſchland geſchloſſen wird. 

§ 30. (1) In beſonderen Ausnahmefällen kann die höhere Ver⸗ 
waltungsbehörde nach Richtlinien, die vom Reichsminiſter des Innern 
im Einvernehmen mit dem Stellvertreter des Führers erlaſſen werden, 
Befreiungen von den Vorſchriften der §88 1 und 2 des Geſetzes be- 
willigen. 

(2), Gegen die Ablehnung des Befreiungsgeſuchs iſt Beſchwerde an 
den Reichsminiſter des Innern zuläſſig. 

(3) Der Reichsminiſter des Innern kann in Fällen beſtimmter Art 
und in Einzelfällen über Befreiungsgeſuche ſelbſt entſcheiden. 

Der Reichsminiſter des Innern Der Stellvertreter des Führers 
Der Reichsminiſter der Juſtiz 
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Anlage 1 


(Zum $ 1 vorſtehender 
Verordnung) 


Geſundheitsamt) 


TOD, RE. ee 


Ph ³¹ÜÜmü ˙o;·˙· TTT T-: 
%%%%%00%0%öÜw' ⁵ ⁵ ⁵ R—3 :: 8 


liegen Ehehinderniſſe im Sinne des Geſetzes zum Schutze der Erb⸗ 
geſundheit des deutſchen Volkes (Ehegeſundheitsgeſetz) vom 18. Ok⸗ 
tober 1935 (Reichsgeſetzbl. I S. 1246) und des 8 6 der Erſten Ver⸗ 
ordnung vom 14. November 1935 zur Ausführung des Geſetzes zum 
Schutze des deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre (Reichsgeſetzbl.! 
S. 1334) nicht vor. 


J» 0Ab 
(Unterſchrift) 


„) Einzuſetzen die amtliche Bezeichnung des Geſundheitsamts. 


Auszufüllen 
vom Geſundheitsamt 
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Anlage 2 
(Zum 5 2 Abſ. 2 vorſtehender 
Verordnung) 
Lichtbild Lichtbild eee, D 193...... 
(Wohnort) 
(Straße, Haus-Nr., Fernſprecher 
(von vorn) (von der Seite) 
Anterſuchungsbogen 
Unterſuchender 
1 Arzt 
Perſonenſtand 
CCC Glaubensbekenntnis 
(bei Frauen auch Mädchenname) rann enen 
n lich des Vaters 
geboren in........... ae Men eheli 
unehelich der Mutter 
)f%fGrECC! ˙¹¹ 1 6w-w des Unterſuchten: . 
r e 
(Haus⸗Nr.) 
Erbärztliche Maßnahmen: e 


(wenn ja, Name und Anſchrift des Paarlings) 


Frühere ärztliche Behandlung 
(Angabe der Arzte, Krankenhäuſer — genaue Zeitangabe und Anſchrift): 


‚ 74 —4ũ2ò•:n[ ů/ũ [LV õ „„ „„ „ „„ 
G—y—k— «««᷑F 
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(Seite 2 der Anlage 2) 


Eigene Vorgeſchichte 


Geburt: Bettnäſſen 4 
Laufen gelernt Krämpfe 


Sprechen gelernt: 
Kinderkrankheiten: 


Körperliche Entwicklung und Betätigung 
Geiſtige Entwicklung (Schulbeſuch, Berufsausbildung, evtl. Kriminal 
ff ee mal ſitzengeblieben 
harnerenwielunnnggzd‚‚‚” 
Auffallende Begabun ss 1 
Pubert: Sexualleben 
(bei Frauen auch Menſtruation, Schwangerſchaften, Entbindungen, Aborle) 
i NERREENEREEEPERPEIEREUNEN jj ç0é³ͥ VAVC(ĩCã U•¹⁰Vßf ͤ SEC ERRFNNRCH 
e . en 
z ß e 
%%%%OÜͤ ͥ ²³ ⁰ A ²˙m ¹¹ L... ²˙¹ ÜôuůAůn - T?T—¾T— 
r . . SIUEHREBTIIEEENERFITEEESSHN?. 
Körpergewicht kg Körpergröße 
Kopfumfang Bruſtumfang 
Noörperbauup (nat Kretzſctcweeſsr 
e ee Augenfarbee 
Beſtehen Anzeichen für Einſchlag 55 r 3 
deutſchen oder nichtartverwandten Blutes ) 
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(Seite 3 der Anlage 2) 


Allgemeiner Körperzuſtand (Knochenbau, Muskulatur, Fettpolſter, 
Haltung, Körperbau und Raſſentyp) 


P 8 
een e Pigmentanomalien 
Schleimhäute Venektaſien: 

—— NS e le e ee eee ee 
Wee ꝛ U) ERENE 


Wirbelſäu le Thora 


Schädel und Geht 
CCC 
rr ˙ ˙ ²˙ ·maͥ—eP 2ũw 
nf. EENERIEHEUHHEERSSRERNERSUIERTEEEEIEIEUEEFERGEERREE AN. En oe 
r een eanaunie 
Shilddräfe: .........nnnennenneennnennnnenneneennentenneneeneeneen 
Lymphödrüfenanfcdhwellungen:............... een ” 
Lungen 
J ¼¼b 
JJC A RER. Blutdruck k 3 
Bauchorgane . eee. 
„—T!. EN ORSEIPIEE EHER ER Driamlagltiä.nnsenee 
Geichlegtsorgane: ........emennmeneneentmeneenen 
Zeugungsfähigkeit bzw. Gebärfähigkeit ee 
WW Reaktion: V 55 
Reflexe: Bauchdeckenrfl. Cremaſterrfl. Patellarſehnenrfl. Achillesſehnenrfl. 
Babinski: Romberg: Pupiſtenreaſtio s 
Koordinatio?;?!⅛!:n rn Noſtagmus ::: ee 
Moti lität Würg refer: eee eee ee 
r . 
Pinchtee 1 e 
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(Seite 4 der Anlage 2) 


Nach dem vorſtehenden Befund und den ſonſtigen Feſtſtellungen iſt 
der 
zur Eheſchließung geraten worden 
von der Eheſchließung abgeraten worden 
eröffnet worden, daß vermutlich wegen 
vorübergehend — dauernd — Eheuntauglichkeit beſteht 
obwohl eine Eheuntauglichkeit nicht ſicher bedingt iſt, abgeraten 
worden, die beabſichtigte Ehe einzugehen 


wegen vorhandener Unfruchtbarkeit empfohlen worden, eine Ehe 
einem 

mit 
einer 


Unfruchtbaren oder Erbkranken einzugehen 


wegen vorhandener Erbkrankheit empfohlen worden, die Ehe 


, einem a 
mit en Unfruchtbaren einzugehen. 


Stempel 


; C i (Unterſchrift des unterſuchenden Arztes) 


Raum für Bemerkungen, ſpätere Anterſuchungsbefunde 
und Ermittlungsergebniſſe 
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(Zum 8 9 vorftehender 
, Verordnung) 
Geſundheitsamt!) 
e ker D 198 


(Anſchriſt und Fernſprecher) 


Beſcheinigung 
VVV 
BEE see est FCC EENNRGKEBIERI REDE. C7ER EIG AENER.ER 
T nee ee 
Pw. ˙¹¹¹A2A2Aͤ̃ĩ˙·¾ ̃ r NEIIRERMERE HIER SEEN EN 
geh. . — JFPFPrPPCCCCCCCCCC0T0T00T00TTTTTTTT 
Cf ¹Ü¹·˙˙¹ꝛ¹1AAu ] mam ³ ee 


iſt das auf Grund des Geſetzes zum Schutze der Erbgeſundheit des 
deutſchen Volkes (Ehegeſundheitsgeſetz) vom 18. Oktober 1935 (Reichs⸗ 
gejegbl. I S. 1246) 2) und des § 6 der Erſten Verordnung vom 14. No⸗ 
vember 1935 zur Ausführung des Geſetzes zum Schutze des deutſchen 
Blutes und der deutſchen Ehre (Reichsgeſetzbl. I S. 1334)°) erforderliche 
Ehetauglichkeitszeugnis verſagt worden, weil eee 


PPP AA SUOR IEEHIEELPEEEIRGER 
(Unterſchrift) 


) Einzuſetzen die amtliche Bezeichnung des Geſundheitsamts. 
2) Eine etwaige Beſchwerde iſt in dieſem Fall an das für das ausſtellende Geſundheits⸗ 


amt zuſtändige Erbgeſundheitsgericht zu richten. 
2) Eine etwaige Beſchwerde iſt in dieſem Fall an die dem Geſundheitsamt vorgeſetzte 


höhere Verwaltungsbehörde ) zu richten. 
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4. Zum Chegefundheitsgefeh 
RdErl. d. RuprMdJ. vom 18. Oktober 1935 
— IB 3/3451) — (MBliV. S. 1295) 

() Nach dem Gef. zum Schutze der Erbgeſundheit des deutſchen Volkes 
(Ebegeſundbeitsgeſ.) v. 18. 10. 1935 (RGBl. I S. 1246), $ 1 darf eine Ehe 
nicht geſchloſſen werden, 

a) wenn einer der Verlobten an einer mit Anſteckungsgefahr verbunde— 
nen Krankheit leidet, die eine erhebliche Schädigung der Geſundheit 
des anderen Teiles oder der Nachkommen befürchten läßt, — 

b) wenn einer der Verlobten entmündigt iſt oder unter vorläufiger 
Vormundſchaft ſteht, s PR 

e) wenn einer der Verlobten, ohne entmündigt zu fein, an einer geijtigen 
Störung leidet, die die Ehe für die Volksgemeinſchaft unerwünſcht er- 
ſcheinen läßt, 

d) wenn einer der Verlobten an einer Erbkrankheit im Sinne des Geſ. 
zur Verhütung erbkranken Nachwuchſese) leidet, es ſei denn, daß der 
andere Verlobte unfruchtbar iſt. 

(2) Der Nachweis, daß kein Ehehindernis nach § 1 des Ehegeſund⸗ 
heitsgeſ. vorliegt, wird in Zukunft allgemein durch ein Ehetauglichkeits— 
zeugnis erbracht, deſſen Ausſtellung dem Geſundheitsamt obliegt. Den 
Zeitpunkt, von dem ab das Ehetauglichkeitszeugnis allgemein vorzulegen iſt, 
werde ich noch beſtimmen. Von dieſem Zeitpunkt ab haben die Verlobten 
dem Standesbeamten vor dem Aufgebot außer den ſonſt zur Eheſchließung 
erforderlichen Unterlagen auch ein Ehetauglichkeitszeugnis vorzulegen. Sind 
beide Verlobte oder der männliche Verlobte Ausländer, braucht ein Ehe— 
tauglichkeitszeugnis nicht vorgelegt zu werden. 

(3) Bis zu dem Zeitpunkt, von dem ab die allgemeine Vorlegung der 
Ehetauglichkeitszeugniſſe angeordnet wird, hat der Standesbeamte die Vor⸗ 
legung des Zeugniſſes nur dann zu verlangen, wenn er begründete Zweifel 
daran hat, daß die Eheſchließung nach 81 des Ehegeſundheitsgeſ. logl. 
Abſ. (1)] zuläſſig iſt. Da ihm beſonders in größeren Gemeinden meiſt 
unbekannt ſein wird, ob die Vorausſetzungen des § 1 aaO. vorliegen, hat er 
die Verlobten während der Aufgebotsverhandlung bei der üblichen Befra— 
gung über die Kenntnis von Ehehinderniſſen beſonders auf die Ehehinder— 
niſſe des $ 1 aaO. hinzuweiſen und fie darauf aufmerkſam zu machen, daß 
fie ſtrafbar find, wenn fie wiſſentlich falſch angeben, daß derartige Hinder— 
niſſe nicht vorliegen. In der Aufgebotsverhandlung iſt anzugeben, daß 
dieſer Hinweis gemacht worden iſt. Iſt nur ein Verlobter bei der Auf- 
gebotsverhandlung zugegen, muß die von dem anderen Verlobten erteilte 
Ermächtigung zur Beantragung des Aufgebots gleichzeitig ſeine Erklärung 
enthalten, daß ihm ein Ehehindernis nach $ 1 aaO. nicht bekannt iſt und 
daß er weiß, daß unrichtige Angaben hierüber beſtraft werden. Die Er— 
klärung der Verlobten hat der Standesbeamte ohne beſondere Nachprüfung 
als zutreffend anzuſehen und demgemäß von der Anforderung eines Ehe⸗ 
tauglichkeitszeugniſſes abzuſehen, wenn ihm nicht ſichere Tatſachen bekannt 


1) Vgl. auch den RdErl. v. 19. 10. 1935 — IVa 8080/1075 a (MBliV. 
S. 1299). Unten S. 129. 
2) Vgl. RGBl. 1933 I S. 529. 
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find, Die Ks Erklärung unrichtig erſcheinen laſſen. Die Vorſchriften dieſes 
an N keinesfalls die Schließung geſunder Ehen erſchweren. 
. N 5 Standesbeamte darf in Zukunft auch für eine Eheſchließung 
im on ein Ehefähigkeitszeugnis nur ausftellen, wenn ihm ein Ehe— 
a ichkeitszeugnis vorgelegt wird. Dies gilt jedoch allgemeint) erſt von dem 
0 an, deſſen Beſtimmung ich mir nach Abf. (2) vorbehalten habe. 
0 äukig ist ein Ehetauglichkeitszeugnis nur in Zweifelsfällen (vgl. 
a () zu verlangen. Vor der Ausstellung des Ehefähigkeitszeugnisses 
and die Verlobten entsprechend der Regelung in Abs. (3) darauf hinzu- 
n daß unrichtige Angaben über das Nichtvorliegen von Ehehinder- 
n nach $ 1 des Ehegesundheitsges. bestraft werden. Der Vermerk 
darüber, daß die Verlobten auf die Strafbarkeit hingewiesen worden sind, 
ist zu den Sammelakten zu nehment). 

(8) 8 3 des Ehegeſundheitsgeſ. legt die Vorausſetzungen feſt, unter 
denen eine entgegen den Verboten des § 1 aad. geſchloſſene Ehe nichtig ift. 
Eine ſolche Ehe iſt nichtig, wenn die Ausſtellung des Ehetauglichkeitszeug⸗ 
niſſes oder die Mitwirkung des Standesbeamten bei der Eheſchließung von 
den Verlobten durch wiſſentlich falſche Angaben herbeigeführt worden iſt. 
Sie iſt auch nichtig, wenn fie zum Zwecke der Umgehung des Gef. im Aus⸗ 
land geſchloſſen iſt. Die Abſicht einer Umgehung des Gef. iſt nicht anzu⸗ 
nehmen, wenn die Ehe in einem Staat geſchloſſen werden ſoll, in dem einer 
der Verlobten zur Zeit der Eheſchließung feinen ſtändigen Aufenthalt hat. 
Durch dieſe Beſtimmungen werden aber die Eheverbote des § 1 aao. nicht 
dahin eingeſchränkt, daß der Standesbeamte ſeine Mitwirkung nur bei der 
Schließung derjenigen Ehen verweigern dürfte, die nach $ 3 aaO. nichtig 
ſind. Für den Standesbeamten bleibt allein maßgebend, ob eine Ehe nach 
§ 1 aaO. zuläſſig iſt oder nicht; der Nachweis der Zuläſſigkeit wird, wie ſich 
aus den Abſ. (2) bis (4) ergibt — in Zweifelsfällen auch in der Ubergangs- 
zeit —), durch das Ehetauglichkeitszeugnis erbracht. §S3 aaO. hat demgegen⸗ 
über vorwiegend für die Juſtizbehörden, die über die Nichtigkeit der ver— 
botswidrig geſchloſſenen Ehen zu befinden haben, praktiſche Bedeutung. 

(6) Die Standesbeamten erhalten auch durch die Zeitſchrift für Stan- 
desamtsweſen Kenntnis von dieſem RdErl. 


An die Landesregierungen. — Für Preußen: An die Standesbeamten und 
ihre Aufſichtsbehörden; nachrichtlich: An die Geſundheitsämter. 


5. Durchf. des Geſ. zum Schutze der Erbgeſundheit des deutſchen Volkes 
(Ehegeſundheitsgeſetz) 
RdErl. d. RuprMdJ. vom 19. Oktober 1935 
— IV A 8080/1075 a — (MBliV. S. 1299) 


1. Nach dem Geſ. zum Schutze der Erbgeſundheit des deutſchen Volkes 
(Ehegeſundheitsgeſetz) vom 18. 10. 1935 (RGBl. I S. 1246) darf eine Ehe 


nicht geſchloſſen werden, 
a) wenn einer der Verlobten an einer mit Anſteckungsgefahr verbun⸗ 


denen Krankheit leidet, die eine erhebliche Schädigung der Geſundheit 
des anderen Teiles oder der Nachkommen befürchten läßt, 


1) Aufgehoben durch Abſ. 12 des RdErl. d. RuPrMd J. vom 12. 12. 
1935 (MBliV. S. 1489, abgedruckt in dieſem Buche S. 132). 


Löſener⸗Knoſt, Die Nürnberger Geſetze. 2. Aufl. 9 


a 
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b) wenn einer der Verlobten entmündigt iſt oder unter vorläufiger Vor— 
mundſchaft ſteht, 9 

e) wenn einer der Verlobten, ohne entmündigt zu ſein, an einer geiſtigen 
Störung leidet, die die Ehe für die Volksgemeinſchaft unerwünſcht er- 
ſcheinen läßt, 

d) wenn einer der Verlobten an einer Erbkrankheit im Sinne des Gel. 
zur Verhütung erbkranken Nachwuchſest) leidet, es ſei denn, daß der 
andere Verlobte unfruchtbar iſt. ’ 

2. Der Nachweis, daß kein Ehehindernis nach $ 1 des Ehegeſundheitsgeſ. 
vorliegt, wird durch ein Ehetauglichkeitszeugnis erbracht, deſſen Ausſtellung 
dem Geſundheitsamt obliegt. Die Verlobten haben daher erſt nach Inkraft⸗ 
treten des § 2 dem Standesbeamten vor dem Aufgebot außer den ſonſt 
zur Eheſchließung erforderlichen Unterlagen auch ein Ehetauglichkeitszeugnis 
des zuſtändigen Geſundheitsamts vorzulegen. Sind beide Verlobte oder der 
männliche Teil Ausländer, fo braucht ein Ehetauglichkeitszeugnis nicht vor— 
gelegt zu werden. nn 

3. Den Zeitpunkt, von dem ab in jedem Falle ein Ehetauglichkeits⸗ 
zeugnis vorzulegen iſt, werde ich noch beſtimmen. Bis zu dieſem Zeit— 
punkt hat der Standesbeamte die Vorlegung des Zeugniſſes nur dann zu 
verlangen, wenn er begründete Zweifel daran hat, daß die Eheſchließung 
nach § 1 des Ehegeſundheitsgeſ. zuläſſig iſt. Auf den RdErl. an die Stan⸗ 
desbeamten v. 18. 10. 1935 — I B 3/345 (MBliV. S. 1295) weiſe ich be⸗ 
ſonders hin. (Vgl. oben S. 128.) 

4. Die Geſundheitsämter werden alſo in der nächſten Zeit nur dann 
ein Ehetauglichkeitszeugnis auszuſtellen haben, wenn der Standesbeamte 
die Vorlage eines ſolchen Zeugniſſes verlangt hat. Das Ehetauglichkeits⸗ 
zeugnis iſt unter Benutzung eines Vordruds?) nach Muſter A auszuſtellen. 
Wird das Zeugnis verſagt, ſo iſt den Verlobten eine Beſcheinigung nach 
Muſter BP) auszuhändigen, wobei ich ſchon jetzt darauf hinweiſe, daß in den 
Ausf.⸗Beſt. eine Beſchwerdemöglichkeit geſchaffen wird. Der Grund der 
Ablehnung iſt im Muſter B hinter dem Wort „weil“ durch wörtliche An- 
führung der zutreffenden Beſtimmung des § 1 erſichtlich zu machen (3. B. 
„weil der X. entmündigt iſt“). Die Verlobten find mündlich darüber zu be- 
lehren, ob das Ehehindernis vorausſichtlich ein dauerndes oder nur ein bor- 
übergehendes ſein wird. 

5. (1) Die Ausſtellung des Ehetauglichkeitszeugniſſes hat grundſätzlich 
1 das für den Wohnort der Braut zuſtändige Geſundheitsamt zu 
erfolgen. 

(2) Sofern die Verlobten ihren Wohnſitz oder ſtändigen Aufenthalt 
nicht im Bezirk des gleichen Geſundheitsamtes haben, hat die Unterſuchung 
des Bräutigams bei dem für ihn zuſtändigen Geſundheitsamt ſtattzufinden. 
Dieſes überſendet mit möglichſter Beſchleunigung die Akten dem für die 
Unterſuchung der Braut zuſtändigen Geſundheitsamt, das alsdann über die 
Ausſtellung des Ehetauglichkeitszeugniſſes entſcheidet. In den Ausf. Beſt. 
zum Ehegeſundheitsgeſ. wird geregelt werden, welches Geſundheitsamt zu— 
ſtändig iſt, wenn einer der Verlobten oder beide im Inland weder einen 
Wohnſitz noch einen ſtändigen Aufenthalt haben. 

6. (1) Anläßlich der Ausſtellung des Ehetauglichkeitszeugniſſes iſt auch 

1) Vgl. RGBl. 1933 I S. 529. 2) Vgl. jetzt oben S. 122. 

3) Vgl. jetzt oben S. 127. 
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eine Ebeberatung nach den von mir herausgegebenen „Grundſätzen für di 
Errichtung und Tätigkeit der Beratungsſtellen für Erb“ und ee 
vorzunebmen. Liegt zwar ein Ehehindernis im Sinne des § 1 des Ehe— 
geſundheitsgeſetzes nicht vor, glaubt aber der unterſuchende Arzt von der Ehe— 
ſchließung abraten zu müſſen, ſo ſoll er das mündlich tun, muß aber das 
Ebetauglichkeitszeugnis ausſtellen. Ergeben ſich bei der Unterſuchung des 
einen Verlobten Tatſachen, die die Eheſchließung zwar als nicht verboten 
aber als unerwünſcht erſcheinen laſſen, fo teilt das Geſundheitsamt dies 
beiden Verlobten mit; gegebenenfalls iſt der Befund dem für den anderen 
Verlobten zuſtändigen Geſundheitsamt mitzuteilen, das dieſem dann die 
ee ee e zu machen hat. Im übrigen iſt das ärztliche Be— 

sgeheimni reng zu wahre i die ärztli ögli 
mündſch erfolgen ſoll.“ hren, wobei die ärztliche Beratung möglichſt 

(2) Um Verwechſlungen mit dem nunmehr geſetzlich vorgeſchriebenen 
Ehetauglichkeitszeugnis (Muſter A) zu vermeiden, ſetze ich die in Anlagen 10 
bis 15 der „Grundſätze für die Errichtung und Tätigkeit der Beratungs- 
ſtellen für Erb- und Raſſenpflege“!) vorgeſehenen Beſcheinigungen außer 
Kraft und verbiete ihre weitere Benutzung. 

7. () Die Fälle, in denen die Ausſtellung des Ehetauglichkeitszeug⸗ 
niſſes zu unterbleiben hat, find unter 1. aufgeführt. Zu Buchſt. c) bemerke 
ich, daß hierunter vor allem ſolche Perſonen fallen, bei denen trotz ihres 
krankhaften Geiſteszuſtandes eine Entmündigung deshalb unterblieben iſt, 
weil ſie ihre geringfügigen Angelegenheiten ſelbſt zu beſorgen vermögen. 
Es werden darunter aber auch Perſonen fallen, bei denen Geiſtesſchwäche 
oder geiſtige Störungen vorliegen, die zu ſchwerer Pſychopathie oder zu 
verbrecheriſchem und gemeinſchaftsgefährdendem Verhalten geführt haben. 

(2) Hat das Erbgeſundheitsgericht die Unfruchtbarmachung einer Perſon 
endgültig abgelehnt, weil das Vorliegen einer Erbkrankheit nicht einwand— 
frei feſtzuſtellen war, ſo darf das Ehetauglichkeitszeugnis auf Grund des 
§ 1 Abſ. 1 Buchſt. d des Ehegeſundheitsgeſ. nicht verweigert werden. Dies 
gilt nicht, wenn durch die Unterſuchung neue Tatſachen feſtgeſtellt ſind, die 
eine Wiederaufnahme des Verfahrens nach § 12 Abſ. 2 des Gef. zur Ver⸗ 
hütung erbkranken Nachwuchſes rechtfertigen und demgemäß der Wieder— 
aufnahmeantrag geſtellt iſt. 

8. Vorbehaltlich der späteren Regelung sind die Ehetauglichkeitszeug- 
nisse zunächst bis auf weiteres gebührenfrei auszustellen). 

An die Landesregierungen, den Reichskommiſſar für die Rückgliederung des 
Saarlandes. — Für Preußen: An die Ober⸗Präſ., Reg.⸗Präſ., den Pol.- 
Präſ. in Berlin, den Staatskommiſſar der Hauptſtadt Berlin, die Ge— 
ſundheitsämter. 

Muſter A — Muſter B5). 

1) Vgl. RdErl. v. 21. 5. 1935 — IV f 3060/1075 b (im MBliV. nicht 
veröffentl., zu beziehen von der Druckſachenverwalt. d. Reichsdruckerei, 
Berlin SWö68, Alte Jakobſtr. 106, Preis 0,35 RM.). 

2) Vgl. jetzt § 10 der erſten DVD. z. Ehegeſundheitsgeſ. 

3) Vgl. jetzt oben S. 122. An Stelle der Muſter A und B find die 
durch Anl. 1 zu SL und Anl. 3 zu $ 9 der 1. DO. z. EGeſch. vor⸗ 
geſchriebenen Muſter getreten. Die überholten Muſter A und B find daher 


nicht abgedruckt. 
9* 
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6. Zum Ehegeſundheitsgeſetz 
RdErl. d. RuPrMdJ. vom 12. Dezember 1935 
— IB 3/428 — (MBliV. S. 1489) 


(1) Nachdem die VO. zur Durchf. des Ehegeſundheitsgeſ. v. 29. No- 
vember 1935 (RGBl. I S. 1419) ergangen iſt, wird der RdErl. v. 18. Ok⸗ 
tober 1935 (MBliV. S. 1295) wie folgt ergänzt: 


(2) Jeder Verlobte, der ein Ehetauglichkeitszeugnis beibringen muß, 
bat den Antrag auf Ausſtellung des Ehetauglichkeitszeugniſſes bei dem⸗ 
jenigen Geſundheitsamt zu ſtellen, in deſſen Bezirk er ſeinen Wohnſitz oder 
ſtändigen Aufenthalt hat. Hat ein Verlobter ſeinen Wohnſitz im Auslande 
oder hält er ſich für längere Zeit im Auslande auf, ſo kann er den Antrag 
bei jedem deutſchen Geſundheitsamt ſtellen; die Unterſuchung, deren Er⸗ 
gebnis dem Geſundheitsamt einzureichen iſt, kann durch einen ausländiſchen 
Arzt erfolgen, ſofern deſſen Zuverläſſigkeit von einer deutſchen diploma— 
tiſchen oder konſulariſchen Vertretung im Einvernehmen mit der zuſtändigen 
Organiſation der NSDAP. beſtätigt wird. 


09) Für beide Verlobte wird grundſätzlich ein gemeinſames Ehetauglich⸗ 
keitszeugnis ausgeſtellt. Die Ausſtellung erfolgt durch das Geſundheitsamt, 
bei dem die Braut den Antrag geſtellt hat. 


(4) Der Standesbeamte darf das Aufgebot erſt anordnen, wenn ihm 
das Ehetauglichkeitszeugnis vorgelegt wird; dies gilt in der Übergangszeit 
jedoch lediglich in den Zweifelsfällen, in denen der Standesbeamte gemäß 
Abſ. (3) des RdErl. v. 18. Oktober 1935 (MBliV. S. 1295) die Vorlage 
eines Ehetauglichkeitszeugniſſes ausdrücklich verlangt hat. Dieſes darf nicht 
veraltet ſein, d. h. es dürfen am Tage der Eheſchließung nicht mehr als 
6 Monate ſeit ſeiner Ausſtellung verſtrichen ſein. Das Geſundheitsamt kann 
jedoch die Geltungsdauer des Ehetauglichkeitszeugniſſes verlängern. 


(5) An Stelle des Ehetauglichkeitszeugniſſes können die Verlobten dem 
Standesbeamten den rechtskräftigen Beſchluß eines Erbgeſundheitsgerichts 
oder Erbgeſundheitsobergerichts vorlegen, daß kein Ehehindernis nach 8 1 
des Ehegeſundheitsgeſ. vorliegt. Seit der Rechtskraft des Beſchluſſes dürfen 
am Tage der Eheſchließung nicht mehr als 6 Monate verſtrichen ſein. 


(6) Das Geſundheitsamt kann, ſolange die Ehe noch nicht geſchloſſen 
iſt. das Ehetauglichkeitszeugnis zurücknehmen, wenn ihm nachträglich Ehe- 
binderniſſe nach § 1 des Ehegeſundheitsgeſ. bekannt werden. Die Zurüd- 
nahme wird auch den für die Eheſchließung zuſtändigen Standesbeamten 
mitgeteilt. Hat einer von dieſen den Standesbeamten eines anderen DBe- 
zirks zur Mitwirkung bei der Eheſchließung ermächtigt, ſo hat er dieſen 
von der Zurücknahme des Ehetauglichkeitszeugniſſes unverzüglich zu benach— 
richtigen. Der Beſchluß eines Erbgeſundheitsgerichts oder Erbgeſundheits— 
obergerichts, daß kein Ehehindernis nach § 1 des Ehegeſundheitsgeſ. vor⸗ 
liegt, kann dagegen, wenn er einmal rechtskräftig geworden iſt, ſeiner 
Rechtswirkſamkeit nicht mehr entkleidet werden; er wird nur durch Zeit⸗ 
ablauf unwirkſam (vgl. Ab. (5)). 


(7) Sind beide Verlobte oder der männliche Verlobte Ausländer, fo 
findet das Ehegeſundheitsgeſ. keine Anwendung. Eine Ehe kann daher trotz 
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des Vorliegens eines der in § 1 des Ehegefundheitsgef. aufgeführten Ehe— 
hinderniſſe geſchloſſen werden. Iſt der weibliche Verlobte Ausländer, ſo hat 
nur der männliche Verlobte das Ehetauglichkeitszeugnis beizubringen; da 
dieſes ſich jedoch auch auf die geſundheitlichen Verhältniſſe der Braut er- 
ſtrecken muß, iſt der männliche Verlobte verpflichtet, die vom Geſundheits⸗ 
amt verlangten Unterlagen für die Ehetauglichkeit der Braut beizubringen. 

(8 Staatenloſe, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Inlande haben, 
werden ohne Rückſicht auf ihre frühere Staatsangehörigkeit bei der An- 
wendung des Ehegeſundheitsgeſ. wie Inländer behandelt; Staatenloſe, die 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Auslande haben, werden dagegen nur 
dann wie Inländer behandelt, wenn die Ehe in Deutſchland geſchloſſen 
werden ſoll. 

9) 8 1 des Ehegeſundheitsgeſ. ſteht der Eheſchließung nicht entgegen, 
wenn die Ehe nach § 50 PStG. wegen lebensgefährlicher Erkrankung eines 
Verlobten ohne Aufgebot geſchloſſen werden darf. Die Standesbeamten 
haben aber darauf zu achten, daß dieſe Vorſchrift nicht zu einer Umgehung 
des Geſetzes ausgenutzt wird. 

(10) Eine Frau, die über 45 Jahre alt iſt, darf einen Verlobten, der 
an einer Erbkrankheit leidet, heiraten, ohne daß ſie ihre Unfruchtbarkeit 
nachzuweiſen braucht. 

(11) Lehnt der Standesbeamte in der Übergangszeit, in der er das 
Ehetauglichkeitszeugnis nur in Zweifelsfällen zu verlangen hat, das Auf- 
gebot ab, weil das von ihm geforderte Ehetauglichkeitszeugnis nicht bei- 
gebracht wird, fo iſt eine Anrufung des Gerichts gem. § 11 Abſ. 3 PStG. 
ausgeſchloſſen. Es iſt vielmehr nur die Dienſtaufſichtsbeſchwerde zuläſſig. 

(12) In der Übergangszeit darf der Standesbeamte die Ausſtellung 
eines Ehefähigkeitszeugniſſes nicht von der Beibringung eines Ehetauglich— 
keitszeugniſſes abhängig machen, wenn auch nur ein Verlobter ſeinen ge— 
wöhnlichen Aufenthalt im Auslande hat. Es erübrigt sich daher auch, die 
Verlobten zu befragen, ob ein Ehehindernis nach $ 1 des Ehegesundheits- 
ges. vorliegt. Abs. (4) Satz 3—5 des RdErl. v. 18. Oktober 1935 (MBliV. 
S. 1295) wird aufgehoben; in Abs. (4) Satz 2 fällt das Wort „allgemein“, 
in Abs. (5) Satz 6 die Worte „in Zweifelsfällen auch in der Übergangs- 
zeit —“ fort!). 

(13) Das Ehetauglichkeitszeugnis gibt nicht nur darüber Auskunft, daß 
kein Ehehindernis nach $ 1 des Ehegeſundheitsgeſ. beſteht, ſondern es ſtellt 
auch feſt, daß aus der Ehe keine die Reinerhaltung des deutſchen Blutes 
gefährdende Nachkommenſchaft zu erwarten iſt ($ 6 der Erſten AusfVO. 
zum Blutſchutzgeſ.); vgl. hierzu Abſ. (4) und (5) e des RdErl. v. 26. No⸗ 
vember 1935 (MBliV. S. 1429). 

(14) Die Standesbeamten erhalten auch durch die Zeitſchrift für 
Standesamtsweſen Kenntnis von dieſem RdErl. 

An die Landesregierungen. — Für Preußen: An die Standesbeamten 
und ihre Aufſichtsbehörden. — Nachrichtlich: an die Geſundheitsämter. 


1) Die Anderungen find im angegebenen RdErl. a. a. O. (oben S. 128 
berückſichtigt. 
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7. Ehegeſundheitsgeſetz 
RdErl. d. RuprMdJ. vom 16. Juni 1936 
— IB 3/199 — RMBliV. S. 825) 

(1) Schon vor der Inkraftſetzung des §2 des Ehegeſundheitsgeſ. vom 
18. 10. 1935 (RGBl. 1 S. 1246) muß ſichergeſtellt werden, daß die bei den 
Geſundheitsämtern vorhandenen amtlichen Unterlagen, die auf das Be⸗ 
ſtehen eines Ehehinderniſſes nach §1 des Ehegeſundheitsgeſ. ſchließen laſſen, 
nach Möglichkeit praktiſch ausgewertet werden. Die Standesbeamten haben 
daher dem zuſtändigen Geſundheitsamt unverzüglich von jedem Aufgebot 
Kenntnis zu geben, das bei ihnen beantragt wird; einer beſonderen Be⸗ 
nachrichtigung des Geſundheitsamtes bedarf es nur in den Fällen nicht, 
in denen der Standesbeamte von den Verlobten bereits gemäß Abſ. (3) des 
RdErl. vom 18. 10. 1935 (MBli V. S. 1295) .) ein Ehetauglichkeitszeugnis 
verlangt. Geht bei dem Geſundheitsamt eine Nachricht des Standesbeamten 
ein, ſo prüft es ſofort an Hand ſeiner Vorgänge, ob danach begründeter 
Anlaß zu der Annahme vorliegt, daß ein Ehehindernis nach 81 des Ehe⸗ 
geſundheitsgeſ. beſteht. Iſt dies der Fall, ſo benachrichtigt es unverzüglich 
den Standesbeamten, daß es notwendig ſei, von den Verlobten ein Ehe⸗ 
tauglichkeitszeugnis zu verlangen. Der Standesbeamte hat dann die 
Eheſchließung von der Vorlage eines Ehetauglichkeitszeugniſſes abhängig zu 
machen. Erhält der Standesbeamte bis zu dem für die Cheſchließung feſt⸗ 
geſetzten Termin keine Mitteilung des Geſundheitsamtes, jo ſteht der Ehe— 
ſchließung nichts entgegen. 


(2) Die Benachrichtigung des Geſundheitsamtes durch den Standes⸗ 
beamten hat ſich auf die Angabe zu beſchränken, daß die nach Name, Vor⸗ 
name, Geburtsdatum, Geburtsort und Wohnung zu bezeichnenden Ver⸗ 
lobten das Aufgebot beantragt haben. Die Mitteilung des Geſundheitsamtes 
an den Standesbeamten darf nur beſagen, daß die Beibringung eines 
Ehetauglichkeitszeugniſſes verlangt werden müſſe; von einer Begründung 
iſt unter allen Umſtänden abzuſehen. 


(3) Der Standesbeamte hat dasjenige Geſundheitsamt zu benachrichtigen, 
in deſſen Bezirk die Verlobten ihren Wohnſitz oder gewöhnlichen Aufenthalt 
haben. Bei verſchiedenem Wohnſitz (gewöhnlichem Aufenthalt) der Verlobten 
iſt beiden Geſundheitsämtern von dem Aufgebot Kenntnis zu geben. 


n (4) Geht bei dem Standesbeamten die Mitteilung des Geſundheitsamtes 
ein, daß ein Ehetauglichkeitszeugnis verlangt werden müſſe, ſo hat er dieſe 
Mitteilung unverzüglich weiterzuleiten, ſofern er einen anderen Standes- 
beamten zur Mitwirkung bei der Eheſchließung ermächtigt hat. 

(5) Die in dieſem RdErl. angeordneten Benachrichtigungen haben ab 
1. 8. 1936 zu geſchehen. 

(6) Die Standesbeamten erhalten auch durch die 


Zeitſchrift für Standesamtsweſen Kenntnis von 
dieſem Runderlaß. 


An die Landesregierungen. — Für Preußen: An die Standes⸗ 
beamten, die Geſundheitsämter und ihre Aufſichtsbehörden. 


1) Abgedruckt in dieſem Buche S. 128. 


8. Ehegeſundheitsgeſetz 
RdErl. d. RuprMdJ. vom 8. Februar 1937 
— IB 3/399 II/III — RMBliV. S. 283) 


(0) Der NE vom 16. 6. 1936 (RMBliV. S. 825) .) iſt von den 
Mön Bümtern vielfach mißverſtanden worden. Der Wortlaut des 
oe. läßt keinen Zweifel daran, daß das Geſundheitsamt auf die Mit- 
teilung des Standesbeamten über ein Aufgebot nur dann etwas zu ver— 
anlaſſen hat, wenn bei ihm Vorgänge vorhanden oder ihm ſonſtwie Tat⸗ 
ſachen bekannt ſind, die im Einzelfall auf das Beſtehen eines Ehehinderniſſes 
nach § 1 des Ehegeſundheitsgeſetzes ſchließen laſſen. In diefem Fall hat 
das Geſundheitsamt unverzüglich den Standesbeamten zu benachrichtigen, 
daß er von den Verlobten die Beibringung eines Ehetauglichkeitszeugniſſes 
verlangen ſoll. Sind beim Geſundheitsamt keine Vorgänge vorhanden, die 
für das Vorliegen eines Ehehinderniſſes ſprechen und hat es auch ſonſt 
nicht hiervon Kenntnis, ſo hat das Geſundheitsamt nichts zu veranlaſſen, 
insbeſondere hat es keine Ermittelungen anzustellen, ſonſt würde der 
Adkrl. vom 16. 6. 1936 praktiſch bereits die zur Zeit noch nicht mögliche 
Inkraftſetzung des § 2 des Ehegeſundheitsgeſetzes bedeuten. 

(2) (2) Nach Abſ. 3 des RdErl. vom 16. 6. 1936 iſt das Geſundheits⸗ 

amt zu benachrichtigen, in deſſen Bezirk die Verlobten ihren Wohnſitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt haben. Dieſe Beſtimmung wird hiermit dahin 
ergänzt, daß bei einem Wechſel des Wohnſitzes oder des gewöhnlichen Auf- 
enthalts alle Geſundheitsämter zu benachrichtigen ſind, in deren Bezirk das 
Aufgebot bekanntzumachen ift. Es ſoll dadurch Verſuchen, durch einen öfteren 
Wechſel des Aufenthaltsortes die Vorſchriften des Ehegeſundheitsgeſetzes zu 
umgehen, begegnet werden. 
3) Die Mitteilung des Standesbeamten an das Geſundheitsamt hat 
ſich grundſätzlich auf die nach Abſ. 2 des Rderl. vom 16. 6. 1936 not⸗ 
wendigen Angaben zu beſchränken. Weitere Angaben, z. B. über die Eltern 
eines Verlobten, werden nur dann zu machen ſein, wenn ſie zur Feſtſtellung 
der Identität eines Verlobten, z. B. unter Umſtänden bei Trägern von 
Sammelnamen, erforderlich ſind. Das Geſundheitsamt ſoll zur Vermeidung 
unnötigen Schreibwerks den Eingang der Mitteilung des Standesbeamten 
grundſätzlich nicht beſtätigen. 

(4) Es iſt mehrfach angeregt worden, die in § 46 des Perſonenſtands— 
geſetzes vorgeſehene Aufgebotsfriſt von 2 Wochen zu verlängern, um aus— 
reichende Zeit zur Feſtſtellung etwa vorliegender Ehehinderniſſe nach dem 
Ehegeſundheitsgeſetz zu gewinnen. Ich vermag dieſer Anregung nicht zu 
entſprechen. Eine Verlängerung der Aufgebotsfriſt iſt ſchon deshalb grund— 
ſätzlich unerwünſcht, weil in der weitaus größten Mehrzahl der Fälle 
Ehehinderniſſe nicht vorliegen. Die Verlängerung der Aufgebotsfriſt müßte 
daher zur Folge haben, daß wegen der verhältnismäßig wenigen Fälle, in 
denen der Eheſchließung aus geſundheitlichen Gründen Bedenken entgegen- 
ſtehen, in den weitaus zahlreicheren unbedenklichen Fällen eine Verzögerung 
der Eheſchließung eintreten würde. Da die Beſchaffung der für die Ehe— 
ſchließung notwendigen Unterlagen ohnehin geraume Zeit erfordert, würde 
daher bei einer Verlängerung der Aufgebotsfriſt die Heirat in unerwünſch⸗ 


1) Abgedruckt in dieſem Buche S. 134. 
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ter Weiſe noch weiter hinausgeſchoben. Es ift aber durch den RdErl. vom 
16. 6. 1936 auf der anderen Seite auch ſichergeſtellt, daß unabhängig von 
dem Lauf der Aufgebotsfriſt in allen bedenklichen Fällen vor Beibringung 
des Ebetauglichkeitszeugniſſes keine Eheſchließung ſtattfinden kann. Die Be⸗ 
denken, daß durch die Forderung eines Ehetauglichkeitszeugniſſes in ſolchen 
Fällen die Verlobten zuſätzlich finanziell belaſtet würden, können nicht 
durchgreifen, zumal nach dem Inkrafttreten des § 2 des Ehegeſundheits— 
geſetzes jeder Verlobte das Ehetauglichkeitszeugnis wird beibringen müſſen. 
In Fällen, in denen den Verlobten die Tragung der für die Ausfertigung 
dieſes Zeugniſſes zu entrichtenden Gebühr nach ihrer wirtſchaftlichen Lage 
nicht zugemutet werden kann, iſt ſie nach den geltenden allgemeinen Richt— 
linien zu ermäßigen oder zu erlaſſen. 

(5) Die Standesbeamten erhalten auch durch die 
Zeitſchrift für Standesamtsweſen Kenntnis von 
dieſem RdErl. 

Zuſatz für den Reg.⸗Präſ. in Liegnitz: Auf den Bericht 
vom 10. 12. 1936 — I A 36. 26. 776/36. 

Zuſatz für den Reg.⸗Präſ. in Arnsberg: Auf den Bericht 
vom 7. 12. 1936 — Sta. III A 61—01. 


An die Landesregierungen, den Reichskommiſſar für das Saarland. — 
Für Preußen: An die Standesbeamten und ihre Aufſichtsbehörden. 


XI. Anhang 


1. Reichsſlaggengeſetz 
Vom 15. September 1935 (RG Bl. ] S. 1145) 
Der Reichstag hat einſtimmig das folgende Geſetz beſchloſſen, das 
hiermit verkündet wird: 

Art. 1. Die Reichsfarben find ſchwarz-weiß-rot. 

Art. 2. Reichs- und Nationalflagge iſt die Hakenkreuzflagge. Sie 
iſt zugleich Handelsflagge. 

Art. 3. Der Führer und Reichskanzler beſtimmt die Form der 
Reichskriegsflagge und der Reichsdienſtflagge. 

Art. 4. Der Reichsminiſter des Innern erläßt, ſoweit nicht die 
Zuſtändigkeit des Reichskriegsminiſters gegeben iſt, die zur Durch⸗ 
führung und Ergänzung dieſes Geſetzes erforderlichen Rechts- und 
Verwaltungsvorſchriften. 

N Far 5. Dieſes Geſetz tritt am Tage nach der Verkündung [16. 9.] 
in Kraft. 

Nürnberg, den 15. September 1935, am Reichsparteitag der Freiheit. 


Der Führer und Reichskanzler Der Reichsminiſter des Innern 
Der Reichskriegsminiſter und Oberbefehlshaber der Wehrmacht 


2. Geſetz zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums 
vom 7. April 1933 (RGBl. I S. 175) 


unter Berückſichtigung des dritten Geſetzes zur Anderung des BBG. 
vom 22. September 1933 (RGBl. I S. 655) 
§ 3 (Arierparagraph )!) 

Beamte, die nichtariſcher Abſtammung ſind, ſind in den Ruheſtand 
(§§ 8 ff.) zu verſetzen; ſoweit es ſich um Ehrenbeamte handelt, find fie 
aus dem Amtsverhältnis zu entlaſſen. 

Abſ. 1 gilt nicht für Beamte, die bereits ſeit dem 1. Auguſt 1914 
Beamte geweſen ſind oder die im Weltkrieg an der Front für das 
Deutſche Reich oder für ſeine Verbündeten gekämpft haben oder deren 
Väter oder Söhne im Weltkrieg gefallen ſind. um 1 gilt ferner nicht 
für weibliche Beamte, deren Ehemänner im Weltkrieg gefallen find. 
Weitere Ausnahmen kann in Einzelfällen der Reichsminiſter des In— 


1) Überholt, ſoweit Juden i. S. des $ 5 der erſten VO. z. RbürgGeſ. 
in Frage ſtehen. Vgl. 8 4 der erſten VO. und die Anmerkungen dazu, ſowie 
der zweiten VO. z. RBürgGeſ. vom 21. Dezember 1935 (RGBl. I S. 1524, 
abgedruckt in dieſem Buche ©. 52). Im übrigen gilt für Beamte jetzt $ 25 
des Deutſchen Beamtengeſetzes (DBG.) vom 26. Januar 1937 (RGBl. I 


S. 39). 


13 


2 


nern im Einvernehmen mit der zuftändigen oberſten Reichs- oder Lan— 
besbehörde zulaſſen, wenn dringende Rückſichten der Verwaltung es er— 
fordern). 


3. Erſte Verordnung zur Durchführung des Geſetzes zur Wiederher⸗ 
ſtellung des Berufsbeamtentums 
vom 11. April 1933 (RGBl. I S. 195) 

Zu § 3. Begriff „ariſch“. n 

(J) Als nichtariſch gilt, wer von nichtariſchen, insbeſondere jüdi- 
ſchen Eltern oder Großeltern abſtammt. Es genügt, wenn ein Groß⸗ 
elternteil nicht ariſch iſt. Dies iſt insbeſondere dann anzunehmen, wenn 
ein Elternteil oder ein Großelternteil der jüdiſchen Religion an⸗ 
gehört hat. 

Nachweis. 

(2) Wenn ein Beamter nicht bereits am 1. Auguſt 1914 Beamter 
geweſen iſt, hat er nachzuweiſen, daß er ariſcher Abſtammung oder 
Frontkämpfer, der Sohn oder Vater eines im Weltkriege Gefallenen 
iſt. Der Nachweis iſt durch Vorlegen von Urkunden (Geburtsurkunde 
und Heiratsurkunde der Eltern, Militärpapiere) zu erbringen. 

Gutachten. 

(3) Iſt die ariſche Abſtammung zweifelhaft, ſo iſt ein Gutachten 
des beim Reichsminiſterium des Innern beſtellten Sachverſtändigen für 
Raſſeforſchunge) einzuholen. 


4. Gutachtens) über ariſche Abſtammung 
RdErl. d. RMdJ. vom 26. Oktober 1934 
— IV 501 8b 15. 8. — (MBliV. S. 1416) 

() Es beſteht Veranlaſſung, darauf hinzuweiſen, daß zur Abgabe eines 
Gutachtens darüber, ob eine Perſon ariſcher oder nichtariſcher Abſtammung 
im Sinne geſetzlicher Beſtimmungen iſt, allein der Sachverſtändige für Raſſe⸗ 
forſchung beim Reichsminiſterium des Innern (jetzt Reichsſtelle für Sippen⸗ 
forſchung), Berlin NWö7, Schiffbauerdamm 26, in Frage kommt. Nur an 
dieſer Stelle iſt das erforderliche Material und die nötige Erfahrung vor⸗ 


N um eine einwandfreie und einheitliche Begutachtung zu gewähr⸗ 
eiſten. 


.)) Zum Begriff des „Beamten ſeit dem 1. 8. 1914“ und des „Front⸗ 
kämpfers“ vgl. Dritte VO. zu Durchf. des BBG. vom 6. Mai 1933 
(RGBl. I S. 245). 


) Jetzt Reichsſtelle für Sippenforſchung, Berlin NW 7, Schiffbauer⸗ 
damm 26. 

3) Die Reichsſtelle für Sippenforſchung verwendet nach dem RdErl. d. 
RuPrMdg. vom 21. 9. 1936 (RMBliV. S. 1279) für die abſchließenden 
Beſcheide im Verfahren auf Feſtſtellung der Abſtammung einer Perſon an 


Stelle der bisherigen Bezeichnung „Gutachten“ fortan die Bezeichnung 
„Abſtammungsbeſcheid“. 


139 


E) In den Fällen, in denen die ariſche Abſtammung einer Perfon im 
Sinne geſetzlicher Beſtimmungen zweifelhaft iſt, werden daher die Behörden 
Gutachten nur von der genannten Stelle einzuholen und auch von den be⸗ 
teiligten Perſonen vorgelegte Gutachten oder Beſcheinigungen anderer Stellen 
nicht anzuerkennen babent). 

6) Wie mir ferner berichtet wird, hat ein Einwohnermeldeamt die 
ariſche Abſtammung einer Perſon nach „vorliegenden Unterlagen und ge⸗ 
troffenen Feſtſtellungen“ in Form einer Beſcheinigung beurkundet. Zur 
Wahrung einer einheitlichen Durchführung der Ariergeſetzgebung iſt es er⸗ 
forderlich, daß ſich andere Amtsſtellen als der Sachverſtändige für Raſſe⸗ 
forſchung (jetzt Reichsſtelle für Sippenforſchung) der Erteilung derartiger 
ſchriftlicher Beſcheinigungen, die zur Vorlage an anderer Stelle verwendet 
werden können, enthalten. 


5. Inanſpruchnahme der Reichsſtelle für Sippenforſchung 
bei Abſtammungsprüfungen 
RdErl. d. RuprMdJ. vom 6. Juli 1936 
— I A 4619/5018 b — (RMBliV. S. 951) 


0) Die Reichsſtelle für Sippenforſchung iſt durch die in großer Zahl 
eingehenden Anträge auf Erteilung von Abſtammungsgutachten ſtark über⸗ 
laſtet. Es iſt feſtgeſtellt worden, daß eine Begutachtung durch die Reichs⸗ 
ſtelle vielfach auch in ſolchen Fällen beantragt wird, in denen die Behörden 
ſchon von ſich aus auf Grund der eingereichten Urkunden oder ſonſtigen 
Unterlagen bei ſorgfältiger Prüfung zu einem einwandfreien Ergebnis 
kommen könnten. 

. 2) Zur Entlaſtung der Reichsſtelle für Sippenforſchung erſuche ich, von 
dieſer Stelle nur dann ein Gutachten einzuholen, wenn alle Prüfungs⸗ 
möglichkeiten erſchöpft ſind und dann noch begründete Zweifel an 
der Abſtammung von deutſchem oder artverwandtem Blute (ariſchen Ab- 
ſtammung) beſtehen. Ferner ſind die Nachweispflichtigen nicht unmittelbar 
an die Reichsſtelle für Sippenforſchung zu verweiſen, ſondern die Behörde 
hat in Zweifelsfällen von ſich aus die Stellungnahme der Reichsſtelle ein⸗ 
zuholen. Vorher ſind die Angaben der Ahnenaufſtellung und die Anzahl der 
vorzulegenden Urkunden auf ihre Vollſtändigkeit zu prüfen. Falls die er⸗ 
forderlichen Urkunden nicht vollſtändig eingereicht ſind, müſſen die 
Hinderungsgründe vom Antragſteller ausreichend dargetan werden, z. B. 
durch die Beibringung des Schriftwechſels darüber, daß die Urkunden nicht 
zu erlangen waren. 

(3) Außereheliche Geburt des Nachweispflichtigen gibt nicht ohne 
weiteres Veranlaſſung zur Einholung eines Gutachtens von der Reichs— 
ſtelle für Sippenforſchung. Auch hier wird in vielen Fällen eine eingehende 
Prüfung der Behörden an Hand der ſtandesamtlichen Regiſter, Gerichtsakten 
uſw. zu einer hinreichenden Aufklärung über die Abſtammung des Vaters 
führen. Geben ſtandesamtliche Regiſter, Gerichtsakten uſw. keinen Aufſchluß 
und iſt auch ſönſt nicht nachzuweiſen, wer der Vater war, fo wird ein 


1) Vgl. indes RdErl. d. RuPrMd J. vom 6. 7. 1936 betr. Inanſpruch⸗ 
nahme der Reichsſtelle für Sippenforſchung bei Abſtammungsprüfungen 
(RMBliV. S. 951; abgedruckt in dieſem Buche S. 139), insbeſ. Abſ. 1 und 2. 
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unebeliches Kind bei deutſchblütiger oder artverwandter Abſtammung mütter— 
licherſeits bis zum Beweiſe des Gegenteils, oder wenn 
nicht beſondere Umſtände des Falles dagegenſprechen, 
als deutſchblütig oder artverwandt anzuſehen ſein. 

(4) Zur Entlaſtung der Reichsſtelle für Sippenforſchung wird es auch 
beitragen, wenn von der Möglichkeit der Führung des Abſtammungs— 
nachweiſes durch Vorlage eines Ahnenpaſſes ausgiebig Gebrauch gemacht 
wird. Ich verweiſe auf den RdErl. vom 26. 1. 1935 (MBliV. S. 163)') 
und 1 8 die Antragſteller in geeigneten Fällen auf dieſe Möglichkeit hin- 
zuweiſen. 

6) Im Einbürgerungsverfahren iſt ein etwa erforderliches Gutachten 
der Reichsſtelle für Sippenforſchung durch die Einbürgerungsbehörde erſt 
dann herbeizuführen, wenn ſich nach den geſamten, auch außerhalb der 
Abſtammungsprüfung liegenden Vorermittlungen überſehen läßt, daß eine 
Weiterverfolgung des Einbürgerungsantrages überhaupt in Frage 
kommt. 

Zuſatz für den Württembergiſchen Innenminiſter: 
Auf den Bericht vom 14. 8. 1935 — VII 818. 

Zuſatz für die Reichsſtelle für Sippenforſchung: 
Auf die Berichte vom 3. 9. 1935 — v. U / D — und vom 22. 2. 1936 — 
W/ Sch. . 

Zuſatz für die Oberſten Reichsbehörden, den Preuß. 
Miniſterpräſ., den Preuß. Finanzminiſter: Ich bitte um 
entſprechende Anweiſung der Behörden Ihres Geſchäftsbereichs. . 

An die nachgeordneten Behörden, Gemeinden, Gemeindeverbände und 
ſonſtigen Körperſchaften des öffentlichen Rechts. . 

An die Oberſten Reichsbehörden, den Preuß. Minifterpräf., den Preuß. 
Finanzminiſter durch Abdruck. 


6. Ahnenpaß 


RdErl. d. RuPrMdJ. vom 26. Januar 1935 
— IB 22/236 II (MBliV. S. 163) 


() Der Nachweis der ariſchen Abſtammung, der von ein und derſelben 
Perſon in vielen Fällen mehrfach gegenüber verſchiedenen Stellen geführt 
werden muß, wird erleichtert, wenn dabei ein Ahnenpaß, aus dem ſich die 
notwendigen Feſtſtellungen treffen laſſen, benutzt wird. Die ordnungsmäßige 
Fertigſtellung des Ahnenpaſſes würde aber auf erhebliche Schwierigkeiten 
ſtoßen, wenn jede einzelne Eintragung in dieſen Paß durch den zuſtändigen 
Standesbeamten oder Kirchenbuchführer beglaubigt würde. Ich will daher 
keine Bedenken dagegen geltend machen, daß die Standesbeamten die Rich— 
tigkeit jeder Eintragung beſcheinigen, die mit einem ihnen vorgelegten ord⸗ 
nungsmäßig ausgeſtellten Kirchenbuch⸗ oder Standesregiſterauszug überein⸗ 
fimmt?). Dieſe Auszüge dürfen jedoch nicht veraltet ſein, weil ſonſt die Mög⸗ 


1) Abgedruckt in dieſem Buche S. 140. 

2) „Es beſtehen auch keine Bedenken dagegen, daß Eintragungen in 
einem Ahnenpaß nicht nur auf Grund von Standesregifter- oder Kirchen⸗ 
buchauszügen beglaubigt werden, ſondern auch dann, wenn ſie wörtlich mit 
einem von dem Standesbeamten oder Kirchenbuchführer vorgelegten ord— 
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lichkeit deſteht, daß darin nachträgliche, für den Nachweis der ariſchen Ab— 
ſtammung wichtige Beurkundungen nicht vermerkt ſind. Auf Grund von 
Auszügen, die vor mehr als 5 Jahrent) ausgeſtellt find, wird daher die Rich— 
tigkeit von Eintragungen in der Regel nicht beſcheinigt werden dürfen. Eine 
Ausnahme hiervon gilt jedoch für Auszüge, die zwar vor mehr als 5 Jahren, 
aber ſo lange nach der Beurkundung des Vorgangs ausgeſtellt ſind, daß mit 
einer Veränderung in der Zwiſchenzeit nicht mehr gerechnet werden kann. 
Ebenſo wird entgegenkommend zu verfahren ſein, wenn es ſich um beſonders 
ſchwer zu beſchaffende Auszüge handelt. 


DO) Beiſpiele: Eine im Jahre 1932 ausgeſtellte Geburtsurkunde eines 
im Jahre 1931 geborenen unehelichen Kindes iſt als Unterlage für eine Be⸗ 
ſcheinigung im Ahnenpaß ungeeignet. Ein 1919 ausgeſtellter Taufſchein eines 
1819 geborenen Kindes iſt dagegen eine geeignete Unterlage. Ein vor Kriegs 
ausbruch in Rußland ausgeftellter Taufſchein oder ein 1932 in einem außer⸗ 
1 Lande ausgeſtellter Taufſchein werden als ausreichend anzu⸗ 
ehen ſein. 


8) Randvermerke find bei der Eintragung in einen Ahnenpaß nur dann 
zu berückſichtigen, wenn ſie für den Nachweis der ariſchen Abſtammung von 
Bedeutung ſind. So würden bei einer Annahme an Kindes Statt nur die 
natürlichen Eltern, nicht die Wahleltern, einzutragen ſein. Andererſeits 
müßte z. B. die Feſtſtellung, daß das Kind nicht das eheliche Kind des Ehe⸗ 
mannes der Mutter iſt, berückſichtigt werden. Es iſt jedoch dafür zu ſorgen, 
daß die Zuſammenhänge zwiſchen den einzelnen Eintragungen nicht unklar 
werden. Da ſich z. B. bei einer Annahme an Kindes Statt der Name des 
Wahlkindes ändert, iſt in dem Ahnenpaß neben die Namensangabe in Klam⸗ 
mern ein kurzer Vermerk zu ſetzen, der etwa folgende Faſſung erhalten 
müßte: (an Kindes Statt angenommen). In ähnlichen Fällen iſt ent⸗ 
ſprechend zu verfahren; in Betracht kommen z. B. folgende Fälle: behörd- 
liche Namensänderung, Einbenennung gem. § 1706 BGB., Ehelichkeits⸗ 
erklärung gem. § 1723 BGB. Auf eine Anerkennung durch nachfolgende 
Ehe iſt dagegen nicht beſonders hinzuweiſen. 


nungsmäßig beglaubigten anderen Ahnenpaß übereinſtimmen.“ RdErl. d. 
RuPrMdJ. vom 5. 4. 1937 — RMBliV. S. 569 — Abſ. 2.) 

N Ahnentafeln oder beſtimmungswidrig abgekürzte Auszüge aus Standes— 
regiſtern oder Kirchenbüchern reichen als Grundlage für Beſcheinigungen im 
Ahnenpaß nicht aus, ſelbſt wenn dieſe Unterlagen in beglaubigter Form 
vorgelegt werden (RdErl. d. RuPrMd JJ. vom 19. 3. 1936 — RMBliV. 
S. 391). 

Als Beglaubigungsgrundlage reichen auch beglaubigte Abſchriften von 
Perſonenſtandsurkunden im allgemeinen nicht aus. Nur wenn die Beglaubi— 
gungen durch Amtsgericht oder Notar vorgenommen ſind, iſt ihnen voller 
Beweiswert beizumeſſen ($ 167 FGG. Vgl. Erl. d. RuPrMdJ. vom 7. 8. 
1936 — Z. f. Standesamtsw. 1936 S. 294). 

Doch genügen Auszüge aus den Württbg. Familienregiſter (Erl. d. 
RuPrMdJ. vom 26. 5. 1936 — Z. f. Standesamtsw. 1936 S. 203). 


1) Früher 2 Jahre. Geändert d. RdErl. d. RuPrMdJ. vom 5. 4. 1937 
Abſ. 3 (RMBliV. S. 569). 


142 


(4) Der Ahnenpaß dient ausſchließlich zum Nachweis der ariſchen Ab— 
ſtammung!). Er erſetzt alſo nicht die Beibringung von Perſonenſtandsurkun— 
den in anderen Fällen. Die Standesbeamten haben hierauf beſonders hin— 
zuweiſen, wenn der Ahnenvaß zum erſtenmal zur Vornahme von Eintragun— 
gen vorgelegt wird. Die Eintragungen im Ahnenpaß entbehren auch der 
in $$ 15, 15 a PStG. feſtgelegten Beweiskraft. 

(5 Als Gebühr iſt für jede Beſcheinigung ein Betrag von 0,10 RM., 
bei jeder Vorlage jedoch höchſtens von 1 RM. zu erheben. Dieſe Gebühr 
gilt jedoch nur, wenn die Richtigkeit einer Eintragung auf Grund vor⸗ 
gelegter Urkunden beſcheinigt wirde). Erfolgt dagegen die Beſcheinigung 
durch den zuſtändigen Standesbeamten oder Kirchenbuchführer auf Grund 
ſeiner Regiſter, ſo ſind die für die Ausſtellung eines Regiſterauszuges üb⸗ 
lichen Gebühren zu entrichten. 

(6) Die Standesbeamten erhalten auch durch die Zeitſchrift für Standes⸗ 
amtsweſen Kenntnis von dieſem RdErl. 

Zuſatz für den Staatskommiſſar — jetzt Stadtpräſ. — der Hauptſtadt 
Berlin: Auf den Bericht vom 7. 11. 1934 — St. K. I 3. 37 ſpez. 4/4082/34. 

An die Landesregierungen. — Für Preußen: An die Standesbeamten 
und ihre Aufſichtsbehörden. 


7. Verwendung von Ahnenpäſſen zum Nachweis der Abſtammung 


RdErl. d. RuPrMdJ. zgl. i. N. ſämtl. RMin., d. PrMPräſ. u. ſämtl. 
PrStM. vom 16. Februar 1937 
— II SB 6100 /623 — (RM Bli V. S. 293) 

(1) Beamte, Angeſtellte und Arbeiter im öffentlichen Dienſt, die den 
Nachweis der deutſchblütigen Abſtammung zu erbringen haben, können den 
Nachweis durch Vorlegung eines Ahnenpaſſes führen. Die Dienſtſtelle, der 
gegenüber der Nachweis der Abſtammung zu erbringen iſt, hat zu prüfen, 
ob der Ahnenpaß ordnungsgemäß beglaubigt iſt und alle Angaben enthält, 
die zur Führung des Abſtammungsnachweiſes erforderlich ſind. Ergibt die 
Prüfung, daß die für den Abſtammungsnachweis erforderlichen Tatſachen 
nachgewieſen ſind, dann bedarf es der Vorlage von Auszügen aus den 
Standesregiſtern und Kirchenbüchern nicht. Dies gilt ſelbſt für die Fälle, 
in denen die Geſetze vorſehen, daß der Nachweis der Abſtammung durch 
Vorlegung von Geburtsurkunden, Heiratsurkunden der Eltern uſw. zu 
führen iſt, da der Ahnenpaß ein vollgültiger Erſatz für dieſe Urkunden iſt. 
Beſtehen Zweifel an der ordnungsgemäßen Beglaubigung des Ahnenpaſſes 
oder Bedenken gegen die Richtigkeit und Vollſtändigkeit der Eintragungen, 
dann kann auch weiterhin die Beibringung von Standesregiſter⸗ und 
Kirchenbuchauszügen zum Nachweis der Abſtammung verlangt werden. 


1) Auch zum Nachweis der nicht ariſchen Abſtammung. Vgl. 3. f. 
Standesamtweſen 1937 S. 143. Gerade für Miſchlinge erſten und zweiten 
Grades iſt der Beſitz eines Ahnenpaſſes von Wichtigkeit. 

2) Die Höchſtgebühr von 1 RM. gilt nicht, wenn der vorgelegte Ahnenpaß 
Angaben über die Ururgroßeltern hinaus enthält. In dieſem Fall kann zu⸗ 
ſätzlich zu der Gebühr von 1 RM. für die Beglaubigung jeder Eintragung, 
die ſich auf einen entfernteren Vorfahren als die Ururgroßeltern bezieht, eine 
weitere Gebühr von je 0,10 RM. verlangt werden. (RdErl. d. RuPrMdzJ. 
vom 5. 4. 1937 — RMBliV. S. 569 — Abſ. 4.) 
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@) Vor Rückgabe des Ahnenpaſſes an den Nachweispflichtigen iſt in 
den Vorgängen ein Vermerk über die Vorlegung aufzunehmen, aus dem 
ſich ergibt, daß die Abſtammung nachgewieſen iſt. Werden Fragebogen bei 
der Prüfung der Abſtammung verwendet, dann iſt auf dem Fragebogen 
zu vermerken, daß die darin enthaltenen tatſächlichen Angaben über die 
Abſtammung durch Vorlegung eines Ahnenpaſſes nachgewieſen worden ſind. 

3) Der Aktenvermerk ift auf beſonderem Bogen nach dem folgenden 
Muſter zu machen: 


Dienſtſtelle. Ort⸗ und Zeitangabe. 
Beſcheinigung 
der eee eee neee Bau Zub Du 
(Dienſtbezeichnung, Vor⸗ und Zuname.) 
bei e e ee e ee ee e e e e 
(Dienſtſtelle.) 
hat durch Vorlage des Ahnenpaſſes vm ſeine — und ſeiner 
Ehefrau*) — deutſchblütige Abſtammung nachgewieſen. 
Name. 
(Amtsbezeichnung.) 


*) Nichtzutreffendes iſt zu ſtreichen. 


Zuſatz für die Gemeinden, Gemeindeverbände, 
ſonſt. Körperſchaften des öffentl. Rechts: Ich erſuche, ent⸗ 
ſprechend zu verfahren. 

An die nachgeordneten Behörden, Gemeinden, Gemeindeverbände, ſonſt. 
Körperſchaften des öffentlichen Rechts. 

An die Oberſten Reichsbehörden, den Preuß. Minifterpräf., den Preuß. 
Finanzminiſter, den Stellvertreter des Führers, das Reichsbankdirektorium 
durch Abdruck. 


8. Ahnenpaß, Ahnentafel und Sammelmappen zur Familienkunde 
in der Schule!) 

Vfg. des bremiſchen Sen. f. d. Bildungsw. vom 3. Juni 1937 

(RMinAmtsbltſch Wiſſ. 1937 S. 350) 

In meiner Verfügung E. u. U. A 422 vom 31. März 1936 habe ich kurz 
umriſſen, in welchem Umfange Familien- und Sippenkunde in den bremi- 
ſchen Schulen gepflegt werden ſoll. 

Mit den Klaſſen, die Oſtern 1937 entlaſſen worden ſind, ſollte erſtmalig 
der Verſuch gemacht werden, Ahnentafeln aufzuſtellen. Das Ergebnis 
entſprach den Schwierigkeiten, die zu erwarten waren. 

Was auf dem Gebiete der Raſſen⸗ und Familienkunde Jahrhunderte 
hindurch verſäumt worden iſt, läßt ſich nicht in einigen Jahren wieder ein⸗ 
holen. Selbſt unter den Lehrkräften ſtanden bis zur Machtübernahme viele 


1) Dieſe Vfg. des brem. Senats wird wegen ſeiner grundſätzlichen Ein⸗ 
ſtellung wiedergegeben. 
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dieſen Forſchungszweigen noch fern. Heute wird jeder Lehrer und jede 
Lehrerin in der Lage fein, der Forderung der NSeB. entſprechend den 
eigenen Abnennachweis urkundlich zu erbringen. Aber auch bei den übrigen 
Volksgenoſſen werden durch die mannigfachen Aufklärungsbeſtrebungen der 
Partei und ihrer Gliederungen allmählich die Vorausſetzungen für eine 
gründliche Familien- und Sippenkunde geſchaffen. Somit wird das Be⸗ 
mühen der Schule auf dieſem Gebiete mehr und mehr von Erfolg gekrönt 
werden. 

Kein Stoff kann lebensnäher ſein als der der Familienkunde. Er iſt 
ein Kulturgut von allgemeiner Bedeutung. Er findet im Kinde die innere 
Bereitſchaft vor, da er der kindlichen Eigenart entgegenkommt, alles von 
der nächſten Umgebung her zu ſehen. Er bietet den Schülern die Möglichkeit 
zu ſelbſtändiger Einzelarbeit, zur Entfaltung ihrer geiſtigen und ſeeliſchen 
Kräfte für den Dienſt in der völkiſchen Gemeinſchaft. 5 

Die Hauptaufgabe der durch die Schule gepflegten Familien und 
Sippenkunde beſteht darin, das Kind zur Beachtung aller die Familie be⸗ 
treffenden Fragen anzuhalten. Kein Jahrgang und kaum ein Unterrichts⸗ 
fach braucht davon ausgeſchloſſen zu werden. In der Grundſchule, ins⸗ 
beſondere in den erſten beiden Schuljahren, beſtimmt das Familienerlebnis 
weithin die geſamte Stoffauswahl. Familienkundliche Betrachtungen aller 
Art begleiten den Schüler bis in die Oberklaſſen der Vollanſtalten (ber- 
tiefte Namenkunde, Wappenkunde, Auswertung der Forſchungsergebniſſe 
nach raſſenkundlichen und raſſenpflegeriſchen ſowie bevölkerungspolitiſchen 
Geſichtspunkten uſw.). r 

Es iſt meine Abſicht in Zukunft bei den feierlichen Schulentlaſſungen 
den ins Leben hinaustretenden Schülern und Schülerinnen ihren Ahnenpaß 
mit einer Widmung des Klaſſenlehrers und des Schulleiters überreichen zu 
laſſen. Im nationalſozialiſtiſchen Deutſchland wird der Ahnenpaß jeden 
Volksgenoſſen durch ſein ganzes Leben begleiten und ſomit eine dauernde 
wertvolle Erinnerung an ſeine Schulzeit bilden. 

Die Schulzeit muß zu dem Zweck eine zweifache Vorarbeit leiſten: 

1. Sie erarbeitet als Grundlage für die Ausfüllung des Ahnenpaſſes 
die Ahnentafel eines jeden Schülers, und zwar mindeſtens bis zu den 
Großeltern, nach Möglichkeit bis zu den Urgroßeltern. Dem Klaſſenlehrer 
der abgehenden Klaſſen, der für die Aufſtellung des Ahnenpaſſes verant⸗ 
wortlich iſt, liegt die Pflicht ob, die Ahnentafel, ſoweit ſie in den vorher⸗ 
gehenden Klaſſen noch nicht fertiggeſtellt werden konnte, zum Abſchluß 
bringen zu laſſen. 

Bei der Aufſtellung der Ahnentafeln können manche Fragen zur Be⸗ 
lebung dienen; hier einige Beiſpiele: 

Welche Bedeutung haben unſere Vor⸗ und Zunamen? Welche Familien⸗ 
namen kommen in den Ahnentafeln unſerer Klaſſe vor? Wie reden ſich 
Verwandte untereinander an (etwa Nr. 4 auf der Ahnentafel die Nr. 3)? 

Eine Abſchrift der Ahnentafel verbleibt beim Abgange der Schüler im 
Schularchiv, mit einem Vermerk darüber, ob die Einträge urkundlich be- 
glaubigt ſind. 

2. Eine Stoff⸗ und Quellenſammlung zur Familienkunde wird während 
der ganzen Schulzeit durchgeführt. Meine Anregung in der Verfügung 
vom 31. März 1936, beſondere Mappen für Familienkunde anzulegen, ſoll 
fortan als bindende Anordnung gelten. Jeder Schüler und jede Schülerin 
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bat eine ſolche Mappe anzulegen. Die Klaſſenlehrer haben dieſe Mappen 
während des Schuljahrs im Klaſſenſchrank zu verwahren und bis zur 
Schulentlaſſung durch alle Klaſſen weiterzugeben. 

Ich hoffe und erwarte, daß ein Wetteifer nicht nur unter den einzelnen 
Schülern, ſondern auch unter den Klaſſen und Schulen einſetzen wird, wer 
die zweckmäßigſten Mappen mit dem reichſten Inhalt aufzuweiſen hat. An⸗ 
weiſungen über die Ausgeſtaltung ſollen nicht erlaſſen werden. Ich ſtelle 
es jedem Klaſſenlehrer anheim, den Eifer der Schüler ſo anzufachen, daß 
fie am Schluß der Schulzeit einen Schatz wertvoller familienkundlicher Unter- 
lagen erworben haben. Bei meinen gelegentlichen Schulbeſuchen werde ich 
mir dieſe Mappen vorlegen laſſen. 

N Zu meinen früheren Aufzählungen über die zu ſammelnden Unterlagen, 
die ich erneut zu beachten bitte, füge ich hinzu, daß mir auch Erlebnis- 
aufſätze der Kinder für die Sammlung geeignet erſcheinen (3. B.: Wo wir 
ſchon überall gewohnt haben. Wo meine Großeltern wohnen. Unſere letzte 
Schulfeier. Meine Aufnahme in die HJ. Unſer Schullandheim uſw.), daß 
ſchriftliche Beiträge der Eltern und Großeltern über den Schüler angeregt 
werden ſollten, und daß kurze Sonderberichte der Schüler, etwa über Ferien⸗ 
erlebniſſe bei Verwandten, über ſchwerere Erkrankungen, über Verkehrs— 
unfälle, über Auslandsbriefwechſel u. a., wertvoll ſind. Zum Muttertag 
wird es angebracht fein, den Lebenslauf der Mutter oder Großmutter nieder- 
zuſchreiben und der Mappe beizufügen und dergleichen mehr. 

Zur Erfüllung beider Aufgaben und zur Bereicherung im einzelnen 
wird der Klaſſenlehrer darauf bedacht ſein, die Fachlehrer, insbeſondere die 
Zeichenlehrer, zur Mitarbeit heranzuziehen. . 

Sobald genügend Unterlagen vorhanden ſind, können ſie in gemeinſchaft⸗ 
licher Schularbeit auf Karten, in Plänen und Überſichten weiter ausgewertet 
werden. Dabei laſſen ſich auch allgemeine Bevölkerungsfragen berückſichtigen. 
Nachſtehend ſollen dafür einige Beiſpiele gegeben werden: 

Stammtafeln und Sippentafeln in künſtleriſcher Form; 

Zeichnung von Familienwappen (Regeln der Wappenkunſt beachten!); 
Wanderwege unſerer Familie; 

Nachweis, daß Bremens Bevölkerung niederſächſiſch iſt; 

Überſicht über die Entwicklung der Bevölkerungszahl der Stadt 
(Bremen hatte immer einen Bevölkerungsüberſchuß!); 

Überficht über die „tagenbaren“ Bremer Familien unſerer Schule 
(beide Eltern in Bremen geboren!); 
desgleichen über die Familien aus dem niederſächſiſchen Raum; 
Kaufmann und Handwerker in Bremen; 

Auswärtige Schüler in Bremen; 

. Plattdeutſche Familiennahmen uſw. 

Eine in dieſer Richtung ſich bewegende Auswertung familienkundlicher 
Feſtſtellungen wird bereits in der nächſten Zeit gemeinſam mit dem NSLB. 
in Angriff genommen werden, worüber die Landesſchulbehörde weitere An— 
weiſungen geben wird. 

Ich erſuche, fortan in die Jahresberichte eine kurze Darlegung über den 
Stand und die Ergebniſſe der familenkundlichen Arbeiten aufzunehmen. 


An die Leiter (Leiterinnen) der allgemeinbildenden Schulen im bremiſchen 
Staatsgebiet. 
Löſener⸗Knoſt, Die Nürnberger Geſetze. 2. Aufl. 10 
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9. Gebührenfreiheit bei der Ausſtellung von Urkunden zum Nachweis 
der ariſchen Abſtammungt) 
RdErl. d. RupPrMdJ. vom 4. März 1935 
— IB 3/29 — (MBliV. S. 285) 

I. Die Gebührenfreiheit bei der Ausſtellung von Urkunden zum Nach⸗ 
weis der ariſchen Abſtammung iſt zur Behebung zahlreicher Schwierigkeiten, 
die bei der Handhabung der bisher ergangenen Beſtimmungen entſtanden 
waren, neu geregelt worden. Die oberſten Kirchenbehörden haben ihr Ein— 
verſtändnis mit dieſer Regelung erklärt. 

Ii. Staatliche und kirchliche Stellen werden jedem Volksgenoſſen bei dem 
Nachweis ſeiner ariſchen Abſtammung nach Möglichkeit behilflich ſein. Dies 
ändert aber nichts an der ſelbſtverſtändlichen Tatſache, daß es grundſätzlich 
Sache jedes einzelnen iſt, den Nachweis ſeiner Abſtammung ſelbſt zu führen. 
Jeder Volksgenoſſe muß ſich daher bemühen, den Anträgen auf Ausſtellung 
beſtimmter Perſonenſtandsurkunden möglichſt genaue Angaben über ſeine 
Vorfahren beizufügen. Nur in dieſem Falle kann er bei der großen 
Zahl der zu erledigenden Anträge damit rechnen, die angeforderten Ur⸗ 
kunden binnen kurzer Zeit zu erhalten. Sind die Angaben unrichtig oder 
unbeſtimmt, ſo läßt ſich wegen der notwendigen Sucharbeiten eine ‚oft 
längere Verzögerung nicht vermeiden. Es iſt auch ein Irrtum, wenn viel⸗ 
fach angenommen wird, daß alle Urkunden zum Nachweis der ariſchen Ab⸗ 
ſtammung gebührenfrei auszustellen find. Grundſätzlich find vielmehr Ge⸗ 
bühren zu entrichten; Gebührenfreiheit tritt — von einigen Sonderfällen 
abgeſehen — im allgemeinen nur im Falle des Unvermögens zur Zahlung 
der Gebühren ein. 2 

III. Unter Aufhebung aller früher ergangenen Beſtimmungen über die 
Gebührenfreiheit leinſchließlich etwa getroffener örtlicher Regelungen?) wird 
daher folgendes angeordnet: 

1. Die Standesbeamten, Kirchenbuchführer und ſonſtigen mit der Aus⸗ 
fertigung von Perſonenſtandsurkunden betrauten Stellen haben die zum 
Nachweis der ariſchen Abſtammung nötigen Urkunden gebührenfrei aus- 
zuſtellen, wenn der Antragſteller zur Zahlung der Gebühren unvermögend 
iſt. Das Unvermögen iſt von der Stelle, die den Nachweis der ariſchen Ab— 
ſtammung verlangt hat, auf dem Schreiben, durch das die Urkunde an⸗ 
gefordert wird, zu beſcheinigen. Dabei hat eine kleinliche Nachprüfung des 
Unvermögens zu unterbleiben; insbeſondere ſind Erwerbsloſe, Wohlfahrts⸗ 
empfänger und Sozialrentner ſtets als unvermögend anzuſehen. Auf der 
anderen Seite iſt zu beachten, daß in Zukunft die für die Ausfertigung der 
Urkunden zu zahlenden Gebühren gering find (vgl. IV). Liegt daher ein 
begründeter Anlaß vor, an der Richtigkeit des geltendgemachten Unvermögens 
zur Zahlung dieſer Gebühren zu zweifeln, ſo kann die um die Beſcheinigung 


1) Dazu RdErl. d. RuPrMd J. vom 10. 10. 1935 (MBliV. S. 1205, ab⸗ 
gedruckt in dieſem Buch S. 149). 

2) Für Preußen werden neben den örtlichen Regelungen insbeſondere 
folg. RdErl. aufgehoben: Vom 13. 5. 1933 (MBliV. I S. 595), vom 20. 1. 
1934 (MBliV. S. 151), vom 16. 2. 1934 (MBliV. S. 229), vom 8. 3. 1934 
(MBliV. S. 457), vom 29. 5. 1934 (MBliV. S. 789), vom 25. 6. 1934 
(MBliV. S. 883). 
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angegangene Stelle den Antragſteller zunächſt zur Beibringung einer von 


der zuſtändigen Gemeindebehörde ausgeſtellten Unvermögensbeſcheinigung 
auffordern. 


2. Gebührenfreiheit tritt ferner ein, wenn der Nachweis zu amtlichen 
Zwecken angefordert wird. Dies iſt immer anzunehmen, wenn der Sad: 
verſtändige für Raſſeforſchung beim Reichs- und Preußischen Miniſterium 
des Innern!) oder das Amt für Sippenforſchung der NSDAP. Urkunden an- 
„ Im übrigen aber iſt zu beachten, daß, wie ſchon erwähnt, grund- 
ſätlich jeder Volksgenoſſe den Nachweis ſeiner ariſchen Abſtammung ſelbſt 
un hat. Dadurch erlangen ſowohl die Behörden, wie die Dienft- 
15 4 der Partei, SA., SS. uſw. regelmäßig ausreichende Kenntnis von 
= ſtammung der bei ihnen tätigen oder ihnen angehörigen Volksgenoſſen. 

aneben wird ein amtliches Intereſſe an der Anforderung von Urkunden 
fälle Nachweis der ariſchen Abſtammung nur in ganz beſonderen Ausnahme⸗ 
ie en angenommen werden können. Zur Vermeidung unrichtiger Auslegung 
er vorſtehenden Vorſchrift wird angeordnet, daß Behörden, die eine Urkunde 
zum Nachweis der ariſchen Abſtammung zu amtlichen Zwecken anfordern, die 
aue een durch ihre vorgeſetzten Provinzialbehörden (Reg.⸗Präſ., Ober- 
andesgerichts⸗Präſ., LandesfinanzamtsPräſe) uſw.) zu leiten haben; dieſe 
haben die Anforderung darauf zu prüfen, ob ſie tatſächlich amtlichen Zwecken 
dient und ſie erforderlichenfalls anzuhalten. Ebenſo werden die Stellen der 
Partei uſw., die eine Urkunde im parteiamtlichen Intereſſe koſtenlos an— 
fordern wollen, hierfür die Vermittlung der Gauleitungen, SA.⸗Gruppen, 
Ss. ⸗Abſchnitte, NSKK.-Brigaden, NS. Deutſcher Frontlämpfer-Bund), 
Stahlhelm⸗Landesverbändes) uſw. oder höherer Stellen in Anſpruch nehmen. 


3. Ferner tritt auf Grund geſetzlicher Sondervorſchriften Gebühren— 
freiheit in folgenden Fällen ein: 

a) Bei Durchführung des Gef. zur Wiederherſtellung des Berufsbeamten- 
tums gem. der Erſten Durchf.⸗VO. dazu v. 11. 4. 1933 (RGBl. I S. 195) 
Nr. 4. Fälle dieſer Art werden heute nur noch unter beſonderen Umſtänden 
praktiſch werden können; die ganz überwiegende Mehrzahl der Fälle iſt er⸗ 
ledigt. In Frage kommen wird hier im allgemeinen auch nur die Aus⸗ 
ſtellung der Geburtsurkunde des Antragſtellers und der Heiratsurkunde ſeiner 
Eltern Erſte Durdf.- BO. zum Gef. zur Wiederherſtellung des Berufsbeam⸗ 
tentums vom 11. 4. 1933, RGBl. I S. 195, Nr. 2); werden ausnahmsweiſe 
weitere Urkunden gebraucht, ſind auch dieſe gebührenfrei auszuſtellen. Für 
den durch das Reichsbeamtengeſ. in der Faſſ. des Geſ. v. 30. 6. 1933 
(RGBl. I S. 433), § 1a, die Richtlinien hierzu v. 8. 8. 1933 (RGBl. I 
S. 575), Nr. 2 und die Zweite Durchf.⸗VO. zum Gef. zur Wiederherſtellung 
des Berufsbeamtentums in der Faſſ. der VO. v. 28. 9. 1933 (RGBl. I 
S. 678), Nr. 10, geforderten Abſtammungsnachweis ſolcher Perſonen, die ihre 
Einſtellung als Beamter, Angeſtellter oder Arbeiter in den öffentlichen Dienſt 
nachſuchen oder die in ehrenamtliche Stellen berufen werden oder ſich darum 
bewerben, beſteht keine Gebührenfreiheit). Ebenſowenig iſt dies der Fall für 
den Nachweis der ariſchen Abſtammung der Ehefrau oder Verlobten eines 

1) Jetzt Reichsſtelle für Sippenforſchung. 2) Jetzt: Oberfinanzpräſident. 

3) Jetzt gegenſtandslos. 

) Jetzt: Deutſches Beamtengeſetz (DBG.) vom 26. 1. 1937 (RGBl. I 
S. 39). 
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Beamten oder Beamtenanwärters, gleichgültig aus welchem Anlaß der Nach— 
weis verlangt wird. Dieſe Vorſchriften gelten ſinngemäß für Beamte, An⸗ 
geſtellte und Arbeiter der Deutſchen Reichsbahn-Geſellſchaft und der Reichs— 
bank ſowie für die Soldaten der Wehrmacht. 

b) Bei Durchführung des Reichserbhofgeſ. v. 29. 9. 1933 (RGBl. I 
S. 685) gem. $ 4 der Zweiten Durchf⸗VO. v. 19. 12. 1933 (RGBl. I 
S. 1096) ). In Frage kommt die Ausſtellung von Perſonenſtandsurkunden 
für den Antragſteller und ſeine Vorfahren bis zum 1. 1. 1800 eichserb⸗ 
hofgeſ. v. 29. 9. 1933, RGBl. I S. 685, $ 13). Dieſe Vorſchriften recht⸗ 
fertigen keine Gebührenfreiheit für die Angehörigen des Reichsnährſtandes, 
die nicht Bauern ſind. 

e) Bei Erlangung von Eheſtandsdarlehen gem. $ 3 der Vierten Durchf. 
VO. v. 2. 12. 1933 (RGBl. I S. 1019). In Frage kommt in der Regel nur 
die Ausſtellung von Geburtsurkunden der Antragſteller und von Heirats— 
urkunden ihrer Eltern. 

d) Für Verſorgungsanwärter zur Erlangung einer Beamtenſtelle in 
ſinngemäßer Anwendung der Ausf.⸗Anw. zu § 17 der Anſtellungsgrundſätze 
v. 16. 7. 1930 (RGBl. I S. 245). Wegen der in Frage kommenden Urkunden 
gilt e) letzter Satz entſprechend. : 

e) Neu eingefügt durch RdErl. d. RuPrMdJJ. vom 10. 10. 1935 
— IB 3/305 (7). Vgl. unten S. 149, insbeſ. S. 152. , 

Zu a—e: Wird Gebührenfreiheit in Anſpruch genommen, ſo hat die Be⸗ 
hörde, der gegenüber die ariſche Abſtammung nachzuweiſen iſt, auf dem 
Schreiben, in dem die Urkunde angefordert wird, zu beſcheinigen, daß und 
auf Grund welcher Vorſchriften die Gebührenfreiheit begründet iſt. Bei 
Verſorgungsanwärtern genügt die Angabe der Behörde, die den Verſorgungs— 
ſchein ausgeſtellt hat, mit deſſen Aktenzeichen. 

4. In allen ſonſtigen Fällen ſind Gebühren zu entrichten. Insbeſondere 
werden künftig auch die Urkunden zum Nachweis der ariſchen Abſtammung, 
die von Amtswaltern der Partei ſowie von Führern der SA., SS. uſw. 
angefordert werden, nur noch bei Unvermögen der Beteiligten gebührenfrei 
ausgeſtellt. 

IV. Die Standesbeamten haben zum Nachweis der ariſchen Abſtammung 
in der Regel nur vollſtändige Perſonenſtandsurkunden auszuſtellen; ab⸗ 
gekürzte Urkunden oder Scheine reichen oft auch dann nicht aus, wenn eine 
Angabe über die Religion hinzugefügt wird. Die Kirchen werden den Kir⸗ 
chenbuchführern ein Formblatt bekanntgeben, das die Mindeſtangaben enthält, 
die in den Kirchenurkunden enthalten ſein müſſen. Als Gebühr für jede 
Urkunde iſt einheitlich ein Satz von 0,60 RM. zu erheben; andere Gebühren, 
wie Such⸗, Schreib- oder Stempelgebühren und dgl. kommen nicht in Anſatz 
Die angeforderten Urkunden sind als portopflichtige Dienstsache zu ver- 
senden; in den Fällen unter III 2 und 3 muß die absendende Stelle auf 
Grund der gesetzlichen Vorschriften die Postgebühren tragen?). 

V. Da der Nachweis der ariſchen Abſtammung vielfach gegenüber meh⸗ 
reren Stellen zu führen iſt, liegt die Beſchaffung eines Ahnenpaſſes ſowohl 
im Intereſſe des einzelnen Volksgenoſſen wie der Regiſterbehörden. Die 


1) Jetzt: Erbhofrechtsverordnung (EHRV.) vom 21. 12. 1936 — RGBl. I 
S. 1069. 


2) Erſetzt durch RdErl. d. RuPrMdJ. vom 10. 10. 1935, Abi. (8) e 
ſ. unten S. 149 (154). 
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hierüber ergangenen Beſtimmungen des NdErl. v. 26. 1. 1935 (MER. 
S. 163) bleiben unberührt. 

V.. Die Beſtimmungen unter III gelten nicht nur für die Urkunden, 
die in Zukunft bei den Regiſterbehörden angefordert werden, ſondern auch 
für die Urkunden, die zur Zeit ſchon angefordert ſind. Diejenigen Antrag⸗ 
ſteller, die auf Grund ihres Unvermögens Gebührenfreiheit beanſprucht 
haben, müſſen eine beſondere Beſcheinigung hierüber den Stellen, bei denen 
die Urkunden angefordert ſind, nachträglich einreichen. Haben Antrag⸗ 
ſteller Gebührenfreiheit in Anſpruch genommen, weil eine der Voraus⸗ 
fegungen unter III 3 vorliege, fo wird es bei dieſer Verſicherung fein 
Bewenden haben können, ſoweit nicht aus dem Antrag ſelbſt erſichtlich iſt, 
daß dieſe Vorausetzungen nicht vorliegen (z. B. bei Anforderung von 
Urkunden zum Nachweis der ariſchen Abſtammung der Ehefrau). 

VII. Perſonen, die durch falſche Darſtellung ihrer Verhältniſſe unbe⸗ 
rechtigterweiſe Gebührenfreiheit erlangen, oder ſolchen Perſonen, die unrich— 
tige Angaben zwecks Erlangung von Gebührenfreiheit in Kenntnis ihrer 
Unrichtigkeit beſtätigen, ſetzen ſich u. U. der Gefahr ſtrafrechtlicher Ver⸗ 
folgung aus. Standesbeamte, die entgegen den Vorſchriften dieſes RdErl. 
Gebührenfreiheit gewähren, müſſen für den dadurch entſtehenden Ausfall 
aufkommen. Ebenſo können ſich Kirchenbuchführer haftbar machen. 

VII. Zur Klarſtellung wird ausdrücklich darauf hingewieſen, daß die 
Vorſchriften dieſes RdErl. nur zur Anwendung kommen, ſoweit es ſich um 
die Ausſtellung von Urkunden zum Nachweis der ariſchen Abſtammung 
handelt. Soweit die Ausſtellung von Urkunden zu anderen Zwecken bean- 
tragt wird, behält es bei den zur Zeit geltenden Vorſchriften ſein Bewenden. 

IX. Die Standesbeamten erhalten auch durch die Zeitſchrift für Stan- 
desamtsweſen Kenntnis von dieſem Runderlaß. 

An die Landesregierungen. — Für Preußen: An die Behörden der allge⸗ 
meinen und der inneren Verwaltung, Gemeinden und Gemeindever⸗ 
bände, Standesbeamten. 


10. Gebührenfreiheit bei der Ausſtellung von Urkunden zum Nachweis 
der ariſchen Abſtammung 


RdErl. d. RuPrMdJ. vom 10. Oktober 1935 
— I B 3/305 — (MBliV. S. 1205) 

(1) Zur Behebung von Zweifeln, die bei der Anwendung des RdErl. 
vom 4. März 1935 (MBliV. S. 285)1) entſtanden find, wird folgendes 
klargeſtellt: 

(2) Zu II: a) Die Ausſtellung von Urkunden zum Nachweis der ariſchen 
Abſtammung iſt grundſätzlich gebührenpflichtig. Gebührenfreiheit beſteht nur 
in den im RdErl. vom 4. März 1935 (MBliV. S. 285), Abſchn. III, aus⸗ 
drücklich aufgeführten Fällen. Im Zweifel ſind Gebühren zu entrichten. 

b) Falls der Nachweis der ariſchen Abſtammung bis zum 1. Januar 
1800 zurück zu erbringen iſt, brauchen Urkunden nur über die am 1. Ja- 
nuar 1800 lebenden Vorfahren der näheren Ahnenreihe, nicht aber außer⸗ 
dem über an dieſem Tage etwa noch lebende Vorfahren einer entfernteren 
Ahnenreihe beigebracht zu werden. 

Beiſpiel: Am 1. Januar 1800 lebte der Urgroßvater und der Ururgroß— 


1) Siehe oben S. 146. 
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vater eines Antragſtellers: der Urgroßvater iſt 1780, der Ururgroßvater 
1740 geboren; in dieſem Falle genügt die Beibringung der Geburtsurkunde 
des Urgroßvaters. 

e) Soweit Stellen der Bewegung den Nachweis der ariſchen Abſtam— 
mung über den 1. Januar 1800 hinaus verlangen, iſt Anträgen auf Aus⸗ 
ſtellung von Urkunden, die auf einer ſolchen Anordnung beruhen, zu ent— 
ſprechen. Derartige Anträge ſind nach denſelben Grundſätzen zu behandeln 
wie ſonſtige Anträge. 

d) Die Ausſtellung von Sterbeurkunden kann nicht grundſätzlich mit der 
Begründung abgelehnt werden, daß Sterbeurkunden zum Nachweis der 
ariſchen Abſtammung nicht erforderlich ſeien. Auf Sterbeurkunden wird 
z. B. hilfsweiſe zurückgegriffen werden müſſen, wenn Geburts- oder Heirats- 
urkunden nicht zu ermitteln ſind. ; 

e) Müſſen Volksgenoſſen auf Grund von amtlichen oder parteiamt- 
lichen Anordnungen bis zu einem beſtimmten Zeitpunkt den Nachweis ihrer 
ariſchen Abſtammung erbringen (z. B. politiſche Leiter vom Kreisleiter an 
aufwärts bis zum 31. Dezember 1935), ſo ſind ihre Anträge vor anderen, 
weniger dringlichen Anträgen zu erledigen. 


(3) Zu III 1: Iſt der Abſtammungsnachweis bis zum 1. Januar 1800 
oder gar noch darüber hinaus zu führen, müſſen die Nachweispflichtigen 
ſich regelmäßig eine größere Zahl von Urkunden beſchaffen. Die Gebühren, 
die in dieſen Fällen insgeſamt zu entrichten ſind, werden daher die Nach⸗ 
weispflichtigen vielfach fühlbar belaſten. Auf der anderen Seite verurſachen 
gerade dieſe Fälle den Regiſterbehörden die meiſte Arbeit, die ſie ohne Ent⸗ 
ſchädigung nicht leiſten können. Wenn daher auch bei der Prüfung des 
Unvermögens zur Zahlung der Gebühren nicht kleinlich verfahren werden 
ſoll, ſo iſt doch folgendes zu beachten: , 

a) Gebührenfreiheit wegen Unvermögens kommt nur dann in Frage, 
wenn der Antragſteller nach ſeinen geſamten wirtſchaftlichen Verhältniſſen 
zur Zahlung der Gebühren für die Ausſtellung der Urkunden nicht in der 
Lage iſt; dabei ſind nicht nur die Höhe ſeines Einkommens, ſondern alle 
Verhältniſſe, die ſeine wirtſchaftliche Leiſtungsfähigkeit beeinträchtigen 
(Verſchuldung, Unterſtützung bedürftiger Angehöriger uſw.) gebührend zu 
berückſichtigen. Gebührenfreiheit iſt aber nicht ſchon dann gegeben, wenn 
der Antragſteller kein Vermögen beſitzt. 

b) Gebührenfreiheit kann nicht ſchon dann in Anſpruch genommen 
werden, wenn der Antragſteller ſelbſt zur Zahlung der Gebühren nicht in 
der Lage iſt; Vorausſetzung für die Gebührenfreiheit iſt vielmehr, daß auch 
der Unterhaltspflichtige zur Zahlung unvermögend iſt. Die die Unver⸗ 
mögensbeſcheinigung ausſtellende Stelle kann jedoch von umfangreichen Er⸗ 
mittlungen nach einem nicht ohne Schwierigkeiten feſtſtellbaren Unterhalts- 
pflichtigen in der Regel abſehen, es ſei denn, daß eine offenbar mißbräuch⸗ 
liche Berufung auf das Unvermögen zur Zahlung der Gebühren erfolgt. 

e) Da jedem Volksgenoſſen, der den Nachweis der ariſchen Abſtammung 
führen muß, hierzu in der Regel eine längere Friſt zur Verfügung ſteht, 
darf ſein Unvermögen nicht ſchon dann beſcheinigt werden, wenn der An⸗ 
tragſteller den Geſamtbetrag der Gebühren nicht auf einmal zahlen kann, 
ſondern nur dann, wenn er dieſen Betrag auch nicht innerhalb der Friſt 
zurücklegen kann. 

(4) Zu III 2: a) Die Nationalſozialiſtiſche Deutſche Arbeiterpartei und 
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ibre Gliederungen fordern von ihren Mitgliedern den Nachweis der arifchen 
Abſtammung nur nach und nach an, um die z. B. bereits beſtehende Be— 
lastung der Regiſterbehörden nicht untragbar zu machen. Dabei iſt der 
Nachweis regelmäßig zunächſt von den höheren Amtswaltern, Führern uſw. 
zu erbringen, während die große Maſſe der Mitglieder erſt in ſpäterer Zeit 
hierzu aufgefordert werden wird. Soweit auf Grund dieſer Anordnungen 
der Partei uſw. der Abſtammungsnachweis zu erbringen iſt, kann die ge⸗ 
bührenfreie Ausſtellung von Urkunden nicht mit der Begründung gefordert 
werden, die Anforderung erfolge im parteiamtlichen Intereſſe. Jeder Partei- 
genoffe uſw., der zur Zahlung der Gebühren in der Lage iſt, hat vielmehr 
die Verpflichtung, ſich die erforderlichen Urkunden auf eigene Koſten zu be⸗ 
ſchaffen, da er den Abſtammungsnachweis ſelbſt zu führen hat. Soweit 
danach der übliche Abſtammungsnachweis für die Partei uſw. zu erbringen 
iſt, ſcheidet eine gebührenfreie Anforderung der Urkunden im parteiamt⸗ 
lichen Intereſſe aus, gleichgültig, ob fie durch den nachweispflichtigen 
Parteigenoſſen uſw. oder durch die den Nachweis verlangende Dienſtſtelle 
angefordert werden. Dieſe Dienſtſtelle iſt aber z. B. berechtigt, auf dem 
im RdErl. vom 4. März 1935 (MUB. S. 285)1) Abſchn. III 2 letzter Satz, 
geregelten Wege Urkunden im parteiamtlichen Intereſſe gebührenfrei an- 
zufordern, wenn ſie dieſe etwa wegen des Verdachts der Fälſchung ihr vor⸗ 
gelegter Urkunden zu Vergleichszwecken für erforderlich hält. Das Recht 
der höheren Parteidienſtſtellen, Urkunden zu anderen parteiamtlichen Zwecken 
als zur Führung des üblichen Abſtammungsnachweiſes der ihr unterſtellten 
Parteigenoſſen anzufordern, bleibt unberührt. 

b) Urkunden zu amtlichen Zwecken können nach dem RdErl. vom 
4. März 1935 (MBlis. S. 285), Abſchn. III 2, nur durch beſtimmte 
höhere Behörden oder Dienſtſtellen der Partei uſw. angefordert werden. Es 
iſt dabei nicht erforderlich, daß der Leiter der Behörde oder Dienſtſtelle 
das Anforderungsſchreiben ſelbſt unterzeichnet; die Zeichnung kann vielmehr 
durch einen Beauftragten erfolgen. . 

(5) Zu III 3a: a) Wird von Beamten, die nach den Vorſchriften des 
Geſetzes zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums den Nachweis der 
ariſchen Abſtammung nicht zu führen brauchen (Frontkämpfer uſw.) aus 
beſonderem Anlaß dieſer Nachweis verlangt, ſo iſt ein Anſpruch auf Ge⸗ 
bührenfreiheit nicht begründet. 

b) Wehrpflichtige und Angehörige des Arbeitsdienſtes haben als ſolche 
keinen Anſpruch auf Gebührenfreiheite); es hat vielmehr bei der allgemeinen 
Vorſchrift ſein Bewenden, wonach Gebührenfreiheit nur im Falle des Unver⸗ 
mögens in Anſpruch genommen werden kann. Dies gilt auch, ſoweit Wehr⸗ 
pflichtige den Nachweis ihrer Abſtammung vor einer Beförderung führen 
müſſen. Bei den Nachweiſen über die Abſtammung, die die Dienſtpflich⸗ 
tigen nach $ 40 der VO. vom 29. Mai 1935 (RGBl. I S. 697) neben ihrem 
Geburtsſchein bei der Muſterung mitzubringen haben, handelt es ſich in der 
Regel nur um ſolche Nachweiſe, die ſich bereits in ihrem oder ihrer Ange⸗ 
hörigen Beſitz befinden. Die Gebührenfrage ſpielt dabei daher keine Rolle. 


1) S. oben S. 146. 

2) Vgl. auch Schreiben des Reichskriegsdminiſters u. Oberbef. d. Wehr⸗ 
macht an den RuPrMd J. vom 24. März 1936 (Z. f. Standesamtsw. 1936 
S. 115). g ö 
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(6) Zu III 3d: Den Verſorgungsanwärtern werden diejenigen Perſonen 
gleichzuſtellen fein, die ſich kurz vor Erlangung des Verſorgungsſcheins 
bereits um die zum Nachweis ihrer ariſchen Abſtammung bei Bewerbungen 
erforderlichen Urkunden bemühen. Die Urkunden ſind jedoch nur in ein⸗ 
facher Ausfertigung gebührenfrei auszuſtellen. Sind die Urkunden für 
mehrere Bewerbungen erforderlich, muß dem Antragſteller ſelbſt die Ver— 
vielfältigung überlaſſen bleiben). 


(7) In den RdErl. vom 4. März 1935 (MBliV. S. 285) 2) iſt folgender 
Abſchn. III 3e einzufügen: Bei Erlangung von Kinderbeihilfen gemäß 8 14 
der Durchf.⸗Beſt. zur VO. über die Gewährung von Kinderbeihilfen an 
kinderreiche Familien vom 26. September 1935 (RGBl. I S. 1206). In 
Frage kommt die Ausſtellung von Geburtsurkunden der Kinder und von 
Heiratsurkunden ihrer Eltern und ihrer Großelterns). 


9) Durch RdErl. d. Ru pred J. vom 24. November 1936 (RMBliV. 
S. 1597) iſt die den Verſorgungsanwärtern zugebilligte Gebührenfreiheit auch 
den Ehefrauen der Verſorgungsanwärter und den Perſonen gewährt, die ge- 
mäß Abſ. 6 d. RdErl. vom 10. Oktober 1935 den Verſorgungsanwärtern 
gleichgeſtellt werden. 


2) S. oben S. 146. 


3) Hierzu iſt durch RdErl. des Reichsminiſters der Finanzen vom 
10. Oktober 1935 — H 2674 — 10 II — betr. Kinderbeihilfen an kinder⸗ 
reiche Familien (Reichsſteuerblatt S. 1345) folgendes beſtimmt (auszugs⸗ 
weiſe): N 

1. Zweck der Kinderbeihilfe an kinderreiche Fa⸗ 
milien. 


Die Gewährung von Kinderbeihilfen ſetzt. ... voraus: 
1. daß die Eltern Reichsbürger im Sinne des Reichsbürgergeſetzes vom 
15. September 1935 ſind, 


2. daß Vorleben und Leumund der Eltern einwandfrei ſind. 

3. daß Eltern und Kinder frei von erblichen geiſtigen oder körperlichen 
Gebrechen ſind. 

2. Vorausſetzungen für die Gewährung der Kinder⸗ 
beihilfen. 
Der Nachweis, daß Eltern und Kinder deutſchen oder artverwandten Blutes 
(ariſcher Abſtammung) ſind, ſoll durch Vorlegung der Geburtsurkunden der 
Kinder und der Heiratsurkunden ihrer Eltern und ihrer Großeltern geführt 
werden ($ 6 Abſ. 2 der Durchführungsbeſtimmungen). Da jedoch die Stan⸗ 
desämter durch die Ausſtellung der Urkunden beſonders in der erſten Zeit 
nach dem Inkrafttreten der Verordnung ſehr ſtark belaſtet werden würden, 
beſtimme ich, daß bis auf weiteres die Vorlegung aller dieſer Urkunden nur 
dann zu verlangen iſt, wenn begründete Zweifel an der ariſchen Abſtam⸗ 


mung der Eltern und der Kinder beſtehen. Iſt dies nicht der Fall oder 
können die Heiratsurkunden oder einige von ihnen nicht beigebracht werden 
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8 ; 7 8 
Sintranın ans de. Der Sag ven 0,0 NM. ift für jede Abfheift einer 
Fall, daß Abſc dem Kirchenbuch zu erheben. Dies gilt ſowohl für den 
un f hriften mehrerer Eintragungen auf einer einzigen Beſcheini— 
gung zuſammengefaßt werden, als für den Fall, daß auf Anforderung meh— 


rere glei ide 123 5 8 
a chlautende Beſcheinigungen über diefelbe Eintragung ausgeſtellt 


ie u in dem Rdckrl. vom 4. März 1935 (MBliV. S. 285), 
Seele a a u. einer Suchgebühr ausgeſchloſſen tft, ſo geht dieſe 
auaneiihenhe 3 er Vorausſetzung aus, daß der Antragſteller ſeiner Pflicht, 
nachlonemz ngaben über feine Vorfahren zu machen (vgl. aaO. Abſchn. II), 
e a dies der Fall, dürfen die Regiſterbehörden für das Auf- 
1 0 r Urkunde eine Gebühr nicht berechnen, auch wenn es mit einem 
der nn verbunden iſt, weil die Angaben nicht ganz genau 
arbeit andig ſind. Eine allgemein gültige Grenze, wie lange die Such— 
Gebühr ach . einzelnen Urkunde ausgedehnt werden muß, ohne daß eine 
8 a en werden darf, läßt ſich nicht feſtlegen. Von einer kleinen 
9 — ehörde, die nur wenige Anträge zu erledigen hat, wird eine län- 
u s ucharbeit verlangt werden können, als von einer großen Regiſter⸗ 
ehörde, die ohnehin auch durch andere Aufgaben ſtärker in Anſpruch ge⸗ 
nommen iſt. Keinesfalls aber beſteht ein Anſpruch darauf, daß die Regiſter⸗ 
behörden bei Unzulänglichkeiten der gemachten Angaben nach einer ein⸗ 
zelnen Urkunde viele Stunden oder gar Tage ſuchen, ohne daß hierfür 
eine beſondere Gebühr berechnet werden dürfte; denn die Regiſterbehörden 
haben nicht die Aufgabe, bei der Suche nach einer Urkunde die Arbeit 
eines Sippenforſchers zu erſetzen. Iſt es dem Antragſteller nicht möglich, 
ſo genaue Angaben zu machen, daß die beantragte Urkunde ohne lang⸗ 
wieriges Suchen ausgeſtellt werden kann, wird er daher unter Umſtänden 
auf eigene Koſten die Hilfe eines Sippenforſchers in Anſpruch nehmen 
müſſen, ſofern ihm die Beibringung der Urkunde nicht etwa auf Antrag 
von der Stelle erlaſſen wird, die den Nachweis gefordert hat. Es beſtehen 
keine Bedenken dagegen, daß die Regiſterbehörden zur Vereinfachung der 
Arbeit an Stelle eines Sippenforſchers die Sucharbeit für den Antragſteller 
ausführen, ſofern dieſer ſich auf Anfrage damit einverſtanden erklärt. Die 
Vergütung darf jedoch die von der Reichsſtelle für Sippenforſchung im Be⸗ 
ee mit den zuſtändigen kirchlichen Stellen feſtgelegten Sätze nicht über— 

reiten. 


(3. B. weil die betreffenden Perſonenſtandsbücher im Weltkrieg vernichtet 
worden ſind), ſo kann die Vorlegung der Heiratsurkunden unterbleiben, und 
es kann die Verſicherung des Antragſtellers als ausreichend angeſehen 
werden, daß ihm nichts bekannt iſt, woraus geſchloſſen werden könnte, daß 
Eltern und Kinder nicht deutſchen oder artverwandten Blutes ſeien. Auf 
die Vorlegung der Geburtsurkunden der Kinder kann nicht verzichtet werden, 
da dieſe gleichzeitig zum Nachweis dienen, daß die Perſonalien der Kinder 
im Antrag richtig angegeben ſind. Es genügt jedoch, wenn an Stelle der 
vollſtändigen Geburtsurkunden Geburtsſcheine, in denen die Namen der 
Eltern hinzugefügt find*), oder Familienſtammbücher, die die erforderlichen 
Angaben enthalten, eingereicht werden. 


*) D. h. ſog. ¾ Urkunden, z. B. preußiſchen Rechts. 
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e) An die Stelle des RdErl. vom 4. März 1935 (MBliV. S. 285) 
Abſchn. IV, letzter Satz, tritt folgende Vorſchrift: Die angeforderten Ur— 
kunden ſind als gebührenpflichtige Dienſtſache oder gegen Nachnahme zu ver— 
ſenden. Werden Urkunden zu amtlichen Zwecken angefordert, ſo trägt die 
Regifterbebörde die Portokoſten für die Überfendung der Urkunden im Ver⸗ 
bältnis zu denjenigen amtlichen Stellen, bei denen auch im ſonſtigen Ge⸗ 
ſchäftsverkehr die Übernahme der Portokoſten auf den Abſender üblich iſt. 

(9) Die Standesbeamten erhalten auch durch die Zeitſchrift für Standes- 
amtsweſen Kenntnis von dieſem RdErl. 


An die Landesregierungen, den Reichskommiſſar für die Rückgliederung des 
Saarlandes. — Für Preußen: An die Behörden der allgemeinen und 
175 inneren Verwaltung, Gemeinden und Gemeindeverbände, Standes 
eamten. 


11. Beſchaffung von Urkunden zum Nachweiſe der ariſchen Abſtammung 
aus dem Auslande 


RdErl. d. RuPrMdJ. vom 24. September 1935 
— IB 3. 179 II/III (MBliV. S. 1161) N 

(1) Zahlreiche Volksgenoſſen müſſen ſich die Urkunden zum Nachweiſe 
ihrer ariſchen Abſtammung aus dem Auslande, insbeſondere auch aus den 
von Deutſchland abgetrennten Gebieten beſchaffen. Das Verſtändnis für 
die Notwendigkeit der Raſſenſcheidung iſt im Ausland aber erſt im Ent⸗ 
ſtehen begriffen; die ausländiſchen Regiſterbehörden erledigen daher Er⸗ 
ſuchen um Ausſtellung von Urkunden zum Nachweiſe der ariſchen Abſtam⸗ 
mung vielfach nicht mit der wünſchenswerten Beſchleunigung. Dadurch 
treten oft erhebliche Verzögerungen ein; Erinnerungen führen zumeiſt nicht 
zu einer ſchnelleren Behandlung der Anträge. Beſondere Schwierigkeiten 
ergeben ſich, wenn die zur Ermittlung der Urkunden erforderlichen Angaben 
nur ungenau oder unvollſtändig gemacht werden können, wie dies häufig 
der Fall iſt. Es empfiehlt ſich daher, daß die nachweispflichtigen Volks⸗ 
genoſſen ſich nur dann an die ausländiſchen Regiſterbehörden wenden, wenn 
ſie genaue Angaben über die zu ermittelnden Perſonen machen können. In 
allen anderen Fällen wird zweckmäßig bei der Anforderung von Urkunden 
die Vermittlung der zuftändigen deutſchen Konſularbehörden in Anſpruch 
genommen. Die deutſchen Konſulate gewährleiſten, daß die Urkunden ſo 
raſch wie möglich beſchafft werden; Erinnerungen ſind daher zwecklos. In 
Fällen, in denen die Beſchaffung von Urkunden überhaupt nicht möglich iſt, 
wie in weiten Teilen der Sowjet⸗Union, erhalten die Antragſteller umgehen⸗ 
den Beſcheid. Von anderweiten Ermittlungen wird in dieſen Fällen Ab⸗ 
ſtand zu nehmen ſein, da ſie doch erfolglos ſein und gegebenenfalls den Be⸗ 
teiligten im Auslande nur Unannehmlichkeiten bereiten würden. 

(2) Die Beſchaffung von Urkunden aus dem Auslande iſt nicht ge⸗ 
bührenfrei. Die Antragſteller haben vielmehr den deutſchen Konſularbehör⸗ 
den die Gebühren zu erſetzen, die dieſe den ausländiſchen Regiſterbehörden 
für die Ausſtellung von Urkunden bezahlt haben. Außerdem iſt an die 
Konſularbehörden für jede Anforderung, auch wenn ſie mehrere Urkunden 
betrifft, eine Pauſchalgebühr von 1 RM. zu zahlen; dieſer Betrag kommt 
jedoch im Falle des nachgewieſenen Unvermögens des Antragſtellers nicht 
zur Erhebung. 
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(3) Die Standesbeamten erh ie Zeitſchrift fü 
alten auch durch die Zeitſchrift für Standes— 
amtsweſen Kenntnis von dieſem RdErl. W 
An bie Landesregierungen. — Für Preußen: An die Behörden der all⸗ 
dä Sr und der inneren Verwaltung, Gemeinden und Gemeindeber- 
ände ſowie Standesbeamten. 


12. Abſtammungsnachweis beim Nachſuchen von Eheſtandsdarlehen 
RdErl. d. RuPrMdJ. vom 23. Juni 1937 
I B! 3/8 III (RMBliV. S. 1037) 


die A) Der RM. hat ſich damit einverſtanden erklärt, daß die Verlobten, 
g ch Antrag auf Bewilligung eines Eheſtandsdarlehens ftellen, ſtatt 
5 rkunden über ihre Abſtammung!) eine Beſcheinigung des Standes- 
eamten, bei dem ſie das Aufgebot beantragt haben, beibringen, die folgen- 
den Wortlaut hat: 

(2) „Nach der von de vorgelegten Geburtsurkunde 
haben zur Zeit feiner (ihrer) Geburt feine (ihre) Eltern, nämlich der .... 
R Religion und die „ Der Religion ange⸗ 


ee a Religion und die Mutter der.. .... Religion angehört. 
Tatſachen, die dafür ſprechen, daß ein Großelternteil der jüdiſchen Raſſe oder 
Religion angehört hat, ſind weder aus den vorgelegten Urkunden erſichtlich 
noch ſonſt bekanntgeworden.“ 

(3) Die Standesbeamten erhalten auch durch die Zeitſchrift für Stan— 
desamtsweſen Kenntnis von dieſem RdErl. 


13. Erb⸗ und raſſenkundliche Unterſuchungen 
Allgemeine Verfügung d. RIM. vom 27. März 1936 
— 3470 — IV. b 3625 — (DJuſt. 1936 S. 533) 


Der Feſtſtellung der Abſtammung eines Menſchen kommt im national⸗ 
ſozialiſtiſchen Staat eine erhöhte Bedeutung zu. Die erb— und raſſenkundliche 
Unterſuchung der Beteiligten kann in vielen Fällen, die ſich auf andere 
Weiſe nicht oder nicht ausreichend klären laſſen, wertvolle Erkenntniſſe ver⸗ 
mitteln. Im Hinblick auf die nicht unerheblichen Koſten, die durch eine 
erb- und raſſenkundliche Unterſuchung den Beteiligten oder dem Reich ent- 
ſtehen, wird in der Regel eine ſolche Unterſuchung nur angeordnet werden 
können, wenn die beſtehenden Zweifel durch andere Beweismittel, insbe⸗ 
ſondere auch durch Vornahme einer Blutgruppenbeſtimmung nicht haben 
behoben werden können. 

Zur Vornahme von erb- und raſſenkundlichen Unterſuchungen find 
folgende Anſtalten beſonders geeignet: 

1. Kaiſer⸗Wilhelm⸗Inſtitut für Anthropologie Berlin⸗Dahlem, 
Ihneſtr. 22/24, derz. Direktor: Prof. Dr. Eugen Fiſcher. 

2. Anthropologiſches Inſtitut der Univerſität Breslau, Tiergarten⸗ 
ſtraße 74, derz. Direktor: Prof. Dr. Frhr. v. Eickſtedt. 


1) Oder eines Ahnenpaſſes. Dann iſt ein entſpr. Aktenvermerk zu 
machen. 
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3. Univerſttäts- Inſtitut für Erbbiologie und Raſſenhygiene, Frank- 
ſurt a. M., Gartenſtr. 140, derz. Direktor: Prof. Dr. Frhr. von Verſchuer. 

4. Raſſenbiologiſches Inſtitut der Univerſität Hamburg, Moller— 
ſtraße 2, derz. Direktor: Prof. Dr. Walter Scheidt. 

5. Inſtitut für Raſſen- und Völkerkunde an der Univerſität Leipzig, 
Jobannisplatz 1, derz. Direktor: Prof. Dr. O. Rede. 

6. Raſſenbiologiſches Inſtitut der Univerſität Königsberg (Pr.), 
Oberlaak 8,9, derz. Direktor: Prof. Dr. Lothar Loeffler. 

7. Antbropologiſches Inſtitut der Univerſität München, Neuhauſer— 
ſtraße 51, III, derz. Direktor: Prof. Dr. Th. Molliſon. 

8. Thüringiſches Landesamt für Raſſeweſen, Weimar, Marienſtr. 15, 
derz. Präſident: Dr. Aſtel. 

9. Inſtitut für Erbgeſundheit und Raſſenpflege, Gießen, Frankfurter 
Straße 24, derz. Direktor: Dr. H. W. Kranz. 


14. Gebührenſätze für die Durchſicht der Standesregiſter!) 


Der Reichs⸗ und Preußiſche 
Miniſter des Innern. 
IB 1 3/45. Berlin, 16. März 1937. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in Aachen. 


Die von dem Standesbeamten in Kirchhoven vertretene Auffaſſung, daß 
die Standesregiſter nur zur Einſicht in eine beſtimmte Regiſtereintragung 
vorzulegen ſind, iſt zutreffend. Es beſteht für den Standesbeamten keine 
Verpflichtung, die Regiſter zur allgemeinen Durchſicht zur Verfügung zu 
ſtellen. Insbeſondere gilt dies für die Fälle, in denen Perſonen die Durch— 
ſicht wünſchen, die in der Benutzung der Regiſter unerfahren ſind und bei 
denen möglicherweiſe eine Beſchädigung der Regiſter zu befürchten iſt. Auf 
der anderen Seite wird der Standesbeamte perſönlich und ſachlich geeigneten 
Sippenforſchern entgegenkommen müſſen. Soweit die Durchſicht der Re— 
giſter geſtattet wird, müſſen ſich die Beſucher aber den Verhältniſſen des 
Standesamts anpaſſen und jede Störung des Standesamtsbetriebes vermei- 
den. Ihnen einen Einblick in den inneren Dienſtbetrieb des Standesamts 
zu gewähren, iſt zu vermeiden. Dabei wird ihre Anweſenheit in den Dienſt— 
räumen innerhalb der Dienſtſtunden des Standesamts jedoch nicht allgemein 
ausgeſchloſſen werden können. Die Sippenforſcher müſſen aber, wenn dem 
Standesbeamten nur ein Dienſtraum zur Verfügung ſteht, dieſen gegebenen— 
falls verlaſſen, wenn der Standesbeamte ſonſt laufende Dienſtgeſchäfte nicht 
erledigen kann, ohne ſie zur Kenntnis Unbeteiligter zu bringen. Die Ge— 
bühren für die Vorlegung der Regiſter zur Einſicht betragen nach dem 
Tarif zum PStG. für jeden Jahrgang 0,10 RM., für mehrere Jahrgänge 
zuſammen jedoch höchſtens 0,30 RM. Eine Gebühr für die allgemeine und 
unbeſchränkte Durchſicht der Regiſter iſt in dem Tarif zum PStG. nicht feſt⸗ 
geſetzt. In der zurückliegenden Zeit hat nämlich kein genügender Anlaß vor— 
gelegen, hierfür eine beſondere Gebühr feſtzuſetzen; eine ausdrückliche Er— 


1) Vollſt. Regiſterauszüge (Urkunden) koſten 0,60 RM., ſog. abgekürzte 
Urkunden und Scheine 0,20 RM. 
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gänzung des Tarifs in dieſer Richtung wird aber bei der bevorſtehenden 
Neuregelung des Perſonenſtandsrechts erfolgen. Bis zu dieſem Zeitpunkt 
ergeben die Vorſchriften, die für die Benutzung der Kirchenbücher von der 
Reichsſtelle für Sippenforſchung herausgegeben ſind, einen Anhalt, welche 
Gebührenſätze zu erheben ſein werden. Dieſe Gebührenſätze ſind in der 
Zeitſchrift für Standesamtsweſen 1937 auf Seite 361) veröffentlicht. Die 
in Abſ. IVa. a. O. vorgeſehenen Gebührenſätze für die Durchſicht der 
Kirchenbücher gelten daher auch für die Durchſicht der Standesregiſter. Da— 
nach find für die 1. Stunde 1,— RM., für jede weitere Stunde 0,50 RM., 
jedoch nicht mehr als 2 — RM. für einen halben Tag (4 Stunden) und 
4,— RM. für einen ganzen Tag (8 Stunden), zu entrichten. Die Gebühren 
fließen in die Gemeindekaſſe; fie find in gleicher Weiſe wie die ſonſtigen 
e ma Gebühren in ein Verzeichnis einzutragen (AH. 396 
un f 


15. Gebühren für die Benutzung der Kirchenbücher und ſonſtiger 
kirchlicher Archivalien 
(laut Vereinbarung der Reichsſtelle für Sippenforſchung 
mit den oberſten Behörden beider Kirchen) 


I. Abſtammungsnachweiſe, die der Nachweispflichtige auf Grund be— 
hördlicher oder parteiamtlicher Anforderungen zu erbringen hat, gemäß den 
Runderlaſſen des RuPrMd J. vom 4. März 1935 — 1 B. 3/29 — und vom 
10. Oktober 1935 — I B. 3/305 — betr. Gebührenfreiheit bei der Aus⸗ 
ſtellung von Urkunden zum Nachweis der ariſchen Abſtammung. 

a) Gebühr: 

RM. 0,60 je Urkunde. Hat der Antragſteller nur unzulängliche An⸗ 
gaben über Datum und Kirchengemeinde gemacht, ſo iſt bei der Über⸗ 
nahme der Sucharbeit durch die Kirchenbuchführer eine Suchvergütung 
gemäß III zu erheben. 
b) Gebührenfrei: 
Wenn die für die Gebührenfreiheit in obigen Runderlaſſen des 
RuprMd J. vom 4. März 1935 und 10. Oktober 1935 genannten Vor— 
ausſetzungen zutreffen. 

II. Abſtammungsnachweiſe, die ohne Anforderung ſeitens einer behörd⸗ 
lichen oder parteiamtlichen Stelle erbeten werden. 

Gebühr: 
RM. 0,60 je Urkunde. Hat der Antragſteller nur unzulängliche An⸗ 
gaben über Datum und Kirchengemeinde gemacht, ſo iſt bei Über⸗ 
nahme der Sucharbeit durch Kirchenbuchführer eine Suchvergütung 
gemäß III zu erheben. 

Es ſoll die einfache Erklärung des Antragſtellers genügen, daß er aus 
eigenem Intereſſe oder für den Fall, daß er oder ſeine Kinder den Nachweis 
ſpäter einmal für eine Behörde oder eine Dienſtſtelle der Partei brauchen, 
ſich die Unterlagen vorſorglich ſchon jetzt beſchaffen möchte. Vorausſetzung 
iſt, daß die Nachforſchungen nicht über die am 1. Januar 1800 lebenden 
Vorfahren der näheren Ahnenreihe hinausgehen, und daß nur die un 
mittelbaren Vorfahren des Nachweiſenden erfaßt werden. 


1) Abgedruckt nachfolgend unter Nr. 15. 
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III. Nachweis der ariſchen Abſtammung, der über die am 1. Januar 
1800 lebenden Vorfahren der näheren Ahnenreihe hinausgeht, und ſonſtige 
ſippenkundliche Forſchungen; Nachforſchung durch den Kirchenbuchführer. 

Gebühr: 

RM. 0,60 je Urkunde, wenn das Datum und die Kirchengemeinde 
annähernd richtig angegeben wurden. 

Falls längeres Suchen nötig iſt, iſt für jede angebrochene halbe 
Stunde RM. 0,75 zu zahlen. Die Ausfertigung der Urkunde iſt in 
dieſe Gebühr mit eingeſchloſſen. 

IV. Eigene Durchſicht der Kirchenbücher durch den Antragſteller oder 
einen von ihm Beauftragten. 

Gebühr: N 

Für die erſte Stunde RM. 1,—, für jede weitere Stunde RM. 0,50, 
jedoch nicht mehr als RM. 2,— für einen halben (4 Stunden) und 
RM. 4,— für einen ganzen (8 Stunden) Tag. 
V. Beglaubigungen, welche auf Grund von Abſchriften des Antrag— 
ſtellers, der die Kirchenbücher durchgeſehen hat, vorgenommen werden. 
Gebühr: 
RM. 0,30 je Urkunde. Vorausſetzung iſt, daß der zu beglaubigende 
Auszug über den normalen Umfang einer Kirchenbucheintragung nicht 
hinausgeht. Andernfalls iſt die Gebühr in Anlehnung an III zu 
berechnen. 


VI. Der Antragfteller fol ſtets das Recht haben, für vorſtehende Ge— 
bührenſätze an Stelle von Ausfertigungen auf Vordruck vollſtändige, in 
Wortlaut und Schreibweiſe getreue Abſchriften der Eintragungen zu ver— 
langen. Bei Eintragungen, die im Kirchenbuch in Tabellenform mit ent⸗ 
ſprechendem Vordruck vorgenommen ſind, genügt indeſſen die Wiedergabe in 
Textform unter Hinzufügung der gegebenenfalls gekürzten Tabellenüber— 
ſchriften. ö 

VII. Sofern es ſich um Anforderungen für amtliche Zwecke ſeitens der 
in dem Runderlaß des Herrn Reichs- und Preußiſchen Miniſters des In— 
nern vom 4. März 1935 — I B. 3/29 — III/2 — genannten Stellen handelt, 
ſind auch die unter II bis VI genannten Fälle gebührenfrei zu behandeln. 


16. Gebührenfreiheit des Reichsinſtituts für Geſchichte des neuen 
Deutſchlands bei Anforderung von Perſonenſtandsurkunden uſw. 


RdErl. d. RuPrMdJ. vom 31. Auguſt 1936 
— IB 1. 3/254 (RMBliV. S. 1203) 


(1) Die Perſonenſtandsurkunden, Kirchenbuchauszüge uſw., die das 
Reichsinſtitut für Geſchichte des neuen Deutſchlands in Berlin W 35, 
Viktoriaſtr. 31, erfordert, werden zu amtlichen Zwecken gebraucht. Das 
Reichsinſtitut iſt daher gemäß Abſchnitt III Ziff. 2 des RdErl. vom 4. März 
1935 — I B 3/29 (MBliV. S. 285) von der Zahlung der Gebühren befreit. 

(2) Auch im übrigen iſt das Reichsinſtitut als Reichsbehörde im Ver⸗ 
kehr mit den ſtaatlichen und kommunalen Dienſtſtellen in gleichem Umfange 
wie ſonſtige Reichsbehörden von der Zahlung von Verwaltungsgebühren 
befreit. 
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(3) Die Standesbeamten erhalten auch durch die Zeitſchrift für Stan— 
desamtsweſen Kenntnis von dieſem Runderlaß. 

An die Landesregierungen. — Für Preußen: An die Behörden der all- 
gemeinen und der inneren Verwaltung, Gemeinden, Gemeindeverbände, 
Standesbeamten. 

n An den Beauftragten für das Kirchenbuchweſen bei der Deutſchen Evan⸗ 
geliſchen Kirche, Herrn Konſiſtorialpräſ. D. Hoſemann in Breslau 4, die 
kirchliche Informationsſtelle der biſchöflichen Behörden Deutſchlands in 
Berlin, den Präſ. des Reichsinſtituts für Geſchichte des neuen Deutſchlands 
in Berlin, die Reichsſtelle für Sippenforſchung in Berlin durch Abdruck. 


17. Bezeichnung der religiöſen Bekenntniſſe 
RdErl. d. RMdJ. zgl. i. N. d. Std F. u. d. RMfdkirchlA. 
vom 26. November 1936 


— IB17 f II R MBli. S. 1575) 


(0) Die Bezeichnung Diſſident beſagte urſprünglich, daß ihr Träger 
keiner der anerkannten Religionsgemeinſchaften angehörte. Im Sprachge⸗ 
brauch hat ſich dieſer Begriff im Laufe der Zeit jedoch verengt. In weiten 
Kreiſen verſteht man heute unter einem Diſſidenten einen Menſchen, der 
glaubenslos iſt. 

(2) Die Bezeichnung Diſſident kann daher nicht angewandt werden auf 
alle die Volksgenoſſen, die ſich zwar von den anerkannten Religionsgemein— 
ſchaften abgewandt haben, die jedoch nicht glaubenslos ſind. 5 

(8) Eine Klarſtellung der Bezeichnungen der religiöſen Bekenntniſſe iſt 
deshalb erforderlich. Im Einvernehmen mit dem Stellv. d. Führers und 
dem RMfdkirchlA. beſtimme ich daher, daß zukünftig in öffentlichen Liſten, 
Vordrucken und Urkunden auf Grund ihrer Erklärung zu unterſcheiden ſind: 

a) Angehörige einer Religionsgemeinſchaft oder einer Weltanſchauungs— 

gemeinſchaft, 

b) Gottgläubige, 

c) Glaubensloſe. . 

(4) Bei der Perſonenſtandsaufnahme 1937 wird in der Haushaltungsliſte 
die Frageſtellung, die ſich bisher auf die Feſtſtellung der rechtlichen Zuge— 
hörigkeit zu einer anerkannten Religionsgemeinſchaft beſchränkte, entſpre— 
chend geändert. , 

(5) Der RdErl. vom 14. September 1936 — I B 1 3/295 II — über die 
Erfragung der Religionszugehörigkeit zu ſtatiſtiſchen Zwecken (RMBliV. 
S. 1239) wird hiermit aufgehoben. 

(6) Dieſer Erl. gilt für alle Verwaltungen. 

An die nachgeordneten Behörden, die Gemeinden, Gemeindeverbände 
und ſonſtigen Körperſchaften des öffentlichen Rechts. 


18. Begriff „Miſchehe“ 
RdErl. d. RuprMdJ. vom 26. April 1935 
— IV £ 1814/1073 e (MBliV. S. 651) 


Der Begriff „Miſchehe“ wird zur Zeit in verſchiedenem Sinn gebraucht. 
Während der Nationalſozialismus hierunter die Ehe zwiſchen Menſchen ver⸗ 
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ſchiedener Raſſenzugehörigkeit verſteht, wendet die Kirche dieſe Bezeichnung 
auf die Ehe zwiſchen Angehörigen verſchiedener Konfeſſionen an. Ich ordne 
biermit an, daß im behördlichen Verkehr das Wort „Miſchehe“ nur in dem 
Sinne zu gebrauchen iſt, daß hierunter eine zu einer Raſſenmiſchung füh- 
rende Ehe zu verſtehen iſt, d. h. eine ſolche, die zwiſchen einem Arier und 
einer Nichtarierin oder umgekehrt geſchloſſen wird. 
An die Landesregierungen. Für Preußen: An die Ober- und Reg. ⸗Präſ., 
den Staatskommiſſar — jetzt Stadtpräſ. — der Hauptſtadt Berlin, den 
Pol.⸗Präſ. in Berlin. 


19. Verwendung der Bezeichnung „Miſchehe“ 
RdErl. d. RuPrMd J. zgl. i. N. d. RuprMfkirchl A. u. d. Stellvertreters 
des Führers vom 18. Juni 1937 
— IB 3/235 (RMBliV. S. 1011) 


(1) Nach dem RdErl. v. 26. April 1935 (MBliV. S. 651) darf das Wort 
„Miſchehe“ im behördlichen Verkehr nur zur Bezeichnung einer Ehe zwiſchen 
Perſonen, die verſchiedenen Raſſen angehören, nicht dagegen zur Bezeichnung 
einer Ehe zwiſchen Perſonen, deren religiöſes Bekenntnis verſchieden iſt, ver— 
wandt werden. Dasſelbe gilt für die Bezeichnung „gemiſchte Ehe“. 

(2) Ehen zwiſchen Anhängern verſchiedener religiöſer Bekenntniſſe ſind 
in Zukunft als „glaubensverſchiedene Ehen“ zu bezeichnen. Soweit er⸗ 
forderlich, iſt bei den glaubensverſchiedenen Ehen zu unterſcheiden zwiſchen 

a) „konfeſſionsverſchiedenen Ehen“, d. h. Ehen zwiſchen Perſonen, die 
ſich zu verſchiedenen chriſtlichen Konfeſſionen bekennen, und 

b) „religionsverſchiedenen Ehen“, d. h. Ehen zwiſchen Perſonen, deren 
religiöſes Bekenntnis ſonſt verſchieden iſt oder von denen die eine 
glaubenslos iſt. 

(3) Die Standesbeamten erhalten auch durch die Zeitſchrift für Stan— 
desamtsweſen Kenntnis von dieſem RdErl. 

An die nachgeordneten Behörden. 

An a) die Oberſten Reichsbehörden und b) den Präſ. des Statiſtiſchen 
Reichsamts, zu a) durch Abdruck. 


20. Juden und Miſchlinge im Kindesannahmeverfahren 
RdErl. d. RuPrMdJ. vom 6. Auguſt 1937 
— IB! 3/412 V 36 (RMBliV. S. 1345) 
(1) Nach Abſchn. II (4) des RdErl. v. 18. 12. 1933 (MBliV. I S. 1473) 
hat die höhere VerwBehörde, wenn fie gem. Art. III des Gef. v. 23. 11. 
1933 (RGBl. I S. 979) — $ 66 a des Gef. über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeitt) — mit einer Annahme an Kindes Statt be— 
faßt wird, der Beſtätigung des Annahmevertrags zu widerſprechen, ſofern 
der Vertrag zwiſchen einem ariſchen und einem nichtariſchen Vertragsteil 
geſchloſſen werden ſoll. Nachdem die Rechtsſtellung der Juden und der 
jüdiſchen Miſchlinge durch die Nürnberger Geſetze?) eine unterſchiedliche 
Behandlung erfahren hat, wird folgendes beſtimmt: 


1) Vgl. RGBl. 1989 S. 369, 771; 1933 I S. 980. 
2) Vgl. RGBl. 1935 1 S. 1145 u. 1146. 
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a) Sit ein Vertragsteil Jude oder mit einem Juden verheiratet, der 
andere Vertragsteil deutſchblütig oder Miſchling zweiten Grades, ſo iſt der 
Beſtätigung des Annahmevertrags zu widerſprechen. Iſt ein Vertragsteil 
Ausländer, ſo iſt mir zunächſt unter Beifügung der Vorgänge zu berichten. 

b) Iſt ein Vertragsteil Miſchling erſten Grades, der andere deutſch⸗ 
nn oder Miſchling zweiten Grades, jo ift mir unter Beifügung der 

organge zu berichten. R 

c) St ein . Miſchling zweiten Grades, der andere deutſch⸗ 
blütig, jo iſt davon abzuſehen, aus dieſem Grunde der Beſtätigung zu 
widerſprechen. en 

d) Iſt ein Vertragsteil zwar nicht Jude oder jüdiſcher Miſchling, aber 
ſonſt — ganz oder teilweiſe — fremdblütig, ſo iſt mir unter Beifügung 
der Vorgänge zu berichten. 


(2) Zum Nachweis der Abſtammung ſind außer den Geburtsurkunden 
der Vertragsteile die Heiratsurkunden ihrer Eltern, bei unehelichen Kindern 
die Geburtsurkunden der Mutter und des Erzeugers vorzulegen; kann die⸗ 
ſer nicht ermittelt werden, iſt ein Abſtammungsbeſcheid der Reichsſtelle für 
Sippenforſchung beizubringen. Die Vertragsteile haben ferner ſchriftlich 
oder zu Protokoll zu verſichern, was ihnen über die Raſſezugehörigkeit und 
die Religion ihrer Großeltern bekannt iſt und zu erklären, daß fie die An- 
gaben über ihre Abſtammungsverhältniſſe nach beſtem Wiſſen gemacht 
haben. Sind der höheren VerwBehörde beſtimmte Tatſachen bekannt, die 
für eine andere als die von den Vertragsteilen behauptete Abſtammung 
ſprechen, ſo kann ſie die Vorlegung weiterer Urkunden verlangen. 


(3) Die Abſ. 1 und 2 find bei Unterbringung von Kindern in Pflege 
entſprechend anzuwenden. 

(4) Die durch Art. III des Gef. v. 23. 11. 1933 (RG Bl. I S. 979) — 
§ 66 a des Gef. über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
— vorgeſchriebene Anhörung der höheren VerwBehörde über den Antrag 
auf Beſtätigung des Annahmevertrages darf nicht zu einer unangemeſſenen 
Verzögerung des Verfahrens führen. Grundſätzlich ſteht es zwar im freien 
Ermeſſen der höheren VerwBehörde, den Umfang der Ermittlungen vor 
Abgabe ihrer Stellungnahme ſelbſt zu beſtimmen. Es muß aber vermie⸗ 
den werden, daß die bereits von dem Gericht angeſtellten Ermittlungen 
nochmals durch die höhere VerwBehörde angeſtellt werden; die höhere 
VerwBehörde kann vielmehr von dem Ergebnis der Ermittlungen des Ge— 
richts ausgehen und ſich darauf beſchränken, erforderlichenfalls ergänzende 
Feſtſtellungen zu treffen. Die von der höheren VerwgBehörde vorzuneh— 
mende Prüfung wird insbeſondere nach der Richtung einzuſetzen haben, ob 
die in Abſ. 1 dieſes RdErl. ſowie in Abſchn. II Abſ. 3 und 4, des RöErl. 
v. 18. 12. 1933 (MBliV. I S. 1473) dargelegten Geſichtspunkte beachtet find. 
Es muß dabei nach Möglichkeit vermieden werden, daß das Verfahren der 
höheren VerwBehörde dazu führt, die Beteiligten im Hinblick auf die ent⸗ 
ſtehenden oder auch nur befürchteten Schwierigkeiten von der Annahme an 
Kindes Statt abzubringen. In der Regel wird die Stellungnahme der 
höheren VerwBehörde ſpäteſtens binnen 2 Monaten dem Gericht mitzu- 
teilen ſein. Sind die Ermittlungen der höheren VerwBehörden nicht inner- 
halb von 2 Monaten zum Abſchluß gelangt, ſo iſt dies dem Gericht mitzu⸗ 
teilen; dieſe Mitteilung iſt erforderlichenfalls alle 2 Monate zu wiederholen. 

Loͤſener⸗Knoſt, Die Nürnberger Geſetze. 2. Aufl. 1 
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(5) Die Standesbeamten erhalten auch durch die Zeitſchrift für Stan— 
desamtsweſen Kenntnis von dieſem RdErl. 

Zuſatz für den Regierenden Bürgermeiſter in 
Bremen: Auf den Bericht v. 10. 6. 1937 — A 1400. 

Zuſatz für den Ober⸗Präſ. der Prov. Brandenburg 
(Verw. d. Prov. ⸗ Verb.): Auf die Berichte v. 30. 11. 1935, v. 1. 4. 
1936 und v. 10. 7. 1936 — VII i III 2 d. 

An die Reg.-Präſ., den Stadtpräſ. der Reichshauptſtadt Berlin, die 
Pol.-Behörden, die Gemeinden und Gemeindeverbände, die Standesbeamten. 
— Nachrichtlich an die Landesregierungen. , 

An den Stellvertreter des Führers, den Reichsminiſter der Juſtiz 
durch Abdruck. 


21. Anderung von Familiennamen und Vornamen 


RdErl. d. RupPrMdJ. vom 10. san 1937 
— IB! ZuAllg. 21 II (RMBliV. S. 1399) 


(1) Führen deutſchblütige Perſonen jüdiſche Namen, jo wird Anträgen 
auf Anderung dieſer Namen ſtattgegeben (vgl. Abſchn. VII der Richtlinien 
zum RdErl. v. 25. 6. 1934, MBliV. S. 885, den Landesregierungen mit- 
geteilt durch RdErl. v. 26. 12. 1934 — IB (I 2 37), nicht ver⸗ 
öffentl.). Solche Anträge werden regelmäßig auch dann genehmigt, 
wenn ſie von Perſonen geſtellt werden, die — ohne Miſchlinge im Sinne 
des § 2 der 1. VO. zum Reichsbürgergeſ.!) zu fein — einen geringfügigen 
jüdiſchen Bluteinſchlag aufweiſen. Anträgen von jüdiſchen Miſchlingen 
auf Anderung ihres jüdiſchen Namens wird dagegen nicht entſprochen. 

(2) Zum Nachweis der Abſtammung werden regelmäßig die Geburt3- 
und Heiratsurkunden der Eltern ſowie die Geburtsurkunden der Großeltern 
oder ein Ahnenpaß vorgelegt werden müſſen. Beſtehen danach Zweifel an 
der deutſchblütigen Abſtammung, ſo werde ich eine Stellungnahme der 
Reichsſtelle für Sippenforſchung einholen. Der Beibringung der in Abſchn. 
A 1 (0 3 Satz 2 Halbſ. 2 des RdErl. v. 25. 6. 1934 (MBli V. S. 885) 
genannten Urkunden bedarf es daher in Zukunft nicht mehr. 

(3) Die Standesbeamten erhalten auch durch die Zeitſchrift für Stan⸗ 
desamtsweſen Kenntnis von dieſem RdErl. 

An die Landesregierungen, die Reg.⸗Präſ., den Pol.⸗Präſ. in Berlin, 
die Ortspol.⸗Behörden in den Stadtkreiſen, die Standesbeamten. 


22. Überſicht über die Geſetze und Verordnungen des Reichs, in denen 
Anforderungen an die Reinheit des Blutes geſtellt werden?): 


1. Geſetz zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums vom 7. 4. 
1933 — RGBl. ] S. 175 — i. d. F. v. 22. 9.33 — RGBl. ] S. 655 —. 

2. Erſte Verordnung zur Durchführung des Geſetzes zur Wiederher⸗ 
ſtellung des Berufsbeamtentums vom 11. 4. 1933 — RGBl. I 
S. 195 —. 


1) Vgl. RGBl. 1935 I S. 1333, oben ©. 43. 
2) Geſetze und Verordnungen, die außer Kraft getreten oder überholt 
ſind, ſind in Antiquaſchrift wiedergegeben. 


15. 


16. 
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Zweite Verordnung zur Durchführung des Geſetzes zur Wieder⸗ 
herſtellung des Berufsbeamtentums vom 4. 5. 1933 — RGBl. 1 
S. 233 —, in der Faſſung der Verordnungen vom 7. . 1933 
— RGB l. I S. 458 —, 28. 9. 1933 — RGBl. I S. 678 — und 
vom 7. 5. 1934 — RGBl. I S. 373 —. 8 

Dritte Verordnung zur Durchführung des Geſetzes zur Wieder⸗ 
8 des Verufsbeamtentums vom 6. 5. 1933 — RGBl. I 

24 8 


— 


Zweite Verordnung zur Anderung und Ergänzung der Zweiten 
Verordnung zur Durchführung des Geſetzes zur Wiederherſtellung 
des Berufsbeamtentums vom 28. 9. 1933 — RGBl.! S. 678 —. 


. Reichsbeamtengesetz in der Fassung des Gesetzes vom 30. 6. 


1933 — RGBl. I S. 433 —, erſetzt durch das Deutſche Beamten⸗ 
geſetz (D BG.) vom 26. 1. 1937 — RGBl. J S. 39 —. 


. Richtlinien zu $ 1 a des Reichsbeamtengesetzes in der Fassung 


des Gesetzes vom 30. 6. 1933 — RGBl. I S. 433 —, vom 8. 8. 
1933 — RGBL I S. 575 —. 


Gesetz zur Anderung von Vorschriften auf dem Gebiete des 


allgemeinen Beamten,, des Besoldungs- und des Versorgungs- 
rechts vom 30. 6. 1933 — RGBl. I S. 433 —. 


Wehrgeſetz vom 21. 5. 1935 — RGBl. I S. 609 — i. d. F. d. Gef. 


vom 26. 6. 1936 — RGBl. I ©. 518— Dazu VO. über das 
Heiraten der Angehörigen der Wehrmacht vom 1. 4. 1936 — 
Heeresverordnungsblatt S. 121 —. 


Verordnung über die Musterung und Aushebung 1935 vom 


29. 5. 1935 — RGBl. I S. 697 —, erſetzt durch die gleichnamige 
VO. vom 17. 4. 1937 — RGBl. I S. 469 —. 


Verordnung über die Nichtzulassung von Nichtariern zum 


aktiven Wehrdienst vom 25. 7. 1985 — RGBl. I S. 1047 —. 


. Verordnung über das Erfassungswesen in der Fassung vom 
7. 11. 1935 — RGBl. I S. 1297 —, erſetzt durch die gleichnamige 


VO. vom 15. 2. 1937 — RGBl. I S. 205 —. 


. Reichsarbeitsdienſtgeſetz vom 26. 6. 1935 — RGBl. I S. 769 — 


i. d. F. d. Gef. vom 19. 3. 1937 — RGBl. I S. 325 —. 


Zweite Verordnung zur Durchführung und Ergänzung des Reichs⸗ 


arbeitsdienſtgeſetzes vom 1. 10. 1935 — RGBl. 1 S. 1215 —. 


Geſetz gegen die Überfüllung deutſcher Schulen und Hochſchulen 
vom 25. 4. 1933 — RGBl. ! S. 225 —. N 


Erſte Verordnung zur Durchführung des Geſetzes gegen die Über⸗ 
füllung deutſcher Schulen und Hochſchulen vom 25. 4. 1933 
— RGBl. 1 S. 226 —. 


11° 
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28. 


29. 


30. 


31. 


32. 


33. 


7. Geſetz über die Bildung von Studentenſchaften an den wiſſenſchaft⸗ 


lichen Hochſchulen vom 22. 4. 1933 — RGBl. I S. 215 —. 
Reichserbhofgeſetz vom 29. 9. 1933 — RGBl. I ©. 685 —. 

Erste Durchführungsverordnung zum Reichserbhofgesetz vom 
19. 10. 1933 — RGBl. I S. 749 —, erſetzt durch die Erbhof— 
verfahrensordnung (EH Vfo.) vom 21. 12. 1936 — RGBl. I 
S. 1082 —. 


Geſetz über die n zur Rechtsanwaltſchaft vom 7. 4. 1933 


— RGBl. I S. 


. Geſetz ed 5 Sol zur Patentanwaltſchaft und zur 


Rechtsanwaltſchaft vom 22. 4. 1933 — RGBl. I S. 217 —. 


. Gejeg über die Zulaſſung von Steuerberatern vom 6. 5. 1933 


— RGBl. 1 S. 257 —. 


Verordnung zur Durchführung des Sc 107 a der Reichsabgaben⸗ 


ordnung vom 11. 1. 1936 — RGBl. 1 S. 11 —. 


„ Patentanwaltsgeſetz vom 28. 9. 1933 — Rl. S. 669 —. 
. Reichsärzteordnung vom 13. 12. 1935 — RGBl. I S. 1433 —. 
Verordnung über die Zulaſſung von Arzten zur Tätigkeit bei den 


Krankenkaſſen vom 22. 4. 1933 — RGBl. I S. 222 — in der 
Faſſung der Verordnung vom 20. 11. 1933 — RGBl. 1 S. 983 —. 


. Verordnung über die Zulassung von Kriegsteilnehmern zur 


ärztlichen Tätigkeit bei den Krankenkassen vom 9. 5. 1933 — 
RGBl. IJ S. 260 —. 

Verordnung über die Tätigkeit von Zahnärzten und Zahn- 
technikern bei den Krankenkassen vom 2. 6. 1933 — RGBl. I 
S. 350 — in der Fassung der Verordnung vom 20. 11. 1933 
— RGBI. IS. 983 —. 

Verordnung über die Zulassung von Zahnärzten und Zahn- 
technikern zur Tätigkeit bei den Krankenkassen vom 27. 7. 
1933 — RGBl. I S. 541 — in der Fassung der Verordnung 
vom 20. 11. 1983 — RGBl. I S. 983 —. 

Verordnung über die Zulaſſung von Arzten, Zahnärzten und 
Zahntechnikern zur Tätigkeit bei den Krankenkaſſen vom 20. 11. 1933 
— RGBl. I S. 983 —. 

Verordnung über die Zulaſſung von Arzten zur Tätigkeit bei den 
Krankenkaſſen vom 17. 5. 1934 — RGBl. I S. 399 —. 

Dritte Verordnung über die Zulassung von Zahnärzten und 
Dentisten zur Tätigkeit bei den Krankenkassen vom 13. 2. 
1935 — RGBl. I. S. 192 —. 

Vierte Verordnung über die Zulaſſung von Zahnärzten und Den⸗ 
tiſten zur Tätigkeit bei den Krankenkaſſen vom 9. 5. 1935 
— RGBl. 1 S. 594 —. 


34. 


35. 


36. 


37. 


38. 
39. 


40. 


41. 


42. 


43. 


44. 


45. 


46. 
47. 


48. 


49. 


50. 


51. 
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Erſte Verordnung zur Durchführung des Geſetzes über Ehren— 
ämter in der ſozialen Verſicherung und der Reichsverſorgung vom 
19. 5. 1933 — RGBl. I S. 283 —. 

Zweite Verordnung zur Durchführung des Geſetzes über Ehren— 
ämter in der ſozialen Verſicherung und der Reichsverſorgung vom 
23. 6. 1933 — RGBl. I S. 397 —. 

Vierte Verordnung zur Durchführung des Geſetzes über Ehren— 
ämter in der ſozialen Verſicherung und der Reichsverſorgung vom 
9. 9. 1935 — RGBl. I S. 1143 —. 

Vierte Verordnung zur Ausführung des Geſetzes zur Verhütung 
erbkranken Nachwuchſes vom 18. 7. 1935 — RGBl. I S. 1035 —. 


Schriftleitergeſetz vom 4. 10. 1933 — RGBl. I S. 713 —. 

Verordnung über das Inkrafttreten und die Durchführung des 
Schriftleitergeſetzes vom 19. 12. 1933 — RG Bl. I S. 1085 —. 
Verordnung zur Ausführung des Geſetzes zur Verhütung von 


Mißbräuchen auf dem Gebiete der Rechtsberatung vom 13. 12. 1935 
— RGBl. S. 1481 —. 


Verordnung über die Rechtsverhältniſſe der Angehörigen der 
Landespolizei vom 7. 1. 1936 — RGBl. J S. 8 —. 

Verordnung zur Durchführung des § 107 à der Reichsabgaben⸗ 
ordnung vom 11. Januar 1936 — RGBl. 1 S. 11 —. 

Erſte Verordnung des Reichsminiſters des Innern zum Geſetz über 
die Verpachtung und Verwaltung öffentlicher Apotheken vom 
26. 3. 1936 — RGBl. I S. 317 —. 

Reichstierärzteordnung vom 3. 4. 1936 — RGBl. I S. 347 —. 
Erſte Durchführungsverordnung zum Luftſchutzgeſetz vom 4. 5. 1937 
— RGBl. I S. 559 —. 

Reichsbürgergeſetz vom 15. 9. 1935 — RGBl. I S. 1146 —. 

Erſte Verordnung zum Reichsbürgergeſetz vom 14. 11. 1935 
— RGBl. I S. 1333 —. 

Zweite Verordnung zum Reichsbürgergeſetz vom 21. 12. 1935 
— RGBl. I S. 1524 —. 

Geſetz über Maßnahmen im ehemaligen oberſchleſiſchen Abſtim⸗ 
mungsgebiet vom 30. 6. 1937 — RGBl. I S. 717 —. 

Geſetz zum Schutze des deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre 
vom 15. 9. 1935 — RGBl. I S. 1146 —. 


Erſte Verordnung zur Ausführung des Geſetzes zum Schutze des 
deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre vom 14. 11. 1935 
— RBl. I S. 1334 -. 
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